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26. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Beginn

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte
nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist er6ffnet.

Ich mochte vor Eintritt in die Tagesordnung einigen
Kollegen nachtriglich zu ihren Geburtstagen gratulie-
ren. Die Kollegin Astrid Damerow sowie die Kollegen
Dr. Dietmar Bartsch und Dr. Heribert Hirte haben ih-
ren 60. Geburtstag gefeiert.

(Beifall)

Der Kollege von Gottberg hat seinen 78. Geburtstag ge-
feiert.

(Beifall)

Allen Kollegen wiinsche ich im Namen des gesamten
Hauses alles Gute!

Dann miissen wir noch zwei Wahlen durchfiihren.

Die Fraktion der SPD schlégt fiir den Gemeinsamen
Ausschuss gemif} Artikel 53a des Grundgesetzes als
ordentliche Mitglieder den Kollegen Achim Post als
Nachfolger des Kollegen Hubertus Heil und den Kol-
legen Dr. Rolf Miitzenich als Nachfolger der Kollegin
Christine Lambrecht vor. Als stellvertretende Mitglieder
des Gremiums sollen der Kollege Burkhard Lischka
als Nachfolger des Kollegen Achim Post und die Kol-
legin Dr. Biirbel Kofler als Nachfolgerin des Kollegen
Dr. Rolf Miitzenich berufen werden. Sind Sie mit diesen
Vorschldgen einverstanden? — Das ist der Fall. Ich hore
keinen Widerspruch. Dann sind die Kollegin Dr. Kofler
sowie die Kollegen Post, Dr. Miitzenich und Lischka in
den genannten Funktionen als Mitglieder des Gemeinsa-
men Ausschusses gewihlt.

Die Fraktion der SPD hat aulerdem mitgeteilt, dass die
Kollegin Katrin Budde als Schriftfiihrerin ausscheidet.
Als Nachfolgerin wird die Kollegin Elisabeth Kaiser
vorgeschlagen. Sie sind auch damit einverstanden? — Ich
hore keinen Widerspruch. Dann ist die Kollegin Kaiser
als Schriftfiihrerin gewdhlt.

:9.00 Uhr

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgefithrten Punk-
te zu erweitern:

ZP 1 Vereinbarte Debatte

zur aktuellen Lage in Syrien
(siehe 25. Sitzung)

ZP2 Weitere Uberweisungen im vereinfachten Ver-

fahren
(Ergénzung zu TOP 22)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan
Gelbhaar, Daniela Wagner, Oliver Krischer,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Fuf}- und Radverkehr sicherer machen —
Sichtfelderweiterung fiir Fahrerkabinen von
LKW und Abbiegeassistenzsysteme verpflich-
tend einfiihren

Drucksache 19/1202

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Katharina Drége, Anja Hajduk, Harald Ebner,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Marktkonzentration im Agrarmarkt stop-
pen — Artenvielfalt und Ernihrungssouveri-
nitiit erhalten

Drucksache 19/1654

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss flir Wirtschaft und Energie (f)

Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit

Ausschuss flir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung
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(A) ZP3

a)

b)

c)

d)

ZP 4

ZP5

ZP 6

ZP7

Weitere Wahlen zu Gremien

Wahlvorschliage der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der
»Stiftung Berliner Schloss — Humboldtforum*

Drucksache 19/1704
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremi-
ums gemill § 10a Absatz 2 der Bundeshaus-
haltsordnung

Drucksache 19/1705
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemif}
§ 3 des Bundesschuldenwesengesetzes

Drucksache 19/1706
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl von Mitgliedern des Sondergremiums
gemifl § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes

Drucksache 19/1707

Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der
AfD:

Internationales UN-Regelwerk (Global Com-
pact for Migration) — Keine Verlagerung nati-
onaler Zustindigkeiten bei der Zuwanderung
auf transnationale Ebene

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Anderung des Gesetzes, betreffend
die Einfithrung der Zivilprozessordnung

Drucksache 19/1686

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank
Sitta, Judith Skudelny, Daniel Fost, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Luftreinhaltung im StraBenverkehr — Okono-
misch, 6kologisch und sozial

Drucksache 19/1693

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit (f)
Federfiihrung strittig

Beratung des Antrags der Abgeordneten Oliver
Luksic, Torsten Herbst, Bernd Reuther, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Intelligente Mafinahmen zur Verbesserung
der Luftqualitiit in deutschen Stidten ergrei-
fen — Fahrverbote verhindern

Drucksache 19/1695

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit

ZP 8  Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der

FDP:

Haltung der Koalition zu Pliinen der EU-Kom-
mission, den ESM in einen européischen Wih-
rungsfonds zu iiberfiihren

Von der Frist fiir den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Nach dem Tagesordnungspunkt 7 soll nunmehr eine
Aktuelle Stunde mit dem Titel ,,Internationales UN-Re-
gelwerk (Global Compact for Migration) — Keine Verla-
gerung nationaler Zustdndigkeiten bei der Zuwanderung
auf transnationale Ebene® aufgesetzt und die bisher an
dieser Stelle vorgesehene Aktuelle Stunde mit dem Titel
,Haltung der Koalition zu Planen der EU-Kommission,
den ESM in einen europdischen Wahrungsfonds zu iiber-
fiihren* am Freitag als letzter Tagesordnungspunkt auf-
gerufen werden.

Des Weiteren soll der Tagesordnungspunkt 5 — Jah-
resberichte des Wehrbeauftragten — unter Beibehaltung
der vereinbarten Debattenzeit nunmehr vor dem Tages-
ordnungspunkt 8 beraten werden.

SchlieBlich soll der ohne Debatte vorgesechene Tages-
ordnungspunkt 22 a — das ist der Antrag mit dem Titel
,Keine Beschaffung von bewaffneten Drohnen — abge-
setzt werden.

Sie sind mit diesen Vereinbarungen einverstanden? —
Dann ist das so beschlossen.

Damit rufe ich die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 ¢
auf:

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand der
Bemiihungen um Riistungskontrolle, Abriis-
tung und Nichtverbreitung sowie iiber die
Entwicklung der Streitkriftepotenziale (Jah-
resabriistungsbericht 2017)

Drucksache 19/1380

Uberweisungsvorschlag:

Auswirtiger Ausschuss (f)

Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitire Hilfe
Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Auswirtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Dr. Alexander S. Neu, Heike Hinsel, Sevim
Dagdelen, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Keine Stationierung neuer Nuklearwaffen in
der Bundesrepublik — INF-Vertrag erhalten

Drucksachen 19/1299, 19/1733
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c) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Auswartigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Katja
Keul, Agnieszka Brugger, Dr. Tobias Lindner,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Glaubhafter Einsatz fiir nukleare Abriistung
— Nationale Handlungsspielriume nutzen

Drucksachen 19/976, 19/1732

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Auch dazu
gibt es keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich er6ffne die Aussprache und erteile das Wort dem
Bundesminister des Auswirtigen, Heiko Maas.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswértigen:

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Jiingst kiindigte der russische Président in
einer Rede zur Lage der Nation neue offensive Waffen-
systeme an, die das Nuklearpotenzial von Russland er-
heblich erweitern sollen. Auch China, Indien, Pakistan
riisten betrdchtlich auf, und die USA setzen die bereits
begonnene Modernisierung ihres Nuklearwaffenarsenals
fort. Noch viel beunruhigender ist die Tatsache, dass das
Tabu, Chemiewaffen einzusetzen, vielfach gebrochen
worden ist. Wir haben dariiber gestern gesprochen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerne wiirde ich
zu Beginn der Diskussion iiber den Jahresabriistungs-
bericht 2017 anderes berichten, aber die aktuelle sicher-
heitspolitische Lage zwingt uns dazu, zu erkennen — und
es fiihrt kein Weg daran vorbei, dies zu erkennen —:
Die Zeichen stehen in vielen Teilen der Welt auf Auf-
ristung — leider. Gleichzeitig erodiert die weltweite wie
auch speziell die européische regelbasierte und koopera-
tive Abriistungs- und Riistungskontrollarchitektur. Kaum
eines der Regime, die jahrzehntelang zu unserer Sicher-
heit in Europa beigetragen haben, funktioniert noch in
vollem Umfang. So ist seit tiber zehn Jahren der Vertrag
iiber Konventionelle Streitkrafte in Europa durch Russ-
land einseitig suspendiert.

(Widerspruch des Abg. Dr. Alexander S. Neu
[DIE LINKE])

Und es stimmt: Auch andere Vertragsparteien, im Kauka-
sus zum Beispiel, erfiillen diesen nicht in allen Punkten.
Die USA und Russland werfen sich gegenseitig vor, den
INF-Vertrag zu verletzen, anstatt konstruktiv die besorg-
niserregenden Vorwiirfe wechselseitig auszurdumen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie soll man mit
dieser sicherheitspolitischen GroBwetterlage umgehen?
Unsere Aufgabe ist es, den Schutz und die Sicherheit der
Menschen in unserem Land, aber auch dariiber hinaus zu
gewihrleisten, jeder militdrischen Eskalation strikt ent-

gegenzuwirken und auf allen Ebenen fiir politische Lo-
sungen zu kdmpfen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Die NATO-Partner haben beim Warschauer Gipfel 2016
einvernehmlich beschlossen, die konventionellen Vertei-
digungsfahigkeiten zu optimieren. Vor allem aber, meine
Damen und Herren, starken Abriistung, Riistungskontrol-
le und Nichtverbreitung unsere Sicherheit. Das zeigt der
Thnen vorliegende Bericht auerordentlich anschaulich.
Hier wird es notwendig sein, zusitzliches Engagement
zu zeigen. Dies muss aus unserer Sicht drei Ziele ver-
folgen.

Erstens. Wir miissen alles daransetzen, die bestehen-
de Abriistungs- und Riistungskontrollarchitektur zu er-
halten. Das bedeutet vor allem Eskalationsvermeidung
durch Transparenzbildung und Dialog, auch um bereits
verlorengegangenes Vertrauen zuriickzugewinnen. Des-
halb setzen wir uns zum Beispiel in Gespriachen mit
Russland und den anderen OSZE-Staaten fiir den Erhalt
und, wo nétig, auch die Modernisierung der konventio-
nellen Riistungskontrolle in Europa ein.

Zweitens. Wir miissen auch akute Proliferationsrisiken
minimieren. Wir wissen alle: Nordkoreas volkerrechts-
widrige Nuklear- und Raketenprogramme bedrohen den
Frieden und die Sicherheit nicht nur in der dortigen Re-
gion, sondern weltweit. Deutschland steht deswegen hin-
ter dem Doppelansatz aus Sanktionsdruck, aber vor allen
Dingen auch Dialog. Gleichzeitig begriilen wir trotz aller
Skepsis, die man dabei haben kann, jede diplomatische
Bemiihung, die zu einer verbindlichen und iiberpriifba-
ren Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel fiihrt;
denn wir miissen auch im Hinterkopf behalten: Wenn es
nicht gelingt, die nordkoreanische nukleare Bewaffnung
zu beenden, droht die Entstehung weiterer Nuklearwaf-
fenstaaten in Ostasien.

In dieser Situation sollten wir alles dafiir tun, dass eine
bereits weitgehend eingehegte Krise, der Konflikt iiber
das iranische Nuklearprogramm, nicht wieder ausbricht.
Die Unsicherheit iiber die Zukunft der Wiener Nukle-
arvereinbarung ist alles andere als hilfreich. Wir haben
daher ein iiberragendes Interesse daran, dass die Wiener
Nuklearvereinbarung erhalten bleibt. Als E-3-Auflenmi-
nister setzen wir uns gerade sehr intensiv, auch gegen-
iiber den Vereinigten Staaten, dafiir ein, dass das nach
dem 12. Mai so bleibt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Drittens. Wir diirfen — das ist ebenfalls sehr wichtig —
das Ziel einer nuklearwaffenfreien Welt nicht aus den
Augen verlieren. Wir gehen dabei nicht — dariiber haben
wir hier vor einigen Wochen schon ausfiihrlich disku-
tiert — den Weg des Atomwaffenverbotsvertrages. Unser
zentraler Eckpfeiler und Kompass ist und bleibt der nu-
kleare Nichtverbreitungsvertrag. Da gilt es, das Erreich-
te — das ist nicht wenig — zu bewahren. Dafiir setzen wir
uns auch gegeniiber unseren G-7-Partnern ein, die sich
am kommenden Wochenende in Toronto treffen werden.
Denn wir hier in Deutschland haben den Anspruch, die
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Rahmenbedingungen fiir die nuklearwaftfenfreie Welt ak-
tiv mitzugestalten; und das werden wir auch auf diesem
Treffen tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir kdnnen hier bereits Erfolge verbuchen. Maf3geb-
lich auf deutsches Betreiben hin sind die Verhandlun-
gen tiiber ein Verbot zur Herstellung von waffenfahigem
Spaltmaterial ein gutes Stiick ndhergeriickt. Fortschritte
im Bereich der nuklearen Abriistung sind auch dariiber
hinaus moglich, und das, obwohl wir sicherlich in si-
cherheitspolitisch schwierigen Zeiten leben. Das haben
die USA und Russland im Februar dieses Jahres schon
gezeigt. Sie haben die im Rahmen des New-START-Ver-
trages vereinbarten Obergrenzen fiir einsatzbereite stra-
tegische Nuklearwaffen erreicht. Das ist ein gutes Zei-
chen fiir die Verldngerung des Vertrages, die demnéchst
ansteht; und diese Verlangerung brauchen wir fiir die Si-
cherheit in Europa und auch dariiber hinaus.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Uber Si-
cherheit in Europa, in Deutschland und auf der Welt
brauchen wir eine offene und realistische Debatte, und
die wollen wir heute fithren.

Ich danke Ihnen fir Thre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Néchster Redner ist der Kollege Hampel, AfD-Frak-
tion.

(Beifall bei der AfD)

Armin-Paulus Hampel (AfD):

Herr Pridsident! Verehrte Kollegen! Liebe Géste im
Deutschen Bundestag! Ich staune immer, Herr Bundes-
aulBenminister, wenn die Deutschen ithre Weltsicht dar-
legen. Wir wollen in der Korea-Frage mitmischen, wir
wollen in Syrien dabei sein, wir wollen zu einem Aus-
gleich in der Welt beitragen.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Direkt aus dem Berghain! — Wei-
tere Zurufe des Abg. Jiirgen Trittin [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

— Was haben Sie fiir ein Problem?

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir haben keines! Im Gegensatz zu
Ihnen!)

Wir wollen immer bei Dingen mitreden, bei denen
Deutschland im Grunde genommen kein Gewicht hat.

(Katrin Goring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Viel!)

Sie werden es erleben: Wenn die Amerikaner sich in der
Tat entscheiden sollten, den Vertrag mit dem Iran aufzu-
geben, dann werden wir Deutschen daran nichts dndern,
meine Damen und Herren. Auch an dem Dialog zwischen

Nord- und Siidkorea oder gar den USA und Nordkorea
werden wir wahrscheinlich nicht teilhaben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nun wird hier ein Abriistungsbericht vorgelegt. Wis-
sen Sie was: An sich erwarte ich von Frau von der Leyen
erst einmal einen Riistungsbericht; denn in dem Zustand,
in dem die Bundewehr ist, miissen wir erst einmal nach-
legen, bevor man uns in der Welt wieder ernst nimmt.

(Beifall bei der AfD)

Ich habe in meinem journalistischen Beruf iiber 20 Jah-
re Verteidigungs- und AuBenpolitik begleitet, und ich
habe damals immer wieder gehort, dass man nach dem
aus dem Lateinischen stammenden Spruch ,,Willst du
den Frieden, riiste dich fiir den Krieg* ein abgestuftes
Potenzial haben muss, um ernst genommen zu werden.
Wenn wir im konventionellen Bereich schon nicht dazu
in der Lage sind, weil unsere Panzer nicht mehr fahren,
unsere Flugzeuge und Hubschrauber nicht mehr fliegen
und unsere U-Boote an Land bleiben, dann werden wir
dieses konventionelle Potenzial auch nicht als iiberzeu-
gendes Argument in die Diskussion einbringen kénnen.
Wir haben in den vergangenen Jahren, angefangen mit
Herrn Guttenberg, Milliarden in den Verteidigungsetats
eingespart, bis wir jetzt auf amerikanischen Druck auf
die Idee kommen, wir miissten jetzt ein bisschen nach-
legen, um tiberhaupt wieder auf ein Niveau zu kommen,
damit andere Lénder uns ernst nehmen.

Den Einsatz der Bundeswehr in den verschiedenen
Bereichen der Welt wollen iibrigens die meisten Deut-
schen nicht. Wir wollen keine Teilhabe in Syrien, in
Afghanistan, in Regionen, wo wir erstens den Schaden
nicht angerichtet haben und zu denen wir zweitens auch
keine historische Beziehung haben. Lander wie Syrien,
Irak und andere Nahoststaaten sind doch zuallererst ein-
mal auf die Vereinigten Staaten von Amerika angewie-
sen; denn die haben mit dem Irakkrieg die Konflikte be-
gonnen. Derzeit befindet sich der Nahe Osten fast durch
die Bank weg in Aufruhr und Instabilitéit. Deshalb ist das
zuallererst Aufgabe der Amerikaner und dann vielleicht
der ehemaligen Kolonialldnder. Denn seien wir ehrlich,
meine Damen und Herren: Wir rdumen derzeit den post-
kolonialen Schrott von Grofbritannien und Frankreich
auf. Und da war Deutschland in der Vergangenheit eben
nicht beteiligt. Deshalb sind diese Lander zuallererst in
der Verantwortung und miissen ihren Beitrag leisten.

(Beifall bei der AfD)

Es wird hier immer dariiber gesprochen, dass man nu-
klear abriisten misse. Ja, das wollen wir alle. Wir wollen
vor allen Dingen, dass Lénder wie Pakistan, Indien, aber
vielleicht auch Israel nicht unbedingt {iber grole Atom-
waffenpotenziale verfiigen, am besten iliber gar keine
Atomwaffen. Aber wir wissen auch, dass die nukleare
Verteidigungskomponente {iber Jahrzehnte den Frieden
in Europa garantiert hat. Und dann miissen wir dem Biir-
ger auch ernsthaft und ehrlich sagen: Auch diese ist ein
Teil der Abschreckung, nicht gegen irgendjemanden, son-
dern sie einfach — wie heif}t es so schon? — als System der
kollektiven Verteidigung — das ist die NATO — zu haben,
hat potenzielle Gegner politisch davon abgeschreckt, in
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Europa gefahrliche Dinge einzugehen. Das ist das alles
Entscheidende.

In Threm schonen Abriistungsbericht werde ich
auf 170 Seiten mit Details zugeschiittet. Das will kein
Mensch wissen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zuruf von der
SPD: Doch!)

Ich mochte Thre Generallinie wissen. Ich mochte wissen:
Was haben Sie erreicht? Welche Ziele setzen Sie sich fiir
die Zukunft? Das steht ndmlich nicht in diesem Bericht.
Das will aber die deutsche Bevdlkerung horen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Also seien wir gegeniiber unseren Landsleuten ehrlich

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: ,,Ehrlich® ist ein gutes Stichwort! Wo
sind eigentlich die 27 000 Euro?)

und sagen ihnen: Wir brauchen eine konventionelle
Riistung, die iiberzeugt. Unsere Panzer miissen wieder
fahren, die Flugzeuge wieder fliegen und die Schiffe
in See stechen. Und wir miissen genauso mit unseren
NATO-Partnern eine Flexible Response in der nuklearen
Abschreckung erreichen, die {iberzeugend ist fiir jeden,
der Unruhe in Europa stiften will. Sie wissen, Sie errei-
chen das nicht mit Sanktionen — dann verhandelt keiner
mit Thnen, Herr Maas —, sondern mit einem Gespréch in
Moskau. Gespriache mit Moskau statt Sanktionen garan-
tieren den europdischen Frieden. Dahin miissen wir. Das
muss das deutsche Ziel sein.

Ich danke Thnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Jiirgen Hardt,
CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jiirgen Hardt (CDU/CSU):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
finde, dass der von der Bundesregierung vorgelegte Be-
richt ein erfreuliches Beispiel dafiir ist, dass man durch
Prézision und gebiindelte Information den Erkenntnis-
fortschritt im Parlament tatsidchlich fordert. Ich finde den
vorgelegten Bericht ausgezeichnet. Ich finde es gut, dass
wir solche Debatten hier im Deutschen Bundestag haben
und regelméBig dariiber beraten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich mochte auf drei besondere Aspekte eingehen.

Der erste Aspekt betrifft die Frage der nuklearen Auf-
ristung von Iran und Nordkorea. Deutschland hat an der
Seite der fiinf stindigen Mitglieder im Sicherheitsrat
intensiv an fithrender Stelle fiir das Nuklearabkommen
mit dem Iran gekdmpft. Wir haben natiirlich auch wei-
tere Fragen an die iranische Politik beziiglich ihrer Ag-

gressivitdt gegeniiber Israel und ihrer Unterstiitzung der
Terroristen im Jemen. Aber wir sind der Meinung, dass
dieser Vertrag ein Fortschritt gegeniiber dem Zustand ist,
der vor dem Vertrag bestanden hat. Deswegen kdmpfen
wir dafiir, dass dieser Vertrag erhalten bleibt. So hat er
ja auch die Sicherheit des Staates Israel gegeniiber dem
Zustand, der vorher herrschte, erh6ht.

Wir werden am 12. Mai eine wichtige Entscheidung
in Amerika erleben. Ich danke der Bundesregierung da-
fiir — sie hat die volle Unterstiitzung der Regierungskoa-
lition —, dass sie mit den Amerikanern gemeinsam einen
Weg sucht, der es dem amerikanischen Prasidenten trotz
der Dinge, die er im Wahlkampf gesagt hat und seinen
Waihlern versprochen hat, letztlich ermoglicht, an diesem
Vertrag festzuhalten. Wenn man mit Generalen und Po-
litikern in Israel spricht — die israelische Regierung ist
diesem Vertrag gegeniiber ja negativ eingestellt —, hort
man hinter den Kulissen eben oft auch: Wir wiirden uns
mehr wiinschen, aber diesen Vertrag iiber Bord zu wer-
fen, ist keine gute Politik im Sinne der Sicherheit des
Staates Israel. — Dieser begeht ja in diesen Tagen seinen
70. Geburtstag, zu dem wir herzlich gratulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Der zweite Aspekt, auf den ich eingehen will, ist die
Frage nach chemischen Waffen. Wir haben ein vélker-
rechtlich sehr strenges Regime, was das Verbot chemi-
scher Waffen angeht. Aber wir wissen, dass in dieser
Welt chemische Waffen weiterhin existieren. Wir haben
Beispiele dafiir, dass sie leider auch eingesetzt werden:
entweder im Krieg wie in Syrien in den vergangenen
Wochen und in vielen Fillen davor oder im Bereich kri-
mineller Handlungen, wie wir es im Fall Skripal in GroB-
britannien erlebt haben.

Das volkerrechtliche Regime gegen Chemiewaffen
ist nur dann wirksam durchsetzbar, wenn alle Vertrags-
parteien, wenn alle Partner, die den Vertrag von 1997
unterschrieben haben, Unterstiitzung dabei leisten, dass
dieser Vertrag durchgesetzt werden kann, dass sie dann,
wenn die Behorde in Den Haag ermittelt, woher eine che-
mische Waffe kommt, die Tiiren von Instituten, Laboren
und Lagern 6ffnen, in denen méglicherweise solche Waf-
fen hergestellt worden sind und vielleicht noch entspre-
chende Bestinde vorhanden sind. Wenn einzelne Partner,
in diesem Zusammenhang sei namentlich Russland ge-
nannt, den Zugang und die Offnung ihrer entsprechenden
Labore verweigern, dann ist es natiirlich nicht moglich,
einen so sicheren Beweis iiber die Herkunft des Stoffes
zu fithren, wie wir uns das wiinschen wiirden. Das wire
moglich, wenn die Inspektoren tatsichlich in die ent-
sprechenden Labore gehen konnten. Insofern ist es die
Pflicht eines jeden Unterzeichners dieses Abkommens,
nicht nur die entsprechenden chemischen Waffen zu ver-
nichten bzw. entsprechend dem Abkommen gar nicht zu
produzieren, sondern auch das Verifikationsregime, das
dahintersteht und erforderlich ist, nach Kriften zu unter-
stiitzen. Das ist mein Appell an Russland.

Der dritte Aspekt, auf den ich eingehen mdchte, ist
die Frage des Mittelstreckenraketenvertrags aus den
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80er-Jahren zwischen den USA und Russland bzw. da-
mals der Sowjetunion. Die Frage der Stationierung von
atomaren Mittelstreckenwaffen in Europa hat Anfang der
80er-Jahre die o6ffentliche Meinung in Deutschland und
in anderen Teilen Europas gespalten, und sie hat zum
Bruch einer Bundesregierung gefiihrt. Es war ein enor-
mer Quantensprung in der Friedenspolitik, dass es gelun-
gen ist, die landgestiitzten Raketen mit einer Reichweite
zwischen 500 und 5 000 Kilometern in Europa komplett
abzuschaffen. Im Ubrigen hitten die Anhéinger der Frie-
densbewegung Anfang der 80er-Jahre gar nicht zu ertrau-
men gewagt, dass tatsédchlich schon wenige Jahre spéter
diese Waffen komplett verschwinden.

Wir haben jetzt Anzeichen dafiir, dass durch neue
Technologie und Modernisierung moglicherweise dieser
Vertrag infrage steht. Ich pladiere und appelliere an die
Bundesregierung und alle Beteiligten, mit aller Effizienz
und Sorgfalt zu untersuchen, ob die Vorwiirfe, die im
Raum stehen, tatsdchlich berechtigt sind, dass nidmlich
die SSC-8-Raketen Russlands moglicherweise diesen
Vertrag verletzen, oder ob das eben nicht der Fall ist. Ich
appelliere, dass wir uns diesem Thema intensiv widmen,
weil es fiir die Sicherheit Deutschlands und Europas von
so grof3er und tragender Bedeutung ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Nichster Redner ist der Kollege Alexander Miiller,
FDP.

(Beifall bei der FDP)

Alexander Miiller (FDP):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um
zu Abkommen zur Abriistung zu kommen, ist ein zdher
und oft Jahrzehnte dauernder Prozess nétig. Trotzdem
muss immer wieder neu versucht werden, durch inter-
nationale Verhandlungen Fortschritte zu erreichen. Der
Abriistungsbericht der Bundesregierung macht deut-
lich, wie miihselig die internationalen Bemiithungen um
Abriistung sind. Wir begriilen dabei die vielfaltigen Ak-
tivititen, die im vorliegenden Abriistungsbericht doku-
mentiert sind.

Es gibt immer wieder Riickschldge bei der Verldnge-
rung und der Kontrolle der Vertrdge. Trotzdem ist es seit
dem Hohepunkt des Kalten Krieges international gelun-
gen, durch hartndckige Abriistungsverhandlungen die
Anzahl der nuklearen Sprengkdpfe von 64 000 auf heute
15 000 zu reduzieren. So wurden in 30 Jahren immerhin
schon drei Viertel des Weges zu Global Zero zuriickge-
legt, also zu dem Ziel einer Welt ohne Nuklearwaffen.
Wir Freien Demokraten verlieren dieses Ziel nicht aus
den Augen. Dieser Weg zur atomwaffenfreien Welt muss
weiter beschritten werden.

(Beifall bei der FDP)

Trotzdem mussten wir durch Erfahrung lernen, dass
dieser Weg nicht iiber den einseitigen Totalverzicht auf

nukleare Abschreckung fiihrt, so wie ihn Griine und Lin-
ke hier beantragt haben. Auch hier in Europa gibt es im-
mer noch Krifte, die das Volkerrecht mit Fiilen treten,
die das Budapester Memorandum und die Schlussakte
von Helsinki erst unterzeichnen, um dann beides zu bre-
chen. Solange es Méchte gibt, die in militdrisch aggressi-
ver Weise ihre friedlichen Nachbarn unterwerfen wollen,
miissen wir uns durch Abschreckung selbst verteidigen
konnen. Das ist unsere feste Uberzeugung.

(Beifall bei der FDP)

In drei Wochen entscheidet sich die Zukunft des
Iran-Abkommens, mit dem es gelungen ist, Iran zu
verpflichten, Nukleartechnologie ausschlieBlich fried-
lich zu nutzen und die Einhaltung wirksam tiberpriifen
zu lassen. Iran hat sich an alle Regeln gehalten und hat
heute kein hochangereichertes Nuklearmaterial mehr.
Trotzdem denkt der amerikanische Président laut iiber
eine Kiindigung dieses Abkommens nach. Es wire das
Ende der Friichte jahrzehntelanger Bemiihungen um die
Eingrenzung der Verbreitung von Atomwaftfen. Wir ap-
pellieren an die Bundesregierung und an den franzdsi-
schen Prisidenten, der heute hier in Berlin zu Gast ist,
bei ihren Gesprichen kommende Woche in Washington
alle diplomatischen Kanile zu nutzen und auf Président
Trump einzuwirken, damit dieses Abriistungsabkommen
eingehalten und nicht zerstort wird.

Dasselbe gilt natiirlich fiir den Friedensprozess in Ko-
rea. Hier 6ffnet sich gerade ein Fenster fiir einen Dialog
mit dem nordkoreanischen Prisidenten, der zu einem
Friedensprozess der koreanischen Staaten und zu einer
Wiedereinbindung Nordkoreas in internationale Nuklear-
abkommen fiihren kann. Auch hier miissen wir Européer
alle Gespriachsmoglichkeiten nutzen, insbesondere bei
der Gelegenheit in der amerikanischen Hauptstadt néchs-
te Woche, wenn die Kanzlerin auf den amerikanischen
Présidenten trifft.

(Beifall bei der FDP)

Die Ereignisse der letzten Wochen haben uns gezeigt,
wie wichtig das Thema Riistungskontrolle nach wie vor
ist. Die Vergiftung der Familie Skripal und der Einsatz
von Chemiewaffen in Syrien zeigen: Es ist unfassbar,
dass 100 Jahre nach der Achtung von biologischen und
chemischen Waffen durch das Genfer Protokoll und vie-
le weitere Abkommen danach heute noch immer solche
Waffen eingesetzt werden.

Die UNO will aktiv untersuchen, wer im syrischen
Duma Giftgas eingesetzt hat, doch das Untersuchungs-
team der OPCW wird stéindig hingehalten, wird beschos-
sen, und die Aufklédrung wird systematisch behindert. Im
UNO-Sicherheitsrat blockiert Russland Resolutionen zur
Sanktionierung der Giftgaseinsitze. Es ist fiir uns uner-
traglich, ohnméchtig zuschauen zu miissen, wie in Syrien
seit Jahren immer und immer wieder Giftgas gegen die
eigene Bevolkerung eingesetzt wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Umso unverstdndlicher ist fiir uns, wenn die Fraktion
Die Linke dann bei den Beratungen in den Gremien die-
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ses Hauses spekuliert, die Giftgaseinsétze konnten ja von
interessierten westlichen Kreisen inszeniert worden sein.

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: Un-
glaublich!)

Angesichts der erdriickenden Faktenlage ist das schlicht
zynisch gegeniiber den ermordeten Giftgasopfern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU - Zurufe des Abg.
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE])

Wir sollten in diesem Haus alle ein Interesse daran ha-
ben, dass die Aufklarung der Giftgaseinsitze nicht langer
behindert wird, und nicht mit kruden Verschworungsthe-
orien das weitere Verwischen von Spuren betreiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Néchster Redner ist der Kollege Dr. Gregor Gysi,
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Herr Maas, Sie als Minister
des Auswirtigen haben die Schwierigkeiten bei internati-
onalen Abriistungsbemiihungen beklagt und auf die Ge-
fahrdung des Vertrages iiber die Begrenzung der nuklea-
ren Mittelstreckenraketen hingewiesen. Thre Hauptsorge
ist Russland. Das ist nur alles in hohem MaBe unglaub-
wiirdig, wenn man die Aufriistung im Westen und in
Deutschland und die Einseitigkeit der Vorverurteilungen
und Maflnahmen im Westen, speziell auch in Deutsch-
land, beobachtet.

Sie wiesen zum Beispiel darauf hin, dass der Vertrag
iiber Konventionelle Streitkréfte in Europa von Russland
gekiindigt wurde — Russland ist ausgetreten —; aber Sie
verschweigen, dass sdmtliche NATO-Staaten die Rati-
fizierung abgelehnt haben und Russland deshalb ausge-
stiegen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Russland — das stimmt — holte sich volkerrechtswidrig
die Krim, stiitzte sich aber darauf, dass die NATO mit
Deutschland volkerrechtswidrig, das heif3it, unter Verlet-
zung der territorialen Integritit, ohne Zustimmung Ser-
biens, das Kosovo abtrennte. Damals habe ich Sie ge-
warnt, dass Sie damit ein negatives volkerrechtswidriges
Beispiel schaffen, aber es interessierte Sie nicht, weil der
Westen so sehr gegen Russland siegte, dass er meinte,
das Volkerrecht nicht mehr zu benétigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Darauf stiitzen sich im Ubrigen auch die Katalanen und
die Menschen im Nordirak. Ubrigens: Wer nicht aufhd-
ren kann, zu siegen, wie bei der Herstellung der deut-
schen Einheit, bezahlt eines Tages dafiir. Jetzt ist es welt-
weit und in Europa so weit.

Der Krieg der USA und anderer gegen den Irak war
volkerrechtswidrig. Sie waren vom Irak nicht angegriffen
worden, und es gab auch keinen Sicherheitsratsbeschluss.
Der Krieg der Tiirkei gegen Syrien ist volkerrechtswid-
rig. Wieder gab es keinen Angriff, keinen Sicherheitsrats-
beschluss.

Gegen Russland wurden umfangreiche Sanktionen
beschlossen, gegen die USA und die Tiirkei wagen Sie
nicht einmal dariiber nachzudenken. Sie werden eine
Gleichbehandlung ablehnen, aber vergessen, dass Putin
und die russische Bevolkerung die unterschiedliche Be-
handlung durch die gesamte EU mitbekommen. Deshalb
unterstiitzt — leider — Putin jetzt alle Krifte gegen die EU.
Mit anderen Worten: Das beweist schon, wie falsch diese
Aktionen sind und dass sie endlich aufgehoben werden
miissen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Ubrigens: Der Militérschlag der USA, GroBbritanni-
ens und Frankreichs gegen Syrien war ebenfalls volker-
rechtswidrig — wieder kein Angriff, wieder kein Sicher-
heitsratsbeschluss.

Das groBe Problem besteht demnach in dem absichts-
vollen Abschied von einer Sicherheitskultur des Dialogs,
des Respekts und der gemeinsamen Sicherheit in den in-
ternationalen Beziehungen. Ich sehe keine Bemiihungen,
dahin zuriickzukehren. Im Gegenteil: Es ist fatal, dass
Sie erst glaubten, die russischen Kooperationsangebote,
die Putin 2001 hier im Bundestag in Fragen der Wirt-
schaft und der Sicherheit gemacht hat, ignorieren zu kon-
nen, und nun den Konfrontationskurs der USA ohne Sinn
und Verstand mittragen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die NATO will mit Zustimmung der Bundesregierung
pro Mitgliedsland 2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
fiir Militdr ausgeben. US-Prisident Trump rief Europa
zu, dass das nun endlich zu verwirklichen sei. Sofort rie-
fen Frau Merkel und Frau von der Leyen hier: Wir sind
artig, wir machen das. — Sie wissen es moglicherweise
nicht, meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung, aber man darf zu Herrn Trump auch Nein sagen.

(Beifall bei der LINKEN)
Allerdings braucht man dafiir etwas Kreuz im Riicken.

2017 wurden 37 Milliarden Euro fiir Militir aus-
gegeben. Das waren schon 2 Milliarden Euro mehr als
2016. Es waren aber erst 1,22 Prozent des Bruttoinlands-
produkts. In diesem Jahr sollen es schon 38,5 Milli-
arden Euro sein. Nur zum Vergleich: Fiir Bildung und
Forschung wollen Sie 17,5 Milliarden Euro und fiir Ge-
sundheit 15,2 Milliarden Euro ausgeben, also deutlich
weniger als fiir Militir und Riistung. Wenn Sie 2024 das
2-Prozent-Ziel wirklich erreichen wollen, miissten Sie
75 Milliarden Euro fiir Riistung und Militdr ausgeben —
eine gigantische Aufriistung, eine gigantische Verschleu-
derung von Steuermitteln,

(Beifall bei der LINKEN)
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und das alles, obwohl es keinen einzigen Staat gibt, der
die Absicht hat, Deutschland militdrisch anzugreifen. Na-
tiirlich lancieren Sie Meldungen in den Medien, woran
es der Bundeswehr iiberall fehlt. Auch die Berichte iiber
die internationalen Spannungen sollen dazu beitragen,
die Bevolkerung von der Notwendigkeit der Riistung zu
iiberzeugen. Aber die Mehrheit tragt das nicht mit.

Die Bundeswehr ist derzeit an 14 Auslandseinsétzen
beteiligt, mit bis zu 3 600 Soldatinnen und Soldaten. Ich
will ganz kurz auf drei Beispiele eingehen.

Afghanistan: Der Einsatz lauft seit 2001, also schon
iiber 16 Jahre. Der Einsatz war von Anfang an falsch;
aber Sie mussten ja mitmachen und haben damit eine Si-
tuation geschaffen, die so instabil ist, wie man es sich
kaum vorstellen kann. Statt Abzug hat die Bundestags-
mehrheit nun sogar eine Aufstockung der Truppenstérke
beschlossen. Deutlicher kann man das Scheitern nicht
zeigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Kosovo: Der Einsatz lduft seit 1999 — das sind
bald 20 Jahre —, nach einer Beteiligung an einem vol-
kerrechtswidrigen Krieg. Wie lange soll die Anwesenheit
unserer Soldaten im Kosovo noch dauern? 100 Jahre?
Was haben Sie da eigentlich fiir Vorstellungen?

Jordanien und Tiirkei: Uberwachung des syrischen
Luftraums. Alle Daten, die unsere Soldaten einsammeln,
gehen an die Allianz gegen den ,Islamischen Staat®.
Zu dieser Allianz gehdren auch die USA, GroBbritanni-
en und Frankreich und die Tiirkei. Sie alle bekommen
die Daten und nutzen sie. Die Bundeskanzlerin sagte:
Deutschland wird sich an dem Militirschlag der USA,
Grofbritanniens und Frankreichs nicht beteiligen. — Wir
sind beteiligt! Denn sie bekommen von uns die Daten,
die sie fiir diesen Militdrschlag nutzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Tiirkei — das ist noch schlimmer —, mit Erdogan
an der Spitze, bekdmpft in Syrien die Kurdinnen und
Kurden, die die Hauptlast des Kampfes gegen den ,,Is-
lamischen Staat getragen haben. Erst kdimpfen sie also
an unserer Seite, dann lassen wir zu, dass sie beschossen
und ermordet werden, noch dazu mit deutschen Waffen
und auf der Grundlage der von uns gelieferten Daten.
Das ist ein unbeschreiblicher Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wollen uns wirklich glauben machen, dass all die-
se Einsdtze ein Beitrag zur atomaren Abriistung sind?
Warum sorgen Sie nicht wenigstens dafiir, dass wir
atomwaffenfrei werden? Warum beschlieBen wir nicht,
die USA aufzufordern, ihre Atomwaffen aus Deutschland
abzuziehen?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Das wire doch mal ein Schritt in die richtige Richtung.

Ich merke, dass meine Redezeit ablduft. — Herr Bun-
destagsprésident, ich will es Thnen bloB kurz erkldren:
Wissen Sie, als ich vor einem Jahr hier geredet habe, —

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:
Erklédren Sie mir das nachher.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
— hatte ich immer sieben Minuten Redezeit.

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:
Die Zeit ist rum, Herr Kollege Gysi.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Ich weil3, aber ich muss mich erst auf die sechs Minu-
ten einstellen.

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:
Aber Sie haben jetzt auch schon sieben Minuten ge-
sprochen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Ist gut. Ich hore dann auf.

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:
Ich danke Thnen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):

Ich sage nur so viel: Sie, Herr Bundesauf3enminister
und die anderen, miissen merken, dass wir, wenn wir
wirklich vorankommen wollen, ein grundlegend anderes
Verhéltnis Europas und speziell Deutschlands zu Russ-
land brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die SPD bitte ich, einmal daran zu denken, wie sie unter
Willy Brandt dachte. Die heutige Politik hat damit nichts
zu tun; aber Sie machen das alles mit. Denken Sie darii-
ber nach!

(Beifall bei der LINKEN — Andrea Nahles
[SPD]: Die Welt ist eine andere!)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:
Néchste Rednerin ist die Kollegin Katja Keul, Biind-
nis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zunéchst das Positive: Gut, dass es die-
sen Abriistungsbericht gibt, und gut, dass wir dariiber
reden. Fiir uns Griine steht auler Frage, dass Abriis-
tungsbemiihungen heute notwendiger sind denn je. Auch
die Bundesregierung betont im Bericht immer wieder
ihre Besorgnis iiber die aktuelle Aufriistungsspirale.
Gleichzeitig ist aber das Schweigen der Bundesregie-
rung uniiberhorbar, wenn es darum geht, den Abzug der
Atomraketen aus Deutschland durchzusetzen oder den
Atomwaffenverbotsvertrag zu unterstiitzen. Dabei hatten
wir doch 2010 alle gemeinsam hier im Bundestag genau
dies beschlossen. Heute betont die Bundesregierung nur
noch, dass ein Engagement im Rahmen der bestehenden
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Vertrdge und Systeme erfolgen soll. In Zeiten erodieren-
der Vertragsgrundlagen ist das aber nicht genug.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Bei Atomwaffen heifit der Status quo nidmlich Mo-
dernisierung und Investitionen in Milliardenhdhe.
Deutschland liefert dazu noch das Spaltmaterial fiir die
US-Atomraketen. Aus Sicht meiner Fraktion ist das der
falsche Weg.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Auch Steinmeier hatte 2016 als AuBenminister vollig zu
Recht neue Initiativen angemahnt. Ich hoffe doch sehr,
dass Sie, Herr Maas, sich davon nicht verabschieden
wollen.

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE
LINKE])

Wir brauchen dringend neue vertrauensbildende MaB-
nahmen, gerade dann, wenn wir den INF-Vertrag retten
wollen. Das Misstrauen gegeniiber Russland, was die
Reichweite der SSC-8-Raketen betrifft, ist bislang eben-
so wenig ausgerdumt wie das Misstrauen der Russen
gegeniiber dem US-Raketenabwehrsystem, das mog-
licherweise auch mit Offensivsprengkdrpern versehen
werden kann. Dass der Raketenabwehrschirm die Auf-
riistungsspirale massiv befeuert, haben wir Griinen schon
seit Jahren kritisiert. Bevor wir aber der Diskussion iiber
neue Mittelstreckenraketen in Europa freien Lauf lassen,
konnte Deutschland beispielsweise gegenseitige Inspek-
tionen ins Spiel bringen. Voraussetzung fiir jede Art von
vertrauensbildenden Mafinahmen ist aber erst einmal,
dass man den politischen Willen dazu hat. Da habe ich
inzwischen doch einige Zweifel.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE])

In der Fragestunde der letzten Sitzungswoche vor
Ostern hat Auflenminister Maas in Bezug auf die vorge-
schlagenen Inspektionen gesagt, er wiirde davor warnen,
irgendwelche Deals mit der russischen Seite zu machen.
Das ist doch wirklich allerhand.

(Beifall der Abg. Jirgen Trittin [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN] und Kathrin Vogler
[DIE LINKE])

Eine solche AuBerung stellt den gesamten Abriistungs-
bericht infrage. Mit wem wollen Sie denn Abriistungs-
vertrdge schlieBen, wenn nicht mit Russland? Mit sich
selbst?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der FDP)

Es gibt leider nicht mehr sehr viele funktionieren-
de Vertrige, auf die man zuriickgreifen konnte. Der
KSE-Vertrag iiber die konventionelle Abriistung liegt
seit Jahren auf Eis, weil sich beide Seiten stur gestellt
haben. Jetzt gilt es, wenigstens den Vertrag liber den Of-
fenen Himmel zu retten — das letzte Vertragswerk, das
noch regelmifig praktiziert wird. Stellen Sie bitte sicher,

dass der deutsche Beitrag in Form eines Flugzeuges auch
wirklich ,fliegt“. Lange genug haben die Mitglieder
des Unterausschusses Abriistung gemeinsam darauf ge-
dringt, dass dieses Flugzeug endlich angeschafft wird. Es
ist auch gut, dass wir uns jetzt endlich geeinigt haben,
dass es auch den Unterausschuss wieder geben wird. Ich
fing schon langsam an, mir Sorgen zu machen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch gegen die im Bericht genannten Gefahren durch
Streumunition und Antipersonenminen kénnte die Bun-
desregierung mehr tun, indem sie endlich ein entspre-
chendes Investitionsverbot auf den Weg bringt. Das
Forderungsverbot in § 18a Kriegswaffenkontrollgesetz
miisste ausdriicklich auf Investitionen in Unternehmen
erstreckt werden. Damit misste verhindert werden, dass
derartige Investitionen auch noch steuerlich gefordert
werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Einen entsprechenden Antrag hatten wir bereits im Jahr
2011 gemeinsam mit der Fraktion Die Linke und iibri-
gens auch gemeinsam mit Thnen, liebe Genossinnen und
Genossen von der SPD, hier eingebracht.

Die Bundesregierung will sich laut Bericht fiir die
Achtung letaler automatischer Waffensysteme einset-
zen; das finde ich gut. Allerdings wollen Sie bewaffnete
Drohnen fiir die Bundeswehr anschaffen. Ja, ich weil3:
Das sind keine automatischen Waffensysteme. Dennoch
spricht viel gegen bewaffnete Drohnen. Sie werden in der
Praxis lberwiegend illegal und volkerrechtswidrig au-
Berhalb von Militdreinsitzen verwendet, und zwar mehr
von Geheimdiensten als von regulédren Streitkréften. Un-
sere Bundeswehr hat wirklich andere Probleme mit ihrer
bestehenden Ausriistung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die SPD war im Sommer vor der Bundestagswahl noch
tapfer gegen die Anschaffung. Jetzt lese ich: Der Vertrag
soll in den néchsten sechs Wochen unterzeichnet werden.

Zu guter Letzt kann ich Thnen nicht ersparen, darauf
hinzuweisen: Auch die Riistungsexporte zahlen auf die
Negativbilanz der Bundesregierung ein. Dass wir seit
Jahren mehr Kriegswaffen an Drittstaaten als an Biind-
nispartner liefern, widerspricht Thren eigenen Grundsét-
zen und gefdhrdet zunehmend deutsche Sicherheitsinte-
ressen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Aber auch Biindnispartner, die volkerrechtswidrige
Angriffskriege gegen Nachbarstaaten fithren und Men-
schenrechte im eigenen Land missachten, diirfen solche
Kriegswaffen nicht erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der LINKEN)

Wir Griinen haben Thnen an dieser Stelle schon mehr-
fach unsere Vorschlige fiir ein verbindliches Riistungs-
exportkontrollgesetz vorgestellt. Besonders konstruk-
tiv finde ich den neuen Vorschlag des Prisidenten des
BAFA, Exportgenehmigungen kiinftig zeitlich zu befris-
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ten. Dann kdnnte bei einer verdnderten Sicherheitslage
auch kein angeblicher Vertrauensschutz mehr greifen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Kriegswaffenkontrollgesetz sieht zwar schon heute
vor, dass Genehmigungen jederzeit widerrufen werden
konnen; die Praxis zeigt aber, dass die Bundesregierung
quasi nie davon Gebrauch macht.

Ich komme zum Schluss. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ,,Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles
nichts®. Auch wenn Sie, Herr Maas, erklartermal3en nicht
wegen Willy Brandt in die SPD eingetreten sind, so will
ich doch sehr hoffen, dass gerade die SPD die Entspan-
nungspolitik nicht einfach aufgibt.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Niéchster Redner ist der Kollege Dr. Fritz Felgentreu,
SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Fritz Felgentreu (SPD):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eine kleine Vorbemerkung mit ein paar Angaben zur
Richtigstellung, weil der Kollege Gysi hier gerade ein
Fake-News-Feuerwerk abgebrannt hat,

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Das ist eine
Unverschdmtheit!)

von dem Sie, Herr Gauland, und Thre Kollegen durchaus
noch etwas lernen kénnen:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Bundeswehr hat zurzeit keine 6 600 Soldaten in
Einsitzen, sondern 3 700.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Hat er
gesagt! Er hat ,,3 700 gesagt!)

Im Kosovo wird die deutsche Prasenz gerade massiv ab-
gebaut. In diesen Tagen werden Abkommen dariiber un-
terzeichnet, wie die ehemals militdrisch genutzten Lie-
genschaften in Zukunft zivil genutzt werden sollen.

Wenn Sie sich von den Kollegen aus dem Verteidi-
gungsausschuss iiber die gestrige Beratung dort hétten
unterrichten lassen, dann hitten Sie gewusst, dass es
wirklich keinerlei militdrische Beteiligung Deutschlands
an dem Luftschlag in Syrien gegeben hat,

(Beifall der Abg. Andrea Nahles [SPD])
aber politische Unterstiitzung.

SchlieBlich, lieber Kollege Gysi, zu Willy Brandt:
Muss ich Sie wirklich daran erinnern, dass es die fes-
te Grundlage der Westbindung war, die die Ostpolitik
Willy Brandts iiberhaupt mdglich gemacht hat, und dass
das eine Westbindung war, die so attraktiv war, dass die
Mehrheit der Bevolkerung der DDR gegen den Wider-

stand Threr Partei grofle Risiken in Kauf genommen hat,
um am Ende dazugehdren zu kdnnen? — Das vielleicht
nur als kleiner Kommentar zu Ihren Worten.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP — Armin-Paulus Hampel [AfD]: Da war
der Mauerfall dazwischen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Jahresriistungs-
bericht fur 2017 féllt in eine Zeit, die uns alle mit Be-
sorgnis erfiillt. Die internationalen Spannungen haben
erheblich zugenommen, die NATO hat sich im Lichte des
Krieges in der Ukraine entschieden, wieder ein groferes
Gewicht auf Abschreckung zu legen, und auch Deutsch-
land muss wieder mehr Geld in die Bundeswehr investie-
ren. Wir stellen erniichtert fest, dass wir einen weiten und
steinigen Weg bis zur erforderlichen Einsatzbereitschaft
vor uns haben. Dabei sprechen wir nicht von Abriistung
im engeren Sinne, sondern zunichst einmal davon, dass
die Bundeswehr die Aufgaben erfiillen kann, die sie
iibernommen hat, und dafiir das erforderliche Personal,
die Waffen und das Material hat.

Auch die gefahrlichsten Waffen von allen, die Nukle-
arwaffen, spielen in unseren Uberlegungen und Debatten
iiber die Sicherheit Europas und der Welt wieder eine gro-
Bere Rolle. Der groBite Erfolg der letzten Jahre war ohne
Zweifel der Gemeinsame Umfassende Aktionsplan mit
dem Iran. Er hat die nukleare Gefahr eingehegt und sieht
eine enge Kontrolle iranischer Nuklearanlagen durch in-
ternationale Experten vor. Trotzdem wird er in den USA
zunechmend infrage gestellt. Das ist gerade das Land, das
fiir sein Zustandekommen und seine Umsetzung ganz
entscheidend Verantwortung tragt. Mit Nordkorea steht
ein vergleichbares Abkommen in weiter Ferne.

Am erschreckendsten ist es fiir uns aber, dass das Ver-
bot von Mittelstreckenraketen, der INF-Vertrag, unter
Druck geraten ist, seitdem die NATO immer mehr Zwei-
fel an der Vertragstreue der Russischen Foderation hat
und die USA ihrerseits von Russland beschuldigt wer-
den, angeblich vertragswidrige Raketensysteme statio-
niert zu haben.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ruménien!)

Die Riickkehr nuklearer Mittel- und Kurzstreckenwaf-
fen kann Europa in die existenzielle Unsicherheit der
80er-Jahre zuriickwerfen, und das wollen wir nicht.

In dieser Situation ist es ein wichtiges Signal und ein
wichtiger Aufruf zur Besonnenheit, dass sich die deut-
schen Regierungsparteien in ihrem Koalitionsvertrag
ausdriicklich zum Ziel einer atomwaffenfreien Welt be-
kennen. Als einen ersten Schritt, um die gemeinsame
Haltung deutlich zu machen, haben die Koalitionsfrakti-
onen einen Antrag mit einem Bekenntnis zum INF-Ver-
trag in den Bundestag eingebracht, der in dieser Woche
in den Ausschiissen beraten wird. Dieser Antrag muss der
Auftakt zu einer beharrlichen Politik sein, mit der Bun-
destag und Bundesregierung gemeinsam durch Diploma-
tie, Vertrauensbildung und Uberzeugungsarbeit darauf
hinwirken, dass die nukleare Bedrohung der Menschheit
wieder geringer wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Einen echten Fortschritt halten wir allerdings derzeit
vor allem dort fiir méglich, wo nicht die Grundsatzfrage
gestellt wird. Deutschland wird sich deshalb auch wei-
terhin fiir das Inkrafttreten des Vertrages iiber den Stopp
aller Atomtests einsetzen, der schon 1996 beschlossen,
aber bis heute von so wichtigen Landern wie China und
den USA nicht ratifiziert worden ist.

Ein noch kleinerer Schritt, der eine grofle Wirkung
haben wird — der Auflenminister hat darauf hingewie-
sen —, wenn er denn gelingt, ist das geplante Verbot der
Herstellung von spaltbarem Material, um damit Waffen
zu bauen. Deutschland, Kanada und die Niederlande ma-
chen sich im Rahmen der Vereinten Nationen dafiir stark.

Mit groBem Respekt, aber auch mit Zweifeln begleitet
die SPD-Fraktion demgegeniiber die Bemiihungen um
ein volkerrechtliches Verbot von allen Nuklearwaffen. Es
kann uns ja nicht gleichgiiltig sein, dass die [CAN-Initi-
ative, die sich dafiir besonders einsetzt, 2017 den Frie-
densnobelpreis erhalten hat. Dennoch kénnen wir nicht
erkennen, dass die von {iber 100 Staaten unterstiitzte
Verbotsinitiative schon ein erfolgreicher Ansatz wire;
denn solange sich so gut wie alle Nuklearméchte, die da-
von betroffen waren, dem Verbot entziehen und es keine
wirksamen Kontrollmechanismen vorsieht, besteht die
grofle Gefahr, dass es wirkungslos bleibt.

Die SPD-Fraktion unterstiitzt deshalb die Bundes-
regierung darin, ihre abriistungspolitischen Ziele mit
diplomatischer Beharrlichkeit weiter zu verfolgen, und
zwar auf allen Ebenen, auf denen Deutschland Einfluss
nehmen kann: in der NATO, in der EU, in den Vereinten
Nationen. Diese haben hier die grofite Bedeutung.

Ich wére dankbar, wenn der Deutsche Bundestag der
Bundesregierung dabei den Riicken stirken wiirde, zum
Beispiel indem wir auf den Abriistungsbericht gemein-
sam in der Form reagieren, dass wir den Koalitionsantrag
zum Erhalt des INF-Vertrages mit einer gro3en Mehrheit
beschlielen.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Dr. Anton
Friesen, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anton Friesen (AfD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete!

Ich bin nicht sicher, mit welchen Waffen der dritte
Weltkrieg ausgetragen wird, aber im vierten Welt-
krieg werden sie mit Stocken und Steinen kdmpfen.

Mit diesem Zitat hat Albert Einstein sehr anschaulich die
Folgen einer nuklearen Konfrontation zusammengefasst.

Den Atomkrieg zu verhindern, dazu gibt es gerade
zwischen den zwei filhrenden Nuklearméchten USA und
Russland eine ganze Reihe von Abkommen. Wir leben

aber in einer Welt, die nicht nur durch die Eskalations-
dynamik zwischen Washington und Moskau gepréagt ist,
sondern in der immer mehr Staaten in den Besitz von Nu-
klearwaffen gelangen und Terroristen nach der ultimati-
ven Waffe greifen. Daher miissen wir die nukleare Riis-
tungskontrolle und Abriistung noch viel ernster nehmen
als zu Lebzeiten Albert Einsteins.

Der INF-Vertrag — so bemerkt es der Abriistungsbe-
richt der Bundesregierung richtig — ,,ist fiir die Sicher-
heitsarchitektur in Europa von grundsétzlicher Bedeu-
tung®. Deshalb hat Die Linke mit vielen Punkten ihres
Antrags recht. Trotzdem werden wir ihm nicht zustim-
men. Die Linke tibersicht ndmlich etwas ganz Wesent-
liches — ob es jetzt auf ideologische Blindheit oder
Realititsverweigerung zuriickzufiihren ist, sei einmal da-
hingestellt —: Die Linke vergisst, dass Riistungskontrolle
bei den Atomwaffen und ihren Trigersystemen nur funk-
tioniert, wenn man iiber schlagkréftige konventionelle
Streitkréfte verfligt.

(Beifall bei der AfD)

Es ist in diesen Tagen viel von der Entspannungspo-
litik die Rede. Man sollte aber nicht vergessen, dass die
Entspannungspolitik einen militdrischen Zwillingsbru-
der, die NATO-Doktrin Flexible Response, hatte. Ich zi-
tiere einen Historiker:

USA und NATO lieB3en ... offen, wie sie auf einen
Angriff reagieren wiirden. Entsprechend wurden die
Streitkrifte so ausgeriistet, dass sie iiber alle — nu-
klearen und konventionellen — Mittel verfiigten.

Es ist sicherlich notwendig und in unserem deutschen
Interesse, dass der INF-Vertrag als ein Meilenstein der
Abriistung erhalten bleibt. Dazu ist es auch notwen-
dig — so heifit es in einer Untersuchung der trilateralen
deutsch-russisch-amerikanischen Deep Cuts Commis-
sion —, dass russische und US-amerikanische Inspektoren
Zugang zu den russischen SSC-8-Raketen, aber ebenso
auch zur US-amerikanischen Raketenabwehr erhalten.

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD treten dafiir ein, eine stabilitdtsorientierte
Friedenspolitik mit Augenmalf zu betreiben. Garant einer
solchen Politik ist eine Bundeswehr, deren Einsatzbereit-
schaft sowie materielle und personelle Ausriistung dem
Auftrag der Landes- und Biindnisverteidigung gerecht
werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Néchster Redner ist der Kollege Thomas Erndl, CDU/
CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU):

Herr Prisident! Meine Kolleginnen und Kollegen!
Die Beratungen iiber den Jahresabriistungsbericht 2017,
den uns die Bundesregierung vorgelegt hat, fallen in eine
auflen- und sicherheitspolitisch brisante Zeit. Die Situa-
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tion in Syrien, die wir gestern hier debattiert haben, der
Nervengiftanschlag in England, Russlands Ankiindigung
neuer Raketen- und Waffensysteme: All das ist hdchst be-
sorgniserregend.

Wir diirfen in Europa nun seit 73 Jahren in Frieden
und Freiheit leben, miissen aber mehr denn je in den Er-
halt dieses Friedens investieren. Im Koalitionsvertrag ha-
ben wir bestitigt, dass Riistungskontrolle und Abriistung
prioritire Ziele verantwortlicher deutscher Au3enpolitik
sind und bleiben. Der Abriistungsbericht zeigt wirklich
sehr umfassend unsere Beitrage auf.

Es ist wichtig, dass wir trotz einer gro3en Anzahl in-
ternationaler Krisen, mit denen wir konfrontiert sind, in
Fragen der Riistungskontrolle und Abriistung vorankom-
men. Aber zuallererst besteht eine Notwendigkeit zur
Akzeptanz der Realitdt, und daran habe ich bei dem, was
ich von ganz links und manchmal auch von ganz rechts
hier in diesem Hause hore, ernsthafte Zweifel.

Wenn Sie, Herr Kollege Gysi, uns Einseitigkeit vor-
werfen, dann muss ich sagen: Mehr Einseitigkeit als in
Ihrem Beitrag geht wirklich nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist wichtig und in unserem ureigensten Interesse, dass
wir uns intensiv in die Abriistungsinitiativen einbringen.
Gemeinsam mit unseren europdischen Freunden miissen
wir gerade die Verletzung des INF-Vertrags durch neue
russische Kurz- und Mittelstreckenraketen viel deutli-
cher anprangern. Das ist kein weiterer Punkt auf einer
Liste mehrerer Unstimmigkeiten, die man zu besprechen
hat, sondern das ist ein fundamentales Sicherheitspro-
blem fiir unser Land, und das miissen wir klar und laut
horbar an Moskau kommunizieren. Leise Tone sind hier
das falsche Signal.

Wenn dann in diesem Zusammenhang von ganz links
und auch von ganz rechts immer wieder die NATO-Ost-
erweiterung angesprochen wird, die angeblich Russland
zur Aufriistung veranlasst, muss ich Thnen sagen, mei-
ne Kolleginnen und Kollegen: Wir haben keine bipolare
Weltordnung mehr, in der es nur um die USA und Russ-
land geht.

(Andrea Nahles [SPD]: Richtig!)

Die Menschen in Osteuropa sind keine Menschen zwei-
ter Klasse. Sie haben das Recht, sich einem Biindnis
anzuschliefen, um einen Schutz gegen die vielfiltigen
Bedrohungen auf dieser Welt zu haben, und dieses Recht
haben sie genutzt. Da kann man noch so viel Legenden-
bildung betreiben: Die Aktivititen der NATO sind fiir
unseren Schutz; sie sind nicht gegen Russland gerichtet.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee!
Gegen wen denn sonst?)

Meine Damen und Herren, es ist doch vollkommen
klar: Wir brauchen wesentlich bessere Beziehungen zu
Russland. Ich mochte Moskau gerne wieder uneinge-
schrinkt als Partner fiir die vielfdltigen Herausforderun-
gen bezeichnen konnen. Aber sie machen es uns wirklich
nicht leicht. Es ist ein weiter Weg, aber Deutschland ist
in einer besonderen Rolle, um hier Fortschritte zu ermog-
lichen.

Eine weitere Herausforderung ist Nordkoreas aggres-
sives Nuklearstreben, welches nicht nur in der Region,
sondern weltweit Frieden und Sicherheit bedroht. Dass
gegenwirtig Gespriache mit Siidkorea und auch mit den
USA stattfinden, ist zu begriilen; aber klar muss auch
sein: Das volkerrechtswidrige Raketen- und Nuklearpro-
gramm muss zuriickgebaut werden.

Meine Kolleginnen und Kollegen, eine atomwaffen-
freie Welt ist unser Wunsch. Wir diirfen jedoch nicht
ignorieren, dass Atomwaffen ein realer Bestandteil dieser
Welt sind. Gerade deshalb gibt es keinen anderen Weg,
als verniinftig und ohne auf ideologischen Positionen zu
beharren mit der Frage der nuklearen Abriistung umzu-
gehen.

Wir debattieren heute nicht nur iiber den Jahresabriis-
tungsbericht, sondern auch iiber einen Antrag der Linken,
der zu dem Bild passt, das Sie in der gestrigen Debatte
iiber den Syrienkonflikt und mit Threr Kundgebung vor
dem Brandenburger Tor abgegeben haben. Sie kritisieren
einseitig die NATO und den Westen, wihrend die Rus-
sen die Guten sind. Einen solchen Antrag kann man nur
ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zur Abwechslung wire es gut, wenn Sie fiir die Kinder
mit aufgerissenen Augen und Schaum vor dem Mund de-
monstrierten und nicht einen solchen Zirkus wegen ein
paar Raketen auffiihrten, die Chemiewaffen zerstoren,
welche schon lange entsorgt sein sollten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zum Antrag der Griinen, zum Atomwaffenverbotsver-
trag. Wir haben in diesem Haus schon oft dariiber debat-
tiert. Ohne die Nuklearméchte einzubeziehen, macht das
keinen Sinn. Deswegen kdnnen wir hier nicht zustimmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ob im konventio-
nellen Bereich, in der nuklearen Nichtverbreitung, der
nuklearen Abriistung, im Bereich von chemischen und
biologischen Waffen oder bei der Cyberabwehr, unser
Land leistet einen umfassenden Beitrag, damit unsere
Welt sicherer und friedlicher wird. Wir miissen zusam-
men mit unseren europdischen Partnern und den USA
Strategien fiir den Umgang mit neuen Herausforderun-
gen entwickeln. Das ist das Wichtigste fiir unsere fried-
liche Zukunft.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Frank
Miiller-Rosentritt, FDP, zu seiner ersten Rede im Deut-
schen Bundestag.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der SPD)

Frank Miiller-Rosentritt (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Dass ich als Quereinsteiger heute hier
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stehe, ist absolut keine Selbstverstandlichkeit. Es ist viel-
mehr Wesensmerkmal unserer freiheitlichen Demokratie,
dass jede Biirgerin und jeder Biirger durch Wahlen auf
hochster politischer Ebene einfach mitgestalten kann.
Fiir diese demokratische Ordnung miissen wir uns téglich
einsetzen: im Wahlkreis, hier im Hohen Haus und auch
in der internationalen Politik. Auch wir Freien Demokra-
ten wiinschen uns eine friedliche Welt und unterstiitzen
selbstverstiandlich alle ernsthaften und geeigneten Abriis-
tungsbemiihungen. Wir teilen das Ziel einer atomwaf-
fenfreien Welt. Wir wissen: Abriistungsvereinbarungen
waren zu Zeiten des Kalten Krieges fiir die Deeskalation
sehr wertvoll. Riistungskontrolle trigt zweifelsfrei zu
Vertrauensbildung und Dialog bei.

Im Ziel einer friedlicheren Welt besteht, glaube ich,
ganz grofle Einigkeit in diesem Hause. Beziiglich des
richtigen Wegs sehe ich aber ganz klare Unterschiede.

Die vermeintlichen Lésungen, die Linke und Griine in
ihren Antrigen anbieten, greifen vollig zu kurz. Fiir die
Linke scheint wie {iblich alle Bedrohung dieser Welt von
der NATO auszugehen. Die Griinen befassen sich — wie
nicht anders zu erwarten — deutlich ernsthafter mit die-
ser Thematik, wenn auch aus meiner Sicht nicht ginzlich
zielfithrend. Die Idee eines Atomwaffenverbotsvertrags
scheint auf den ersten Blick total logisch und gut zu sein.
Ein Vertrag, in dessen Ausarbeitung die Atomméch-
te gar nicht einbezogen waren, ist jedoch flir uns reine
Symbolpolitik. Anders als Sie glauben wir nicht daran,
dass schon alle mitziehen werden, wenn nur eine Seite
komplett abriistet. Ganz im Gegenteil: Auch Demokra-
tien miissen wehrhaft sein gegen die Bedrohungen von
auflen, gegen Angriffe auf ihre Ideen, ihre freie Lebens-
weise und das von mir eingangs so gelobte politische
System.

(Beifall bei der FDP)

Wir miissen uns die Fahigkeit erhalten, klare Kante ge-
gen Verletzungen des Volkerrechts zu zeigen. Das gilt fiir
die Annexion der Krim durch Russland genauso wie fiir
den tiirkischen Einmarsch in Afrin und die abscheulichen
Giftgasangriffe in Syrien.

(Zuruf von der LINKEN: Weiter!)

Abriistungsbemiithungen kdnnen nur gemeinsam mit al-
len relevanten Akteuren verstirkt werden. Wir erwarten
von der Bundesregierung, dass sie zusammen mit unse-
ren europdischen Partnern eine deutlich aktivere Rolle
auf weltpolitischer Ebene einnimmt.

(Beifall bei der FDP)

Zusitzlich liegt mir eines noch ganz besonders am
Herzen. Auf Regierungsebene sind Verhandlungen oft
schwierig und nur ganz selten von schnellem Erfolg ge-
kront. Deshalb werbe ich fiir einen noch intensiveren zi-
vilgesellschaftlichen Dialog mit den Landern, zu denen
wir politisch ein dulerst angespanntes Verhaltnis haben.

Lassen Sie mich abschlieBend noch eine ganz person-
liche Botschaft senden. Deutschland war iiber 40 Jahre
lang geteilt und hat neben der Einbindung in den demo-
kratischen Westen eine lange gemeinsame Vergangenheit
mit Russland, aus der bis heute ganz viele personliche

Beziehungen resultieren. Das sollte die Bundesrepublik
als Briicke zwischen Ost und West bei ganz klarer Ver-
ankerung Deutschlands in der westlichen Wertegemein-
schaft zum Anlass nehmen, den Dialog in beide Richtun-
gen, USA und Russland, mehr denn je anzukurbeln.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Néchster Redner ist der Kollege Roderich Kiesewetter,
CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU):

Herr Président! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heu-
te Vormittag eine ganze Reihe recht romantischer Vor-
stellungen zur Abriistung gehort — von ganz links und
ganz rechts. Mein lieber Herr Gesangsverein, da fragt
man sich schon, wo wir sind. Aber dieses Lied singen
wir nicht mit; ich unterstreiche vielmehr, dass der Abriis-
tungsbericht in sehr klarer Prosa deutlich macht, wo und
wie stark Deutschland in internationalen Abriistungsver-
einbarungen verankert ist.

Ich will das deutlich machen. Einer der Vorredner er-
wihnte heute die Deep Cuts Commission. Das ist eine
Einrichtung, die fiir tiefe Einschnitte in die nukleare Riis-
tung wirbt, und sie wird intensiv gestiitzt vom Auswarti-
gen Amt. Beteiligt sind die USA und Russland. Sage da
noch einer, von welcher Seite auch immer, Deutschland
habe keinen Einfluss. Deutschland {ibt dort groBen Ein-
fluss aus. Ich mochte sagen: Wir haben dort auch eine
ganze Reihe guter Vorschliage. Ein Dank an die Deep
Cuts Commission!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Fritz Felgentreu [SPD])

Ich mochte aber auf den INF-Vertrag eingehen, auf
den Vertrag iiber landgestiitzte Mittelstreckenraketen. Er
ist 1987, vor iiber 30 Jahren, in Kraft getreten und hat
die Sicherheitspolitik in Europa mafBgeblich verdndert;
so viel zur ,,Romantik®. Damals hat die erste Regierung
Kohl als Lehre aus der Politik der Regierung Schmidt
Hérte und Festigkeit bewiesen. Wir haben iiber viele
Jahre innergesellschaftlich gerungen. Am Ende stand auf
US-Seite und auf sowjetischer Seite die Abriistung dieser
gerade fiir Europa so gefahrlichen Raketen. Das zeigt,
dass wir auf der einen Seite den Schild fest in der Hand
halten miissen und auf der anderen Seite die Hand aus-
strecken miissen fiir eine bessere Riistungskooperation.

Wenn wir nichts tun, wird der INF-Vertrag langsam
ausgehohlt, weil durch die Drohnen, durch sehr boden-
nah fliegende Raketen insgesamt die Technik, die der
INF-Vertrag abbildet, langst nicht mehr der Wirklichkeit
entspricht. Darauf zu reagieren, dafiir gibt es drei Mog-
lichkeiten:

Die eine ist: Wir beziehen auch die see- und luftge-
stiitzten Raketen ein. Das konnte man machen, wenn
Russland und die USA sich einig wiren; aber es gibt eben
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noch andere Staaten auf der Welt, die das vollig anders
sehen, wie China, Pakistan, Nordkorea oder auch Indien.
Also wird es gar nicht helfen, wenn allein Russland und
die USA diesen Schritt gehen.

Die zweite Moglichkeit ist: Wir binden diese Lander
mit ein. Denken Sie einmal daran, Nordkorea oder Indien
und Pakistan einzubinden. Das ist eine Aufgabe, der wir
uns nicht verwehren sollten. Wir sollten uns aber auch
nicht {iberheben. Es ist eine Zukunftsaufgabe, die uns
alle sicher die nachsten 20 Jahre binden wiirde.

Somit bleibt die dritte Moglichkeit. Diese Moglichkeit
baut auf dem alten deutschen Prinzip von Dialog und
Festigkeit auf. Hier geht es um Transparenzmalnahmen.
Wie will man Vertrauen gegeniiber Russland aufbauen,
wenn Russland weltweit sehr bestimmt auftritt, wenn es
das Chemiewaffenabkommen obsolet macht, indem es
einen Diktator Assad stiitzt, der seine eigene Bevolke-
rung mit Chemiewaffen bombardiert, wenn es die Krim
besetzt, wenn es die Ostukraine destabilisiert und wenn
es versucht, Europa zu spalten?

Gerade in den Fillen, die ich eben nannte, ist es wich-
tig, den Gesprichskanal aufrechtzuerhalten. Die deut-
sche OSZE-Prisidentschaft hat sehr eindrucksvoll ge-
zeigt, dass es geht. Wenn wir das von mir Beschriebene
machen wollen, dann miissen wir erkennen, dass zu den
Transparenzmafnahmen auch etwas mehr Ehrlichkeit
gehort. Die Amerikaner haben im Jahr 2014 Russland
vorgeworfen, dass es eine neue Mittelstreckenrakete ent-
wickelt, und, siehe da, aufgrund dieser klaren Festigkeit
hat Lawrow im Januar 2018 das bestétigt. Es ist die heute
schon erwihnte Rakete SSC-8, oder, wie die Russen sie
nennen, IM729. Wir wollen wissen: Wie ist die Reich-
weite dieser Rakete?

Auf der Gegenseite wird uns unterstellt, dass die
amerikanischen Raketen unter dem NATO-Schirm in
Ruménien keine Boden-Luft-Raketen zur Zerstérung
angreifender Raketen sind, sondern dass sie womdglich
auch Bodenziele erreichen konnen. Hier bietet es sich
an, wirklich fiir Transparenz zu sorgen. Das ist auch die
Aufgabe Deutschlands; der AuBBenminister hat das ges-
tern mit der Scharnierfunktion Deutschlands — fest ver-
ankert sein im westlichen Biindnis und dann die Hand
ausstrecken, um fiir Transparenz und Verhandlungen zu
sorgen — eindrucksvoll geschildert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht darum,
pragmatisch vorzugehen und nicht romantisch. Es geht
darum, auf der einen Seite Festigkeit zu zeigen und auf
der anderen Seite kluge Abriistungsschritte zu wagen.
Es ist gerade bei den Mittelstreckenraketen, die Europas
Sicherheit, unsere eigene Sicherheit intensivst beriihren,
auch unsere Aufgabe, mit den Amerikanern, unseren
Partnern in EU und NATO gegeniiber Russland Festig-
keit zu zeigen und dann mit Russland fiir Transparenz-
mafnahmen zu sorgen. Beide Seiten sind aufgefordert.
Die besseren Argumente sind bei uns.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Néchster Redner in dieser Debatte ist der Kollege
Thorsten Frei, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn wir den Abriistungsbericht der Bundesregierung
heute diskutieren, dann tun wir das natiirlich im Lich-
te der aktuellen Herausforderungen. Die Vorredner sind
intensiv auf die Themen ,,Atomwaffen‘ und ,,chemische
Waffen eingegangen. Es ist in der Tat so, dass wir dort
vor Herausforderungen stehen, wie wir sie vor Monaten
und Jahren so noch nicht gekannt haben. Der twitternde
amerikanische Prisident oder der russische Prisident, der
bei seiner zentralen Wahlkampfrede mehr als die Hélfte
seiner Redezeit darauf verwendet, iber Aufriistung, neue
Waffensysteme und Militér zu sprechen — das dokumen-
tiert die ganz reellen Gefahren. Es ist in der Tat so, wie
Sie, Herr Minister, gesagt haben: Es geht um nichts weni-
ger als um das Aufrechterhalten der Waffenkontrollarchi-
tektur auf internationaler Ebene. Dafiir lohnt sich jeder
Einsatz.

Wir hitten vor wenigen Jahren sicherlich auch nicht
gedacht, dass das Thema der Chemiewaffen so in den
Fokus riickt. Es sind nicht nur die Kinder mit Schaum
vor dem Mund und mit weit aufgerissenen Augen in
Chan Schaichun oder in Duma — das ist vorhin ange-
sprochen worden —, sondern es ist tatsdchlich so, dass die
UN-Kommission fiir Syrien seit 2013 33 Einsdtze von
Giftgas — Sarin, Chlorgas — dokumentiert hat. Das zeigt,
dass es in der Tat viel Leidenschaft und Beharrlichkeit
bedarf, um hier fiir Verbesserungen zu sorgen.

Ich méchte am Ende dieser Debatte noch auf einen
Punkt des Abriistungsberichts eingehen, der mir sehr
wichtig erscheint, iiber den wir aber wenig diskutieren.
Es ist die Situation im Bereich der Kleinwaffen, der
Handwaffen, der Pistolen, der Maschinenpistolen, der
halbautomatischen Gewehre. Durch keine andere Waf-
fengattung sterben so viele Menschen wie durch Klein-
waffen. Die UN gehen davon aus, dass etwa 875 Mil-
lionen Kleinwaffen in der Welt zirkulieren — bei einer
durchschnittlichen Verwendungsdauer, die irgendwo
zwischen 30 und 50 Jahren liegt — und dass dadurch jéhr-
lich etwa 250 000 Menschen ums Leben kommen. Des-
wegen miissen wir uns damit beschéftigen.

Diese Waffen sind giinstig zu erhalten. In Nigeria bei-
spielsweise kosten sie zwischen 25 und 50 Dollar. Das
ist fir die Menschen leicht erreichbar. Die Verbreitung
ist immens, und die Schadenswirkungen, die daraus ent-
stehen, sind es genauso. Es sind vor allen Dingen arme
Linder, fragile Staaten, destabilisierte Staaten. Es geht
darum, dass man etwas dagegen tut, dass das weiter zur
Destabilisierung, zur Aufldsung des staatlichen Gewalt-
monopols beitrdgt. Ansonsten wiirde das am Ende dazu
fihren, dass es keine wirtschaftlichen Investitionen und
Fortentwicklungen gibt, weil Lebensperspektiven ver-
schwinden. Das wiederum schafft Fluchtursachen oder
macht die Menschen gar zu Werkzeugen des Terrors.
Deswegen miissen wir da ansetzen.
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Es ist in der Tat richtig, dass Analyse allein noch keine
Politik ist. Der Abriistungsbericht macht an vielen Stel-
len deutlich, glaube ich, dass sich Deutschland vielfiltig
engagiert. Es sind multilaterale Ansétze, die wir in der
AuBenpolitik generell in den Mittelpunkt riicken — un-
ter dem Dach der Vereinten Nation, der Europdischen
Union, der OSZE oder beispielsweise auch der NATO —,
und es sind unmittelbare bilaterale Ansdtze. Da haben
wir viele kleine Projekte, beispielsweise im EU-Rah-
men, in denen wir in Afrika auf kommunaler Ebene iiber
die Gefahrlichkeit informieren und dariiber hinaus auch
Programme zum freiwilligen Umtausch gegen Giiter des
Gemeinwohls anbieten.

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Herr Kollege Frei, der Kollege Beutin wiirde gerne
eine Zwischenfrage stellen.

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Ja, das soll er gerne tun.

Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE):

Herr Kollege Frei, nehmen Sie denn zur Kenntnis,
dass die deutschen Exporte von Kleinwaffen im letzten
Jahr wieder einen neuen Hochststand erreicht haben
und Waffen im Wert von 47,8 Millionen Euro exportiert
wurden? Die gelangen eben in die Héande von Kindersol-
daten; die gelangen gerade in die Staaten, die Sie jetzt
beschrieben haben. Deswegen wire es schon — und wir
wiirden uns sehr dartiber freuen —, wenn Sie sich gemein-
sam mit unserer Fraktion fiir das notwendige Verbot des
Exports von Kleinwaffen einsetzen wiirden. Wiirden Sie
da mitgehen?

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Thorsten Frei (CDU/CSU):

Herr Kollege, Sie sprechen zu Recht an, dass es enorm
wichtig ist, dass wir die Waffenexportkontrolle insbeson-
dere im Bereich der Kleinwaffen deutlich verbessern. Es
ist festzustellen, dass die Bundesregierung in der letzten
Legislaturperiode die Rahmenbedingungen dafiir massiv
verschérft hat und dass wir im Koalitionsvertrag mit den
Sozialdemokraten vereinbart haben, dass Exporte von
Kleinwaffen in Drittstaaten und ihnen gleichgestellte
Staaten in Zukunft nicht mehr erfolgen sollen.

(Lorenz Gosta Beutin [DIE LINKE]: Die
Zahlen sprechen eine andere Sprache!)

Das ist ein entscheidender Punkt, und ich will einen
zweiten ansprechen: Die Bundesregierung hat im letzten
Jahr die Leitlinien fiir Krisenprévention verabschiedet.
Wir haben das parlamentarisch eng begleitet. Und da ist
unter anderem klargestellt, dass es auch Projektversuche
geben soll, um die Post-Shipment-Kontrollen im Endver-
brauchsland tatsdchlich vor Ort durchfiihren zu kénnen.
Das heif3t, wir wollen deutlich mehr Augenmerk darauf
legen, dass auch tatsichlich tiberpriift wird, was mit den
Waffen am Ende passiert. Insofern kann ich einfach nur
feststellen: Die Bundesregierung ist hier auf dem richti-

gen Weg, tut das Notwendige, und deshalb unterstiitzen
wir sie auch dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das sind in der Tat die entscheidenden Punkte, um im
Bereich der Riistungsexportkontrolle deutlich besser zu
werden. Ich habe in der Antwort eben zwei Punkte an-
gesprochen. Aber es sind auch sehr viele unmittelbare,
bilaterale Projekte dort in den Mittelpunkt zu riicken. Die
kann man sehen; sie miissen nicht neu erfunden werden,
und deshalb, glaube ich, sind wir da gut unterwegs.

Insgesamt leisten wir einen erheblichen Beitrag, auch
wenn es um die nachhaltigen Entwicklungsziele der
Agenda 2030 der UN geht. Das kann man beispielsweise
auch daran sehen, dass im Juni dieses Jahres die dritte
UN-Uberpriifungskonferenz zur Bekimpfung von Hand-
feuerwaffen stattfindet. Die Bundesregierung hat dazu
gute und ambitionierte Vorschldge gemacht. Das ist ein
weiterer Punkt, der es rechtfertigt, dass wir uns fiir ei-
nen nichtstidndigen Sitz im Sicherheitsrat engagieren. Ich
glaube, dass wir einen wirklich guten Beitrag dazu leis-
ten konnen. Im Abriistungsbericht dieses Jahres ist das
dokumentiert.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:
Damit schlie8e ich die Aussprache.

Interfraktionell wird die Uberweisung der Vorlage auf
der Drucksache 19/1380 an die in der Tagesordnung auf-
gefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. — Ich sehe keinen
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Wir kommen damit zur Beschlussempfehlung des
Auswirtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frakti-
on Die Linke mit dem Titel ,,Keine Stationierung neu-
er Nuklearwaffen in der Bundesrepublik — INF-Vertrag
erhalten®. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf der Drucksache 19/1733, den Antrag der
Fraktion Die Linke auf der Drucksache 19/1299 abzuleh-
nen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Wer
stimmt dagegen? — Wer enthdlt sich? — Die Beschluss-
empfehlung ist mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei
Enthaltung der Fraktion der AfD und der Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen angenommen.

Damit kommen wir zur Beschlussempfehlung des
Auswirtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frakti-
on Biindnis 90/Die Griinen mit dem Titel ,,Glaubhafter
Einsatz fiir nukleare Abriistung — Nationale Handlungs-
spielrdume nutzen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/1732, den
Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen auf der
Drucksache 19/976 abzulehnen. Wer stimmt fiir diese
Beschlussempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — Wer
enthélt sich? — Dann ist die Beschlussempfehlung mit
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP gegen die
Stimmen von Biindnis 90/Die Griinen und Die Linke bei
Enthaltung der Fraktion AfD angenommen.
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Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jochen
Haug, Dr. Michael Espendiller, Dr. Bernd
Baumann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Einsetzung einer Enquete-Kommission ,,Di-
rekte Demokratie auf Bundesebene*

Drucksache 19/1699

Uberweisungsvorschlag:
Innenausschuss

Ich erteile als erstem Redner zu seiner ersten Rede im
Deutschen Bundestag dem Kollegen Jochen Haug, AfD,
das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Jochen Haug (AfD):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Wir be-
raten heute einen Antrag, der ein zentrales Anliegen der
AfD seit ihrer Griindung enthélt, ndmlich die Einfithrung
direkter Demokratie auf Bundesebene. Aber nicht nur der
AfD ist dieses Thema wichtig. Wie Umfragen seit Jah-
ren belegen, spricht sich eine {iberwéltigende Mehrheit
der Deutschen fiir die Einfithrung bundesweiter Volksab-
stimmungen aus.

(Beifall bei der AfD)

Dabhinter steht der Wunsch, nicht nur alle vier Jahre seine
Stimme bei Wahlen abzugeben, sondern bei wichtigen
politischen Fragen in der Sache mitbestimmen zu kon-
nen.

Auf Kommunal- und Landesebene hat es seit den
90er-Jahren einen wahren Boom der direkten Demo-
kratie gegeben. In den Verfassungen aller Bundesldnder
ist die Volksgesetzgebung mittlerweile verankert, wenn
auch sicherlich die Regelungen in vielen Léndern ver-
besserungswiirdig sind. Und in den Kommunen stehen
bundesweit Biirgerbegehren und Biirgerentscheide zur
Verfligung.

Lediglich auf Bundesebene, gerade dort, wo die
Schicksalsfragen der Nation entschieden werden, ist
den Biirgern die konkrete Mitbestimmung bis heute ver-
wehrt. Weder wurden die Deutschen zur Einfithrung des
Euro befragt, noch hat jemals eine Volksabstimmung bei
der Abgabe von nationaler Souverinitdt an die Europai-
sche Union stattgefunden.

(Beifall bei der AfD)

Dies steht im Gegensatz zu vielen anderen europdischen
Lindern, in denen Elemente direkter Demokratie auf
nationaler Ebene zum festen Bestandteil des politischen
Systems gehoren. Das deutsche Staatsvolk ist aber nicht
weniger miindig als das schweizerische, das irische oder
das dénische.

Um es an dieser Stelle klarzustellen: Es geht nicht
darum, die reprisentative Demokratie durch direkte De-
mokratie zu ersetzen. Direkte Demokratie soll vielmehr
die repréisentative sinnvoll ergénzen. Dass eine solche
Ergénzung positive Effekte erzielt, zeigen international

vergleichende Untersuchungen. Direkte Demokratie
fiihrt zu einer besseren Informiertheit der Biirger iiber
politische Sachverhalte. Dies ist auch einsichtig; wer
weil}, dass er bei einer konkreten Frage mitbestimmen
kann, dessen Bereitschaft ist deutlich erhoht, sich iiber
die Thematik umfangreich zu informieren. Direkte De-
mokratie stirkt die generelle Identifikation der Biirger
mit dem Gemeinwesen. Und, nicht zuletzt: Direktdemo-
kratische Verfahren fiihren zu einer hdheren Akzeptanz
der konkret getroffenen Entscheidung.

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD fordern Volksabstimmungen im Wesentli-
chen in drei Konstellationen:

Erstens. Ohne Zustimmung des Volkes darf es keine
Anderung des Grundgesetzes und keine Abgabe nationa-
ler Souverénitit an die Europdische Union oder andere
internationale Organisationen geben.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens. Es muss fiir die Biirger die Moglichkeit
geben, liber vom Parlament beschlossene Gesetze eine
Abstimmung herbeizufiihren. Dieses sogenannte fakul-
tative Referendum hat sich speziell in der Schweiz als
Vetorecht der Biirger bewéhrt.

Drittens. Die Biirger sollten auch die Mdglichkeit ha-
ben, eigene Gesetzesinitiativen auf Bundesebene einzu-
reichen.

Die neue Bundesregierung hat nun in ihrem Koaliti-
onsvertrag angekiindigt, man wolle eine Expertenkom-
mission einsetzen, die — Zitat —

Vorschlédge erarbeiten soll, ob und in welcher Form
unsere bewdhrte parlamentarisch-reprisentative
Demokratie durch weitere Elemente der Biirgerbe-
teiligung und direkter Demokratie ergidnzt werden
kann.

Zunichst ist hierzu positiv zu bemerken, dass sich nun
auch die CDU bei diesem Thema bewegt. Aber es kann
doch bei einer Kommission nicht mehr um die Frage ge-
hen, ob wir direkte Demokratie auf Bundesebene brau-
chen. Es muss um die Frage gehen, wie wir sie ausge-
stalten wollen.

(Beifall bei der AfD)

Wie wichtig der Koalition bzw. der Kanzlerin das The-
ma ,,direkte Demokratie wirklich ist, sah man dann spa-
ter bei der Regierungserkldrung hier im Bundestag. Die
Bundeskanzlerin stellte in ihrer 60-miniitigen Erklarung
die Vorhaben und Pléne der Regierung fiir die Legislatur-
periode vor. Und was horen wir? Nicht ein Wort zu di-
rekter Demokratie. Zwei Tage spiter gab der zustindige
Bundesminister Horst Seehofer seine Erklarung ab. Auch
hier — Sie werden es ahnen — nicht ein Wort zu direkter
Demokratie. Alle bisherigen Gesetzentwiirfe zur Einfiih-
rung direkter Demokratie auf Bundesebene sind an der
erforderlichen Zweidrittelmehrheit gescheitert.
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In einer Enquete-Kommission kénnen die Grundlagen
fir einen Gesetzentwurf erarbeitet werden, der fraktions-
iibergreifend mehrheitsfahig ist. Das muss das Ziel sein.

(Beifall bei der AfD)

Zeigen Sie, dass Sie es ernst meinen, und unterstiitzen
Sie unseren Antrag auf Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission! Lassen Sie uns dieses wichtige Thema gemein-
sam angehen! Wir sind dazu bereit.

Danke.
(Beifall bei der AfD)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Nichste Rednerin ist die Kollegin Andrea Lindholz,
CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD
fordert die Einsetzung einer Enquete-Kommission, um
iiber direkte Demokratie auf Bundesebene zu diskutie-
ren. Laut Threm Wahlprogramm — Sie haben es gerade
noch einmal angesprochen — wollen Sie iiber Volksent-
scheide eine direkte Biirgerbeteiligung fiir jedes Geset-
zesvorhaben herbeifiihren und auch ermoglichen, bereits
beschlossene Gesetze wieder abzulehnen oder diesen
nicht zuzustimmen.

Deutschland hat eine gut funktionierende reprisen-
tative Demokratie. Seit 70 Jahren garantiert unser poli-
tisches System Stabilitit, Wohlstand und Frieden; auch
deshalb muss jede grundlegende Reform gut bedacht
werden. Eine Entscheidung ist nicht automatisch deshalb
besser, weil sie direktdemokratisch getroffen wurde. Der
NATO-Doppelbeschluss von 1983 wire wohl nie umge-
setzt worden, wenn es dariiber einen Volksentscheid ge-
geben hitte, und in der Folge hétte es die Wiedervereini-
gung vielleicht nicht gegeben.

Auch die Manipulationen und Desinformationen mit-
tels Facebook oder die knappe wie fatale Brexit-Ent-
scheidung machen mich eher ein bisschen vorsichtig
und rufen bei mir Achtung auf den Plan; denn komplexe
bundespolitische Themen lassen sich nur selten mit Ja
oder Nein beantworten und sind auch immer Stimmungs-
schwankungen unterworfen. Ja, in den Kommunen und
in den Léndern funktionieren direkte Biirgerbeteiligung
und mehr Mitbestimmung in vielen Teilen sehr gut. Auch
unsere Biirgermeister kommen ihrer Verantwortung
nach, tiber die formellen Moglichkeiten hinaus selbstver-
standlich immer wieder die Biirger mit ins Boot zu holen.
Das ist wichtig und richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auf Bundesebene kann aber angesichts von vielfalti-
gen und komplexen Themen schnell Rechtsunsicherheit
entstehen. Das konnte auch abschrecken, in unser Land
zu investieren. Ich will es einmal zugespitzt formulie-
ren — Abstimmungen oder Umfragen zu diesem Thema
hat es immer mal wieder gegeben — Auch eine Abstim-

mung iiber die Wiedereinfithrung der Todesstrafe konnte
Erfolg haben, wenn zum Beispiel kurz vor der Entschei-
dung ein Fall von Kindesmissbrauch publik wiirde. Auch
das miissen wir bedenken.

Die AfD will laut ihrem Wahlprogramm mit Volks-
entscheiden vor allem auch die Gesetzesflut eindémmen.
Die Kolleginnen und Kollegen nehmen immer wieder
Bezug auf die Schweiz; das tun sie auch in ihrem Antrag.
In der Schweiz gab es allerdings in den letzten sieben
Jahren fast 70 Volksentscheide.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ob also direkte Demokratie zur Eindimmung der Geset-
zesflut fiihrt, da habe ich meine Bedenken. Ich glaube,
es fiihrt zu mehr Gesetzen und vor allen Dingen auch zu
einem langsameren Prozess.

Aber auch ich halte ebenso wie die CSU mehr Biir-
gerbeteiligung fiir wichtig. Wir haben in unserem Wahl-
programm mehr Biirgerbeteiligung auf Bundesebene
eingefordert und jetzt gemeinsam mit der SPD im Ko-
alitionsvertrag vereinbart, dass eine Expertenkommissi-
on Vorschldge erarbeiten soll, wie unsere reprisentative
Demokratie durch mehr Biirgerbeteiligung und direkte
Demokratie ergénzt werden kann und unser politisches
System stabil bleibt. Ich halte es fiir sinnvoll, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, dass wir diese externen Exper-
tenvorschlige erst einmal abwarten und hier miteinander
diskutieren.

Jetzt komme ich aber zum Verfahren im Zusammen-
hang mit einer Enquete-Kommission. Die AFD stellt sich
heute hier hin und ermuntert uns alle, mitzumachen.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ja, dann ma-
chen Sie es doch!)

Wie ist es denn mit Enquete-Kommissionen in der Ver-
gangenheit gewesen? Eine Enquete-Kommission ist ein
iberfraktionelles Gremium aus Abgeordneten und Sach-
verstandigen, das komplexe Fragestellungen untersucht
und dazu gemeinsame Positionen formulieren soll, die
einen breiten gesellschaftlichen Riickhalt haben.

(Beifall bei der AfD)

35 dieser 36 Enquete-Kommissionen, die hier beantragt
worden sind, liebe Kolleginnen und Kollegen, wurden
mit einer iiberwaltigenden Mehrheit beschlossen. Immer
waren fast alle Fraktionen an der Antragstellung direkt
beteiligt; denn ohne die konstruktive Mitwirkungsbereit-
schaft vieler Fraktionen ist eine Enquete-Kommission
gar nicht denkbar.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Das wollen wir
doch auch! Was ist Thr Problem? Wir fordern
Sie auf, mitzumachen! — Dr. Anton Friesen
[AfD]: Machen Sie doch mit!)

Sie haben unsere Fraktion zu keinem Zeitpunkt ange-
sprochen und gefragt, wie es denn mit einem gemeinsa-
men Antrag zur Einsetzung einer Enquete-Kommission
ausschaut.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Oh!)
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Sie haben zu keinem Zeitpunkt versucht, sich mit uns al-
len hier zu verstdndigen. Oder wollen Sie das Gegenteil
behaupten?

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: Das
sind einfach Amateure!)

Sie haben Ihren Antrag noch nicht einmal rechtzeitig vor-
gelegt; denn er wurde uns erst gestern zugestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Widerspruch bei der AfD)

Sie konnen sich hier jetzt wie jeden Donnerstag in Sit-
zungswochen wieder hervorragend echauffieren; denn
Ihr eigentliches Ziel ist es, Schaufensterantrdge zu stel-
len,

(Zurufe von der AfD: Oh!)

dabei aber nicht mit den anderen Fraktionen zusammen-
zuarbeiten, um sich aufregen zu kdnnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Herzlichen Glickwunsch! Aber dabei machen wir nicht
mit.

(Jirgen Braun [AfD]: Sie machen weiter Thre
Mauscheleien im Dunkeln!)

Wir werden Thren Antrag im Innenausschuss beraten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD — Jiirgen Braun [AfD]: Al-
les so, wie es nicht im Grundgesetz oder in
der Geschiftsordnung vorgesehen ist! Alles
in Kungelrunden! Das hétten Sie wohl gern! —
Gegenruf des Abg. Michael Grosse-Bromer
[CDU/CSU]: Da reden ja die Richtigen iiber
Kungelrunden!)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Nichster Redner ist der Kollege Manuel Hoferlin,
FDP.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Héferlin (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Nachdem die AfD nun
ihre Gespriche beendet hat, fange ich an.

(Jirgen Braun [AfD]: Gerade Sie, Herr
Grosse-Bromer, sind der Konig der Kungel-
runden! — Gegenruf des Abg. Michael Gros-
se-Bromer [CDU/CSU]: Das sagen Sie mal
Threm ehemaligen Landesvorsitzenden in Nie-
dersachsen! Das war ja ein sehr erfolgreicher
Landesparteitag mit Kungeln!)

— Ich mochte jetzt meine Rede halten.

(Canan Bayram [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Verwunderlich! Da wird geredet im
Parlament!)

Ich war gespannt auf Ihren Antrag, Kollegen der
AfD-Fraktion, und ich war gespannt auf Ihre Rede. Ich
bin enttduscht worden; denn ich dachte, Sie wiirden et-
was dazu sagen, wie Sie sich direkte Demokratie vorstel-
len.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Haben wir doch!
Haben wir doch aufgeschrieben!)

Frau Lindholz hat es gerade schon gesagt: Es ist be-
zeichnend, warum Sie alleine diesen Antrag auf Einset-
zung einer Enquete-Kommission einbringen. Ein Antrag
auf Einsetzung einer Enquete-Kommission wird eigent-
lich eingebracht, wenn viele politische Krifte dieses
Hauses sich eine Frage stellen, die gesamtgesellschaft-
lich noch nicht beantwortet wurde und zu der noch eine
Meinungsfindung stattfinden muss. Hier ist der Fall aber
so, dass Sie keine Ahnung haben, was Sie jenseits Ihres
Wahlkampfgetdses genau wollen. Wenn Sie nicht wis-
sen, was Sie wollen, dann griinden Sie doch bitte einen
Arbeitskreis und nicht eine Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Wenn man
nicht mehr weiter weil} ... Ja, ja!)

— Wir haben jedenfalls Vorschldge, wie wir uns das vor-
stellen.

Sie konnen Thre Ideen ja einbringen, aber bitte nicht
so. Das Rad muss ndmlich nicht neu erfunden werden,
und es gibt Haltungen dazu. Ich wiirde Ihnen gerne sa-
gen, wie diese Haltungen aussehen. Man kann dazu
unterschiedlicher Meinung sein. Wenn wir aber hier im
Hause iiber direkte Demokratie sprechen, dann ist es
nicht Aufgabe der Bundesregierung, diesem Haus etwas
zu direkter Demokratie vorzugeben, sondern es ist ori-
gindre Aufgabe des Parlaments, Vorschldge zu machen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Deshalb haben wir
es auch hier eingebracht!)

Deswegen erwarte ich, dass von den Mitgliedern die-
ses Hauses konstruktive und konkrete Vorstellungen ge-
dullert werden. Das gelingt nicht mit dem Verschieben
des Themas in eine Enquete-Kommission.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Dann bringen
Sie doch IThre Vorstellungen ein!)

— Das mache ich jetzt gleich.

Das Rad muss, wie gesagt, nicht neu erfunden werden,
liebe Kollegen;

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie haben noch gar
nichts gesagt!)

denn es gibt bereits viele Vorschlédge, die iibrigens auch
aus anderen Enquete-Kommissionen dieses Hauses kom-
men. In der 17. Legislaturperiode gab es eine Enquete-
Kommission ,Internet und digitale Gesellschaft”, die
sich auch mit der Frage der digitalen Partizipation von
Biirgerinnen und Biirgern in diesem Haus beschéftigt hat.
Wir haben die Ergédnzung der parlamentarischen Demo-
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kratie schon vor sieben Jahren vorgelebt durch direkte
Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger.

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Herr Kollege Hoferlin, der Kollege Haug wiirde gerne
eine Zwischenfrage stellen.

Manuel Hoferlin (FDP):
Bitte, gerne.

Jochen Haug (AfD):

Herr Kollege, jetzt habe ich doch eine Frage. Jetzt bin
ich etwas irritiert. Sie haben gerade gesagt, es sei nicht
Aufgabe der Bundesregierung, eine Enquete-Kommissi-
on einzusetzen. Bezog sich das auf unseren Antrag oder
auf meine Rede? War das so? Haben Sie sich da gera-
de auf meine Rede oder auf den Antrag bezogen? Ihre
Reaktion zeigt schon, dass das so ist. Ich weil} nicht, ob
Sie den Antrag gelesen haben, und ich weil3 nicht, ob Sie
meine Rede gehdrt haben. Mit keinem Wort sprechen wir
von der Bundesregierung. Wir sprechen natiirlich davon,
dass der Bundestag eine Enquete-Kommission einsetzen
soll.

(Beifall bei der AfD)

Das heifit: Wenn Sie uns zukiinftig kritisieren, dann kriti-
sieren Sie uns bitte, wenn Sie in der Sache etwas richtig
gelesen haben.

Danke schon.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Manuel Héferlin (FDP):
Herr Kollege — —

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:
Herr Kollege, bleiben Sie bitte da.

Manuel Héferlin (FDP):
Wie bitte?

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Ich habe den Kollegen Haug gemeint. Er soll am Mi-
krofon bleiben.

Manuel Hoferlin (FDP):

Meine Antwort interessiert Sie ja. — Ich habe Ihrer
Rede sehr gut zugehort. Ich habe auch Thren Antrag ge-
lesen. Sie haben in Threr Rede gesagt bzw. kritisiert, dass
die Bundesregierung keinen konkreten Vorschlag fiir das
Thema Biirgerbeteiligung gemacht hat, weder in der Re-
gierungserkldrung der Kanzlerin noch der des Bundesin-
nenministers.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: So ist
es!)

Ich teile Thre Auffassung, dass man die Regierung kri-
tisieren sollte, wenn man Abgeordneter dieses Parla-
ments ist und eine andere Meinung vertritt. Aber es ist

eben nicht origindre Aufgabe einer Bundesregierung, zu
sagen, wie das hier im Bundestag zu laufen hat mit der
Beteiligung von Biirgerinnen und Biirgern an der parla-
mentarischen Demokratie. Vielmehr ist es unsere Aufga-
be, dies zu steuern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP —
Dr. Roland Hartwig [AfD]: Hat er doch gar
nicht gesagt!)

Wir haben einen Petitionsausschuss. Wir 6ffnen das
Parlament fiir Beteiligung, und wir mochten, dass mehr
Biirger und Biirgerinnen an diesem Verfahren teilneh-
men: Das ist das, was Sie gesagt haben. Sie haben im
Prinzip die Erwartungshaltung suggeriert, dass die Bun-
desregierung sich dafiir einsetzen soll, dass in diesem
Haus Biirgerbeteiligung stattfindet. Das ist aber unsere
Aufgabe. Wir konnen das.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Dann machen
Sie einfach mal, Herr Hoferlin! Machen Sie
einfach mal!)

Dazu brauchen wir nicht die Bundesregierung. Das kon-
nen wir in diesem Hause selbst machen durch die Ande-
rung der Geschiftsordnung und von Gesetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
AfD — Martin Erwin Renner [AfD]: Stimmen
Sie doch einfach zu!)

Diese Enquete-Kommission ,Internet und digitale
Gesellschaft* hat vorgemacht, wie sich Biirgerinnen und
Biirger beteiligen koénnen, wie sie sich einbringen kon-
nen. Das kdnnen wir von uns aus sofort verdndern,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Genau! Hier!)

indem wir zum Beispiel mehr Sitzungen dieses Hauses
der Offentlichkeit 6ffnen, indem wir zum Beispiel Aus-
schusssitzungen und Anhérungen der Offentlichkeit 6ff-
nen, indem wir die Methode des Livestreamings, die wir
in der Enquete-Kommission ,,Internet und digitale Ge-
sellschaft* ausprobiert haben, 6fter anwenden. Ein gutes
Beispiel, ganz aktuell, ist die gemeinsame Sitzung des
Rechtsausschusses und des Digitalausschusses, die mor-
gen frith stattfindet. Diese Sitzung wird, obwohl dort ein
hoher Vertreter von Facebook anwesend sein wird, nicht
offentlich sein. Ich bin der Meinung: Wenn der US-Kon-
gress eine Offentliche Anhdrung bzw. Sitzung durchfiih-
ren kann, dann kénnen wir das auch. Wir haben es in der
Hand, uns zu 6ffnen und mehr Biirger an unseren Verfah-
ren hier im Haus zu beteiligen.

(Beifall bei der FDP — Dr. Roland Hartwig
[AfD]: Das ist doch nicht das Thema! —
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Thema ver-
fehlt! Setzen!)

Es gibt auch eigene Ideen. Die habe ich bei Ihnen ver-
misst. Sie nehmen im Prinzip die allgemeinen Worte Ih-
res Wahlkampfes und tragen sie hier in die Debatte. Das
konnen Sie gern machen, aber es ist entlarvend. Ich will
Ihnen eine unserer Ideen dazu vorstellen. Dass wir fiir
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mehr Biirgerbeteiligung sind, dass wir mehr Biirgerbetei-
ligung wollen, ist, glaube ich, bekannt.

(Lachen bei der AfD — Armin-Paulus Hampel
[AfD]: Nein! Nicht bekannt!)

Ich mache Thnen einen konkreten Vorschlag, den wir
auch schon in der Vergangenheit eingebracht haben und
den wir hier in diesem Hause im Zuge der Geschaftsord-
nungsreform, die jetzt anstehen konnte, umsetzen konn-
ten. Wir haben in der Vergangenheit vorgeschlagen, ein
Biirgerplenarverfahren einzurichten, das an das Petiti-
onsverfahren anschlief3t. Derzeit ist es so, dass ein Petent,
der eine Petition einreicht, im Petitionsausschuss offent-
lich angehort werden kann, wenn 50 000 Menschen in-
nerhalb von vier Wochen diese Petition mitzeichnen. Wir
haben in der Vergangenheit schon vorgeschlagen, dass
im Rahmen der Beteiligung, zum Beispiel iiber Online-
tools, eine Petition, wenn es ein wirklich wichtiges The-
ma ist und eine hohe Anzahl von Unterstiitzern erreicht
ist — zum Beispiel 100 000 Unterstiitzer innerhalb von
zwei Monaten —, hier in diesem Haus im Plenum in einer
Biirgerplenarstunde diskutiert wird. Wir wiirden also die
Anliegen von Biirgerinnen und Biirgern deutlich wichti-
ger nehmen und wiirden ihnen eine Plattform bieten kon-
nen — zum Beispiel im Rahmen eines Formats, das dhn-
lich gestaltet ist wie eine Aktuelle Stunde —, hier dieses
Thema aufzusetzen. Es ist ein Initiativrecht. Das Plenum
muss sich dann damit in 6ffentlicher Sitzung beschifti-
gen. Das kann man auch limitieren, damit es beispiels-
weise pro Jahr nicht mehr als vier Veranstaltungen dieser
Art gibt. Ich halte es fiir ein angemessenes Verfahren, das
wir sofort umsetzen kdnnen, nicht erst im nachsten Jahr,
am Ende der Legislatur oder in der néchsten Legislatur.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Dafiir brauchen wir keine Enquete-Kommission, dafiir
brauchen wir fraktionsiibergreifend den Willen und die
Beschiftigung damit, die Biirger mehr bestimmen zu
lassen. Das gehdrt auf die Agenda. Das wiirde ich mir
im Rahmen der Geschiftsordnungsreform wiinschen. Da
konnten wir weitergehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich hatte mir gewiinscht, dass wir heute {iber einen
Antrag sprechen, wie sich eine Fraktion das vorstellt.
Wenn Sie Fragen haben, wie sich die Bundesregierung
etwas vorstellt, dann stellen Sie doch eine Kleine Anfra-
ge. Wir werden Thren Antrag zur Einsetzung einer En-
quete-Kommission sicherlich im Ausschuss behandeln.
Aber wir sind eigentlich schon viel weiter, als uns die
Frage zu stellen, wie wir uns das vorstellen. Jede Frakti-
on in diesem Haus — offensichtlich bis auf die AfD — hat
eine Vorstellung und eine Haltung dazu, wie direkte De-
mokratie aussehen kann.

(Zuruf des Abg. Armin-Paulus Hampel
[AfD])

Wir werden das gerne diskutieren. Dafiir gibt es die ent-
sprechenden Gremien. Aber dies in einen Arbeitskreis

abzuschieben, den Sie Enquete-Kommission nennen
wollen, ist falsch.

(Beifall bei der FDP — Armin-Paulus Hampel
[AfD]: Kuschelrunde!)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eine Sache sa-
gen: Bevor wir beginnen, iiber neue Methoden zu reden,
sollten wir die bestehenden erst einmal ernst nehmen.
Das richtet sich insbesondere an die Kollegen der SPD,
der Linken und der Griinen. Wenn lhnen das Ergebnis
einer Biirgerbeteiligung nicht passt — zum Beispiel der
Biirgerentscheid zum Flughafen Tegel —, dann ist das
kein Grund, Biirgerentscheide am Ende nicht ernst zu
nehmen. Mein Petitum ist: Wenn wir Verfahren einrich-
ten — die sind auf Landesebene da —, dann lassen Sie sie
uns am Ende gefalligst ernst nehmen.

(Canan Bayram [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Machen wir doch! Informieren Sie sich
einmal!)

Das jedenfalls starkt nicht das Vertrauen in die Beteili-
gung der Biirger, sondern das schédigt es. Deswegen:
Dort, wo Sie Verantwortung tragen, nehmen Sie die
Dinge ernst, und folgen Sie den Entscheiden der Biirger,
sonst erweisen wir uns einen Birendienst.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Néchster Redner ist der Kollege Dr. Lars Castellucci,
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD):

Danke, Herr Priasident. — Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir
heute Morgen iiber Demokratie sprechen, dann kénnen
wir ruhig erst einmal sagen: Wir sind froh, dass wir sie
haben. Wir diirfen nicht miide werden, sie zu schiitzen
und sie lebendig zu gestalten.

(Beifall bei der SPD und der AfD sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN und des Abg.
Stephan Thomae [FDP])

Diese Demokratie ist wahrlich nicht vom Himmel ge-
fallen. Hier sind wir vielen zu Dank verpflichtet. Sie muss
immer wieder neu eingeiibt werden. Ich habe gestern mit
Erzieherinnen und Erziehern einer Kindertagesstitte ge-
sprochen. Dort wird jede Woche eine Kinderkonferenz
veranstaltet. Schon die Kleinsten diirfen ihre Themen
einbringen und zu bestimmten Fragen, die sie betreffen,
entscheiden. Ich finde das groBartig, und ich will die Ge-
legenheit nutzen, allen zu danken, die politische Bildung
im Groflen, aber auch im Kleinen machen und dafiir sor-
gen, dass unsere Demokratie weitergetragen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)
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Der vorliegende Antrag beschiftigt sich nur mit einem
Ausschnitt, ndmlich mit der direkten Demokratie. Ich bin
fir die direkte Demokratie und sehe auch, dass wir Bau-
stellen haben. Aber ich glaube, wir miissen dieses Thema
ein bisschen weiter fassen.

Wir haben ein System einer reprasentativen Demokra-
tie, das seit vielen Jahren fir Stabilitdt in diesem Land
gesorgt hat.

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: So ist
es!)

Reprisentativitit bedeutet, dass wir hier abbilden sollen,
was drauflen im Land ist.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Gut erkannt!)
Jetzt frage ich uns einmal: Gelingt uns das denn?
(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nein!)

Wenn ich mir zum Beispiel die Frage der gleichberech-
tigten Partizipation von Frauen und Ménnern anschaue,
dann schaue ich zur AfD-Fraktion und sehe, dass Sie ei-
gentlich gar keine Antrige stellen miissen, sondern Sie
miissen erst einmal Thre Hausaufgaben machen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zurufe von
der AfD)

Ich habe mit dem friitheren schweizerischen Botschaf-
ter liber die direkte Demokratie gesprochen. Es ist ein
tolles System, das wir nicht {ibertragen kdnnen, von dem
wir aber viel lernen kénnen.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Doch, wir
konnen tibertragen!)

Er hat zum Beispiel gesagt: In der Schweiz, die Sie an-
gesprochen haben, ist ein Viertel der Menschen, die dort
Steuern zahlen, Unternehmen gegriindet haben und arbei-
ten, ausgeschlossen von den Wahlen und Abstimmungen,
weil sie nicht liber den schweizerischen Pass verfiigen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ich bin fiir ein Demokratiemodell, bei dem wir die Par-
tizipation, die Teilhabe von allen Menschen erreichen
wollen.

(Hansjorg Miiller [AfD]: Nur Staatsvolk!)

Das erreichen wir mit Threm direktdemokratischen Ver-
fahren allein nicht.

Ein zweites Beispiel. Meine politischen Vorfahren ha-
ben irgendwann einmal dafiir gekdmpft, dass unabhéan-
gig davon, ob du Geld besitzt, ein Stiick Land hast oder
aus welcher Schicht du kommst, jede Stimme gleich viel
wert ist. Heute dagegen konnen wir bis in die Wahlbe-
zirke nachvollziehen — wir haben die Untersuchung vor-
liegen —, dass gerade die Armeren nicht mehr an einer
Wahl teilnehmen und an der Demokratie teilhaben. Das
zerbricht mir das Herz. Wir erkdmpfen fiir jeden eine
Stimme, und dann nehmen ausgerechnet diejenigen, fiir
die wir es erkdmpft haben, dieses Recht nicht mehr in
Anspruch. — Den damit verbundenen Fragen miissen wir
uns stellen, und gleichzeitig wissen wir: Auch da bringt
uns die direkte Demokratie nichts, weil diese Menschen

auch an direktdemokratischen Verfahren gar nicht teil-
nehmen wiirden; es wiren nur sehr kleine Kreise, die sich
jeweils ihre Fragen herauspicken wiirden.

Die Fragen zur Verlebendigung der Demokratie, die
sich uns stellen, sind vielféltiger, und sie sind nicht al-
lein mit dem zu beantworten, was Sie in IThrem Antrag
formulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Deswegen ist es gut, dass sich die Koalition auf eine
Expertenkommission versténdigt hat, die nicht nur iiber
direkte Demokratie, sondern iiber die Starkung der De-
mokratie insgesamt sprechen soll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Jetzt mochte ich den Antragstellern noch etwas sagen.
Sie haben das hier jetzt sehr sachlich vorgetragen. Aber
Demokratie hat einen Ausgangspunkt, und es ist ein zar-
ter, verletzlicher Ausgangspunkt. Dieser Ausgangspunkt
ist die Menschenwiirde, mehr noch: die gleiche Wiirde
aller Menschen. Wenn Sie dann, wie in der vergangenen
Woche, hier eine Anfrage stellen, in der Sie Behinderung,
Inzest und Migration irgendwie verriihren,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es geht hier um
direkte Demokratie! Gehen Sie mal aufs The-
ma ein!)

dann verletzen Sie die Menschenwiirde.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Ulli Nissen [SPD]: Pfui!)

Man muss sich schon schamen, was in deutschen Par-
lamenten wieder gesagt und aufgeschrieben wird. Ihr
Kollege im saarlédndischen Landtag hat von behinderten
Menschen auf der einen und normalen Menschen auf der
anderen Seite gesprochen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: So ein Unsinn!)

Entschuldigung, das ist unsaglich, und damit beschédi-
gen Sie die Demokratie.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie der Abg.
Andrea Lindholz [CDU/CSU])

Noch etwas zum Thema Sachlichkeit: Der Antrag liest
sich anders, aber eigentlich bedienen Sie hier mal wieder
die Grundmelodie, die von Rechtspopulisten und Rechts-
extremen

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Bla, bla, bla! —
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Jetzt gehen Sie
endlich aufs Thema ein! Verleumder!)

schon immer vorgetragen wurde, ndmlich: Hier ist das
Volk, und da sind die anderen. — Wissen Sie, was das ist?
Das ist im Kern eine antidemokratische Haltung, die Sie
hier offenbaren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
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geordneten der CDU/CSU und der FDP — La-
chen bei Abgeordneten der AfD)

Wir sind hier nicht gewihlt, um die Leute gegeneinander
aufzuhetzen, sondern, um zusammenzuarbeiten. Demo-
kratie ist eine Gemeinschaftsaufgabe.

(Jirgen Braun [AfD]: Sie hetzen seit Jahren
gegen die AfD!)

Insofern passt hier das Sprichwort vom Bock, der zum
Girtner gemacht wird:

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zur Sache, bitte!)

Sie tun hier so, als ob Sie unsere Demokratie ein bisschen
hegen und pflegen wollen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zur Sache! Sie kon-
nen zur Sache gar nicht sprechen! Sie sind so
unsachlich!)

In Wahrheit schieflen Sie einen Bock nach dem anderen
und zertrampeln unsere Demokratie. Da werden Sie uns
immer zum Gegner haben.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Friedrich
Straectmanns, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren auf
den Zuschauertribiinen! Der Antrag auf Einsetzung einer
Enquete-Kommission ,,Direkte Demokratie auf Bundes-
ebene* steht heute zur Beratung auf der Tagesordnung.
Mit diesem Antrag soll, so die Begriindung, eine stérkere
Beteiligung der Bevolkerung an politischen Entschei-
dungen ermdoglicht werden.

Grundsatzlich teilen meine Partei und die Fraktion
Die Linke den Vorschlag, mehr Verfahren der direkten
Demokratie einzufiihren.

(Beifall bei der LINKEN)

In der von der AfD geforderten Enquete-Kommission
wollen Sie allerdings Themen besprechen, meine Da-
men und Herren von der AfD, die wir selbst seit Jah-
ren bearbeiten. Wir als Fraktion Die Linke fordern seit
langem, dass in einer lebendigen Demokratie erweiterte
Maoglichkeiten direkter demokratischer Entscheidung er-
offnet werden. Geschafft werden soll das nach unserer
Vorstellung durch Mitwirkung in Volksinitiativen, durch
Volksbegehren, Volksentscheide sowie Biirgerbegehren
und Biirgerentscheide.

(Beifall bei der LINKEN)

Zugleich fordern wir obligatorische Volksentscheide
iiber die EU-Vertriage. Die Menschen miissen EU-weit
das Recht erhalten, {iber Biirgerinitiativen, Biirgerbegeh-

ren und Biirgerentscheide wirksam Einfluss auf Europa
zu nehmen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Das sollte auch bald passieren. Darum haben wir, anders
als die AfD, in dieser Legislaturperiode bereits einen
konkreten Gesetzentwurf zu der Frage direkter Demo-
kratie vorgelegt,

(Beifall bei der LINKEN)

mit dem eine wirkliche und sofortige Umsetzung erfol-
gen kann. Deshalb bedarf es hier nicht der Beerdigung
zweiter Klasse in einer Enquete-Kommission, sondern
einer Debatte iiber unseren Vorschlag.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach unserem Entwurf eines Gesetzes zur Stirkung
der direkten Demokratie im Grundgesetz gibt es ein ju-
ristisch abgestimmtes Verfahren zur Volksgesetzgebung
mit einer Kontrolle durch das Verfassungsgericht. Da-
durch wird nach unserer Vorstellung der Bevdlkerung er-
moglicht, demokratisch auch zwischen Wahlen Einfluss
auf die Politik zu nehmen. Die in unserem Gesetzentwurf
vorgesehene Kontrolle durch das Bundesverfassungsge-
richt gewahrleistet, dass keine verfassungswidrigen Ziele
iiber das Verfahren zur Volksgesetzgebung verfolgt wer-
den.

Die Anndherung an das Verfahren in der Schweiz, die
von der AfD ja offenbar gewiinscht wird, sehen wir des-
halb kritisch. Volksabstimmungen in der Schweiz rich-
ten sich oft gegen Minderheitenrechte. Wir verweisen
diesbeziiglich auf die Volksabstimmung zum Verbot des
Baus von Minaretten.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau richtig!)

Diese Minderheitenrechte sind in Deutschland durch die
Verfassung geschiitzt, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Dass Thnen von der AfD solche Initiativen vorbildlich
erscheinen, zeigt Thren verdchtlichen Umgang mit den
Rechten von Minderheiten.

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: Es
sind Populisten! Die konnen nichts anderes!)

Vielleicht ist der Grund fur die Affinitdt zur Schweiz
auch ein anderer. Oder, Frau Weidel, zahlen Sie zwi-
schenzeitlich Thre Steuern in unserem Land? Und wenn
nein: Wissen das Thre Wihlerinnen und Wihler?

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Alice Weidel
[AfD]: Ich habe noch nie in der Schweiz mei-
ne Steuern gezahlt! Horen Sie auf, zu liigen!)

— Ich habe Sie gefragt. Sie konnten das einmal 6ffentlich
bekunden.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ich zahle in
Deutschland meine Steuern!)
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— Jetzt regen Sie sich ab.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Lécherlich! Sie sind
lacherlich!)

Sonst teilen Sie aus. Jetzt konnen Sie auch einmal ertra-
gen, dass Sie etwas hérter angefasst werden.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie
bei Abgeordneten der SPD — Dr. Alice Weidel
[AfD]: Bleiben Sie bei der Sache! Sie haben
vom Steuerrecht keine Ahnung!)

— Bleiben Sie gelassen, und horen Sie einfach zu.

Direkte Demokratie setzt nach unserer Vorstellung
miindige Biirgerinnen und Biirger voraus. In Sachen
Miindigkeit brauchen Sie aber offenbar auch Nachhilfe:
Einerseits sind Jugendliche fiir Sie statt mit 14 Jahren be-
reits mit 12 Jahren miindig genug, dass sie die volle Har-
te des Jugendstrafrechts treffen kann, andererseits halten
Sie in Thiiringen 16-Jéhrige fiir nicht miindig genug, um
an der Kommunalwahl teilzunehmen, und klagen dage-
gen. Liegt das vielleicht daran, dass Thnen das Wahler-
gebnis in dieser Altersgruppe moglicherweise nicht pas-
sen konnte? Wie geht das zusammen? Darauf hétte ich
gerne eine Antwort von Thnen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Und an die Adresse der Koalitionsfraktionen: In-
strumente direkter Demokratie sind wichtig — Kollege
Castellucci hat darauf verwiesen —; wir fordern diese
schon seit langem. Aber wir miissen auch an die Bedin-
gungen denken, unter denen sich die Menschen in unse-
rem Land mit Politik befassen kdnnen. Studien belegen,
dass hohe Nichtwihlerzahlen auch etwas mit Armut zu
tun haben. Als Sozialrichter kenne ich die Bedingungen,
unter denen Menschen mit geringem Einkommen leben,
recht gut. Und aus eigener Anschauung muss ich Thnen
sagen: Diese Menschen leiden unter Stress. Wenn sich
jemand laufend Sorgen machen muss, ob die Waschma-
schine noch hilt, oder er sich mit riesigem Aufwand mit
der Verwaltung um den Lebensunterhalt streiten muss,
fallt es schwer, sich gesellschaftlich und politisch zu en-
gagieren. Das ist Tatsache.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Anton Friesen
[AfD]: Zum Thema!)

Weitere Teile der Bevolkerung leiden unter Stress, weil
sie fiirchten, eines Tages abzusteigen und ebenfalls bei
den Sozialgerichten zu stehen. Tun Sie als Regierungsko-
alition hier etwas. Sorgen Sie wenigstens ansatzweise fiir
die Wiederherstellung sozialer Gerechtigkeit, damit die
Menschen in diesem Land in die Lage versetzt werden,
Zeit und Energie aufzubringen, um sich gesellschaftlich
zu engagieren. Dann steigt auch wieder die Beteiligung
an den Wahlen. Da sind wir uns sicher.

(Beifall bei der LINKEN)

Zuriick zum Thema: Eine Enquete-Kommission dient
dazu, Handlungsvorschldge zu erarbeiten. Diese liegen

nach unserer Uberzeugung mit unserem Gesetzentwurf (C)

bereits auf dem Tisch, und tiber diesen sollten wir reden.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Es gibt keine
zwei Drittel! Deshalb eine Enquete-Kommis-
sion!)

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Néchste Rednerin ist die Kollegin Britta Haflelmann,
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Britta HaBelmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Unser Rechtsstaat und unsere reprisentative
Demokratie sind unsere groften und wichtigsten Errun-
genschaften als Gesellschaft.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die verfassungsrechtliche Werteordnung des Grundge-
setzes ist die Grundlage fiir ein friedliches Zusammenle-
ben aller Menschen in unserem Land.

Die Demokratie in Deutschland und in Europa voran-
zubringen und direkte demokratische Entscheidungen
zu ermoglichen, ist seit jeher Ziel griiner Politik. Aber
ebenso bedeutend ist der aktive Menschenrechts- und
Minderheitenschutz. Deswegen gehort dieses Thema in
jede Debatte iiber reprasentative und direkte Demokratie.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Der Schutz von Minderheiten gehort genauso zur De-
mokratie wie die Mehrheitsentscheidung; denn durch sie
werden die Entscheidungen der Mehrheiten legitim.

Es spricht viel dafiir, unsere Demokratie weiterzuent-
wickeln. Wir Griine haben seit jeher fiir unsere repriasen-
tative Demokratie ein klares Bekenntnis abgegeben. Wir
haben aber immer auch gesagt: Lasst uns iiberlegen, wie
wir diese Demokratie lebendiger machen kdnnen. Wie
kénnen wir unsere parlamentarische Demokratie, auch
auf Bundesebene, ergénzen durch Elemente der direkten
Demokratie, durch mehr Beteiligung, mehr Partizipation,
mehr und bessere Biirgerbeteiligung bei Gesetzgebungs-
verfahren, durch die Férderung von Beteiligung und De-
mokratiebildung von Kindern und Jugendlichen — meine
Damen und Herren, das war heute noch gar nicht Thema;
im Antrag steht auch dazu nichts — und — bedeutend fiir
diese Frage — durch die Starkung des biirgerschaftlichen
Engagements und unserer lebendigen Zivilgesellschaft?
Das alles, meine Damen und Herren, miissen wir zusam-
men denken.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Das Thema ist viel komplexer, als uns diese Eingangs-
rede und vor allen Dingen dieser wirklich leidenschafts-
lose und dahingefluppte Antrag vormacht.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD —
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Setzen Sie sich
mit dem Thema auseinander!)

Uns ist bewusst, dass die direkte Demokratie auch fiir
menschenverachtende Hetze, fiir Diskriminierung, fiir
den Abbau von politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Rechten von Menschen benutzt und missbraucht werden
kann. Meine Damen und Herren, deshalb ist es vielleicht
kein Wunder, dass in diesem Antrag das Wort ,,Minder-
heitenschutz* tiberhaupt nicht vorkommt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN — Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es
geht um eine Enquete-Kommission!)

Die Frage nach dem Verhiltnis von Elementen direkter
Demokratie zum Rechtsstaat — dem gilt unsere Sorge; da-
fiir tragen wir Verantwortung — ist in diesem Antrag {iber-
haupt nicht enthalten. Da steht nichts von Minderhei-
tenschutz. Meine Damen und Herren, hier im Deutschen
Bundestag, in den Landtagen und bei Thren offentlichen
Wahlkampfauftritten ist deutlich geworden: Sie wollen
Kampagnen gegen Gotteshéuser, gegen Fliichtlinge und
alles, was nicht in Thr Weltbild passt.

(Jirgen Braun [AfD]: Wie bitte? Gegen Got-
teshduser? Sie haben doch was gegen Gottes-
hduser, Frau Ha3elmann! Wir nicht!)

Und dazu wollen Sie den Hebel der direkten Demokratie
nutzen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was ist denn
das fiir ein Schwachsinn?)

Angesichts dessen miissen wir uns schiitzend davorstel-
len.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Wir wollen die Debatte iiber direkte Demokratie, und
wir wollen mehr Elemente direkter Demokratie. Ich
finde, diese Debatte ist noch nicht zu Ende, Friedrich
Straetmanns. Ich finde, diese Debatte muss ganz intensiv
gefiihrt werden.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Genau das ist
euer Dilemmal)

Aber wir wollen keine Plattform schaffen fiir Hetzkam-
pagnen gegen Menschen anderer Herkunft, gegen Les-
ben und Schwule, Obdachlose, Andersdenkende, An-
dersglaubige oder sozial Benachteiligte.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Es geht um
Volksabstimmungen!)

Wenn ich mir die letzten fiinf Monate im Deutschen Bun-
destag vor Augen fiihre, dann weil3 ich, dass ich allen
Grund habe, dariiber zu sprechen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN — Lachen bei der AfD)

Meine Damen und Herren, es gibt einen groflen Unter-
schied zwischen der AfD und uns hinsichtlich des An-
spruchs bei den direkten Beteiligungen: Sie von der AfD
wollen direkte Demokratie statt Rechtsstaat, und wir
Griine wollen mehr direkte Demokratie im Rechtsstaat.
Da liegt der ganz entscheidende Unterschied.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN sowie bei Abgeordneten der SPD —
Jirgen Braun [AfD]: Nur heile Luft, Frau
Haflelmann!)

Jetzt lassen Sie mich kurz etwas zum Antrag sagen,

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der
AfD - Jiirgen Braun [AfD]: Oh, doch noch!)

zur Forderung nach Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion. Die drei Forderungen, die der Kollege hier vorge-
tragen hat, die fiir die AfD im Hinblick auf direkte demo-
kratische Beteiligungen wichtig sind, stehen tiberhaupt
nicht im Antrag.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es geht um eine
Enquete-Kommission!)

Vielleicht sollten Sie das mal kldaren. Herr Haug, Sie ha-
ben hier drei Forderungen der AfD genannt. Aber warum
stehen die nicht im Antrag? Das ist komisch.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Dr. Petra Sitte [DIE LINKE — Zuruf des Abg.
Jochen Haug [AfD])

Das kommt wahrscheinlich daher, dass Sie aus der Hiifte
geschossen haben

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das
wire ja nichts Neues!)

und das Ding erst gestern eingebracht haben. Ich finde,
wir sollten mit mehr Ernsthaftigkeit, mit mehr Souvera-
nitdt und mit mehr Seriositit an diese komplexen Fragen
gehen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ge-
nau! — Beifall des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Wir lassen uns doch von so einem Antrag, der mal eben
runtergeschrieben wurde und noch nicht einmal in Ein-
klang zu bringen ist mit den drei Forderungen, die der
Kollege hier vorgetragen hat, nicht vorfiihren.

Meine Damen und Herren, vor der Einsetzung einer
Enquete-Kommission braucht man Zeit fiir Beratungen
und Debatten unter den Fraktionen.

(Zurufe von der AfD)

Sie sollten sich die Beispiele einmal vor Augen halten:
Als es um die Enquete-Kommission ,,Internet und digi-

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2323

Britta Haflelmann

tale Gesellschaft”, die wir hatten, ging, ist monatelang
zwischen den Fraktionen beraten worden, wie wir das
machen wollen, welchen Anspruch und welche Ideen
jede einzelne Fraktion hat. Auch die Berichterstatter ha-
ben sich beraten. Das Gleiche gilt fiir die Enquete-Kom-
mission zu Wachstum und Nachhaltigkeit.

(Jirgen Braun [AfD]: Was zihlt, ist auf dem
Platz, Frau Haflelmann! Das ist eine alte Weis-
heit!)

Auch da haben wir monatelang dartiber geredet: Welche
Interessen haben die einzelnen Kolleginnen und Kolle-
gen der jeweiligen Fraktionen? Was schligt eine Frakti-
on vor, ohne Auftrage an die Bundesregierung zu geben?
Um all das, meine Damen und Herren, muss es gehen,
und zwar in grofer Ernsthaftigkeit.

Hinzu kommt: Die Beteiligung soll bei Thnen grof3ge-
schrieben werden. Sie wird aber ganz kleingeschrieben;
denn fiir die Arbeit der Enquete-Kommission ist nur ein
Jahr angesetzt. Das ist ein Witz. Auflerdem sollen nur
neun Sachverstindige und neun MdBs vertreten sein.
Und Sie reden von Beteiligung! Was ist das denn, meine
Damen und Herren?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Da miissen wir uns von Ihnen nichts erzahlen lassen. Be-
teiligung sieht anders aus. Dartiber sollten wir jetzt ganz
in Ruhe, in aller Ernsthaftigkeit und Seriositét reden. Thr
Antrag hat dafiir keine Grundlage gelegt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der LINKEN)

Prasident Dr. Wolfgang Schéauble:

Jetzt erteile ich das Wort zu einer Kurzintervention
dem Kollegen Baumann, AfD.

Dr. Bernd Baumann (AfD):

Herr Prisident! Wir haben heute ein wirklich wich-
tiges Kernthema vorgetragen, das die Herzkammer des
Parlamentarismus betrifft.

(Lachen der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Es geht um Demokratie, Abstimmungen und Wahlen.
Wir haben uns nicht darauf beschrénkt, ganz konkre-
te Vorschldge zu machen und einen Katalog von zehn
Punkten vorzulegen, von denen ein oder zwei abgelehnt
werden konnen. Hier im Parlament konnte man ja die Er-
fahrung machen, dass viele Fraktionen solche Vorschldge
gemacht haben. Sie sind dann immer abgelehnt worden,
weil es keine Ubereinstimmung ab. Deswegen haben wir
jetzt die Einsetzung einer Enquete-Kommission bean-
tragt, Frau Hallelmann, einer Enquete-Kommission, in
der wir gemeinsam beschlieen konnen, was moglich ist
und was nicht, um das Volk stirker zu beteiligen, das ge-
rade Thre Rede gehdrt und wahrgenommen hat, mit welch

fadenscheinigen Verleumdungen auch uns gegeniiber Sie
gearbeitet haben.

(Beifall bei der AfD — Mahmut Ozdemir [Du-
isburg] [SPD]: Unverschamtheit!)

Ihr ganzer angeblicher Einsatz fiir Demokratie, Men-
schenrechte und was Sie hier alles vorgetragen haben, ist
reine Heuchelei. Im Hintergrund steht Thre Machtpolitik,
wenn Sie einen solchen Antrag so sehr verdammen, ohne
Argumente zu nennen, Frau HaBelmann.

(Beifall bei der AfD)

Was hier und heute deutlich geworden ist wie im
Brennglas, ist die totale Verweigerungs- und Blocka-
destrategie, die Sie fahren, und zwar gemeinsam mit lin-
ken Teilen von SPD und Union.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Es ist ja nicht so, dass wir nur eine Enquete-Kommission
einsetzen wollen, in der alle Fraktionen mitarbeiten und
sich gemeinsam Gedanken machen sollen, welchen Vor-
schlag man dem deutschen Volk unterbreiten kann, um
eine starkere Beteiligung zu ermdglichen.

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: Das
haben wir schon gemacht, bevor Sie im Bun-
destag waren!)

Nicht nur dem haben Sie nicht zugestimmt. Vielmehr
geht es auch um die Uberweisung an den Ausschuss,
Frau Hallelmann, wo man weiter daran arbeiten und die
Dinge verfeinern kann. Wir wollen, dass alle Ebenen
durch gemeinsame Arbeit zu einer besseren Durchfiih-
rung von Demokratie, Volksabstimmungen und allem,
was da mdglich ist — die Schweiz und die USA machen
es uns vor —, beitragen. Sie blockieren sogar das, um
die AfD zu blockieren, Frau Hallelmann. Das lassen wir
nicht auf sich beruhen.

(Beifall bei der AfD)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:
Frau Kollegin Haflelmann, wenn Sie mdgen, kdnnen
Sie antworten.

Britta HaBelmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Herr Priasident. — Herr Baumann, ich
kann nichts dafiir, dass Thr Antrag schlecht ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und der LINKEN)

Ich kann auch nichts dafiir, dass Sie jetzt so ein Mimimi
veranstalten.

(Jiirgen Braun [AfD]: Frau Oberlehrerin
HaBelmann — so kennen wir Sie!)

Sorry, aber ich mochte iiber direkte Demokratie und iiber
die Einbettung von direkter Demokratie in den Rechts-
staat auf der Grundlage des Grundgesetzes in aller Ernst-
haftigkeit reden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
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der SPD — lJiirgen Braun [AfD]: Sie und
Grundgesetz? Oh, das ist neu!)

Ich habe Sie mit der Frage konfrontiert, warum das
Thema Minderheitenschutz in Threm Antrag keine Rolle
spielt; es kommt darin noch nicht einmal vor. Ich habe
Sie auch gefragt, warum die drei Forderungen, die fiir Sie
essenziell sind und die Ihr Redner in seinem Debatten-
beitrag vorgetragen hat, nicht im Antrag stehen. Ich habe
die Vermutung: Das liegt daran, dass Sie hier schnell et-
was zusammengeschustert haben, um am Mittwochmor-
gen einen Antrag vorlegen zu kénnen.

(Widerspruch bei der AfD)
Das Thema ist aber zu ernst, meine Damen und Herren,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

als dass wir uns wegen eines schlechten Antrags und ei-
nes solchen Mimimi mit diesem Thema befassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der LINKEN)

Prasident Dr. Wolfgang Schauble:

Jetzt erteile ich dem Kollegen Christoph de Vries das
Wort zu seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph de Vries (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nachdem die Nerven bei der AfD schon wieder blank
liegen,

(Heiterkeit bei der FDP)

will ich gerne zur Sachlichkeit zuriickfinden, auch wenn
es etwas schwerfillt. Sie fordern immer Ernsthaftigkeit
ein. Dieses wichtige Thema haben Sie vor drei Wochen
angemeldet. Und was machten Sie dann? Sie legten den
Antrag erst gestern vor. Das zum Thema Ernsthaftigkeit
auf Threr Seite!

(Beifall bei der CDU/CSU — Stefan Miiller
[Erlangen] [CDU/CSU]: Das hat schon Me-
thode! — Michael Grosse-Bromer [CDU/
CSU]: Das war noch nie anders! — Mahmut
Ozdemir [Duisburg] [SPD]: Aber selber heu-
len sie rum! — Manuel Hoéferlin [FDP]: Weil
sie planlos sind von der AfD!)

Ich will zum Wesen der reprasentativen Demokratie
kommen; das ist bisher etwas zu kurz gekommen. Ver-
antwortungsvolle Politik in der Demokratie lebt vor al-
lem davon, dass sie mehr von Sachverstand und Vernunft
und weniger von Stimmungen und Emotionen geleitet
wird. Das sollten wir uns immer vor Augen fithren, wenn
wir tiber die Stirkung plebiszitirer Elemente reden.

Der frithere Bundesprésident Roman Herzog hat zu
Recht einmal gesagt:

Unsere freiheitliche Demokratie lebt nicht von Um-
fragen, sie lebt von Engagement und Courage!

Ich will das gerne ergénzen: Unsere Demokratie lebt von
der Bereitschaft aller Beteiligten, aufeinander zuzuge-
hen.

(Zurufe von der AfD: Aha!)

Sie lebt davon, dass die Vertreter unterschiedlicher Posi-
tionen aufeinander zugehen, dass Einzelinteressen nicht
iiber dem Gemeinwohl stehen, dass gute Argumente
zihlen und dass es nicht nur um Gewinner und Verlierer
geht.

(Beifall des Abg. Jiirgen Braun [AfD])

Das sind all die Vorziige der reprasentativen Demokratie
in Deutschland, und wir sind gut beraten, diese Vorziige
nicht kleinzureden und leichtfertig aufs Spiel zu setzen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

denn die Viter unseres Grundgesetzes haben aus guten
Griinden ein starkes Parlament eingefiihrt und die Ele-
mente direkter Demokratie stark beschréinkt.

Ich will mal auf ein Wesensmerkmal der reprisen-
tativen Demokratie zu sprechen kommen, ndmlich das
AKV-Prinzip. Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung
liegen danach in einer Hand. Komplexe politische Fra-
gen — das ist gesagt worden — sind eben meistens nicht
mit einem einfachen Ja oder Nein zu beantworten. Die
Entscheidungen erfordern ein hohes Maf} an Abwigung,
Genauigkeit und Sachverstand, und all das ist in der ar-
beitsteiligen Arbeit unseres Parlaments gewéhrleistet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das bedeutet selbstverstdndlich nicht, dass nicht auch
Fehler gemacht werden. Wo wiren wir! Fiir Fehler kon-
nen und werden die politisch Verantwortlichen bei den
nachfolgenden Wahlen aber zur Rechenschaft gezogen —
in manchen Féllen auch juristisch. Ich frage Sie aber
mal: Wer wird denn zur Rechenschaft gezogen, wenn
wie in Berlin nach der Volksabstimmung 2014 iiber die
Nachnutzung des Tempelhofer Flughafens 30 000 Woh-
nungen nicht gebaut werden kénnen, obwohl die Mieten
explodieren und Tausende Menschen keinen bezahlbaren
Wohnraum finden? Niemand!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Im Anschluss muss das dann die Politik wieder richten.
An der Stelle sage ich ganz klar: Eine Entscheidung ohne
Kompetenz und Verantwortung bedeutet nicht mehr De-
mokratie, vielmehr kann sie zur Gefahr fiir die Demokra-
tie werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier sind wir auch beim Unterschied zu Thnen, zur
AfD. Thnen geht es ja nur noch um das Wie; das haben
Sie ja auch dargelegt. Sie wollen eine Enquete-Kommis-
sion einsetzen, die im Grunde nur noch — ,,nur noch® in
Anfiithrungszeichen — die Details klart. Wir sind anders.
Uns geht es erst einmal um das Ob. Wir haben diese Fra-
ge noch nicht beantwortet.
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Christoph de Vries

Interessant sind Thre Begriindungen im Antrag. Ich
habe ihn gelesen, obwohl die Zeit nur kurz war. Sie spre-
chen von ,,Wahlmiidigkeit* und ,,Politikverdrossenheit,
von einem hohen ,,Zuspruch fiir direktdemokratische
Mitbestimmung* und von einer ,,Belebung ... der Demo-
kratie auf Landes- und Kommunalebene*.

Schauen wir uns mal die Fakten an — die nehmen Sie
ja nicht immer so genau —:

(Heiterkeit des Abg. Manuel Hoferlin [FDP])

Wie hoch ist denn die Wahlbeteiligung bei der Bundes-
tagswahl? Bei der letzten Bundestagswahl lag sie mit
76 Prozent auf demselben Niveau wie bei der Wiederver-
einigungswahl von 1991.

(Michael Grosse-Bromer [CDU/CSU]: Dop-
pelt so hoch wie bei der Volksabstimmung in
der Schweiz!)

Seit drei Jahrzehnten ist die Wahlbeteiligung auf Bundes-
ebene nahezu unverédndert.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ihr habt das
nicht geschafft!)

Jetzt kommen wir mal zu den positiven Beispielen,
die Sie nennen, zu den USA und der Schweiz: Wie sieht
in den USA die Wahlbeteiligung bei Prisidentschafts-
wahlen aus? Sie lag bei 59 Prozent und damit 17 Pro-
zentpunkte niedriger als in Deutschland. Sie haben auch
die Schweiz angefiihrt. Dort lag sie bei 48 Prozent, also
ganze 28 Prozentpunkte niedriger als bei den deutschen
Bundestagswahlen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Michael Gros-
se-Bromer [CDU/CSU]: Ja, da sicht man das
gute Beispiel!)

Kommen wir zum letzten Punkt, zur Belebung der De-
mokratie auf Lénderebene; Sie haben es angesprochen.
Wie sieht es denn mit der Belebung aus? Ich komme
noch mal zu der Entscheidung zu Tempelhof von 2014
zuriick. 46,1 Prozent der Wahlberechtigten haben damals
diese Entscheidung getroffen. Bei der Wahl im Abgeord-
netenhaus, die danach folgte, lag die Wahlbeteiligung um
gut 20 Prozentpunkte hoher.

Ein dhnlich umstrittenes Projekt ist Stuttgart 21. Dort
haben 48,3 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stim-
me abgegeben, obwohl es hochumstritten war. Bei der
nachfolgenden Landtagswahl waren es 18 Prozentpunkte
mehr.

Hier miissen wir uns schon die Frage stellen: Warum
soll es bei diesen Entscheidungen mehr Legitimitit ge-
ben als bei den allgemeinen Wahlen?

Sie sehen selbst: Von Threr Argumentation bleibt an
dieser Stelle nur wenig iibrig. Die Beteiligung der Men-
schen an den allgemeinen Wahlen auf Bundesebene ist
auf einem hohen Niveau. Das ist sie auch im internati-
onalen Vergleich. Der Zuspruch der Wahler bei direkt-
demokratischen Abstimmungen, die Sie hier so positiv
dargestellt haben, ist in aller Regel iiberschaubar. Auch
dies zeigt: Direkte Demokratie bedeutet eben nicht, dass

sie demokratischer ist als reprisentative Demokratie. Das
Gegenteil ist hdufig sogar der Fall.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn wir uns die Faktenlage anschauen, dann fragen
wir: Was reitet Sie eigentlich bei diesem Vorstof3? Eines
ist doch ganz klar: Um die Stirkung der Demokratie geht
es Thnen ganz gewiss nicht.

(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Doch! Genau
darum!)

Ihr Antrag ist doch vielmehr der Versuch, fiir Ihre popu-
listische Politik Mehrheiten durch die Hintertiir zu be-
kommen, die Sie hier im Parlament nicht haben, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Herr Gauland hat es ja nach der Wahl gesagt. Sie wol-
len die Regierung besser jagen konnen, auch wenn Sie
dafiir keine parlamentarische Mehrheit haben. Sie fiih-
ren mit unserer Demokratie nichts Gutes im Schilde. Das
liegt doch auf der Hand.

(Beifall bei der CDU/CSU — Michael Gros-
se-Bromer [CDU/CSU]: 87 Prozent haben sie
nicht gewihlt!)

Ich komme zum Schluss. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir werden den Koalitionsvertrag selbstverstiand-
lich umsetzen. Wir werden auch eine Expertenkommis-
sion einsetzen. Aber da werden wir uns von Thnen nicht
treiben lassen. Eines ist klar: Jede Stdrkung der direk-
ten Demokratie ist zugleich eine Schwachung des Par-
laments. Deshalb miissen wir wachsam sein und sehen,
wie wir diese Kommission zusammensetzen und wer da
mitwirkt; denn klar ist auch: Es darf bei der Umsetzung
keinen Automatismus geben.

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Herr Kollege, Sie miissen jetzt [hren Schlusssatz sa-
gen.

Christoph de Vries (CDU/CSU):

Das muss Gegenstand dieses parlamentarischen Ver-
fahrens sein.

(Zuruf von der AfD: Sie haben Angst vorm

Volk!)
Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Néchster Redner ist der Abgeordnete Michael Espen-
diller fir die AfD, der seine erste Rede im Deutschen
Bundestag hilt.

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Michael Espendiller (AfD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren! Mit dem heute hier eingebrachten Antrag
zur Einsetzung einer Enquete-Kommission ,,Direkte De-
mokratie auf Bundesebene* verfolgen wir das Ziel, noch
in dieser Legislatur Volksentscheide auf Bundesebene
einzufiihren. Klar: In diesem Antrag sind wir nicht be-
sonders konkret geworden. Wir brauchen eine Zweidrit-
telmehrheit, um das Grundgesetz zu dndern. Wir miissen
einen Konsens zwischen den verschiedenen Parteien fin-
den.

Frau Lindholz, tut mir leid, wir haben Sie wirklich
nicht gefragt. Ich dachte, es gibt einen Unvereinbarkeits-
beschluss, dass die CDU/CSU nicht mit der AfD redet.
Ich freue mich, dass Sie ihn langsam autheben.

(Beifall bei der AfD)

Frau Haflelmann, wenn der Antrag zu langweilig, zu
trocken und — Zitat — ,,leidenschaftslos® ist, dann malen
Sie halt Regenbdgen darauf.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD — Canan
Bayram [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Was
ist das denn? Geht’s noch?)

Seit Jahrzehnten wird in dieser Republik iiber das
Fir und Wider von mehr Biirgerbeteiligung diskutiert,
und seit Jahrzehnten gibt es hier keine Ergebnisse. Wih-
renddessen wird weiter iiber die Kopfe der Menschen
hinweg regiert. Dabei geraten die Grundlagen unseres
Gemeinwesens vollig aus dem Blick. Eine ganz wesent-
liche Funktion der Demokratie ist die Einddimmung von
Machtmissbrauch und unverhéltnisméaBiger Machtaus-
iibung.

Aber wie sieht die Realitét aus? Bei allen wichtigen
Fragen, die der Bundestag in den vergangenen Jahren zu
entscheiden hatte, waren sich die Fraktionen seltsam ei-
nig. Egal ob Euro-Rettung, Grenz6ffnung oder Kernener-
gie: Stets herrschte breite Einigkeit iiber die Alternativlo-
sigkeit von politischen Entscheidungen. Aber wer von
Alternativlosigkeit spricht, hat nicht lang genug iiber das
Problem nachgedacht. Alternativlosigkeit ist die grofite
Bedrohung der Demokratie;

(Beifall bei der AfD)

denn Demokratie lebt vom Streit. Sie lebt von der Kon-
troverse. Sie lebt vom Wettbewerb der politischen Ideen.
Demokratie ist das Ringen um die beste Losung fiir un-
ser Land. Was ist davon eigentlich geblieben? Und wo
bleibt bei all dem der Biirger? Er steht unpersonlichen
Verwaltungseinheiten gegeniiber. Er bekommt mehr und
mehr Vorschriften gemacht. Er muss einen immer grof3e-
ren Anteil seines Verdienstes an den Staat abgeben und
darf Wahlgeschenke auf Kosten der nichsten Generation
finanzieren. Zahlen diirfen die Menschen immer, mitre-
den diirfen sie nie.

(Beifall bei der AfD — Manuel Hoferlin
[FDP]: Stimmt doch gar nicht!)

Wir wollen auch Volksentscheide iiber finanzrelevante
Dinge. Aber das werden wir dann in dieser Kommissi-
on diskutieren, wenn sie denn kommen sollte. Wir als

AfD-Fraktion werden die genannten Dinge auf jeden Fall
andern. Wir wollen, dass nicht nur das Parlament ent-
scheidet. Wir wollen, dass das Volk selber iiber sein ei-
genes Schicksal entscheiden kann. Da reicht es uns nicht,
wenn eine Ausschusssitzung 6ffentlich ist. Das Volk will
selber entscheiden.

(Beifall bei der AfD — Manuel Hoferlin
[FDP]: Ein Anfang! Direkt anfangen!)

— Man kann direkt mit der richtigen Sache starten. In der
Schweiz klappt das perfekt.

Deswegen, liebe Kollegen: Gucken Sie in Thre Wahl-
programme. Sie haben im Wahlkampf sehr hiufig ver-
sprochen, dass es Volksentscheide geben wird. Lassen
Sie diesen Worten endlich Taten folgen. Stimmen Sie mit
uns fiir die Einsetzung dieser Kommission; die Details
koénnen wir im Innenausschuss gerne noch kléren. Dann
werden wir dort einen gemeinsamen Entwurf erarbei-
ten, der hier mit einer Zweidrittelmehrheit angenommen
wird.

Vizeprasident Thomas Oppermann:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Zurufe von der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN: Erste Rede!)

— Erste Rede, okay.

Dr. Michael Espendiller (AfD):

In der zweiten Rede, gerne; okay. — Dann wird es in
Deutschland auch endlich Volksentscheide geben.

Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

_ Niéchster Redner ist der Abgeordnete Mahmut
Ozdemir fiir die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Ozdemir (Duisburg) (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich weif3 nicht, ob die Antragsteller Interesse
an einer sachlichen Debatte haben oder nicht, deshalb gibt
es vorab eine Zusammenfassung auf Niederrheinisch: Da
haben Sie mal wieder Stuss zusammengefrickelt.

Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes besagt:

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom
Volke in Wahlen und Abstimmungen ... ausgeiibt.

Spétestens alle vier Jahre findet ein urdemokratischer
Akt in der Bundesrepublik statt. In allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl treffen die
wahlberechtigten Biirgerinnen und Biirger die Entschei-
dung dariiber, wer sie vertreten darf. Es gibt Sieger und
Verlierer. Es gibt eine Mehrheit, die regiert, und eine
Minderheit, die durch steten Widerspruch im Rahmen
der Parteiendemokratie wieder oder tiberhaupt die Mehr-
heit erlangen mochte.
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Mahmut Ozdemir (Duisburg)

Nun haben wir als SPD-Bundestagsfraktion bereits
ohne die Notwendigkeit der Einsetzung einer Enque-
te-Kommission erkannt, dass es in der Bundesrepublik
den Drang und den Wunsch der Menschen im Land
nach mehr unmittelbaren Beteiligungsformen gibt. Die-
se mochten nicht nur allgemein oder im Geheimen alle
vier Jahre ihren Protest oder ihre politische Haltung aus-
driicken, welche sie moglicherweise auf einzelne Sach-
fragen beschrinken, sondern sie streben auch nach der
grundgesetzlichen Mdglichkeit, im Einzelfall an die Sei-
te oder die Stelle der gewidhlten Bundestagsabgeordneten
Zu treten.

Das Bediirfnis, die Stimme zu erheben, hat diesem
Parlament bereits zur Entscheidung vorgelegen. Die ur-
spriinglichen Gesetzentwiirfe, die im Ubrigen auch eine
Grundgesetzanderung vorschlagen, tragen die Drucksa-
chennummern 17/13873 und 17/13874 — Nachhilfe in
parlamentarischer Arbeit habe ich Thnen schon einmal
angeboten — und stammen aus der Feder der SPD-Bun-
destagsfraktion. Insofern braucht meine Fraktion weder
diesen Antrag noch Thren Ansto3, sondern nur eine Zwei-
drittelmehrheit.

(Beifall bei der SPD)

Unmittelbaren Mitwirkungsrechten stehen wir im Ub-
rigen aufgeschlossen und sehr wohlwollend gegeniiber.
Wir haben der Festschreibung im Grundgesetz auch die
entsprechende Gebrauchsanweisung fiir die Umsetzung
von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentschei-
den beigefiigt.

Dennoch sind unmittelbare demokratische Regelun-
gen im Grundgesetz kein Selbstzweck. Sie ersetzen auch
keine Mehrheitsentscheidungen. Erst recht sind sie keine
Zurschaustellung von Misstrauen gegeniiber Abgeordne-
ten und Parlamenten. Vielmehr gilt, dass die mittelbare
Demokratie und damit das Wéhlen von Abgeordneten
die Regel darstellt. Die unmittelbare Demokratie ist und
bleibt damit eine Ausnahme, die den Handlungsspiel-
raum erweitert, weil sie Entscheidungen des Deutschen
Bundestages im duflersten Einzelfall zu verlagern ver-
mag und im besten Fall eine Beschiftigung mit bisher
nicht beachteten Sachverhalten veranlasst.

Beide Arten der Demokratie haben grundsétzlich eine
Gemeinsamkeit: Am Ende steht jeweils eine Entschei-
dung. Unabhéngig von den deutlichen oder knappen
Entscheidungsergebnissen bleibt eine Mehrheit auch
eine Mehrheit. Entscheidungen griinden schliellich auf
Vertrauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sowohl die mittelbare als auch die unmittelbare De-
mokratie sind daher vereint in dem Vertrauen, dass Ent-
scheidungen akzeptiert und respektiert werden, eben
weil man sich auch vorher beteiligen konnte. Sofern man
sich natiirlich an diese demokratischen Spielregeln nicht
halten mochte, versucht man, Zweifel zu sden und sich
als Opfer darzustellen. Das sehen wir besonders auf der
rechten Seite des Hauses in letzter Zeit regelméBig.

(Beifall bei der SPD)

Ob nun eine Befassung des Deutschen Bundestages
mit einer Gesetzesvorlage oder die Uberpriifung von be-
reits beschlossenen Gesetzen durch unmittelbare Volks-
beteiligung der Gegenstand ist: Am Ende steht entweder
eine Verlagerung oder die Bestitigung der Entscheidung
des Parlamentes. Diese Einheit von mittelbarer und un-
mittelbarer Demokratie stellt, wie gesagt, mehr ein Re-
gel-Ausnahme-Verhiltnis dar als, wie uns die Antrag-
steller glauben machen wollen, eine Berichtigung durch
das Staatsvolk, das dadurch nach seinem zuvor gezeigten
Vertrauen moglicherweise ein Misstrauen zeigt, indem es
eine Entscheidung wieder an sich zieht.

Die SPD-Bundestagsfraktion war und ist Fiirsprecher
der unmittelbaren Demokratie. Unsere Position ist maf3-
voll, zuriickhaltend, aufrichtig und erweitert den Spiel-
raum des Artikels 20 Absatz 2 des Grundgesetzes dem
Sinn und Zweck nach, dass alle Staatsgewalt vom Volke
ausgeht. Unsere Gesetzentwiirfe aus der 17. Legislatur-
periode schmieden aus den mittelbaren und unmittelba-
ren Bestandteilen eine Einheit des Vertrauens gegeniiber
auf Zeit gewihlten Parlamentariern und der Erweiterung
demokratischer Teilhabe im Staat.

Kurzum: Eine Enquete-Kommission brauchen wir
nicht; denn wir haben unsere Hausaufgaben bereits er-
ledigt.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau, die SPD!)

Ich rufe Sie herzlich dazu auf, Ihre Hausaufgaben zu ma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Vielen Dank. — Néchster Redner ist Philipp Amthor
fiir die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
AfD will eine Enquete-Kommission fiir mehr direkte
Demokratie auf Bundesebene einsetzen. Das klingt wie-
der nach einem tollen Antrag. Ich will vorwegschicken:
Das ist ein sehr berechtigtes Grundanliegen; denn auch
unsere Koalition hat sich dazu entschlossen, eine Exper-
tenkommission zu diesem Thema einzusetzen. Uber das
Fiir und Wider direkter Demokratie kann man trefflich
streiten. Sachlichen Diskussionen werden wir uns nicht
verschlieBen. Trotzdem habe ich zwei Kritikpunkte be-
treffend Ihren Antrag und die Art und Weise, wie Sie liber
direkte Demokratie diskutieren. Ich iibe Kritik zum einen
an der Zielrichtung und zum anderen an der Form der
Enquete-Kommission, in der Sie diskutieren wollen.

Zuerst zur Zielrichtung. Ich sage Thnen sehr deutlich:
Es ist ein gutes Verstindnis von mehr Biirgerbeteili-
gung und direkter Demokratie, wenn man das begreift
als ein gemeinsames Instrument aller Fraktionen, als ein
gemeinsames Instrument des Parlaments und als ein In-
strument, das Briicken zwischen der Politik insgesamt
und der Bevolkerung baut, als ein Instrument, das Ver-
trauen in das politische System schafft. Aber ich sage
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Philipp Amthor

Thnen eines: Ich habe nicht den Eindruck, dass Sie die di-
rekte Demokratie so verstehen. Sie haben sich hier heute
sehr zuriickhaltend gegeben. Wenn ich aber an Ihre Auf-
tritte im Wahlkampf denke, stelle ich fest: Sie wollen die
direkte Demokratie zuallererst als ein Kampfinstrument
gegen alle anderen Fraktionen dieses Parlaments, als ein
Kampfinstrument gegen das Parlament selbst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sie wollen kein Instrument, das Briicken baut, sondern
ein Instrument, das Briicken zum Einsturz bringt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Das zeigt sich an einem Beispiel sehr deutlich. Wenn
Sie gelegentlich mit Thren Freunden von Pegida durch
die StraBlen deutscher Stddte laufen, dann schreien Sie
sehr laut: Wir sind das Volk! — Ich sage Ihnen eines: Ja,
Sie sind das Volk, aber alle anderen Deutschen auch.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie personlich sind nicht nur das Volk, sondern nun auch
Volksvertreter. In dieser Rolle hat man Thnen auch eine
ganz besondere Aufgabe zugewiesen; denn die Miitter
und Viter des Grundgesetzes haben uns die Verantwor-
tung gegeben, exklusiv fiir die Gesetzgebung zustéindig
zu sein. Sie sollten sich in Threr neuen Rolle — Sie ge-
horen zum Parlament dazu — sehr gut iiberlegen, ob Sie
leichtfertig sagen: Mit dieser Aufgabe kdnnen wir nicht
klarkommen; das schaffen wir nicht. — Machen Sie es
sich nicht so leicht! Kapitulieren Sie nicht, und stehen
Sie zu Threr Verantwortung! Das wire ein guter Tipp.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Nun zur Form. Ihr Vorschlag, eine Enquete-Kom-
mission, ein gemischtes Gremium aus Experten und
Abgeordneten, einzusetzen, hat mich ein bisschen zum
Schmunzeln gebracht. Es wiére neu, dass die AfD nicht
nur grofles Getdse, sondern auch Sacharbeit im Parla-
ment machen will. Damit haben wir bisher nicht so viel
Erfahrung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Sie hatten schon in den Landtagen die Chance, Sachar-
beit zu leisten. Ich habe mich in den letzten Tagen einmal
umgehdrt, um zu erfahren, wie Sie sich in den Enque-
te-Kommissionen der Landtage schlagen, in denen Sie
sitzen. Da habe ich sehr possierliche Eindriicke gewon-
nen. In Hamburg wurde mir berichtet: In der Enque-
te-Kommission ,,Kinderschutz und Kinderrechte stér-
ken* sind Sie nicht durch inhaltliche Arbeit aufgefallen,
sondern dadurch, dass einer Ihrer Abgeordneten einfach
eingeschlafen ist. Oder die Enquete-Kommission ,,Ursa-
chen und Formen von Rassismus und Diskriminierung
in Thiiringen*: Da haben Sie sich gefragt, wer dafiir der
beste Experte aus Thren Reihen sein konnte. — Richtig,
Bjorn Hocke! Aber Thr Rassismusexperte Bjorn Hocke

konnte sein Expertenwissen nicht so haufig einbringen,
da er nicht so oft anwesend war.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie erzéhlen
Mirchen!)

Oder — noch besser — Rheinland-Pfalz: Das ist ein Para-
debeispiel fiir Ihre erfolgreiche Sacharbeit. In der Enque-
te-Kommission ,, Tourismus‘ haben Sie es in iiber einem
Jahr nicht geschafft, auch nur eine einzige Frage fiir eine
Anhorung einzureichen oder einen einzigen Experten zu
benennen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Wenn wir nun eine Enquete-Kommission einsetzten
und alle Fraktionen so arbeiten wie Sie in den Landtagen,
dann wire diese Enquete-Kommission kein Motor fiir
neue Ideen, sondern vor allem eines: Steuerverschwen-
dung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Herr Amthor, gestatten Sie eine Zwischenfrage oder
Zwischenbemerkung des Abgeordneten Fromming?

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizeprasident Thomas Oppermann:
Bitte sehr, Herr Fromming.

Dr. G6tz Fromming (AfD):
Sehr verehrter Herr Kollege Amthor, Sie sind jetzt ein
bisschen vom Thema abgewichen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU sowie bei
Abgeordneten der SPD)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Nein, nein.

Dr. G6tz Fromming (AfD):
Ich mochte Sie zum Kern der Sache zuriickfiihren.

Erstens — Sie sind ja nun ein recht junger Kollege —:
Ist Thnen bewusst, dass es vor allen Dingen Ihre Partei
war, die CDU, die seit iiber 60 Jahren die Einfithrung von
Volksentscheiden verhindert? Dafiir verantwortlich war
insbesondere die CDU und keine andere Partei.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens. Diirfen wir zur Kenntnis nehmen — das wa-
ren Thre Eingangsworte —, dass es inzwischen in Threr
Partei in dieser Frage tatséchlich ein Umdenken gegeben
hat? Das wiirde ich gerne von Thnen noch einmal deutlich
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Dr. Gotz Fromming

horen. Offnen sich die CDU und die CSU jetzt tatséch-
lich fiir Volksentscheide? Ist das richtig?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Philipp Amthor (CDU/CSU):

Zunidchst: Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass wir
nicht blockiert haben, sondern dass wir offenen Diskussi-
onen immer offen gegeniibergestanden haben.

(Lachen bei der AfD)

— Horen Sie zu. Ich bin vielleicht ein junger Kollege;
aber ich mache mich vorher kundig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten"der SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Dieses Thema haben wir schon diskutiert. Lange be-
vor ich in den Bundestag gekommen bin — schon vor der
Wiedervereinigung und auch danach —, hat die CDU un-
ter Benennung maBgeblicher Sachverstindiger in einer
Verfassungskommission dieses Thema diskutiert. Wir
wollen auch jetzt eine Expertenkommission zu diesem
Thema einsetzen. Ich sage Thnen bewusst: Es gibt vie-
le Argumente gegen Volksentscheide; aber es gibt auch
welche dafiir. Natiirlich kénnen wir dariiber im Innen-
ausschuss diskutieren. Das ist der richtige Weg; denn der
Innenausschuss ist dafiir das richtige Gremium.

Ich kehre kurz zu dem Punkt Enquete-Kommission
zuriick. Was ist der Unterschied zwischen unseren An-
sitzen? Ich meine, wir brauchen keine aufgebldhte En-
quete-Kommission, die viel Geld kostet. Ein Tipp an
Sie — Sie wollen ja sonst immer Gralshiiter der deutschen
Steuerzahler sein —: Diese sachlichen Diskussionen sind
im Innenausschuss schon all-inclusive. Dariiber kénnen
Sie mit mir als Berichterstatter gern diskutieren. Wir
werden eine Expertenkommission einsetzen. Dann bin
ich auf die Sachargumente gespannt, die Sie uns dabei
liefern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, df:r FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Genau das ist der richtige Weg.

Hier haben wir wieder einen aufgeblasenen Antrag
gesehen. Wir helfen Thnen gerne, Steuergeld zu sparen.
Sachliche Diskussionen, wie gesagt, gibt es auch all-in-
clusive im Innenausschuss. Da zdhlen dann aber nicht
warme Worte, sondern Sachargumente. Darauf bin ich
gespannt. Dann schauen wir, wie wir mit der Sache um-
gehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Nichste Rednerin ist Sonja Steffen fiir die Fraktion
der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Sonja Amalie Steffen (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Géste auf der Tribiine! Ich teile die An-
sicht meines Wahlkreisnachbarn Philipp Amthor: Der
Antrag der AfD hat tatsidchlich ein berechtigtes Anlie-
gen. Es geht um direkte Demokratie. Wenn man aber Ihre
internen Debatten verfolgt, dann muss man tatsdchlich
davon ausgehen, dass Sie das Thema nutzen und miss-
brauchen wollen, um billigen Populismus zu betreiben
und um Thre Themen durchzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Wir von der Koalition haben dieses Thema aufgegrif-
fen und eine Regelung im Koalitionsvertrag getroffen.
Unter der Uberschrift ,Biirgerbeteiligung® gibt es die
Aussage, dass wir eine Expertenkommission einsetzen,
die sich mit dem Thema ,,direkte Demokratie konstruk-
tiv beschéftigen wird. Wir von der SPD-Fraktion sind
sehr aufgeschlossen fiir direkte Demokratie auf Bundes-
ebene.

Warum sind wir aufgeschlossen? Es gibt viele Bei-
spiele dafiir, dass auf der kommunalen Ebene gute Er-
fahrungen mit Volksentscheiden gemacht worden sind.
Auch auf Landesebene hat es solche Entscheide gegeben;
wir haben das vorhin schon gehdort. Herr de Vries hat die
Beispiele Tempelhofer Feld und Stuttgart 21 genannt; er
hat sie sehr kritisch gesehen. Man muss aber auch sagen:
Entscheidungen sind Entscheidungen, und die diirfen wir
hier nicht werten.

Ich glaube, dass diese Volksentscheide fiir eine brei-
te Akzeptanz in der Bevolkerung gesorgt haben. Mog-
licherweise werden solche Entscheidungen sogar eher
akzeptiert, als wenn sie durch Volksvertreter getroffen
worden wéren.

Wie der Brexit allerdings zeigt, sind Volksentschei-
de eben auch kein Allheilmittel gegen Politikverdros-
senheit. Ich will die Entscheidung der Briten an dieser
Stelle nicht werten; das steht mir nicht zu. Aber es ist
beispielsweise unanstindig, die Wahlerinnen und Wih-
ler mit dem Versprechen, es werde viel Geld in den Ge-
sundheitsdienst investiert, zu locken, zu liberreden, was
sich dann hinterher als komplette Luftnummer erwiesen
hat. Noch etwas: Der Volksentscheid muss zwar nicht,
kann aber sehr schnell zum Einfallstor der Interessen
michtiger und reicher Gruppen werden. Ein weiterer
Punkt ist ebenfalls sehr wichtig: Es geht um den Min-
derheitenschutz. Der muss weiter gewéhrt werden. Dazu
hat sich Frau Haflelmann vorhin in ihrer Rede schon sehr
treffend gedulBert.

Schon, dass wir also eine Expertenkommission ein-
setzen werden, die sich mit diesem Thema intensiv be-
schiftigen wird. Dort werden Ideen diskutiert und Ab-
wagungen getroffen. Dann wird man sehen, zu welchem
Ergebnis die Expertenkommission kommt.

Eines ist jedenfalls klar: Ohne Grundgesetzanderung
geht gar nichts. In der Debatte zeichnet sich zumindest
eine grofle Offenheit fiir das Thema im Parlament ab. Ich
freue mich deshalb, dass es sowohl im Innenausschuss
als auch in der Expertenkommission diskutiert wird.
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Noch eines zum Thema AfD-Antrag. Der Antrag ist
inhaltlich tatsidchlich sehr oberflachlich formuliert.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Es hitte ihn nicht gebraucht. Die AfD spielt sich hier
als Verfechter der Biirgerbeteiligung auf, wihrend sie
gleichzeitig in Thiiringen die Kommunalwahl anfechten
will und beim Bundesverfassungsgericht beantragt, dass
Jugendliche ab 16 zukiinftig nicht mehr wéhlen sollen.
Das alles passt fiir mich nicht zusammen. Vielleicht erér-
tern wir das mal an anderer Stelle.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Vielen Dank. — Letzter Redner in der Debatte ist Axel
Miiller fiir die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Miiller (CDU/CSU):

Herr Prisident! Sehr geehrte Damen und Herren!
,EBinsetzung einer Enquete-Kommission ,Direkte Demo-
kratie auf Bundesebene‘“ — so der Antrag der AfD. Bei
néherer Betrachtung wird er jedoch dem § 56 unserer Ge-
schéftsordnung, der sich mit der Einsetzung von Enque-
te-Kommissionen befasst, nicht wirklich gerecht. Was
bedeutet denn dieses Wort ,,Enquete iibersetzt? Es be-
deutet ,,forschen®. Es bedeutet ,,untersuchen. Das heif3t
aber auch, dass man das Ergebnis seiner Forschungen
und Untersuchungen nicht schon kennt und nicht schon
vorwegnimmt, sich vielmehr offen zeigt fiir das, was am
Ende stehen konnte.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Eben! Deshalb
machen wir das doch!)

Deswegen haben wir uns mit unserem Koalitionspartner
im Koalitionsvertrag darauf geeinigt, eine unabhéngige
Expertenkommission einzusetzen, die sich mit diesem
Thema beschiftigt. Wir zeigen uns ergebnisoffen und
widmen uns diesem Thema bereits, und das — das flige
ich hinzu — serios.

Die AfD jedoch liefert mit ihrem Antrag die Ergebnis-
se gleich mit. Ich zitiere:

Im Rahmen von Meinungsumfragen beklagt eine ...
Mehrheit der Befragten, keinen wirklichen Einfluss
auf die ... Politik zu haben.

Weiter:

Es besteht ein hoher Zuspruch fiir eine direktdemo-
kratische Mitbestimmung bei wichtigen politischen
Belangen.

Fiir diese Behauptungen bleiben Sie jeden Beleg schul-
dig. Der Antrag ist vollig unsubstantiiert. Anwilte, die
ihn mit formuliert haben, miissten eigentlich wissen, dass
man fiir die Behauptungen, die man aufstellt, auch Bele-
ge anflihren muss.

Zugleich stellt die AfD damit gewissermaflen ins
Blaue hinein die Behauptung auf, dass dieses — angeb-
liche — Defizit an Wahlbeteiligung — ich komme darauf
noch zu sprechen — und eine als mangelhaft empfundene
Einbeziehung in den politischen Willensbildungsprozess
durch Elemente direkter Demokratie einfach so beseitigt
werden konnen. Sie fithren an — das habe ich in Threr Rede
zu diesem Antrag sehr wohl vernommen, Herr Haug —,
dass es eine bessere Informiertheit der Bevolkerung mit
sich bringe, wenn man mehr demokratische Elemente
einfithre. Ich frage Sie mal: Wer informiert denn? Wer
das meiste Geld hat? Wer die Kontrolle iiber die Medien
hat? Was kommt am Ende dabei heraus? Fithren wir uns
den Brexit oder Trumps Wahl zum Prasidenten mal vor
Augen! Das hat nichts mit direkter Demokratie zu tun.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nein!)

Sie haben die Schweiz als Beleg dafiir angefiihrt,
wie direkte Demokratie besser funktioniere. Dazu hat
der Kollege de Vries die richtigen Worte gefunden. Die
Wahlbeteiligung in der Schweiz ist deutlich niedriger,
sowohl bei den Nationalratswahlen als auch bei den Di-
rektabstimmungen, hdufig unter 50 Prozent. Das sagt
jedenfalls das eidgendssische Bundesamt in der entspre-
chenden Statistik.

Wir hatten bei der Bundestagswahl — es ist bereits
gesagt worden — fast 76 Prozent Wahlbeteiligung. Ge-
geniiber den letzten Bundestagswahlen ist die Wahlbetei-
ligung um 5 Prozentpunkte angestiegen. Das widerlegt
doch, was Sie in Threm Antrag behaupten, ndmlich dass
wir weniger Wahlbeteiligung hitten, weniger biirgerli-
ches Engagement fiir Politik. Nicht zuletzt wird gerade
in diesen Tagen sehr viel iiber Politik geredet. Auch mit
jungen Leuten, die sich politisch so interessiert zeigen
wie schon seit langem nicht mehr, hatte ich Kontakt.

Zuriick zu § 56 der Geschéftsordnung. Umfangreiche
und bedeutsame Sachkomplexe als wesentliche Bestand-
teile einer Enquete-Kommission sind gefordert. Aktuelle,
die Gesellschaft bewegende Zukunftsthemen sollen dort
behandelt werden. Das gab es in Vergangenheit mehr-
fach. Ethik und Recht in der modernen Medizin sowie
Wachstum, Wohlstand, Lebensqualitit, nachhaltiges
Wirtschaften — Themen von Enquete-Kommissionen, um
nur zwei beispielhaft zu benennen —, das waren komple-
xe Fragen, die man nicht mit Ja oder Nein beantworten
kann, wie Sie es die Bevolkerung immer wieder glauben
machen mochten.

Demokratie — Kollegin Haflelmann hat es gesagt — ist
etwas anderes als die Diktatur der Mehrheit gegeniiber
den Minderheiten,

(Lachen bei der AfD — Zuruf von der AfD:
Die Diktatur!)

ein fortwédhrendes Niederstimmen. Demokratie ist die
Einbeziehung von Minderheiten ins Konsensherstellen
in einer Gesellschaft. Das ist Demokratie.

(Zuruf von der AfD: Mannomann!)

Ihr Antrag ist letztendlich nichts anderes als ein Miss-
brauch des Instruments der Enquete-Kommission. Sie
nehmen das Ergebnis vorweg. Denn Sie wissen ja schon,
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dass die Enquete-Kommission doch bitte einen Gesetz-
entwurf vorbereiten moge — so steht es da zu lesen —,
der die Einfiihrung direktdemokratischer Elemente im
Grundgesetz erlaubt. Ja, was macht die denn? Macht die
ihre Arbeit, macht die unsere Arbeit? Macht die Enque-
te-Kommission Direktdemokratie durch entsprechende
Gesetzesvorlagen? Ich habe beileibe nicht verstanden,
was Sie da wollen.

(Zuruf von der AfD: Das haben Sie falsch
verstanden!)

Ich kann Thnen nur eines sagen: In Wahrheit geht es Th-
nen wieder einmal mehr darum, dieses Thema am Laufen
zu halten, es tliber die ganze Legislaturperiode hinweg in
einer Enquete-Kommission am Kécheln zu halten, sich
mit Thren Vertretern, die Sie in diese Kommission schi-
cken, regelmaBig zu Wort zu melden, in den Medien auf-
zuschlagen — und am Ende ist das nicht mehr und nicht
weniger als Populismus. Und Populismus, meine Damen
und Herren, ist die erste Stufe zur Demagogie, und das
lehnen wir ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD —
Widerspruch bei der AfD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit
schliee ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1699 an den Innenausschuss vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen
Widerspruch. Dann ist die Uberweisung so beschlossen.

Ich komme jetzt zu Tagesordnungspunkt 6:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Daniel
Fost, Judith Skudelny, Dr. Lukas Kdhler, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Wohnungsbau entbiirokratisieren — Kosten-
explosion eindimmen

Drucksache 19/1692

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit
Auch hier gibt es eine interfraktionelle Vereinbarung.
Danach sind fiir die Aussprache 60 Minuten vorgese-
hen. — Ich hére keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen.

Ich erdffne die Aussprache. Als erster Redner hat Da-
niel Fost fiir den Antragsteller, die FDP, das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Daniel Fost (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Werte Kolleginnen und
Kollegen! Hier in diesem Hohen Haus wird ja viel von
den Wohnkosten als einer der dringenden sozialen Fra-
gen geredet. Und es stimmt ja auch: Fiir immer mehr
Menschen werden die Mieten zum Problem. Wohneigen-
tum, vor allem in Ballungsrdumen, ist fiir die Mitte der

Gesellschaft nicht mehr erschwinglich. Wir Freien De-
mokraten sagen da ganz klar: Wohnen darf kein Luxus
sein. Wohnen muss endlich wieder bezahlbar werden.

(Beifall bei der FDP)

Leider hat die Grofie Koalition herzlich wenig gegen
diesen Missstand getan. Es wurde ein bisschen an Symp-
tomen herumgedoktert, die Ursachen allerdings wurden
nicht angegangen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, Sie haben heute die
Moglichkeit, sich uns anzuschlieBen und einen ersten
Baustein zu giinstigerem Wohnen und zu mehr Eigentum
zu setzen. Die Mieten und das Wohneigentum werden in
Deutschland auch deshalb immer teurer, weil die Bau-
kosten seit Jahren steigen. Dabei ist der Staat einer der
Hauptkostentreiber. Damit muss endlich Schluss sein!

Mir ist schon klar: Entbiirokratisierung im Wohnungs-
bau ist kein sexy Werbeslogan, wie Sie ihn gerne haben,
aber dafiir ist die Entbiirokratisierung wirkungsvoll, ziel-
gerichtet, weitestgehend kostenfrei und kommt jedem
zugute.

(Beifall bei der FDP)

Was mich bei dem Thema aber am meisten umtreibt:
Wir haben da eigentlich kein Erkenntnisproblem, wir ha-
ben ein Umsetzungsproblem. Die Baukostensenkungs-
kommission hat vor zweieinhalb Jahren konkrete Vor-
schldge und Ideen auf den Tisch gelegt. Vor zweieinhalb
Jahren! Gestern habe ich den CSU-Staatssekretdr Mayer
gehort, der gesagt hat: Wir werden uns die Ergebnisse
ganz genau anschauen. — Meine Giite, wie lange und wie
oft wollen wir uns die Ergebnisse noch anschauen?

(Beifall bei der FDP)

Deswegen fordern wir — erstens — einen Baukos-
ten-TUV. Seit dem Jahr 2000 sind die Baukosten allein
aufgrund der verschirften Vorschriften und Standards um
20 Prozent gestiegen. Das ist einfach zu viel. Wir for-
dern, dass fiir jedes neue Gesetz, jede neue Verordnung,
jede neue Norm eine Abschitzung der Folgekosten er-
folgt: Was bringt diese Norm, und was kostet sie?

Zweitens — auch das ganz deutlich formuliert —: Wir
miissen den Dammwahn stoppen. Ja, der Energiever-
brauch spielt beim Klimaschutz eine sehr wichtige Rolle.
Aber Regelungen miissen auch Sinn machen; das tun sie
eben nicht mehr. Allein die Verschérfung der EnEV 2016
hat die Neubaukosten um 8 Prozent in die Hohe ge-
trieben; das sind bei einem Einfamilienhaus gerne mal
20 000, 30 000 Euro und mehr. Mit diesen Mallnahmen
sparen wir dann 0,02 Prozent CO,-Ausstof} ein. Aufwand
und Ergebnis stehen doch nicht mehr in einem verniinfti-
gen Verhiltnis. Deswegen: Schluss mit immer neuen und
schérferen Energie- und Ddmmvorschriften!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der AfD)

Und drittens. Wir miissen das Baurecht vereinfachen
und harmonisieren. Typengenehmigungen und serielles
Bauen kdnnen wichtige Schritte zur Baukostensenkung
sein. Dazu miissen wir hier die Voraussetzungen schaf-
fen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, giinstiger bauen
heifit giinstiger wohnen. Die Entbiirokratisierung ist
ein erster wichtiger Schritt auf dem Weg zu niedrigeren
Wohnkosten und mehr Eigentum. Sie ist kein Allheilmit-
tel; das ist uns klar. Aber wir miissen jetzt handeln, und
wir miissen schnell handeln.

(Beifall bei der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren der linken
Ideologie, bitte verzichten Sie auf Thren reflexhaften Zy-
nismus, und sparen Sie sich den Hinweis, das Senken der
Baukosten wiirde nur die Gewinne der Unternehmen in
die Hohe treiben! Erstens stimmt das nicht, und zweitens
ist es unsaglich, allen eine Entlastung zu verweigern, nur
weil vielleicht auch jemand profitiert, den Sie nicht lei-
den kdnnen.

(Beifall bei der FDP — Timon Gremmels
[SPD]: Wenn Sie es schon sagen!)

Schaffen wir den Menschen in unserem Land bitte
endlich die Freirdume, die sie verdienen — Freirdume
durch weniger Miete oder realen Freiraum in Form der
eigenen vier Wénde. Die Hiirden bei der Entbiirokratisie-
rung sind gering, aber die Chancen sind grof.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Andrea Nahles [SPD]:
Das war jetzt nichts!)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Als Néchster spricht Kai Wegner fiir die Fraktion der
CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Wegner (CDU/CSU):

Herr Prisident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuerst einmal
herzlichen Dank an die FDP-Fraktion fiir den Antrag
zum Thema Wohnungsbau. Ich freue mich, dass wir hier
und heute im Plenum {iiber dieses wichtige Thema bera-
ten konnen.

Aber, Herr Fost, wenn ich mir Thren Antrag durchlese,
stelle ich fest, dass Sie den Koalitionsvertrag ein Stiick
weit genauer lesen miissen;

(Andrea Nahles [SPD]: Ganz genau!)

denn vieles, was Sie hier fordern, haben wir in der letzten
Koalition langst auf den Weg gebracht, bzw. vieles, was
Sie neu fordern, finden wir im neuen Koalitionsvertrag
wieder. Wir freuen uns, dass Sie den Vertrag offenkun-
dig anerkennen und ihn wertschétzen und wir uns in der
Beratung in vielen Punkten einig sein werden, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Wir werden in dieser Legislaturperiode haufiger liber
das Thema Wohnen sprechen, weil dieses Thema wie
kaum ein anderes die Menschen bewegt. Am vergan-
genen Wochenende sind zum Beispiel allein in Berlin
13 000 Menschen auf die Stralen gegangen, um gegen

steigende Mieten und gegen Verdridngung zu demonstrie-
ren.

(Christian Kiihn [Tiibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Waren Sie auch dabei, Herr
Wegner?)

Diese Demonstration macht einmal mehr deutlich, wie
stark der Wunsch nach bezahlbarem Wohnraum ausge-
prégt ist. Sie zeigt aber auch, dass dieses Thema mittler-
weile in der Mitte unserer Gesellschaft angekommen ist.

(Beifall des Abg. Christian Kiihn [Tiibingen]
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Es treibt die Menschen um; deshalb miissen wir uns da-
rum kiimmern. Ich wiirde so weit gehen, zu sagen, dass
das Thema Wohnen eine der zentralen sozialen Fragestel-
lungen dieser Legislaturperiode sein wird, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD —
Timon Gremmels [SPD]: Erkenntnisgewinn
bei der Union!)

Wir als Koalition wollen sicherstellen, dass sich alle
Menschen in Deutschland eine angemessene Wohnung
leisten konnen, ohne Angst vor Verdrangung und ohne
Angst vor einer Mietentwicklung, die in keinem vertret-
baren Verhéltnis zur Einkommensentwicklung steht. Wie
konnen wir das bewerkstelligen?

So manche, auch hier im Haus und auf der Demons-
tration in Berlin, fordern dann immer ganz einfach: Wir
brauchen eine schérfere Mietpreisbremse.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Aber wenn das so einfach wére, dann wére es ja wahr-
scheinlich gar kein Problem. Ich sage Thnen: Wenn wir
uns nur darauf konzentrieren wiirden, wire das aus-
schlieBlich ein Herumdoktern an den Symptomen. Es
wire ausschlieBlich die Verwaltung des Mangels. Das
wollen wir nicht. Wenn sich ndmlich auf eine preisgiins-
tige Wohnung 500 Interessenten bewerben, niitzt eine
Mietpreisbremse nur einer Person, ndmlich der Person,
die den Zuschlag fiir die Wohnung bekommt. 499 Per-
sonen haben gar nichts davon. Deshalb ist fiir uns klar:
Wenn wir eine gestiegene Wohnraumnachfrage haben,
dann brauchen wir auch ein steigendes Angebot an
Wohnraum. Das ist die richtige Antwort, die wir dem
entgegensetzen miissen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Fiir uns ist deswegen auch klar: Das wirksamste Mit-
tel gegen steigende Mieten, das wirksamste Mittel gegen
Verdridngung lautet: Wir miissen bauen, bauen, bauen. —
Das ist die entscheidende MaBinahme. Und wie schaffen
wir das? Wir starten eine Wohnraumoffensive. Wir wol-
len in dieser Legislaturperiode 1,5 Millionen neue Woh-
nungen und Eigenheime in Stadt und Land bauen.

Ich nenne Thnen fiinf fiir mich zentrale Punkte des Ko-
alitionsvertrages, die wir umsetzen miissen: Wir miissen
den sozialen Wohnungsbau fiir die Zukunft sichern. Wir
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miissen den Mietwohnungsbau endlich steuerlich for-
dern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir miissen durch das Baukindergeld und hohere Woh-
nungsbauprdmien fiir mehr Wohneigentum sorgen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Christian Kiihn
[Tiibingen] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das treibt nur die Baukosten in die Hohe! Der
Mitnahmeeftekt!)

Wir miissen deutlich mehr Bauland mobilisieren. Und:
Ja, wir brauchen schnellstmdglich ein Planungs- und
Baubeschleunigungsgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher werden wir schon bald mit allen wichtigen Akteu-
ren zu einem Wohngipfel zusammenkommen; denn eines
ist klar —ich glaube, darin sind wir uns einig —: Der Bund
kann diese Herausforderung, vor der wir stehen, nicht
alleine stemmen. Hier sind alle Akteure gefragt, und ins-
besondere die Lander tragen hier eine mafigebliche Ver-
antwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Teil unserer Verantwortung ist es sicherlich, auch da-
fiir zu sorgen, die Baukosten zu begrenzen. Es ist voll-
kommen klar, dass wir iberfliissige Regelungen, die
das Bauen verzogern und verteuern, abbauen miissen.
Hier beinhaltet der Koalitionsvertrag einen sehr guten
Arbeitsauftrag an die Regierung. Ich verweise gern da-
rauf — Herr Fost hat es schon gesagt —, dass die letzte
Koalition bereits eine Baukostensenkungskommission
eingesetzt hat, in der viel geredet und viel beraten wurde,
in der auch gute Beschliisse gefasst wurden; das haben
Sie gesagt.

(Daniel Fost [FDP]: Vor zweieinhalb Jahren!)

Von daher kann auch ich sagen: Wir haben gar kein Er-
kenntnisproblem; wir haben ein Umsetzungsproblem.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Deswegen: Ich freue mich, dass die Baukostensen-
kungskommission auch in dieser Legislaturperiode ihre
Arbeit fortsetzen wird. Aber noch wichtiger, als neue
Herausforderungen zu identifizieren, ist, glaube ich, dass
wir die Ergebnisse der Baukostensenkungskommission
endlich umsetzen. Hier werden der neue Bundesminis-
ter und die neue Koalition handeln. Da bin ich mir ganz
sicher, und das kann ich Thnen von der FDP auch ver-
sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich freue mich im Ubrigen sehr — lassen Sie mich das
sagen —, dass wir einen eigenen Ausschuss, einen Aus-
schuss fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Kom-
munen, bekommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der FDP)

Das zeigt einmal mehr, wie grof3 die Herausforderung
ist und dass wir uns hier im Deutschen Bundestag dieser
Herausforderung auch bewusst sind.

Wenn wir die Themen des Baubereichs mit den Frage-
stellungen der Kommunen, mit den Fragestellungen der
landlichen Raume verbinden, dann ist das, glaube ich, ein
gutes Signal dafiir, dass wir verstanden haben. Denn was
wir nicht einfach hinnehmen diirfen, nicht einfach hin-
nehmen konnen, ist, dass auf der einen Seite in manchen
landlichen Regionen Kommunen und Dérfer ausbluten
und auf der anderen Seite Ballungszentren, Stadte vollig
iiberlaufen werden. Hier miissen wir fiir mehr Gleichge-
wicht sorgen, hier miissen wir fiir gleichwertige Lebens-
verhéltnisse sorgen, und hier miissen wir auch dafiir sor-
gen, dass die Regionen in unserem Land gestirkt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was mir aufgefallen ist, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der FDP: Ich finde in Threm Antrag leider kein
Wort zum landlichen Raum. Sie haben die ldndlichen
Réume ausgeblendet.

(Zuruf des Abg. Daniel Fost [FDP])
Ich sage Thnen: Wir werden das nicht tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Timon Gremmels [SPD])

Wir werden die Herausforderungen der landlichen Rau-
me angehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was wir beim bezahl-
baren Wohnen und Bauen besonders brauchen, ldsst sich
in wenigen Worten auf den Punkt bringen: Wir brauchen
mehr und vor allen Dingen bezahlbare Baugrundstiicke,
weniger Normen und Regulierungen, schnellere Verfah-
ren, eine steuerliche Forderung des Mietwohnungsbaus,
Forderung von Wohneigentum und die Sicherung des
sozialen Wohnungsbaus. Ich freue mich auf die Diskus-
sionen in den nichsten Wochen, Monaten, ja, Jahren zu
diesem Thema. Ich freue mich auf tolle Ergebnisse fiir
die Menschen; denn wir wollen erreichen, dass die Men-
schen dort, wo sie zurzeit wohnen, wo ihre Heimat ist,
auch morgen noch ihre Zukunft sehen und leben kénnen.
Deswegen freue ich mich auf die weiteren Diskussionen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Vielen Dank. — Néchster Redner ist der Abgeordne-
te Udo Hemmelgarn fiir die Fraktion der AfD, der heute
seine erste Rede im Deutschen Bundestag halten wird.

(Beifall bei der AfD)

Udo Theodor Hemmelgarn (AfD):

Sehr geehrter Herr Président! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als
Immobilienentwickler freut es mich, meine erste Rede
im Deutschen Bundestag zu einem Thema, das mich in
den letzten Jahrzehnten beschiftigt hat, zu halten.
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Wohnen, ein sicheres Dach iiber dem Kopf zu haben,
gehort zu den ureigensten Bediirfnissen der Menschen.
Es geht um mehr als um Miete und Wohnen; es geht um
Lebensqualitét, und diese nimmt bei Millionen von Men-
schen in diesem Land rapide ab.

Die FDP hat einen Antrag zur Entbiirokratisierung im
Wohnungsbau vorgelegt. Entbiirokratisierung ist zwei-
fellos wichtig; das allein ist aber noch keine ausreichende
Losung. Die Situation auf dem Wohnungsmarkt ist &u-
Berst prekér, und die bisher vorgeschlagenen Losungen
gehen vielfach an der Realitét vorbei. Das darf so nicht
weitergehen.

Lassen Sie uns eine gemeinsame Bestandsaufnahme
machen: Der Bedarf an neuen Wohnungen betrdgt bis
2020 mindestens 400 000 Wohneinheiten pro Jahr. In
den letzten zehn Jahren wurden im Durchschnitt aber
nur knapp 200 000 Wohnungen pro Jahr gebaut. Auch
2018 wird die Deckung des Bedarfs wieder verfehlt. Die
Mietpreise steigen ins Uferlose; Neubauten werden im-
mer unbezahlbarer. Insgesamt sind in Deutschland rund
1 Million Menschen wohnungslos. Die Biirger der Mit-
telschicht werden zunehmend aus den Stadten herausge-
drangt, und das wird sich mit der Reform der Grundsteu-
er vermutlich weiter verschérfen.

In Deutschland fehlen insgesamt ungefahr 1,5 Milli-
onen Wohnungen, davon gut die Hélfte in Metropolen.
Seit 1998 wirken unterschiedlichste, hdufig absurde Re-
gelungen aus den verschiedensten Politikfeldern auf den
Wohnungsmarkt ein. Deren Gesamtwirkung ist verhee-
rend. Die Regierungspolitik der letzten 20 Jahre von Uni-
on, SPD und Griinen ldsst sich mit nur einem einzigen
Wort zusammenfassen: Wohnraumbremse.

(Beifall bei der AfD)
Die Misere zeigt sich in folgenden vier Punkten:

Erstens. Grenzenlose Auflagen, Energieeinsparver-
ordnungen sind ideologisch aufgebldht und vollig {iber-
trieben. Sie haben Neubauten verteuert und beférdern
die Luxussanierung von Altbauten. Insbesondere bei den
Vorschriften fiir die Ddmmung von Fassaden lésst sich
das eingesetzte Kapital nicht annéhernd in angemessener
Zeit amortisieren. Das ist praktisch eine Enteignung. Hier
haben Lobbyverbande ganze Arbeit geleistet. Eine unsin-
nige Mietpreisbremse hat den Anstieg der Mieten nicht
gebremst, aber private Investoren wurden abgeschreckt,
sich im Wohnungsbau ausreichend zu engagieren.

Zweitens: grenzenlose Geldknappheit von Léndern
und Kommunen. Verschiedene Bundesldander haben die
Grunderwerbsteuer auf bis zu 6,5 Prozent erhoht. Das hat
das Bauen enorm verteuert. Die immer klammeren Krei-
se und Stédte haben die Baudmter personell ausgediinnt.
Das hat die Zeitspanne fiir die Erstellung von Bebau-
ungspldnen und Baugenechmigungen erheblich verldn-
gert. Bauland wurde in viel zu geringem Mafle von den
Kommunen ausgewiesen.

Drittens: grenzenloser Kapitalzufluss. Unbebaute
Grundstiicke werden im Verhéltnis zu bebauten Grund-
stiicken viel niedriger besteuert. Das macht es attraktiver,
Grundstiicke aus spekulativen Griinden unbebaut zu las-
sen. Ausldndische Kapitalgesellschaften, insbesondere

Pensionskassen, haben stark in deutsche Wohnimmobi-
lien investiert, und diese sind nur an hoher Rendite inte-
ressiert. Auch die Angst vor dem Platzen der Euro-Blase
durch die Niedrigzinspolitik der EZB hat zu spekulativen
Investitionen in Betongold gefiihrt. All das hat die Preise
massiv erhoht.

(Beifall bei der AfD)
Viertens: grenzenlose Zuwanderung.

(Ulli Nissen [SPD]: Siehst du! Da kommt es
wieder!)

Aufgrund der Freiziigigkeitsregelung der EU sind zusétz-
liche Biirger, vor allem aus Osteuropa, zu uns gekom-
men. Diese sind dazu berechtigt, erhdhen allerdings auch
die Nachfrage nach Wohnraum. Sie haben in der letzten
Regierung nichts dafiir getan, dass sich das verbessert.
Aber die heftigste Verwerfung auf dem Wohnungsmarkt
hat das Eindringen von iiber 1,4 Millionen sogenannter
Fliichtlinge seit 2015 hervorgerufen. Dies hat das Fass
zum Uberlaufen gebracht und bedroht massiv den sozi-
alen Frieden.

(Beifall bei der AfD)

Dies trifft insbesondere unsere groBen Stidte, da eine Re-
sidenzpflicht fehlt, die fiir eine gleichméfige Verteilung
sorgen konnte. Jetzt sollen Jahr fiir Jahr mehr als 200 000
weitere Menschen zu uns kommen; wenn es nach SPD,
Griinen und Linken geht, gerne noch etwas mehr. Das
kann nicht funktionieren. Das schaffen Sie nicht, Frau
Bundeskanzlerin Merkel.

(Beifall bei der AfD)
Wir wollen das nicht schaffen.

Wir wissen ebenfalls nicht, wie sich die Situation rund
ums Mittelmeer entwickelt. Die Bombardierung Syriens
durch die Lander des Westens in der letzten Woche sorgt
nicht gerade fiir eine Entspannung in der Fliichtlingskri-
se.

(Christian Kiihn [Tiibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Das hat mit Baustandards
iiberhaupt nichts zu tun!)

In Afrika sitzen Millionen von Menschen auf gepackten
Koffern und warten nur darauf, nach Europa und speziell
nach Deutschland zu gelangen.

(Daniel Fost [FDP]: Das ist doch Kise!)

Fangen wir endlich an, die mehr als 500 000 geduldeten
abgelehnten Asylbewerber konsequent abzuschieben!
Sorgen Sie endlich dafiir, dass unsere Grenzen sicher
sind vor unberechtigter Einwanderung!

(Beifall bei der AfD — Daniel Fost [FDP]:
Hallo! Wir reden iiber Baustandards!)

— Nicht iiber Baustandards! Lassen Sie mich wenigstens
bei meiner ersten Rede ausreden. Dann kdnnen Sie noch
was lernen.

Subsididrer Schutz ist Schutz auf Zeit. Ich fordere
diese Bundesregierung auf: Uberpriifen Sie endlich in
den Herkunftsldndern der derzeit Schutzberechtigten, ob
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eine Riickkehr in die Heimat mdglich ist! Das wollen die
Fliichtlinge, und das wollen wir doch alle.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Nein,
wollen wir nicht!)

— Dass das bei Ihnen nicht so ist, weil} ich.

Fazit: Die bisherigen Vorschlige zur ,,Wohnraum-
bremse® sind zum Scheitern verurteilt. Milliarden in
den objektbezogenen sozialen Wohnungsbau zu stecken,
ist unsinnig. Das zeigt der biirokratische Aufwand, das
dokumentiert die aktuelle Fehlbelegungsquote von ge-
schitzten 54 Prozent, und das manifestiert sich in der im-
mer grofleren Anzahl von Anspruchsberechtigten durch
die kontinuierliche Anhebung der Einkommensgrenzen
und die mangelnde Verlaufskontrolle. Vielmehr bendti-
gen wir eine intelligente, personenbezogene Forderung
des sozialen Wohnungsbaus. Das alte Modell taugt bes-
tenfalls zur Linderung des groten Mangels bei fehlen-
den Investoren. Im Grunde stammt es aus der Klamotten-
kiste sozialistischer Planwirtschaft.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Ja! Haben wir
noch einen Schuldigen gefunden!)

Vor langer Zeit war der Wohnungsmangel in Deutsch-
land schon einmal dhnlich groB8. Doch da gab es in der
Bundesrepublik Deutschland ein Wirtschaftsmodell, das
unser Land generell wieder aufblithen lieB. Vor allem
entstanden iiberall neue Wohnungen. Dieses Modell,
meine sehr geehrten Damen und Herren, nannte man so-
ziale Marktwirtschaft.

(Beifall bei der AfD)

Der Wohnungsmarkt wurde liberal gestaltet. Ohne
,, Wohnraumbremse* wurden Investoren animiert, Wohn-
raum aller Art zu erstellen — eben auch preiswerten. Die
Politik gab den Markt frei, und das zahlte sich aus. Den-
noch herrschte kein blindwiitiger Neoliberalismus oder
inhumaner Kapitalismus; denn der Staat half den sozial
Schwachen. Sie konnten ihr Grundrecht auf Wohnen ver-
wirklichen. Die AfD fordert daher, zu diesem Modell der
sozialen Marktwirtschaft zuriickzukehren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir fordern die Befreiung des Wohnungsmarktes von der
»Wohnraumbremse* und die Unterstiitzung der sozial
Schwachen durch ein angemessenes und kontinuierlich
anzupassendes Wohngeld. Das, was wir in den letzten
20 Jahren — auch im Wohnungsbau — erlebt haben, ist der
reine Okosozialismus. Die jetzt geforderte Entbiirokrati-
sierung 16st nicht alle Probleme, aber sie hilft und ist ein
Schritt in die richtige Richtung. Deswegen unterstiitzen
wir die Uberweisung an den Ausschuss.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Fiir die Fraktion der SPD spricht jetzt die Abgeordnete
Ulli Nissen.

(Beifall bei der SPD)

Ulli Nissen (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kollegen und
Kolleginnen! Herr Hemmelgarn, es wére schon, wenn
Sie sich vorab einmal informieren wiirden: Neubauten
sind von der Mietpreisbremse ausgenommen. Also bitte
vorher informieren.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, der Antrag der FDP
gibt uns die Mdglichkeit, iiber dringend bendtigten be-
zahlbaren Wohnraum zu reden. Die Wichtigkeit dieses
Themas haben viele anscheinend noch nicht begriffen, so
auch die damalige CDU-Oberbiirgermeisterkandidatin in
Frankfurt. SPD-Oberbiirgermeister Peter Feldmann hat
bezahlbaren Wohnraum seit vielen Jahren zu einem sei-
ner Schwerpunkte gemacht und auch deshalb die Wahl
mit gigantischen 70,8 Prozent gewonnen. Dies soll auch
eine Mahnung an die Kolleginnen und Kollegen von
CDU und CSU sein. Engagieren Sie sich gemeinsam mit
uns fiir die Mieterinnen und Mieter, und stellen Sie Ver-
einbarungen nicht infrage!

(Beifall des Abg. Timon Gremmels [SPD])

AuBler Frage steht, dass wir dringend mehr bezahl-
baren Wohnraum brauchen. Bereits 2014 hatten SPD
und CDU/CSU das Biindnis fiir bezahlbares Wohnen
und Bauen ins Leben gerufen. Klar ist: Wir miissen
den sozialen Wohnungsbau dringend weiter ankurbeln.
Wir miissen Anreize schaffen, insbesondere bezahlbare
Wohnungen zu bauen. Wir miissen Bauen giinstiger und
nachhaltiger gestalten, und wir miissen mehr Bauland zur
Verfiigung stellen. Die Wohnungsbauoffensive wollen
wir fortfiihren und — wichtig — mit allen Beteiligten im
Rahmen eines Wohnungsgipfels Eckpunkte fiir ein Ge-
setzespaket ,,Wohnraumoffensive™ schaffen. Unser Ziel
ist, dass wir mindestens 1,5 Millionen neue Wohnungen
bauen.

(Beifall bei der SPD)

Das Grundgesetz soll geédndert werden, damit sich der
Bund auch nach 2019 beim sozialen Wohnungsbau wei-
ter engagieren kann. SPD und CDU/CSU hatten bereits
in der vergangenen Legislaturperiode die Mittel fiir den
sozialen Wohnungsbau verdreifacht. Ab 2020 werden die
Mittel sogar vervierfacht. 2020/2021 will der Bund min-
destens 2 Milliarden Euro fiir den sozialen Wohnungsbau
zur Verfiigung stellen — ganz wichtig.

Die Baukostensenkungskommission wird ihre Arbeit
fortsetzen.

(Daniel Fost [FDP]: Setzen Sie doch mal
um!)

Wir werden weiter an der Umsetzung der MaBlnahmen
zur Begrenzung der Baukosten arbeiten. Durch Abschaf-
fung tberfliissiger Vorschriften wollen wir Kostensen-
kungspotenziale schaffen. Nach wie vor streben wir die
Einfithrung einer einheitlichen Musterbauordnung in al-
len Léndern an.

Werte Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Sie
heben die Kostenexplosion im Bau hervor. Bei Ihren
Forderungen lese ich aber leider nichts iiber einen der
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schlimmsten Preistreiber im Bauen: die exorbitant ge-
stiegenen Bodenpreise. Das wundert mich aber nicht,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir von SPD und CDU/CSU wollen Grundstiicke des
Bundes giinstiger an Stddte und Gemeinden verkaufen,
damit dort bezahlbare Wohnungen entstehen kdnnen.
Zudem erhalten die Kommunen neue Instrumente, um
dafiir zu sorgen, dass brachliegendes Bauland tatsdchlich
bebaut wird. Ich bin mir sicher, liebe Kollegen von der
FDP, dass Sie hier nicht zustimmen werden.

Weiterhin miissen wir alles tun, um bezahlbaren Wohn-
raum zu erhalten. Die SPD-CDU/CSU-Bundesregierung
wird bis zur Sommerpause die Kappung der Modernisie-
rungsumlage und die Verschérfung der Mietpreisbremse
angehen. Bei der Mietpreisbremse haben in Hessen CDU
und Griine ein Desaster hingelegt. Erst wurde die Miet-
preisbremse sieben Monate spiter eingefiihrt — so konn-
ten die Vermieter noch sieben Monate linger als nétig
ordentlich draufschlagen —, dann haben CDU und Griine
dies auch noch ausgesprochen schludrig gemacht. Die
hessische Mietpreisbremse wurde jetzt vom Landgericht
Frankfurt wegen Fehlern gekippt.

In Hessen hatte bezahlbarer Wohnraum seit vielen
Jahren unter CDU-Regierungsfithrung leider keinerlei
Prioritit, aber jetzt haben sie es vielleicht doch noch be-
griffen. Seit 1999 hat sich die Zahl der Sozialwohnungen
in Hessen auf 90 000 halbiert, ein Schlag ins Gesicht der
Menschen mit geringem Einkommen. Aus meiner Sicht
wird es dringend Zeit, dass bei der Landtagswahl im Ok-
tober die SPD die Regierungsfiihrung tibernimmt; denn
bei uns steht die Schaffung von bezahlbarem Wohnen
ganz, ganz oben auf der Tagesordnung.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur fiir die Frankfurter SPD mit Oberbiirger-
meister Peter Feldmann, sondern auch fiir den hessischen
SPD-Landesvorsitzenden Thorsten Schafer-Giimbel
heifit es: Bauen, Bauen, Bauen. Unser Ziel sind aber kei-
ne Luxuswohnungen, sondern gut bezahlbare.

Auf Bundesebene ist mir die schnelle Absenkung der
Modernisierungsumlage ein wichtiges Anliegen. Wenn in
Mietshdusern Balkone oder Aufziige eingebaut werden,
nutzen die Vermieter das hiufig fiir heftige Aufschlige.

(Daniel Fost [FDP]: Es ist doch gedeckelt!)

In einigen Fillen werden Bewohner gezielt rausmoder-
nisiert. Das ist bei uns in Frankfurt leider 6fter passiert.
In Zukunft schieben wir dem einen Riegel vor. Bislang
diirfen Vermieter 11 Prozent der Kosten auf die Jahres-
miete aufschlagen. Dies begrenzen wir auf 8 Prozent; ich
hétte mir eine stirkere Absenkung gewiinscht. Aber noch
viel wichtiger: Die monatliche Miete darf nach einer Mo-
dernisierung nicht mehr als um 3 Euro pro Quadratmeter
innerhalb von sechs Jahren steigen. AuBlerdem wird das
gezielte Herausmodernisieren kiinftig den Tatbestand ei-
ner Ordnungswidrigkeit erfiillen und damit Schadener-
satzanspriiche der Mieter begriinden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu wenig bezahl-
barer Wohnraum ist ein gewaltiger sozialer Sprengstoff.

SPD und CDU haben in ihrer Koalitionsvereinbarung
viel Gutes vereinbart. Lassen Sie uns dies im Interesse
der Menschen schnell umsetzen.

Ich danke Ihnen fir Thre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Nichste Rednerin ist Caren Lay fiir die Fraktion Die
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):

Herr Prisident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Sage und schreibe 25 000 Menschen waren am Wo-
chenende bei der Demo gegen Mietenwahnsinn hier in
Berlin. Das ist ein riesiger Erfolg der Mieterbewegung.
Vielen Dank an alle, die da waren!

(Beifall bei der LINKEN)

Es hat Spal gemacht, dabei zu sein und zu sehen, wie
viel Kreativitét, wie viele Ideen mitgebracht werden. Das
gibt uns wirklich Hoffnung fiir die Zukunft.

Meine Damen und Herren, die Mieten in Grof3stddten
und Ballungszentren sind seit 2004 um fast 50 Prozent
gestiegen. Von einer entsprechenden Lohnerhéhung im
gleichen Zeitraum sind wir meilenweit entfernt. Erwerbs-
lose und Alte werden aus ihren Wohnungen gedréngt, in
denen sie jahrzehntelang gewohnt haben. Wer in Miin-
chen Altenpfleger oder in Stuttgart Verkduferin ist, der
findet in der Innenstadt bald keine Wohnung mehr. Arme
Haushalte miissen fast 50 Prozent ihres Einkommens
fiir das Wohnen ausgeben. Internationale Finanzkonzer-
ne und Hedgefonds kaufen ganze Hauserblocks in den
Stddten auf, aber zu Semesterbeginn schlafen Studen-
ten in Turnhallen, und die Zahl der Wohnungslosen er-
reicht Rekordniveau. Das, meine Damen und Herren, ist
Deutschland im Friihjahr 2018. Ich glaube, da ist méchtig
etwas schiefgelaufen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist die aktuelle Wohnungsfrage; es geht um Mie-
tenexplosion, es geht um Wohnungsspekulation. Und da
kommt heute die FDP und legt einen Antrag zur Mus-
ter-Garagenverordnung vor. Also, ich muss wirklich sa-
gen: Das wird der Reichweite, der Brisanz, der Bedeu-
tung dieses Themas in keiner Weise gerecht. Das konnen
wir hier gemeinsam festhalten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN
und der Abg. Andrea Nahles [SPD])

Ja, auch wir Linke sind gegen sinnlose demokratische
Hiirden. Wir brauchen nicht 16 verschiedene Bauordnun-
gen, in jedem Bundesland eine eigene.

(Daniel Fost [FDP]: Ja, genau das fordern wir
auch!)

Tatsdchlich finden auch wir, dass Neubauvorhaben nicht
an einer Stellplatzverordnung scheitern sollten; denn das
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Leitbild der autogerechten Stadt sollte sowieso der Ver-
gangenheit angehdren.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Christian Kithn [Tubingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENY))

Aber viel schlimmer, meine Damen und Herren, ist doch
die deutsche Biirokratie, wenn das Amt Hartz-IV-Be-
troffenen ein Zimmer verriegelt, weil die Wohnung nach
irgendwelchen biirokratischen Bestimmungen 2 Qua-
dratmeter zu grof ist, wenn aus dem gleichen Grund Er-
werbslose nach Jahren aus ihrer Wohnung geschmissen
werden. Das ist Birokratie in Deutschland, und damit
muss endlich Schluss sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Von dieser sozialen Frage in der Wohnungspolitik findet
sich im Antrag der FDP kein einziges Wort. Dartiber soll-
ten Sie vielleicht einmal nachdenken.

(Daniel Fost [FDP]: Giinstiges Bauen ist
giinstiges Wohnen!)

Zu viele Vorschriften machen das Wohnen teuer. Auch
wenn es die FDP verwundert, wollen wir als Linke das
Bauen und das Wohnen selbstversténdlich glinstiger ma-
chen. Natiirlich machen die entsprechenden Vorschriften
das Wohnen teurer; das sehen wir, und dariiber miissen
wir diskutieren. Aber vor allen Dingen werden die Preise
doch durch Spekulation mit Grundstiicken und Wohnun-
gen nach oben getrieben.

(Daniel Fost [FDP]: Nein!)

In Berlin sind die Bodenpreise in zehn Jahren um
1 000 Prozent gestiegen. Wer Wohnen und Bauen bezahl-
bar machen will, der muss dafiir sorgen, dass Spekulation
mit Hausern, mit Grund und Boden gestoppt wird. Da-
rauf kommt es an.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Das schaffen wir nicht durch Entbiirokratisierung, son-
dern nur durch eine soziale Kehrtwende in der Woh-
nungspolitik. Wir brauchen einen Neustart im sozialen
Wohnungsbau, mit 250 000 neuen Sozialwohnungen im
Jahr.

Wenn die Bundesregierung jetzt das Grundgesetz én-
dern will, damit der Bund auch in Zukunft Sozialwoh-
nungen fordern kann, dann freut uns das. Es freut mich
auch personlich auflerordentlich; denn als ich noch vor
zehn Monaten an dieser Stelle gesprochen habe, gab es
fiir diese Forderung von weiten Teilen des Hauses kei-
nerlei Unterstiitzung. Sie sehen also, meine Damen und
Herren: Die Linke wirkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch eine neue Wohngemeinniitzigkeit wiirde dafiir
sorgen, dass Bauen endlich wieder deutlich giinstiger
wird. Auch dariiber miissen wir in dieser Legislatur wei-
ter sprechen. Es geht nicht nur — hier unterscheiden wir
uns von dem, was Union, FDP und AfD erzdhlen — um

Bauen, Bauen, Bauen. Viel entscheidender ist doch die
Frage, fiir wen gebaut wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wollen wir weiterhin Lofthouses haben, oder wollen wir
endlich fiir die Normalverdiener bezahlbaren Wohnraum
in den Stddten bauen? Das schaffen wir nur durch ein
groB3 angelegtes, offentliches Wohnungsbauprogramm,
dadurch dass Wohnungen von Kommunen, Landern und
auch vom Bund neu gebaut werden. Die Steuergeschen-
ke, die die GroKo jetzt privaten Investoren verspricht,
sind nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, die Mietpreisbremse muss deutlich nachgebes-
sert werden; wenn es nach uns geht, zu einem echten
Mietendeckel. Ich bin wirklich gespannt. Als Reaktion
auf die Mieterdemo vom vergangenen Wochenende hat
Katarina Barley, SPD, angekiindigt, dass die Mietpreis-
bremse schnellstmdglich nachgebessert wird. Nun finde
ich, dass das, was im Koalitionsvertrag steht, bei wei-
tem nicht ausreicht. Aber ich nehme das Signal wabhr,
dass die neugewéhlte Justizministerin dafiir sorgen will,
dass die GroKo endlich aus ihrem wohnungspolitischen
Winterschlaf erwacht. Der Mietenexperte der Union,
Herr Luczak — ich sehe ihn gerade gar nicht —, hatte je-
doch nichts Besseres zu tun, als ihr noch am gleichen
Tag in die Parade zu fahren und alles infrage zu stellen,
was Sie noch vor ein paar Wochen im Koalitionsvertrag
vereinbart haben. Ich muss sagen: Das ist wirklich ein
starkes Stiick. Dass die Union jemanden fiir das Miet-
recht zustandig erklért, der offenbar den Auftrag hat, jede
Verbesserung zugunsten von Mieterinnen und Mietern
hochstpersonlich zu verhindern, das ist Heuchelei erster
Gite. Das lassen wir Thnen nicht durchgehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss.
Bei der Union hilft offenbar nur 6ffentlicher Druck, es
hilft nur aullerparlamentarischer Druck. Wenn ich mir ei-
nes wiinschen darf: Ich hoffe wirklich, dass es eine bun-
desweite Demo geben wird und dass wir zweimal, drei-
mal oder viermal so viele Menschen sein werden. Dazu
werde ich Sie, Herr Wegner, dann auch hochstpersonlich
einladen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulli
Nissen [SPD] — Kai Wegner [CDU/CSU]: Da
freue ich mich aber!)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Néchster Redner ist der Abgeordnete Christian Kiithn
fiir Blindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Christian Kiihn (Tiibingen) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen und
Herren! Jeder Baupolitiker kennt die absurden Beispiele,
die Bauen in Deutschland verteuern. Es ist vollig absurd,
dass in Ulm anders gebaut werden muss als in Neu-Ulm.
Es braucht endlich eine Vereinheitlichung der Bauregeln
der Lander. Darin sind wir uns zwischen SPD, CDU, Lin-
ke und Griine — das war auch in der letzten Wahlperiode
so — vollig einig. Liebe Kolleginnen und Kollegen von
der FDP, es braucht Sie nicht hier im Deutschen Bundes-
tag, um uns diese Erkenntnis zu liefern.

(Daniel Fost [FDP]: Warum habt ihr es dann
nicht gemacht?)

Es ist einfach die Folge unseres Foderalismus. Mir ist
auch nicht aufgefallen, dass sich Herr Lindner im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen dafiir ausgesprochen hat,
dass die Bauregeln auf Bundesebene vereinheitlich wer-
den sollen; das ist mir zumindest nicht bekannt, Herr
Fost.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da wir gerade bei Ihrem groflen Fraktionsvorsitzen-
den sind, Herr Fost: Er ist heute nicht anwesend, hat sich
aber gestern in der ,,Bild“-Zeitung zum Thema Wohnen
geduflert. Er hat folgenden Satz gesagt, der sich erst ein-
mal gut anhort: Giinstig Bauen heif3t giinstig Wohnen. —
Das ist ein Satz, den man auf einem Sharepic ins Internet
stellen kann, um in seiner eigenen Community Applaus
dafiir zu ernten. Das ist ein Satz wie: Besser nicht regie-
ren als falsch regieren. — Beide Sétze sind grundfalsch.

Ich werde Thnen jetzt darlegen, warum der erste Satz
grundfalsch ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Giinstiger Bauen kann auch heilen: mehr Gewinne fiir
diejenigen, die bauen.

(Daniel Fost [FDP]: Oh! Oh!)

Ich will Thnen ein Beispiel nennen. In meiner Heimat-
stadt Tiibingen liegen die Baukosten fiir ein Mehrfami-
lienhaus, das sozusagen frei finanziert wird, also nicht
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus gebaut wird, bei
3 000 Euro pro Quadratmeter. Am Ende geht diese Woh-
nung dann fiir 7 000 Euro pro Quadratmeter tiber die La-
dentheke. Die Differenz von 4 000 Euro pro Quadratme-
ter ergibt sich aus der Spekulation mit Immobilien. Das
sind im Augenblick die wahren Kostentreiber beim Bau
von Eigenheimen und Mietwohnungen. Deswegen: Las-
sen Sie uns Spekulation bekdmpfen, statt durch Debatten
iiber eine Muster-Garagenverordnung hier im Parlament
Nebelkerzen zu ziinden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Herr Kiihn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Todtenhausen?

Christian Kiihn (Tiibingen) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):
Sehr gerne, Herr Président.

Vizeprasident Thomas Oppermann:
Bitte sehr.

Manfred Todtenhausen (FDP):

Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie mir die Zwi-
schenfrage gonnen.

Christian Kihn (Tiibingen) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):
Sehr gerne.

Manfred Todtenhausen (FDP):

Ich komme aus der gemeinniitzigen Wohnungswirt-
schaft und gehdre einer Wohnungsbaugenossenschaft an.
Ich wiirde gerne von Thnen wissen: Glauben Sie wirklich,
dass Genossenschaften daran interessiert sind, moglichst
hohe Mieten zu kassieren, dass das giinstige Bauen fiir
uns nicht ausschlaggebend ist und dass uns nicht daran
gelegen ist, unseren Mitgliedern und Mietern preiswerten
Wohnraum zur Verfligung zu stellen?

(Beifall bei der FDP)

Christian Kiihn (Tiibingen) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):

Wir Griinen und ich personlich schitzen die Genos-
senschaften in Deutschland sehr, weil sie die Wohnungs-
maérkte stabilisieren,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

weil sie Wohnungen zu Mietpreisen anbieten, die deut-
lich unter den marktiiblichen Mieten, die deutlich unter
den ortsiiblichen Vergleichsmieten liegen.

(Manfred Todtenhausen [FDP]: So ist das!)

Genossenschaften kommen in Deutschland aber meis-
tens nicht zum Zuge, weil sie sich die Baugrundstiicke
am Ende nicht leisten konnen;

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

denn die Wohnungen gehen letztlich fiir 7 000 Euro pro
Quadratmeter iiber die Ladentheke. Wenn wir die Spe-
kulation nicht eindimmen, kénnen die Genossenschaften
keine Baugrundstiicke erwerben, weil sie auf dem freien
Markt gar nicht mitbieten konnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Deswegen ist es im Interesse der Genossenschaften, dass
wir die Vergabe von Bauland regulieren und gegen Spe-
kulation vorgehen. Dann konnen die Genossenschaften
endlich wieder selbst investieren.
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Ich kenne eine ganze Reihe Genossenschaften in
Deutschland, bei denen die Baukosten deutlich unter
3 000 Euro pro Quadratmeter liegen,

(Manfred Todtenhausen [FDP]: Natiirlich!)

weil sie gut planen. Ein Beispiel ist die Familienheim
Schwarzwald-Baar-Heuberg eG in Villingen-Schwen-
ningen, die ihre microLOFTs — das ist ein tolles Kon-
zept — fiir deutlich unter 3 000 Euro pro Quadratmeter
errichtet. Aber auf dem frei finanzierten Wohnungsmarkt
geht so etwas nicht. Daran sieht man: Den Anbietern,
die im Augenblick auf dem freien Wohnungsmarkt zum
Zug kommen, geht es nicht um ein groBeres Angebot an
giinstigen Wohnungen, sondern um Luxusappartements,
die man teuer verschachern kann. Das ist nicht die Woh-
nungspolitik, fiir die wir stehen. Einer solchen Politik re-
den Sie mit diesem Antrag aber das Wort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN — Daniel Fost [FDP]: Kése!)

Jetzt kommen wir zu einem anderen Thema, das Sie
mit Threm Antrag aufgemacht haben: Klimaschutz. Wie
kdnnen wir in Deutschland klimagerecht bauen? Filsch-
licherweise behaupten Sie in diesem Antrag, dass der
Klimaschutz das Bauen in Deutschland teuer macht.
Ich rate Thnen, sich im Nachgang zu dieser Debatte die
Studie des Institutes fiir Technische Gebdudeausriistung
Dresden anzuschauen, die dieses Jahr herausgekommen
ist. Die kennen sich mit den Baukosten und den damit
zusammenhingenden Fragen wirklich im Detail aus. In
dieser Studie steht der bemerkenswerte Satz:

Die Baupraxis zeigt, dass iiber die EnEV 2016 hi-
nausgehende energetische Standards unkompliziert
und mit marktiiblichen Technologien problemlos
erreichbar sind.

Ich frage mich ganz im Ernst: Warum wollen Sie dann
die Standards zuriickdrehen bzw. einfrieren? Das macht
doch gar keinen Sinn. Das, was Sie hier vorschlagen, ist
klimaschutzfeindlich und technologiefeindlich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es reicht eben nicht, mit der Immobilienlobby zu friih-
stiicken, sondern man muss sich mit den Realitdten be-
schéftigen. Das sollte auch in Threm Interesse liegen.
Letztlich fordern Sie in Threm Antrag nichts anderes als
das, was die GroBle Koalition in ihrem Koalitionsvertrag
geschrieben hat.

(Daniel Fost [FDP]: Aber sie machen es doch
nicht!)

Danach sollen die aktuellen energetischen Anforde-
rungen im Gebdudebereich in Deutschland fortgelten.
Langfristig verstofit man damit aber gegen européisches
Recht; denn die EU-Gebauderichtlinie besagt: Ab 2021
muss der Niedrigst- bzw. Nullenergiestandard zwingend
sein. Daher ist dieses Vorgehen letztlich europafeindlich.
Diese Bundesregierung wird deswegen Probleme mit
Briissel bekommen. Das ist ganz klar.

Ich sage es noch einmal: Spekulation ist der Haupt-
kostentreiber. Das sieht auch die Bundesregierung so.
Es ist nicht so, dass Entbiirokratisierung zu bezahlba-
rem Wohnraum fiihrt. Das ist die Grundlogik Thres An-
trags: Entbiirokratisierung und mehr Markt fithren zu
bezahlbarem Wohnen. — Auf eine Anfrage von uns hat
die Bundesregierung selbst geantwortet: Mieten werden
auf Mérkten erzielt, und diese Méarkte kennen im Augen-
blick keine obere Grenze. Deswegen steigen die Mie-
ten. — Insofern stimmt die Logik ,,Entbiirokratisierung
gleich bezahlbarer Wohnraum* nicht. Vielmehr entsteht
bezahlbarer Wohnraum dort, wo gemeinniitzige, genos-
senschaftliche und soziale Akteure auf dem Wohnungs-
markt investieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN - Daniel Fost [FDP]: Die bauen
auch gerne giinstig!)

Sie haben in Threm Antrag auch das Thema Brand-
schutz erwdhnt. Das hat mich ein wenig frosteln lassen;
das muss ich ganz ehrlich sagen. Wenn man sich in Eu-
ropa umschaut, wenn man sich an die brennenden Hoch-
hiuser in GroBbritannien erinnert und sich die dortigen
Brandschutzstandards anschaut, dann muss man sehr
froh sein, dass wir in Deutschland ein hohes Brand-
schutzniveau haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Die Bundestagsfraktion der Griinen wird diese Brand-
schutzstandards nicht anfassen; das ist vollkommen Kklar.
Ich rate auch Thnen davon ab, diese Debatte anzustoB3en.

Sie haben hier iiber ,Entbiirokratisierung® gespro-
chen. Das ist eines der Schlagworte, mit denen die FDP
immer unterwegs ist. Ich sage Thnen: Wir brauchen end-
lich verniinftig ausgestattete Kommunen, damit wir die
Bauplanung endlich beschleunigen kénnen.

(Daniel Fost [FDP]: Ja! Da bin ich dabei!)

Das heiflt eben mehr Bauamt und nicht weniger Bauamt.
Dann kommen wir beim Bauen endlich voran.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Problem wird sich noch verschirfen, weil die
Digitalisierung die Baudmter und die Bauplanung vor
groBBe Herausforderungen stellt. Die Digitalisierung bie-
tet grofle Chancen; aber das ist eine Frage der Investiti-
onen. Wir Griine wollen hier investieren, statt weiter bei
den Baudmtern zu sparen. Sonst miisste man am Ende
womdglich noch sagen: Die Investoren kdnnen sich die
Genehmigungen selbst erteilen. — Das ist nicht unsere
Politik im Bereich Bauen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Herr Wegner, Sie haben das Baukindergeld angespro-
chen, das Sie auf den Weg bringen wollen. Ich nenne es
,»Reichenheimzulage®. Ich rate Thnen davon ab, weil die
Geschichte der Eigenheimzulage zeigt: Sie fiithrt zu ho-
heren Baukosten und zu Mitnahmeeffekten. Das sehen
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iibrigens nicht nur wir so, sondern auch Haus & Grund,
der Steuerzahlerbund, der Deutsche Mieterbund und vie-
le andere. Wir werden Sie hier im Parlament und auf3er-
halb des Parlaments daran erinnern und stellen. Ich finde,
die 20 bis 40 Milliarden Euro, die das am Ende kosten
wird, sind im sozialen Wohnungsbau bzw. im gemeinntit-
zigen Wohnungsbau besser angelegt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Wir miis-
sen Spekulationen endlich wirksam bekdmpfen, statt
hier Scheindebatten {iber Brandschutz und angeblich
zu strenge Klimaschutzmalnahmen zu fiihren. Das se-
hen nicht nur wir so; das haben am Wochenende auch
25 000 Menschen so gesehen, die auf der Strale waren
und gegen Spekulation, fiir mehr sozialen Wohnungsbau,
fiir eine echte Mietpreisbremse und fiir mehr Gemeinniit-
zigkeit gekdmpft haben. Herr Wegner, Sie habe ich auf
der Demo nicht gesehen, obwohl Sie in Berlin leben. Ich
war auf der Demo und kann Thnen eines sagen: Die Seele
der Berlinerinnen und Berliner kocht beim Thema Woh-
nen. Das sollten Sie sich als ehemaliger Landespolitiker,
der Sie ja einmal waren, wirklich zu Herzen nehmen.

Danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Néchster Redner ist Michael Kiefling fiir die Fraktion
der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael KieBling (CDU/CSU):

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Sehr geehrter
Herr Prisident! Meine Damen und Herren! Stellen wir
uns einmal vor, dass alle an einem Bau Beteiligten mit
einem einzigen kleinen Werkzeugkasten auskommen
sollten. Das wird fiir Dachdecker, Maurer und Elektriker
verdammt schwierig. Doch genauso wie bei dem kleinen
Werkzeugkasten verhélt es sich mit dem Antrag der FDP:
Die Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt, vor
denen wir stehen — wir haben sie von meinen Vorrednern
gehort —, sind nicht mit einem einzigen Losungsansatz
zu bewiéltigen. Das hat auch Herr Fost zugegeben. Da,
denke ich, haben wir einen guten Mitstreiter fiir unseren
Koalitionsvertrag.

Klar ist aber auch: In den vergangenen Jahren gab es
viel Biirokratie und viele Anforderungen, die das Bauen
erschwert haben. Vielleicht waren es zu viele; die ener-
getischen Anforderungen sind genannt worden. Allein
die zusitzlichen Vorgaben von Bund, Landern und Kom-
munen machen ein Drittel der Kostensteigerungen seit
dem Jahr 2000 aus. Ich nenne nur die Mantelverordnung
und das Stichwort ,,Entsorgung von Oberboden®. Das ist
nicht optimal; da muss ich der FDP recht geben.

(Beifall des Abg. Daniel Fost [FDP])

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir
nicht noch mehr biirokratische Bauhindernisse schaffen
und die Planung sowie den Bau durch ein Gesetzespa-
ket sogar beschleunigen mochten; damit erfiillen wir be-
reits eine Forderung aus dem Antrag der FDP. Wir prii-
fen weiterhin, inwieweit durch die Abschaffung und die
Optimierung von Gesetzen, Vorschriften, Verordnungen
und Normen Kosten gesenkt werden kénnen. Das kommt
jedem zugute: sowohl demjenigen, der Wohneigentum
erwerben will, als auch demjenigen, der Mietwohnungen
bauen will, und natiirlich auch den Genossenschaften.

Was aber wiirde uns die Entbiirokratisierung bringen?
Sie macht das Bauen billiger und einfacher. Sie erhdht
damit die Wahrscheinlichkeit, dass mehr und schneller
gebaut wird und der Druck auf dem Wohnungsmarkt
sinkt. Bei der jetzigen Baukonjunktur — Handwerker,
Bauunternehmer und Planer sind voll ausgebucht — hilft
uns das allerdings nur bedingt, die Kosten zu senken.
Auch das gehort mit zur Wahrheit.

Die Bauwirtschaft arbeitet bereits auf Hochtouren.
Das merkt momentan jeder, der ein Haus bauen will
oder einen Handwerker braucht. Auch den sozialen Woh-
nungsbau und den Bau bezahlbarer Mietwohnungen
wird man mit den Vorschldgen der FDP nicht entschei-
dend befordern konnen. Aber genau in diesem Segment
ist der Bedarf am hochsten. In Deutschland braucht es
nicht einfach nur mehr Wohnungen. Wir brauchen die
Wohnungen dort, wo der Bedarf am gréBten ist, und wir
brauchen Wohnungen, die sich die Menschen leisten
kdénnen. Umso wichtiger sind die geplanten MaBinahmen
zur Eigentumsforderung wie das Baukindergeld oder das
Biirgschaftsprogramm. Herr Kiihn, ich kann Sie beruhi-
gen: Es gibt beim Baukindergeld eine Obergrenze, was
das Einkommen betrifft. Somit erreichen wir sehr viele
Familien in diesem Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Wohnungsmangel in den 90er-Jahren wurde
groBtenteils dadurch bekdmpft, dass neues Bauland ge-
schaffen wurde, und zwar in Regionen, in denen Bauland
verfligbar war. Das ist heute anders. Denn der Bedarf ist
heute dort am groBten, wo Bauland am knappsten ist: in
den Ballungsrdumen und in den Speckgiirteln. Es braucht
also neue Ideen. Dazu gehoren neben den genannten
Punkten und der Baulandaktivierung eine Stiddtebaufor-
derung fir Kommunen fiir eine nachhaltige Entwick-
lung im léndlichen Raum, Aufstockungen, Wohnraum-
aktivierungen und andere Arten der Nachverdichtung,
intelligente Losungen beim OPNV, beim offentlichen
Personennahverkehr, sind innovative Methoden in der
Planung — ich nenne BIM —, um die Bauprozesse zu ver-
bessern und kostengiinstig und effektiver zu gestalten,
eine Uberpriifung von Normen auf ihren Nutzen und
deren Reduzierung auf den erforderlichen Umfang — ich
denke, es gibt mehrere Baunormen, die man sich an-
schauen kann — sowie eine anwenderorientierte Weiter-
entwicklung der VOB.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Notig ist jedenfalls ein differenzierterer Blick auf den
Wohnungsmarkt, wodurch die lokalen Unterschiede er-
kannt und in die Losungen eingebunden werden. Entbii-
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rokratisierung und Kostensenkung horen sich gut an; sie
sind aber keine ausreichende Grundlage fiir erschwingli-
chen Wohnraum.

Elektriker, Dachdecker und Maurer, jeder braucht sein
ganz eigenes Werkzeug. So braucht es auch fiir die Lo-
sung wohnungspolitischer Probleme ein Biindel an MaB-
nahmen. Wir brauchen also mindestens eine Werkstatt an
MaBnahmen, um unser Versprechen einzuldsen, in dieser
Wabhlperiode 1,5 Millionen neue Wohnungen zu bauen.

Wir werden dazu in diesem Jahr — das haben wir schon
genannt — einen Wohnungsgipfel veranstalten, auf dem
Bund, Linder, Gemeinden, Bau- und Immobilienwirt-
schaft verbindliche Eckpunkte eines Gesetzespaketes
zur Wohnraumoffensive vereinbaren. Genauso wie die
Gewerke beim Hausbau koordiniert werden miissen,
miissen auch die einzelnen politischen Mainahmen ko-
ordiniert werden; denn, liebe FDP, wenn die Wénde nicht
stehen, kann man auch noch nicht verputzen.

Lassen Sie uns im Ausschuss gemeinsam dariiber be-
raten, wie wir bauen und Wohnraum schaffen kénnen.

Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Als Nachstes spricht Hagen Reinhold fiir die Fraktion
der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Hagen Reinhold (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! In der Debatte eben musste ich jetzt
viel mitschreiben.

(Christian Kiihn [Tiibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Das ist gut! Da kann man et-
was lernen und mitnehmen!)

Herr KieBling, ich bin ja ganz erstaunt, dass aus dem
Werkzeugkoffer, den Sie bei der Union in den letzten vier
Jahren mit sich herumgetragen haben, jetzt schon eine
ganze Werkstatt geworden ist. Da freue ich mich.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Aber das zeigt schon, wie komplex dieses Thema ist, und
das hat man an der Debatte heute auch gemerkt.

Was hier alles reingespielt wurde! Es wurde von —
was habe ich nicht alles gehort? — Spekulationen, die die
Grundstiickspreise hochtreiben, von der Mietpreisbrem-
se und von was nicht allem noch gesprochen. Herr Kiihn,
hier zeigt sich, dass es die FDP ganz offensichtlich doch
braucht; denn mit Threm Werkzeugkoffer oder Ihrer gan-
zen Werkstatt kommen Sie allein nicht weiter. Deshalb
braucht es uns hier so dringend.

(Beifall bei der FDP)

Es ist schon — ich nehme Sie hier beim Wort —, wenn
Sie die FDP auffordern, ein umfangreiches Programm

vorzulegen, damit Sie abschreiben konnen. Sehr gerne
machen wir auch das.

(Beifall bei der FDP — Steffi Lemke [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Falsche Werkstatt!)

Heute haben wir uns in unserem Antrag hauptséchlich
um die Baukosten und um die Entbiirokratisierung ge-
kiimmert. Ganz ehrlich: Dass Sie das nicht verstehen,
zeigen die Debatten.

Hier vorne steht ein Maurermeister. Wenn es um den
Brandschutz geht, dann braucht man bauaufsichtlich
zugelassene Produkte. Ich weifl nicht, ob Sie so etwas
schon einmal in der Hand hatten; wahrscheinlich ja.

(Christian Kithn [Tiibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENT]: Ja!)

Dann wissen Sie vielleicht auch, dass ich ein Produkt, fiir
das in Deutschland eine bauaufsichtliche Zulassung not-
wendig ist, noch nicht einmal alleine mit einer EU-Zer-
tifizierung bekomme, sondern dafiir muss es in Deutsch-
land noch eine DIN-Norm obendrauf haben.

(Christian Kithn [Tiibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENT: Ja, ist auch gut so!)

Das macht das Bauen in Deutschland einfach nur teuer.
Die Produkte kosten ein Vielfaches von dem, was sie im
Ausland kosten.

(Beifall bei der FDP)

Das zeigt doch, dass hier was passieren muss. Dafiir
braucht es Entbiirokratisierung. Das ist nun einmal so.

Herr Wegner, ganz ehrlich: Ich war eben erschiittert.
Sie sagen, wir hétten den landlichen Raum ausgelassen.
Bei mir im ldndlichen Raum wird gebaut, bei I[hnen viel-
leicht nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Jeder, der baut, braucht giinstige Baukosten, im léndli-
chen Raum genauso wie in den Ballungsgebieten. Das ist
nun einmal so.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Frau Lay, wer noch immer nicht verstanden hat,
dass giinstiges Bauen auch giinstige Mieten hervorruft,
der tut mir leid. Das ist wirklich beratungsresistent,

(Beifall bei der FDP)

und Sie zeigen, dass Sie wahrscheinlich genau so rech-
nen. Sie sprachen von einer Steigerung der Grundstiicks-
kosten um 1 000 Prozent. Ich muss sagen, ich habe
geschmunzelt. Selbst wenn das Grundstiick in Berlin
vorher nur 1 Euro pro Quadratmeter gekostet hétte und
300 Quadratmeter groB3 ist, wiirde es jetzt 300 000 Euro
kosten. Da stimmt in Threr Rechnung schon was nicht,
aber so rechnen die Linken. Damit kann man eben nicht
viel erreichen.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich kurz noch — leider habe ich zu wenig
Zeit, um alles abzurdumen — auf den Antrag zurtickkom-
men. Es ist wichtig, dass wir das Bauen in Deutschland
vereinfachen. Mir ist bewusst, dass der Bund allein hier
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nicht reicht. Wir brauchen auch die Lander und die Kom-
munen dazu; das ist selbstverstindlich. Wie kann es sonst
sein, dass beim systematischen Bauen in Deutschland
nicht nur in jedem Bundesland andere Anforderungen
gelten — in dem einen muss ich eine Entrauchungsanla-
ge oder einen Sprinkler einbauen, in dem anderen nicht;
auch die Auflagen zum Brandschutz sind unterschied-
lich —, sondern es sogar in ein und demselben Bundes-
land unterschiedliche Auflagen gibt. Das kann nicht sein.
Das macht das Bauen in Deutschland teuer.

Wenn wir erkennen, dass wir mehr Wohnraum brau-
chen, um ein Angebot an Mietwohnungen herzustellen —
bei einem grofleren Angebot sinken auch die Mieten wie-
der —, dann brauchen wir serielles Bauen, dann brauchen
wir Entbiirokratisierung. Das erreichen Sie, indem Sie
den Antrag der FDP ernst nehmen. In dem Antrag wird
eigentlich nur darauf hingewiesen, dass die ausgearbeite-
ten Vorschldge der Baukostensenkungskommission um-
gesetzt werden sollen.

Wie wichtig das Thema dem Minister ist, der es an
sich gezogen hat, das sicht man heute. Ich freue mich,
dass es dazu einen eigenen Ausschuss gibt. Die Wich-
tigkeit des Themas erkennt jeder; da kann auf die Strafle
gehen, wer will. Herr Seehofer scheint das Thema nicht
sehr ernst zu nehmen. In der ersten Debatte, in der es
um Bauen gehen, ist er nicht da. Das &rgert mich, ehrlich
gesagt, ungemein.

Ich danke Thnen.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Nachste Rednerin fiir die Fraktion der SPD ist Claudia
Tausend.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der FDP:
Herr Sechofer ist nicht da! Wo ist er denn?)

Claudia Tausend (SPD):

Gute Frage! — Herr Prisident! Kolleginnen und Kol-
legen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ja, die
Sicherung von bezahlbaren Mieten, die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum sind eine vordringliche Aufgabe
fiir den Deutschen Bundestag und fiir Grof3stidte — mitt-
lerweile fiir Stadte {iberhaupt — die vordringlichste, die
zentralste soziale Frage.

Deshalb haben wir in der letzten Legislaturperiode
bereits zu Beginn das Biindnis fiir bezahlbares Wohnen
und Bauen einschlieBlich einer Baukostensenkungskom-
mission eingesetzt. Diese hat nicht nur festgestellt, dass
es eine deutliche Verschiebung von den Rohbau- zu den
Ausbaukosten gibt, sondern auch die vier Hauptkosten-
treiber identifiziert. Das sind, wie mehrfach angespro-
chen, der vorbeugende Brandschutz und — das wurde
noch nicht angesprochen — die Barrierefreiheit. Kolle-
ginnen und Kollegen, seien wir doch ehrlich: Diese The-
men, glaube ich, werden wir im Grundsatz nicht angehen
konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gleiches gilt fiir unsere hohen Energiestandards und
fiir das klimagerechte Bauen. Wir haben zusammen mit
den Kolleginnen und Kollegen der Union einen guten
Vorschlag entwickelt. Er ist auch im Koalitionsvertrag
nachzulesen; darauf geht der Kollege Gremmels in sei-
nem Wortbeitrag noch ein. Bei der Stellplatzverordnung
sehe ich, ehrlich gesagt, eher die Lander und die Kom-
munen am Zug. Ich mochte trotzdem Thre Vorschliage
und auch die Vorschldge der Baukostensenkungskom-
mission nicht einfach wegwischen. Wir werden diese
Ergebnisse gemeinsam mit der Bauwirtschaft, der Woh-
nungswirtschaft und allen Beteiligten im Rahmen unse-
res Biindnisses flir bezahlbares Wohnen und Bauen, das
wir fortsetzen wollen, priifen und bewerten.

Aber, Kolleginnen und Kollegen, das reicht doch al-
les nicht. Die Kollegin Ulli Nissen aus Frankfurt hat da-
rauf hingewiesen — sie kennt das aus eigenem Erleben,
ich kenne das aus Miinchen —: Der grofite Kostentreiber
sind mittlerweile die Grundstiickspreise. Die Boden-
preisentwicklung in meiner Heimatstadt Miinchen sicht
folgendermalien aus: Die Preise haben sich innerhalb
von zehn Jahren verdreifacht. Wir haben in den letzten
45 Jahren bundesweit einen Anstieg der Baulandpreise
um 1 600 Prozent gehabt, die Mieten sind in der Folge
um 500 Prozent gestiegen.

Das alles kann man noch viel deutlicher in einem
wirklich wichtigen Aufsatz, den ich Thnen allen ans Herz
legen mochte, von unserem ehemaligen Bundesbaumi-
nister Hans-Jochen Vogel nachlesen, der kiirzlich auch
in der ,,Siiddeutschen Zeitung® veréffentlicht wurde. Ich
bin sehr, sehr dankbar, dass es uns gelungen ist, im Koali-
tionsvertrag die Einrichtung einer Enquete-Kommission
fiir nachhaltiges Bauen zu vereinbaren.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, es ist vordringlich, Vorschldge zu entwickeln
und zu diskutieren, wie wir diese Bodenpreisentwicklung
in den Griff bekommen; denn diese steigenden Boden-
und Grundstilickspreise konterkarieren doch wirklich
jede Einsparung bei den Baukosten.

Wir miissten aber, bevor wir zu gesetzlichen Ande-
rungen kommen, die Chancen nutzen, die wir alle schon
kennen. Dazu mochte ich gerne zwei kleine Beispiele aus
Miinchen anfiithren, um zu zeigen, wie man kostengiins-
tig bauen kann, wenn man alle Regelwerke und Gesetze
einhélt.

Das erste Beispiel kommt aus unserer eigenen Stidti-
schen Wohnungsgesellschaft Miinchen, GWG. Sie hat ein
sogenanntes Minimalprojekt entwickelt und umgesetzt.
Alle technischen, strukturellen Standards, die Richtlinien
und die Vorschriften wurden hinterfragt. Alle Bauakteure
wurden rechtzeitig zu einem gemeinsamen Planungspro-
zess an einen Tisch gebracht. Das klingt sehr abstrakt,
aber die Baukosten sind auf 1 450 Euro pro Quadratme-
ter Geschossfldche minimiert worden. Das ist die Halfte
dessen, was iiblich ist. Es geht also auch, wenn tatsich-
lich innerhalb des gesetzlichen Rahmens gearbeitet wird.

Ein zweites Beispiel, das ich noch nennen kann, ist —
Sie kennen es vielleicht — unser Stelzenhaus am Dante-
bad in Miinchen. Es wurde kiirzlich mit dem Deutschen
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Bauherrenpreis ausgezeichnet, und zwar in der Kategorie
»Serielles und modulares Bauen®. Hier gibt es Chancen,
die wir, glaube ich, konsequent nutzen sollten. Ich bin
sehr dankbar, dass mit dem GdW schon die Initiative an-
gestoen worden ist, dieses Thema iiber Ausschreibun-
gen stirker zu fokussieren.

Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich fiir die
Aufmerksamkeit, und ich freue mich, in unserem neu
einzurichtenden Bauausschuss all diese Uberlegungen
mit Thnen zu vertiefen.

Danke.

(Beifall bei der SPD — Christian Kiihn [Tiibin-
gen] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Gute,
sachliche Rede!)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Vielen Dank. — Nachster Redner ist Torsten Schweiger
fir die CDU/CSU, der heute seine erste Rede im Bun-
destag halt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Torsten Schweiger (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
befassen uns heute mit dem Antrag ,,Wohnungsbau ent-
biirokratisieren — Kostenexplosion eindimmen*. Meine
Vorredner sind bereits umfassend auf die Aktivititen von
Bund und Liandern eingegangen, um den Wohnungsbau
in Deutschland anzukurbeln. Die Kostentreiber und auch
die Hemmnisse sind benannt worden.

Ich will daher den Blick auf die aktuelle Wohnungs-
baupolitik richten und die offensichtlichen Fehlentwick-
lungen, die wir in der Vergangenheit gehabt haben, aus
einer vollig anderen Perspektive darstellen, die sicherlich
in dem vorliegenden Antrag — jedenfalls meiner Meinung
nach — noch unzureichend zum Ausdruck kommt.

Wiéhrend meiner 20-jdhrigen Tétigkeit als Bauamts-
leiter in der Stadt Sangerhausen — das ist eine kleine
Kreisstadt in Sachsen-Anhalt mit rund 30 000 Einwoh-
nern — habe ich mich sozusagen tdglich mit den Proble-
men des 6ffentlichen Baurechts auseinandergesetzt. Zum
Beispiel sorgte insbesondere im Zusammenhang mit den
Baugenehmigungen im Rahmen des § 34 Baugesetzbuch
immer wieder die Auslegung fiir Probleme zwischen den
Baugenehmigungsbehdrden — das sind die Landkreise —,
den Stéddten, die das planungsrechtliche Einvernechmen
erteilen, und natiirlich auch den Bauherren.

Die im Gesetzestext vorhandenen Formulierungen
wie ,,Maf} der baulichen Nutzung* oder ,,Eigenart der na-
heren Umgebung™ bereiten immer wieder Probleme, die
mithsam und zeitaufwendig geklért werden miissen. Aber
auch die Dreimonatsfrist, die fiir die Genehmigungsbe-
horde gilt, ist mitunter schwer zu rechtfertigen, zumal sie
fiir ein Bauvorhaben von einigen Tausend Euro genauso
gilt wie fiir ein Millionenprojekt. Auch daraus ergibt sich

sicherlich die Notwendigkeit einer Diskussion iiber eine
Uberarbeitung des Baugesetzbuches.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Christian Kiihn
[Tiibingen] [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Es gilt nun aber auch, zu schauen, ob sich beispielswei-
se objektivere Kriterien fiir die Genehmigung nach § 34
finden lassen.

Ein weiteres Hemmnis fiir die ziigige Umsetzung von
Bauprojekten insbesondere dann, wenn es sich nicht nur
um ein einzelnes Haus handelt, das Bauvorhaben gro-
Berer Art ist oder beispielsweise im Aulenbereich liegt,
sind die zeitraubenden Bebauungsplanverfahren, die in
der Regel mindestens ein Jahr dauern, und das ist schon
optimistisch.

Die Beteiligung (an der Bauleitplanung) einer Un-
menge von Triagern 6ffentlicher Belange, der sogenann-
ten TOBs, ist immens zeitaufwendig und problematisch.
Dass es zum Beispiel notwendig ist, die Wehrbereichs-
verwaltung in einer Kleinstadt zu beteiligen, um heraus-
zufinden, ob nicht gerade an diesem Standort der Planung
irgendwann zukiinftig eine neue militdrische Anlage ge-
baut werden soll, zeigt, dass wir hier unbedingt stirker
differenzieren miissen, wenn wir bei den Genehmigun-
gen an Geschwindigkeit gewinnen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch hier greift der Antrag der FDP meiner Meinung
nach etwas zu kurz.

Seit aber die Umweltverbdnde vom Gesetzgeber durch
das Verbandsklagerecht privilegiert wurden, nimmt die
Zahl der Klagen stdndig zu, so auch in den vergangenen
Jahren in meinem Verantwortungsbereich als Bauamts-
leiter. Klagen sind — das wissen wir alle — iiber mehrere
Instanzen sehr verzdgernd, und letztendlich geben viele
Investoren auf, weil die Finanzierung zusammenbricht
und das Projekt nicht mehr umsetzbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meiner Erfahrung nach geraten Genehmigungsver-
fahren fiir Infrastrukturprojekte, aber auch fiir notwen-
digen Wohnungsbau oftmals so in eine Schieflage. Das
Verbandsklagerecht wird zunehmend als Blockadeinstru-
ment benutzt und somit zweckentfremdet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Investoren wird damit meiner Meinung nach ein oft
tiberdurchschnittliches Mall und Risiko aufgebiirdet.
Auch hier gilt es, ziigig Abhilfe zu schaffen, damit die
Wichtung der Interessenlage ausgeglichener erfolgt, um
Kosten zu sparen und den Planungshorizont iiberschau-
bar zu halten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Einen weiteren zentralen Aspekt mochte ich deutlich
hervorheben. Unser Wohnungsmarkt ist schon seit vielen
Jahren ein Stiick weit aus dem Gleichgewicht geraten.
Die Diskrepanz zwischen Nachfrageengpédssen in den
Ballungsrdumen und Angebotsiiberhang im lédndlichen
Raum wird immer grofBer. Insofern ist das jetzt notwendi-
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ge Wohnungsbauprogramm unabweisbar, ganz deutlich.
Aber fiir eine Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse
in Stadt und Land, wie es auch der Koalitionsvertrag
vorsieht, ist es eigentlich nicht zutrdglich. Ich mdchte
Ihnen nicht vorenthalten, dass in meinem Wahlkreis im
Stiden Sachsen-Anhalts viel Geld in die Hand genom-
men wurde, um durch Abwanderung leer stechende Ge-
badude abzureiflen. Wir mussten Wohnraum vernichten,
um wenigstens die Mieten stabil halten zu kénnen und
fiir Investoren iiberhaupt eine Refinanzierung zu sichern.
In den Wachstumszentren und Ballungsrdumen hingegen
muss der Wohnungsbau massiv vorangetrieben werden,
oft mit Milliardenaufwand.

Wir doktern seit Jahren an den Symptomen eines pro-
blematischen Wohnungsmarktes herum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ich bin iiberzeugt, dass die Ursache der Fehlentwicklung
auch in der teilweisen Vernachlédssigung der landlichen
Réume besteht. Wir haben bisher einfach zu wenig getan,
um gleichwertige Lebensbedingungen in Stadt und Land
sowie in einzelnen ldndlichen Rdumen zu schaffen. Es
gelingt nicht ausreichend, den Menschen, insbesondere
den jungen Menschen, eine attraktive soziale und techni-
sche Infrastruktur zu bieten, die den Abwanderungspro-
zessen entgegenwirkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Daher bin ich ausgesprochen froh dariiber, dass der Ko-
alitionsvertrag die Herstellung von gleichwertigen Le-
bensverhiltnissen in Stadt und Land zum Ziel hat.

(Soren Bartol [SPD]: Sehr gut!)

Lassen Sie mich iiber einen weiteren Punkt des
FDP-Antrags reden, der Unterstiitzung verdient. Die
Energieeinsparverordnung sollte nicht weiter verschérft
werden, nicht einmal ansatzweise.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Damit neue und sanierte Wohngebéude besonders ener-
gieeffizient sind, hat der Gesetzgeber 2006 die bereits
bestehenden Richtlinien verschérft und die Anforderun-
gen an den zuldssigen Primirenergiebedarf erhoht. Fiir
Bauherren und Eigentiimer bedeutet dies enorme Mehr-
kosten. Somit unterstiitze ich die im Antrag der FDP
formulierte Forderung nach einem Verzicht auf weitere
Verschirfungen der Energieeinsparverordnung.

Ein weiterer Punkt ist ebenfalls diskussionswiirdig:
die Wiedereinfilhrung der degressiven Abschreibung.
Urspriinglich sollten Familien von diesem lukrativen
Steuermodell profitieren, einem steuerlichen Anreiz, um
den Traum vom privaten Eigenheim zu realisieren. Als
ersichtlich wurde, dass weniger Familien, sondern mehr
Wohnungsbaugesellschaften Nutznieer waren, hat man
die degressive steuerliche Abschreibung 2006 wieder ab-
geschafft, mit der fatalen Folge, dass auf dem deutschen
Immobilienmarkt ein drastischer Riickgang zu verzeich-
nen ist. Die Folgen sind bis heute spiirbar. Um den priva-
ten Wohnungsbau wieder anzukurbeln, sollte deshalb die

Wiedereinfiihrung der degressiven Abschreibung zumin-
dest in Erwagung gezogen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ich komme zu meinem letzten Punkt, zu der Grund-
erwerbsteuer und der Grundsteuer. Die Priifung eines
Freibetrags bei der Grunderwerbsteuer, wie es der Koa-
litionsvertrag vorsieht, ist ein verniinftiger Ansatz, ganz
deutlich. Allerdings wird man die Auswirkungen in den
Léndern genau im Blick haben miissen. Dazu erwarte ich
eine rege Erorterung in den Ausschiissen. Ein korrespon-
dierender Punkt wird die Diskussion iiber die Neugestal-
tung der Grundsteuer sein. Praktikabilitdt und dadurch
schnelle Umsetzung sind hier das Gebot der Stunde bei
dieser wichtigen Einnahmequelle unserer Kommunen.
Als Bemessungsgrundlage sollten bereits verfiigbare Da-
ten wie die Bodenrichtwerte dienen. Jeglicher biirokra-
tischer Aufwand zulasten der Behorden und der Steuer-
pflichtigen muss vermieden werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Forderung, dass die Reform aufkommensneutral
sein soll, ist berechtigt, auch wenn mir hier momentan
die Fantasie fehlt, mir vorzustellen, wie das gehen soll.

Wenn wir in Zukunft Wohnungsbaupolitik in Deutsch-
land erfolgreicher und mit groBerer gesellschaftlicher
Akzeptanz betreiben wollen, miissen wir die Ursachen
der Fehlentwicklung im ldndlichen Raum beherzt ange-
hen. Der heute vorliegende FDP-Antrag ist dafiir eine
erste Basis, greift aber nicht weit genug. Ich freue mich
daher auf die Beratungen in den Ausschiissen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizeprasident Thomas Oppermann:

Vielen Dank. — Da sich das Plenum langsam fiillt mit
Blick auf die nahenden Abstimmungen, bitte ich darum,
die notwendigen Gespriche, wenn sie gefiihrt werden
miissen, drauflen in der Lobby zu fithren und dem letzten
Redner die ndtige Aufmerksamkeit zu schenken. Das ist
Timon Gremmels fiir die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Timon Gremmels (SPD):

Herr Prisident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich dachte schon, die Kolleginnen und Kollegen
kommen meinetwegen in den Saal; aber anscheinend
liegt es doch nur an der Abstimmung.

Ich freue mich, dass wir uns heute hier mit dem The-
ma Wohnungsbau beschéftigen. Als ich den ersten Ab-
satz des FDP-Antrags gelesen habe, habe ich gedacht,
dass Sie von der FDP die Zeichen der Zeit erkannt haben
und ein ernsthaftes soziales Problem adressieren. Der
erste Absatz dieses Antrags ist okay. Aber im Hinblick
darauf, wie Sie Thr Vorhaben umsetzen wollen, springen
Sie deutlich zu kurz, meine sehr verehrten Damen und
Herren von der FDP.
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Der Mangel an Wohnraum — ich fiige hinzu: der Man-
gel an bezahlbarem Wohnraum — ist die soziale Frage des
kommenden Jahrzehnts. Ich finde, dass wir in der Grof3en
Koalition mit Hochdruck an diesem wichtigen Thema ar-
beiten und auch gute Losungen vereinbart haben.

(Beifall bei der SPD)

Das ist zum Ersten, die Arbeit der Baukostensenkungs-
kommission fortzusetzen, zum Zweiten, die Initiative
fir ein Biindnis fir bezahlbares Wohnen und Bauen,
die schon die damalige Bundesbauministerin Hendricks
auf den Weg gebracht hat, fortzufiihren, drittens, den
sozialen Wohnungsbau weiter zu fordern, viertens, ein
Planungs- und Beschleunigungsgesetz auf den Weg zu
bringen, flinftens, die Digitalisierung des Planens und
Bauens gemeinsam mit der Wirtschaft voranzubringen
und, sechstens — was mich ganz besonders freut, weil
die Koalition, insbesondere die CDU, da ihre Blockade
aufgegeben hat —, endlich auch bundeseigene Grundstii-
cke kostengiinstig abzugeben, damit sie fiir den sozialen
Wohnungsbau genutzt werden kénnen. Das wire gut,
und es ist langst iiberfallig.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, was
wir ganz sicherlich nicht tun werden, ist, dass wir Wohn-
und Klimaschutz gegeneinander ausspielen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Genau das ist der Kern Thres Antrages. Das ist aus meiner
Sicht nicht der richtige Weg.

(Michael Theurer [FDP]: Das haben Sie nicht
verstanden! — Daniel Fost [FDP]: Wir wollen
sinnvollen Klimaschutz!)

Sie schreiben von iiberdurchschnittlich gestiegenen Prei-
sen fiir die technische Gebdudeausriistung und von ener-
getischen Anforderungen, die sich nach verschiedenen
wissenschaftlichen Untersuchungen als Kostentreiber er-
wiesen hétten; allerdings belegen Sie diese Untersuchun-
gen nicht. Ich sage Thnen: Das ist schlicht und einfach
falsch.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Ich habe einen Beleg fiir das, was ich sage — der Kol-
lege Kiihn hatte die gleiche Quelle —: Das Institut fiir
Technische Gebaudeausriistung Dresden hat Anfang die-
ses Jahres untersucht, wie das mit den Kosten ist. Da-
bei kam ganz klar heraus, dass die Gesamtkostensteige-
rungen durch energetische Auflagen seit dem Jahr 2000
als gering einzuschétzen sind. Von der 36-prozentigen
Preissteigerung zwischen 2000 und 2014 fallen gerade
einmal 6 Prozentpunkte auf den Gebaudeenergiebereich
zuriick. Das spricht doch Bénde. Sie bauen da einen
Popanz auf. Sie wollen die Energiewende im Gebéude-
bereich nicht und versuchen jetzt, sie gegen die Frage
bezahlbaren Wohnraums auszuspielen. Das ist nicht gut,
weil Sie die energiepolitische Realitét verkennen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Energieeffizienz im Gebdudebereich ist gleich dreimal
sinnvoll:

Sie ist sinnvoll fiir die Mieterinnen und Mieter, weil
sie sich von steigenden Energiekosten unabhingig ma-
chen. Die Héauser und die Wohnungen, die heute gebaut
werden, miissen so beschaffen sein, dass Menschen in
den nichsten 50 Jahren darin wohnen kénnen. Wenn wir
einmal Geld in die Hand nehmen, dann sollten wir das
nachhaltig tun und die Energiekosten, von denen wir
nicht wissen, wie sie sich weiterentwickeln, im Blick be-
halten.

Energieeffizienz ist zweitens fiir die Wirtschaft giins-
tig, weil die Branche der technischen Gebéudeausriistung
iiber 150 000 gutbezahlte Ingenieure hat und mehr als
40 Milliarden Euro umsetzt. Eigentlich ist das doch die
Sprache, die Sie verstehen. Horen Sie doch einmal auf
die Kolleginnen und Kollegen aus dieser Wirtschafts-
branche.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Zum Drritten ist sie gut Klima und Umwelt.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP,
wenn Sie dieses Thema hier schon ansprechen, dann soll-
ten Sie doch auch bitte an der Stellschraube drehen, bei
der das wirklich nutzt, und das ist, wie vom Bundesin-
stitut flir Bau-, Stadt- und Raumforschung im Septem-
ber 2017 amtlich festgestellt, die Frage mangelnder ge-
eigneter Flachen und zu hoher Grundstiickspreise. Das
ist doch das eigentliche Problem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vor dessen Behandlung driicken Sie sich in Threm An-
trag; dazu sagen Sie nichts. Die Beseitigung dieses Eng-
passes ist der entscheidende Faktor fiir mehr bezahlbaren
Wohnraum. Lassen Sie uns doch dariiber diskutieren,
wenn wir jetzt iiber die Grundsteuer diskutieren.

(Daniel Fost [FDP]: Machen wir!)

Bodenspekulationen muss im Rahmen einer umfas-
senden Grundsteuerreform Einhalt geboten werden.
Dazu konnten Sie einen Beitrag leisten, ndmlich indem
Sie die Baukosten nachhaltig reduzieren und bezahlbaren
Wohnraum schaffen. Das ist die richtige Stellschraube,
von der in Threm Antrag mit keinem Wort die Rede ist.
Das zeigt einmal mehr, dass die FDP nach wie vor eine
Klientelpartei ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN — Widerspruch bei der FDP)

Ich sage Thnen noch etwas: Wenn Sie hier die EnEV
zitieren, dann schauen Sie doch einmal, welche Unter-
schrift unter dieser Verordnung steht. Wer hat die unter-
schrieben? Gucken Sie mal rein! Ich gebe Ihnen einen
Tipp: Das war noch ein Wirtschaftsminister, der Ihr Par-
teibuch hat. — So viel zur Redlichkeit der FDP.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)
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Vizeprasident Thomas Oppermann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. — Ich schlie-
Be damit die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1692 an den Ausschuss fiir Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit vorgeschlagen. —
Damit sind Sie, soweit erkennbar, einverstanden. Dann
ist die Uberweisung so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 22 b bis 22 d
sowie die Zusatzpunkte 2 a und 2 b auf:

22. b) Beratung des Antrags der Abgeordne-
ten Sven Lehmann, Anja Hajduk, Britta
HaBelmann, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Soziale Teilhabe und Selbstbestimmung
in der Grundsicherung statt Sanktionen
und Ausgrenzung

Drucksache 19/1711

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Arbeit und Soziales (f)

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Beate Miiller-Gemmeke, Anja Hajduk, Sven
Lehmann, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Betriebsratswahlen erleichtern — Aktive
Beschiiftigte besser schiitzen

Drucksache 19/1710

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales (f)
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Kirsten Tackmann, Kersten Steinke,
Dr. Gesine Lotzsch, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion DIE LINKE sowie der
Abgeordneten Friedrich Ostendorff, Harald
Ebner, Renate Kiinast, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN

Weidetierprimie fiir Schafe und Ziegen
jetzt auf den Weg bringen

Drucksache 19/1691

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft (f)
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ausschuss flir Tourismus

ZP 2a) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Stefan Gelbhaar, Daniela Wagner, Oliver
Krischer, weiterer Abgeordneter und der

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fuf}- und Radverkehr sicherer machen —
Sichtfelderweiterung fiir Fahrerkabinen

von LKW und Abbiegeassistenzsysteme
verpflichtend einfiihren

Drucksache 19/1202

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Katharina Droge, Anja Hajduk, Harald
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Marktkonzentration im Agrarmarkt
stoppen — Artenvielfalt und Ernihrungs-
souverinitit erhalten

Drucksache 19/1654

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss flir Wirtschaft und Energie (f)
Ausschuss flir Erndhrung und Landwirtschaft
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Es handelt sich um Uberweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an
die in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse zu
iiberweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich sche
keinen Widerspruch. Dann ist das der Fall, und die Uber-
weisungen sind so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 23 a und 23 b auf.
Dabei handelt es sich um die Beschlussfassung zu Vorla-
gen, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 23 a:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses fiir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) zu
der Verordnung der Bundesregierung

Verordnung zur Anderung der Elektro- und
Elektronikgerite-Stoff-Verordnung und der
Anzeige- und Erlaubnisverordnung

Drucksachen 19/900, 19/1040, 19/1333

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 19/1333, der Verordnung zu-
zustimmen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfeh-
lung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei Enthaltung
der Fraktion der Griinen und Gegenstimmen der AfD ist
die Beschlussempfehlung mit gro3er Mehrheit angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 23 b:

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU,
SPD, AfD, FDP, DIE LINKE und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Erneute Uberweisung von Vorlagen aus frii-
heren Wahlperioden

Drucksache 19/1709

Wer stimmt fiir diesen Antrag? — Gegenstimmen? —
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen.
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Dann kommen wir zu den Tagesordnungspunkten 7 a
und 7 b sowie den Zusatzpunkten 3 a bis 3 d. Es geht um
Wahlen zu Gremien. Ich méchte Sie darauf hinweisen,
dass wir zundchst Wahlen mittels Handzeichen durchfiih-
ren werden; erst im Anschluss daran erfolgen die Wahlen
mit Stimmzetteln und Wahlausweisen.

Tagesordnungspunkt 7 a:

Wahlvorschldage der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der
»otiftung Archiv der Parteien und Massenor-
ganisationen der DDR*

Drucksache 19/1703

Wer stimmt fiir diese Wahlvorschldge? — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion der
Linken sind die Wahlvorschldge mit gro3er Mehrheit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 7 b:

Wahlvorschldage der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates bei
der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungs-
aufsicht

Drucksache 19/1318

Wer stimmt fiir diese Wahlvorschldge? — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Die Wahlvorschldge sind wie-
derum bei Enthaltung der Fraktion Die Linke mit groB3er
Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3 a:

Wahlvorschlage der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der
»Stiftung Berliner Schloss — Humboldtforum®

Drucksache 19/1704

Wer stimmt fiir diese Wahlvorschldge? — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Die Wahlvorschlidge sind bei
Enthaltung der Fraktion Die Linke mit gro3er Mehrheit
angenommen.

Jetzt kommen wir zu den Zusatzpunkten 3 b bis 3 d,
und zwar sind das zwei offene Wahlen und eine gehei-
me Wabhl, jeweils mit Stimmkarten und Wahlausweisen.
Dazu bitte ich um Thre Aufmerksambkeit fiir einige Hin-
weise.

Sie bendtigen drei Wahlausweise in den Farben
Blau, Griin und Gelb, die Sie, — soweit das noch nicht
geschehen ist, — Threm Stimmkartenfach in der Lobby
entnehmen. Bitte achten Sie unbedingt darauf, dass die
Wabhlausweise Thren Namen tragen. Der Nachweis der
Teilnahme an den Wahlen kann nur durch Abgabe der
Wahlausweise erbracht werden.

Bevor Sie bei dem jeweiligen Wahlgang Thre Stimm-
karte in eine der Wahlurnen werfen, {ibergeben Sie bitte
Ihren Wahlausweis einer der Schriftfiihrerinnen oder ei-
nem der Schriftfithrer an der Wahlurne.

Die Stimmkarten in den Farben Blau und Griin fiir die
offenen Wahlen wurden bereits ausgegeben. Wer noch
keine Stimmkarten hat, kann diese jetzt von den Plenar-
assistentinnen und Plenarassistenten in der Lobby erhal-
ten.

Die Wahlen werden einzeln aufgerufen und durch-
gefiihrt. Gewihlt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der
Mitglieder des Bundestages auf sich vereint, das heifit,
wer mindestens 355 Stimmen erhélt. Auf den Stimmkar-
ten sind die Namen der vorgeschlagenen Kandidatinnen
und Kandidaten aufgefiihrt. Sie konnen zu jedem Kandi-
datenvorschlag ,,ja“, ,,nein” oder ,,enthalte mich* ankreu-
zen. Wenn Sie bei einem Namen mehr als ein Kreuz oder
gar kein Kreuz machen oder andere Namen als die der
vorgeschlagenen Kandidaten oder Kandidatinnen oder
Zusitze eintragen, ist Ihre Stimme ungiiltig.

Zusatzpunkt 3 b:
Wabhlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremi-
ums gemifBl § 10a Absatz 2 der Bundeshaus-
haltsordnung

Drucksache 19/1705

Fiir die nun folgende erste offene Wahl brauchen Sie
die blaue Stimmkarte und Thren blauen Wahlausweis.
Auf der Drucksache 19/1705 schldgt die Fraktion der
AfD den Abgeordneten Marcus Biihl vor. Diese Wahl fin-
det offen statt. Die Stimmkarte konnen Sie also an Threm
Platz ankreuzen. Bitte geben Sie an der Urne zunéchst [h-
ren blauen Wahlausweis ab, bevor Sie Thre blaue Stimm-
karte einwerfen.

Ich bitte die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer, die
vorgesehenen Pldtze einzunehmen. Sind die Plidtze an
allen Urnen besetzt? — Alle da? — Dann eréffne ich die
Wahl; Farbe Blau fiir Vertrauensgremium.

Haben alle Mitglieder dieses Hauses, auch die Schrift-
fiihrerinnen und Schriftfiihrer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? — Dann bitte ich, das jetzt zu tun.

Gibt es weitere Mitglieder dieses Hauses, die ihre
Stimmkarte noch nicht abgegeben haben? — Das ist nicht
der Fall. Dann schliele ich die Wahl und bitte Sie alle,
wieder IThre Plétze einzunehmen.

Wir kommen zu Zusatzpunkt 3 c:
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemif}
§ 3 des Bundesschuldenwesengesetzes

Drucksache 19/1706

Fiir die Wahl der Mitglieder bendtigen Sie nun eine
griine Stimmbkarte und Thren griinen Wahlausweis.

Auf Drucksache 19/1706 schlégt die Fraktion der AfD
die Abgeordneten Albrecht Glaser und Volker Miinz vor.
Sie konnen bei jedem Kandidaten ,,ja“, ,,nein* oder ,,ent-
halte mich* ankreuzen.

D" Ergebnis Seite 2361 B
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Auch diese Wahl findet offen statt, das heif3t, es kann
wieder am Platz gewéhlt werden. Denken Sie an die Ab-
gabe Ihres Wahlausweises vor dem Einwurf der Stimm-
karte.

Jetzt bitte ich die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer,
die vorgesehenen Plitze einzunehmen. Ist das tiberall der
Fall? — Dann erdffne ich den Wahlgang.

Vizeprasidentin Petra Pau:

Haben alle Mitglieder des Hauses, auch die Schrift-
fihrerinnen und Schriftfiihrer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? — Das ist der Fall. Ich schlieBe diesen Wahlgang.?

Zusatzpunkt 3 d:
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl von Mitgliedern des Sondergremi-
ums gemifl § 3 Absatz 3 des Stabilisie-
rungsmechanismusgesetzes

Drucksache 19/1707

Wir wihlen jetzt gleich ein ordentliches Mitglied sowie
ein stellvertretendes Mitglied. Auf Drucksache 19/1707
schldgt die Fraktion der AfD als Mitglied den Abgeord-
neten Peter Boehringer und als stellvertretendes Mitglied
die Abgeordnete Dr. Birgit Malsack-Winkemann vor.

Ich bitte um IThre Aufmerksamkeit fiir ergéinzende
Hinweise zum Wahlverfahren.

Fiir diese Wahl bendtigen Sie Thren gelben Wahlaus-
weis. Weiterhin benétigen Sie zwei Stimmkarten in
Gelb und Grau sowie einen Wahlumschlag. Die gelbe
Stimmkarte ist fiir die Wahl des ordentlichen Mitglieds,
die graue Stimmkarte ist fiir die Wahl des stellvertreten-
den Mitglieds. Diese Unterlagen erhalten Sie von den
Schriftfilhrerinnen und Schriftfithrern an den Ausgabe-
tischen vor den Wahlkabinen. Zeigen Sie dort bitte Ihren
gelben Wahlausweis vor.

Sie konnen wieder zu jedem Kandidatenvorschlag
»ja“, ,,nein“ oder ,.enthalte mich* ankreuzen. Die Wahl
ist geheim, das heilt, Sie diirfen Ihre beiden Stimmkar-
ten nur in der Wahlkabine ankreuzen und miissen beide
Stimmkarten ebenfalls noch in der Wahlkabine in den
Umschlag legen. Andernfalls wire die Stimmabgabe un-
giiltig. Die Wahl kann in diesem Fall vorschriftsmaBig
wiederholt werden. Die Schriftfiihrerinnen und Schrift-
filhrer werden darauf achten.

Denken Sie wieder daran, an der Urne zuerst Thren
Wahlausweis abzugeben.

Ich bitte nun die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer,
die vorgesehenen Plitze einzunehmen. Sind jetzt alle
Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer an ihrem Platz? —
Ich er6ffne die dritte Wahl, die Wahl zum Sondergremi-
um.

Haben alle Mitglieder des Hauses, auch die Schrift-
fihrerinnen und Schriftfiihrer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? — Das ist offensichtlich der Fall.?

D Ergebnis Seite 2361 C
?  Ergebnis Seite 2361 C

Ich schliee die Wahl und bitte die Schriftfiihrerinnen
und Schriftfiihrer, mit der Auszidhlung zu beginnen. Die
Ergebnisse aller Wahlen werden Thnen spéter bekannt ge-
geben.

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die an der
jetzt gleich beginnenden Debatte teilhaben wollen, ihre
Plétze einzunehmen. Diejenigen, die uns leider verlassen
miissen, sollten das jetzt tun und uns die Moglichkeit ge-
ben, in der Sitzung fortzufahren.

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf:
Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der AfD

Internationales UN-Regelwerk (Global
Compact for Migration) — Keine Verlage-
rung nationaler Zustindigkeiten bei der
Zuwanderung auf transnationale Ebene

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Martin Hebner fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hebner (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Verehrte Damen und
Herren! Alles hingt mit allem zusammen. Oder: Nichts
hat mit nichts zu tun. Die Wahrheit dahinter ist oft ganz
simpel oder manchmal auch komplex und verschachtelt.
Die Ausarbeitung des sogenannten Global Compacts
for Migration — zu Deutsch: Globaler Pakt fiir Migrati-
on — befindet sich in der abschlieBenden Phase. Dieser
Pakt soll in 2018 von den Regierungen unterschrieben
werden. Vorgestern, am Dienstag, fand im EU-Parlament
eine Aussprache zu diesem Pakt statt, und gestern gab
es eine Entscheidung dazu. Auch mit Zustimmung der
Union aus CDU und CSU wurde beschlossen, dass — ich
zitiere —:

... Migranten und Fliichtlinge, unabhdngig von ih-
rem Rechtsstatus, anerkannt und die Staaten ver-
pflichtet werden, sie zu achten, einschlieBlich des
fundamentalen Grundsatzes der Nichtzuriickwei-
sung ...

Meine Damen und Herren, das wurde auch mit den Stim-
men der Union gestern im EU-Parlament beschlossen.

Ziel der Union ist die Etablierung eines weltweiten
Globalen Pakts fiir Migration. Die aktuelle Ausarbeitung
der 2016 beschlossenen New Yorker Erklarung etabliert
ein Biindel von Rechten fiir regulére Migration und von
Pflichten fiir die aufnehmenden Zielstaaten. Zu den staat-
lichen Pflichten gehort die Bekdmpfung von Xenopho-
bie.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Wo ist da das Problem?)

Jegliche Kritik an diesem Plan wird als ebensolche
Fremdenfeindlichkeit bezeichnet. Es soll auch keine
Rolle mehr spielen, ob Fliichtlinge und Migranten an den
Grenzen Pisse haben oder nicht. Die Erklarung konnte
zu einem Signal fiir eine nie da gewesene Volkerwande-
rung werden, die vor allem in die Sozialsysteme Europas
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erfolgen wird. Wir hatten uns dariiber gewundert, was
die Beteiligung am Resettlement- und Relocation-Pro-
gramm, dem Umsiedlungsprogramm der UN, im Wabhl-
programm der Union zu suchen hat.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das ist ja ein Zeug, was Sie sagen!)

Jetzt wissen wir es.
(Beifall bei der AfD)

Sprache steuert das Denken. Wo also von Fliichtlingen
oder gar Gefliichteten die Rede ist, denkt man an Biirger-
krieg, Not und Hilfe. Aber man ahnt spétestens seit der
Gewalt des tlbergriffigen Migrantenmobs aus nordafri-
kanischen Staaten in Ko6In und anderswo, dass viele der
sogenannten Syrer eben nicht von dort kommen.

Die IOM, die Internationale Organisation fiir Migra-
tion — in Briissel gegriindet —, beschiftigt sich seit 1989
mit der Steuerung von Migration. Seit dem Jahr 2013 ist
sie Teil des UN-Fliichtlingshilfswerks UNHCR. Europa,
Zielregion der Migration, hat kaum Mitsprache. Im Hin-
tergrund stehen neben der westlichen Hilfsbereitschaft
im Ubrigen handfeste wirtschaftliche Interessen. Ein
einheitlicher globalisierter Markt auch fiir Menschen,
unbeschriankt durch nationale Regelungen, lésst sich nur
nach Auflésung nationaler Identitit erreichen. Das World
Economic Forum in Davos hat in seinem Global Agen-
da Council for Migration fiir die Industrie bereits einen
Businessplan bzw. einen Business Case for Migration be-
schrieben, somit ein Geschéftsmodell fiir Migration, ein
Geschiftsmodell, zu dem im Ubrigen der Daimler-Chef
Zetsche mit Blick auf die Migranten und Fliichtlinge sag-
te, dass ein neues Wirtschaftswunder heraufziechen wiir-
de.

Was aber will ein Staat ohne Grenzen, ohne Bud-
gethoheit, ohne Definition der eigenen Identitét? Kein
Grundgesetz kann die kulturelle Wertebeliebigkeit noch
sinnstiftend regeln, die ein solches Siedlungsgebiet
flir jedermann darstellen wiirde. Das ist der bekannte
One-World-Unsinn, der Armut sozialisiert, statt Leistung
zu fordern, und der nicht erkennt, dass Toleranz ohne die
Akzeptanz von Grundregeln zur Blaupause fiir Anarchie
mutiert.

(Beifall bei der AfD)

Die bisherigen Entscheidungen erfolgten an den de-
mokratischen Strukturen vorbei, um anschlielend als
alternativlos und grofer Gewinn fiir die Zielldnder préa-
sentiert zu werden — oder wie Frau Merkel schlicht sagte:
,,Nun sind sie halt da.“ Meine Damen und Herren, Ver-
antwortung sieht anders aus. Im Ubrigen geht Benjamin
Netanjahu davon aus, dass die Schwarzafrikaner, die Is-
rael nicht haben will und die das Land verlassen miissen,
auf Deutschland verteilt werden, weil Verpflichtungen
gegeniiber dem UNHCR bestehen.

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sachlich falsch!)

Es ist damit klar, dass es hier nicht um Flucht vor Krieg
oder um Verfolgung gehen kann. Es geht um eine geplan-

te Umsiedlung, zu der sich Deutschland verpflichtet hat —
am deutschen Parlament vorbei.

(Beifall bei der AfD)

Wer, meine Damen und Herren, hat die Bundesre-
gierung dazu erméchtigt? Wann wurde das Thema im
Bundestag behandelt? Wann wurde dariiber in der Of-
fentlichkeit berichtet? Wo waren die sogenannten Qua-
litaitsmedien, allen voran ARD und ZDF, die doch im-
mer so gern am Nerv der Zeit sind? Lassen Sie sich noch
einmal vor Augen fiithren, was gestern im EU-Parlament
verabschiedet wurde, und lesen Sie das einmal. Es geht
um eine globale Neuordnung. Die EU ist dabei, und der
Bundestag ist entmiindigt. Sie, die Sie hier sitzen, haben
sich selbst entmiindigt. Meine Damen und Herren, én-
dern wir das!

(Beifall bei der AfD)

Die USA haben die Mitwirkung am Globalen Pakt
fiir Migration gekiindigt; denn er ist ein No-Border-Pro-
gramm. Sie haben recht: Er ist ein Pakt zur Aufthebung
der Grenzen. Eine Welt ohne Grenzen ist eine &hnliche
I1lusion wie Wohlstand ohne Arbeit.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Herr Hebner, achten Sie bitte auf die Zeit?

Martin Hebner (AfD):

Ja. — Meine Damen und Herren, im Fries dieses ge-
schichtstrachtigen Hohen Hauses steht nicht: ,,Der gan-
zen Welt“. Dort steht: ,,Dem deutschen Volke*.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Kersten Steinke [DIE
LINKE]: Schrecklich!)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Andreas Nick fiir
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser Aktuellen Stunde
soll offenbar der Eindruck erweckt werden — so haben
Sie es gesagt, Kollege Hebner —, die Vereinten Nationen
wollten mit dem Global Compact for Migration eine nie
da gewesene Volkerwanderung in Richtung Europa und
in unsere Sozialsysteme in Gang setzen.

(Zurufe von der AfD: Ja, natiirlich! — So ist es
ja auch!)

Die Stichworte ,,Migration® und ,,internationale Zusam-
menarbeit reichen offenbar schon aus, um bei Thnen
entsprechende Reflexe auszulosen. Das genaue Gegen-
teil ist in Wahrheit der Fall: Es ist das erklérte Ziel des
Pakts, ungeregelte Migrationsstrome zu verringern. Es
geht um globale Losungen im Umgang mit Fluchtbewe-
gungen und um geordnete Migration. Es geht an keiner
Stelle darum — das ist jedenfalls die klare Position der

©

D)



(A)

(B)

2350

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Dr. Andreas Nick

Bundesregierung —, staatliche Souverénitatsrechte einzu-
schrinken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, wir wollen Migration ord-
nen, steuern und begrenzen.

(Norbert Kleinwéchter [AfD]: Wo war das
denn?)

Deshalb wollen wir die Bekdmpfung der eigentlichen
Fluchtursachen in den Ursprungslédndern in den Vorder-
grund riicken. Deshalb setzen wir uns fiir die nachhalti-
ge Verbesserung der Lebenssituation in den Herkunfts-
und Transitlindern ein. Deshalb bekdmpfen wir illegale
Migration und Schleuserkriminalitdt. Und deshalb wol-
len wir auch funktionierende Riicknahmeabkommen
mit moglichst zahlreichen Herkunftslindern in Afrika
und anderswo. Und im Rahmen von Migrationspartner-
schaften mag es an der einen oder anderen Stelle sinnvoll
sein, im Gegenzug auch klar definierte Kontingente fiir
begrenzte Zuwanderung zu erdffnen, zum Beispiel iiber
Studenten- und Arbeitsvisa. Wir haben alles im Ubrigen
im Bereich des westlichen Balkan mit groem Erfolg
praktiziert. Denn kluge Einwanderungspolitik, wie es im
Koalitionsvertrag heif3t, verringert ,,die Attraktivitit von
illegaler und ungesteuerter Einwanderung®. Gesteuerte
Einwanderung muss nach festen, von den Zielldndern
festgelegten Kriterien erfolgen. Deshalb beteiligen wir
uns im Rahmen der UN auch an den Verhandlungen zum
Migrationspakt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
sowie des Abg. Dr. Rolf Miitzenich [SPD])

Resettlement-Programme mit dem UNHCR nach huma-
nitdren Kriterien sind eine klare Ergdnzung fiir das, was
in diesem Bereich zu tun ist, wie wir es auch im EU-Tiir-
kei-Abkommen dargelegt haben.

Meine Damen und Herren, wer eine Steuerung und
Begrenzung der Migration erreichen will, kann nicht
ignorieren: Fluchtbewegungen und Migrationsdruck sind
weltweit eine Realitdt — und das mehr denn je. 260 Mil-
lionen Menschen leben heute in einem anderen Land als
ihrem Geburtsland — mehr als jemals zuvor. Weltweit
sind derzeit rund 65 Millionen Menschen auf der Flucht,
davon iiber 40 Millionen Binnenvertriebene.

Die meisten Fliichtlinge finden Aufnahme in Nach-
barldndern, die haufig selbst Entwicklungsldander sind.
Mehr als 80 Prozent der Fliichtlinge weltweit halten sich
in Staaten mit niedrigem oder mittlerem Einkommen auf.
Diese Aufnahmeldnder bendtigen Unterstiitzung — auch,
um ihre eigene Stabilitdt weiterhin gewahrleisten zu kon-
nen. Wer globale Wanderungsbewegungen begrenzen
und steuern will, der muss auch hier ansetzen. Denn es
ist sinnvoll, dass Fliichtlinge moglichst in der Region
oder den Nachbarldndern verbleiben kénnen; das wahrt
am besten ihre Chance auf Riickkehr in ihr Heimatland.
Dort muss selbstverstdndlich ihre elementare Versorgung
sichergestellt werden. Das ist nicht nur eine humanitire
Verantwortung; Lastenteilung in dieser Hinsicht ist auch
wirtschaftlich sinnvoll.

Die Versorgung und Unterbringung eines Fliichtlings
in Europa kostet nach manchen Berechnungen mehr als
das Hundertfache des Betrages, den man brauchte, um
ihm in der Region seiner Herkunft sichere Perspektiven
zu erdffnen.

(Norbert Kleinwéchter [AfD]: Endlich erken-
nen Sie es!)

Es reicht aber nicht aus, sie dort nur mit Lebensmitteln
oder einer Unterkunft zu versorgen. Viele Menschen
bleiben heute langer — oft fiir mehrere Jahre — in ihrem
Zufluchtsland. Sie brauchen auch die Moglichkeit, dort
Geld fiir ihren Lebensunterhalt zu verdienen, um, wie
es der Okonom Paul Collier formuliert hat, ,,aus Arbeit
Wiirde zu beziehen und ihre Familien zusammenzu-
halten®. Dabei ist auch der Zugang zu Bildung fiir ihre
Kinder ein ganz zentrales Thema; auch das haben wir im
EU-Tiirkei-Abkommen beriicksichtigt. ,,Cash for Work®,
die Initiative des BMZ, ist ein gutes Beispiel, mit der wir
in Jordanien und im Libanon rund 31 000 Jobs in Bil-
dung, im Handwerk und in der Infrastruktur fiir Fliicht-
linge geschaffen haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die deutsche Betei-
ligung an den Verhandlungen zum globalen Migrations-
pakt ist sinnvoll und notwendig. Wir nehmen diese Ver-
antwortung an. Und wer den Menschen in Deutschland
einreden will, wir brauchten uns nur hinter Mauern und
Stacheldraht zu verschanzen und uns dann um die Pro-
bleme in der Welt nicht mehr zu kiimmern, der handelt
schlichtweg verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Und im Zentrum steht fiir uns auch beim globalen Migra-
tions- und Fluchtpakt die Wiirde des Menschen.

Wer sich gerne als Retter des christlichen Abendlan-
des stilisiert, der sollte sich vielleicht auch die Worte des
Vatikanvertreters zu Herzen nehmen: Fliichtlinge sind
nicht einfach nur Zahlen, die verschoben und zugeteilt
werden, sondern jeder Einzelne ist eine individuelle Per-
sonlichkeit mit einem Namen, einer Geschichte und mit
seinen ganz personlichen Hoffnungen und Sehnsiichten.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Christoph Matschie fiir die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Matschie (SPD):

Frau Présidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Angesichts des Titels der von Thnen beantragten Aktu-
ellen Stunde, in dem es heift: ,,Keine Verlagerung natio-
naler Zusténdigkeiten bei der Zuwanderung auf transna-
tionale Ebene®, und angesichts Threr Rede, Herr Hebner,
in der Sie sagen, es geht um einen ,,Pakt zur Authebung
der Grenzen®, erkennt man auf den ersten Blick: Hier
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drin steckt nichts als die Verdrehung der Wahrheit. Sie
operieren wieder ganz offen mit Liigen {iber das, was tat-
sédchlich passiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der FDP — Lachen bei der
AfD)

Dabei reicht ein einziger Blick in die Unterlagen. Ich
weil} nicht, ob Sie das einmal gemacht haben.

(Zuruf von der AfD: Sie miissen es lesen!)

Dann wird Thnen zum Beispiel klar, dass es hier um einen
rechtlich nicht bindenden Pakt geht. Wie kann denn ein
rechtlich nicht bindender Pakt, der Ziele und Leitlinien
formuliert, zur Authebung von nationalen Zusténdigkei-
ten fithren? Das geht iiberhaupt nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie unterstellen hier bewusst falsche Tatsachen, um Men-
schen zu verdngstigen und sie aufzuhetzen. Das ist scha-
big, werte Kolleginnen und Kollegen von der AfD.

(Beifall bei der SPD, der CD_U/CSU, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Worum geht es denn eigentlich wirklich in diesem
Global Compact for Migration? Es geht darum, zunéchst
einmal anzuerkennen, dass Wanderungsbewegungen,
dass Flucht, dass Wanderungen aufgrund von 6konomi-
schen Hintergriinden zur Geschichte der Menschheit da-
zugehdren,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat doch
jetzt nichts mit Grenzoéffnung zu tun!)

dass das nichts ist, was plotzlich {iber uns kommt, son-
dern dass das etwas ist, das die Geschichte der Mensch-
heit immer mit geprdgt, mitbestimmt hat und dass es
darauf ankommt, mit dieser Tatsache international ver-
antwortungsbewusst und kooperativ umzugehen, nach
gemeinsamen Regeln fiir Wanderungsbewegungen zu su-
chen, anstatt Angste zu schiiren und die Schotten dicht-
zumachen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Schauen Sie sich einmal die 22 Ziele dieses Paktes
an. Dazu gehort auch, dass man die Griinde fiir Wande-
rungsbewegungen zu reduzieren versucht. Es geht um
Menschen, die gezwungen werden, ihre Heimatlédnder
zu verlassen: aufgrund von Umweltzerstérung, aufgrund
instabiler politischer Situationen, aufgrund sozialer Pro-
bleme. Solche Aufgaben sollen gemeinsam und in inter-
nationaler Kooperation angepackt werden. Da geht es
um den Kampf gegen das Schlepperunwesen. Da geht es
auch und natiirlich um bessere Bedingungen fiir die In-
tegration von Zugewanderten. Da geht es um Menschen-
rechte von Zugewanderten. Wer sich dagegen ausspricht,
bei dem frage ich mich: Welches Menschenbild vertritt
er denn eigentlich?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Uwe
Witt [AfD]: Es geht um die Behandlung im
Bundestag! — Weitere Zurufe von der AfD)

— Werte Kolleginnen und Kollegen, Sie berufen sich so
oft auf das christliche Abendland. Zu diesem christlichen
Abendland gehdren zwei ganz wichtige Prinzipien: Ers-
tens. Du sollst nicht falsch Zeugnis reden. Zweitens. Du
sollst deinen Néchsten lieben wie dich selbst. — Gegen
beide Prinzipien verstofen Sie auch heute wieder ganz
klar und deutlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es waren im Ubrigen insbesondere die Ziellinder von
Fluchtbewegungen, von Wanderungsbewegungen, die
darauf gedrungen haben, dass wir gemeinsam internatio-
nale Regeln finden, dass wir iiber Instrumente reden, wie
wir mit Zuwanderung umgehen.

Ich will es noch einmal deutlich sagen, da von Thnen
Zuwanderung oder Wanderungsbewegungen immer als
Angstmacher benutzt werden: Dies gehort auch zur deut-
schen Geschichte. Deutschland war immer auch Einwan-
derungsland.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN — Wi-
derspruch bei der AfD)

Deutschland war immer auch Auswanderungsland.
Schauen Sie doch einmal in die Geschichte zuriick: im
17. und 18. Jahrhundert die Zuwanderung der Hugenot-
ten nach Preuflen,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Kommen Sie
nicht immer mit dem Zeug!)

im Zuge der Industrialisierung des Ruhrgebietes die Zu-
wanderung polnischer Arbeitskrifte,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das war aus
demselben Kulturkreis, Herr Matschie! Das
wissen Sie doch auch!)

ab Mitte der 50er-Jahre die Zuwanderung aus Jugoslawi-
en, aus Italien, aus der Tiirkei und Anfang der 90er-Jahre
die Spéataussiedler. Dieses Land hat immer mit Zuwande-
rern zu tun gehabt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Land hat davon profitiert und diese Zuwanderung
hervorragend bewiltigt. Auch das muss man hier einmal
deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Deutschland war auch immer ein Auswanderungsland.
Allein im 19. Jahrhundert sind rund 7 Millionen Deutsche
in die USA ausgewandert. Im Jahre 2016 — aus diesem
Jahr stammt die neueste verfligbare Zahl, die wir dazu
statistisch haben — waren es immerhin 280 000 Deutsche,
die ausgewandert sind. Wir haben also eine Einwande-
rungs- und Auswanderungsgeschichte.
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Werte Kolleginnen und Kollegen, machen Sie doch
nicht die Augen vor der Wirklichkeit zu.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie machen
die Augen vor der Wirklichkeit zu! Sie, Herr
Matschie, machen das!)

Versuchen Sie doch nicht, Angste zu schiiren, sondern
halten Sie sich an die Tatsachen. Halten Sie sich an die
Tatsachen, anstatt Liigen zu verbreiten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten der FDP — Dr. Alice Weidel
[AfD]: Wir haben einen Braindrain! Sie lassen
die Unqualifizierten rein, und die Hochqualifi-
zierten wandern ab!)

Schiamen Sie sich fiir den Antrag, den Sie hier gestellt
haben. Es kommt darauf an, ein Miteinander zu organi-
sieren und nicht ein Gegeneinander. Davon wird unser
Land profitieren.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Illegale iiberhaupt
nicht! Genau! Wertvoller als Gold! Das haben
wir von Thnen schon ganz oft gehort!)

Mit dem, was Sie machen, schaden Sie unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Dr. Alice
Weidel [AfD]: Unglaublich!)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat die Kollegin Linda Teuteberg fiir die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Linda Teuteberg (FDP):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die heutige Debatte ist leider ein
Paradebeispiel fiir eine Zerrbilddiskussion. Die AfD hat
es darin zu einer wahren Meisterschaft gebracht. Alles
habe mit allem zu tun, haben Sie gerade gesagt. Ich er-
géinze: Bei Thnen hat alles mit den iiblichen Reizwdrtern
und Schlagworten zu tun.

Aber zur Sache: Der Sinn und Zweck und die Be-
deutung des Global Compact for Migration, iiber den
wir gerade debattieren, gerdt bei Ihnen zu einer bizarren
Karikatur. Man kann sicherlich iiber manche Schwer-
punktsetzung der aktuellen Entwiirfe diskutieren. Aber
Tatsache ist: Es geht hier gerade nicht darum, Grenzen
niederzureilen und eine ungehemmte Migration zu er-
moglichen, sondern es geht darum, eine global geord-
nete, sichere Migration zu ermdglichen, unter anderem
durch bessere Regeln zur Grenzsicherung, durch Be-
kdmpfung von Schleuserbanden sowie durch verbesserte
Regelungen zur Ausweispflicht und zur Riickiibernahme
durch die Herkunftsldnder. All das ist notwendig, wenn
wir die Fliichtlingsbewegungen in Zukunft human in den
Griff bekommen wollen. Allein kann Deutschland, kann
Europa das nicht schaffen. Dazu brauchen wir die Hilfe
der Herkunftsldnder, der Transitlinder und unserer Part-

ner in der Welt. Darum brauchen wir nicht weniger, son-
dern mehr internationale Zusammenarbeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der SPD)

Staatliche Souverinitit sollte dabei gerade nicht unter-
laufen werden. Dass das gut moglich ist, zeigt das aktu-
elle EU-Resettlement-Programm, an dem sich die Bun-
desrepublik beteiligt.

Es ist darum richtig, dass wir auf globaler Ebene hier
neue Wege gehen. Wir diirfen nichts unversucht lassen.
Tatsache ist allerdings auch: Ein rechtlich unverbindli-
ches Regelwerk wie der Compact wird uns da nicht ent-
scheidend voranbringen, sondern wir Deutschen, wir Eu-
ropéder miissen da selbst mehr tun. Wir diirfen die Augen
nicht ldnger vor der Wirklichkeit verschlieBen. Und da
ist das andere Zerrbild, das auf der anderen Seite gemalt
wird — auch von Griinen, Linken und zum Teil von Sozi-
aldemokraten —, bei dem manche immer noch so tun, als
konne unser Land fiir jedermann offenstehen.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Frau Teuteberg, das ist ja schlimm!)

Wir brauchen geregelte Zuwanderung. Dafiir brau-
chen wir mafivolle Regeln fiir den Familiennachzug. Wir
brauchen konsequente Abschiebung derer, die kein Recht
auf Aufenthalt in unserem Land haben, und wir brauchen
auch das Prinzip des sicheren Herkunftslandes, das Sie
infrage stellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wer auf den Ruf nach Abschottung mit der Forderung
nach offenen Grenzen fiir alle und jeden antwortet, der
spielt den Populisten in die Hénde. Dem schwierigen
und ernsten Zielkonflikt zwischen grenzenloser Not und
begrenzten Kapazititen zur Integration von Fliichtlin-
gen kann man nicht entkommen. Wir kénnen aber ver-
suchen — und das ist unsere Verantwortung —, ihn durch
vorausschauende Politik zu entspannen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, Politik beginnt mit
der Betrachtung der Wirklichkeit und nicht damit, sie
sich so zu malen, wie man sie gerne hitte.

(Lachen bei der AfD)

Diese Wirklichkeit ist: Wir werden auch in Zukunft welt-
weit mit wachsenden Fliichtlingsstromen rechnen miis-
sen — durch Klimawandel, wirtschaftliche Not und regi-
onale Krisen. Die Wirklichkeit ist auch: Auch die Krifte
eines so starken Landes —und wir sind ein starkes Land —
wie Deutschland sind endlich, ebenso die Akzeptanz sei-
ner Biirger fiir Zuwanderung. Deshalb brauchen wir eine
gesteuerte Zuwanderung statt einer ungesteuerten und
eine neue Migrationspolitik: eine Politik, die Menschen
in ihrer Heimat Perspektiven erdffnet, die Grenzen besser
sichert, die legale Wege zur Einwanderung schafft und
zugleich konsequent jene abschiebt, die kein Recht ha-
ben, sich in unserem Land aufzuhalten.

(Beifall bei der FDP)
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Und das ist mir sehr wichtig; denn wer das Asylrecht
bewahren will — und wir als Freie Demokraten wollen
das —, der muss es auch konsequent anwenden.

(Zuruf von der AfD: Spite Einsicht!)

Aber damit das praktisch gelingen kann, miissen wir in
Europa gemeinsam handeln, die Zusammenarbeit mit an-
deren Staaten in der Welt suchen und um echte Losungen
fiir eine humane, funktionierende und mehrheitsfahige
Asylpolitik ringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Ulla Jelpke fiir die Fraktion
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Vor dem
Hintergrund zunehmender internationaler Flucht- und
Wanderungsbewegungen wurde auf einem Sondergipfel
der Vereinten Nationen 2016 die Ausarbeitung von zwei
internationalen Vereinbarungen beschlossen. Einerseits
soll es einen Pakt fiir internationale Verantwortungstei-
lung zur Bewiltigung groBer Fluchtbewegungen geben.
Zum anderen soll ein Pakt fiir sichere, geordnete und le-
gale Migration geschlossen werden. Dieser Pakt soll die
Rechte derjenigen Migranten umfassen, die nicht unter
das Mandat der Genfer Fliichtlingskonvention fallen,
aber unfreiwillig ihre Heimatldnder verlassen mussten.
Uber diesen Pakt diskutieren wir in der heutigen von der
AfD beantragten Aktuellen Stunde.

Ich will ganz deutlich sagen: Ziel dieses Paktes ist der
Schutz der Sicherheit, der Wiirde und der Menschenrech-
te von Migranten sowie ihrer Grundfreiheiten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das sind Dinge, die eigentlich selbstverstindlich sein
sollten. Dass schon ein Bekenntnis zu Menschenrechten
bei der AfD zu allergischen Reaktionen fiihrt, ist entlar-
vend fiir ihre Grundhaltung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Léander, die eine groBe Zahl von Fliichtlingen und
Migranten aufnehmen, sollen laut dem Pakt bei deren
Integration Unterstiitzung finden. Rassismus und Dis-
kriminierung sollen bekdmpft werden. Auch das scheint
offensichtlich schon zu viel zu sein fiir die AfD.

(Beifall bei der LINKEN)

Der geplante Pakt ist ein Eingestidndnis, dass mit glo-
baler Migration verbundene Herausforderungen nur in
internationaler Kooperation bewdltigt werden konnen.
Doch die AfD liest etwas ganz anderes heraus, etwas,
was in der rechtsextremen Szene unter dem Begriff ,,Der
groBBe Austausch” firmiert. Die AfD ist ernsthaft der

Uberzeugung — wir haben das heute hier gehért —, dass
die Vereinten Nationen gezielt eine neue Migrationswelle
nach Europa und Nordamerika vorbereiten. Wissen Sie,
wie mir das vorkommt? Als ob man einem Biirgermeister
Brandstiftung unterstellt, weil er neue Feuerwehrautos
anschaftt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das ist doch wirklich paranoid. Lassen Sie sich eines
sagen: Migration hat es zu allen Zeiten gegeben. Immer
haben Menschen ihre Lander verlassen in der Hoffnung
auf ein besseres Leben in der Fremde.

Zentrale Ursache fiir den Anstieg weltweiter Migrati-
onsbewegungen ist die ungerechte kapitalistische Wirt-
schaftsordnung.

(Beifall bei der LINKEN — Widerspruch bei
der AfD — Lachen bei Abgeordneten der CDU/
CSU und der FDP)

— Horen Sie sich das ruhig mal an! Kapitalismuskritik ist
in diesem Zusammenhang ein sehr wichtiger Punkt.

Es geht um die neoliberale Ausbeutung des globalen
Stidens, die Zerstorung der Umwelt durch riicksichtslo-
sen Abbau der Natur und die weltweite Kriegspolitik der
NATO-Staaten und ihrer Verbiindeten. Doch diese Ur-
sachen fiir Migration und Flucht wollen die méichtigen
Staaten der Vereinten Nationen gar nicht bekdmpfen. Der
globale Pakt ist lediglich der Versuch, Folgen der eige-
nen verheerenden Politik abzumildern und steuerbar zu
machen. Doch der Egoismus, wie wir ihn von Trump bis
Orban und auch bei der AfD erleben, zeigt, dass es hier
gar nicht um ernsthafte Beschlusslagen geht und dass
sich die AfD noch nicht einmal ansatzweise mit solchen
Fragen auseinandersetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die AfD sieht im Globalen Pakt einen erheblichen
Eingriff in die Souveranitétsrechte Deutschlands. Folgt
man der Logik der AfD, konnte man glauben, dass wir
kurz vor dem Einmarsch von Blauhelmtruppen zum
Schutz von Migranten stehen. Hier zeigt sich einmal
mehr die vollig verzerrte Wahrnehmung der AfD.

(Norbert Kleinwéchter [AfD]: Thre verzerrte
Wahrnehmung!)

Ist Thnen eigentlich bewusst, dass dieser Pakt — das wur-
de heute schon gesagt — lediglich eine Ubereinkunft dar-
stellt, also keine volkerrechtliche Bindung haben wird?

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Erster Schritt!)

Genau das ist aus Sicht der Linken das Problem. Wir
brauchen nicht vollmundige Absichtserkldrungen, son-
dern praktische Konsequenzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke wird sich daher in der Debatte fiir verbindliche
internationale Abkommen zum Schutz von Fliichtlingen
und Migranten und vor allen Dingen zur Bekdmpfung
von Fluchtursachen einsetzen. Fangen wir doch einfach
in Deutschland mit Abriistung und vor allen Dingen mit
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einem Verbot von Riistungsexporten an. Das wiirde uns
den Krieg in vielen Teilen dieser Welt wirklich ersparen.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat die Kol-
legin Polat das Wort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Filiz Polat (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank. — Frau Prisidentin! Meine Damen und
Herren! Die AfD-Fraktion fahrt hier eine der populérs-
ten Verschworungstheorien auf. Das wurde in Threr Rede
leider gar nicht so deutlich, Herr Hebner. In den Texten,
die Sie dazu verdffentlicht haben, und in Thren Power-
point-Présentationen kann man das sehr gut nachlesen.

Frau Jelpke hat es kurz angesprochen: Sie bewegen
sich hier im Kontext der neuen Rechten, im Netzwerk
der Rassisten in Europa. Sie fithren hier die Verschwo-
rungstheorien der White-Genocide-Bewegung iiber den
groBBen Bevdlkerungsaustausch mit Europa an.

Insofern, Herr Matschie, noch einmal zu den Gastar-
beiterbewegungen: Der groe Plan, den die AfD darin
sieht, ist: Die Gastarbeiterbewegungen sind Teil eines
Bevdlkerungsaustausches. Angestoen worden sei die-
ser Plan von den Vereinten Nationen und den Alliierten
nach dem Zweiten Weltkrieg. Wenn man sich den Artikel
anguckt, aus dem Herr Hebner anscheinend eins zu eins
abgeschrieben hat oder den er vielleicht sogar selbst ver-
fasst hat, dann stellt man fest, dass darin steht: Es geht
hier um die Umvolkungsspezialisten der Vereinten Nati-
onen. — Das ist widerlich und zutiefst antisemitisch.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP —
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was hat das
mit Antisemitismus zu tun?)

Sie behaupten, eine Elite siedele in Europa Migranten
an, mit dem erklarten Ziel, das deutsche Volk auszulo-
schen. Das steht im Kern hinter dieser Theorie. Thr Nar-
rativ bespielt eindeutig antisemitische Bilder.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was hat denn
das damit zu tun?)

Frau Jelpke hat es angesprochen: Was steht eigentlich
hinter dem Global Compact for Migration? Kein grof3er
Verschworungsplan zum Vélkeraustausch — nein! Haben
Sie schon einmal etwas von moderner Sklaverei gehort?
Daran kann und muss sich etwas dndern. Fakt ist, dass
fiir Millionen Migranten, insbesondere flir Wanderarbei-
terinnen und Wanderarbeiter, die universellen Menschen-
rechte nicht gelten. Menschenhandel und Zwangsarbeit
gibt es immer noch. Das ist Thnen anscheinend nicht
bekannt. Weltweit miissen schitzungsweise fast 46 Mil-
lionen Menschen als moderne Sklaven ackern. Millio-
nen Menschen leisten ausbeuterische Zwangsarbeit im
Privatsektor, beispielsweise als Hausangestellte, auf dem

Bau, in der Landwirtschaft oder erfahren sexuelle Aus-
beutung.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Dieses internationale Regelwerk der Vereinten Na-
tionen, der Global Compact for Migration, dient der
Starkung von Migranten, insbesondere von Wanderar-
beiterinnen und Wanderarbeitern. Bis Oktober 2017 gab
es zahlreiche Konsultationen zu den Themen Menschen-
rechte, Migrationsursachen, internationale Kooperatio-
nen, nachhaltige Entwicklung, Menschenhandel, legale
Migration und Arbeitsmobilitdt. Genau so ein Prozess
wird doch der Realitét einer global vernetzten Welt ge-
recht, und nur so kénnen wir alle davon profitieren, nicht
nur wirtschaftlich, sondern auch kulturell, Herr Gauland.
Da brauchen Sie gar nicht so verwirrt zu gucken.

(Heiterkeit und Beifall beim BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN — Zuruf des Abg. Dr. Alexander
Gauland [AfD])

Das sind sinnvolle, weil ursachenorientierte Losungs-
strategien. Darum geht es bei den Global Compacts, und
das unterstiitzt meine Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Wir wissen, dass sich die Zivilgesellschaft und die Kir-
chen intensiv in den Beratungsprozess eingebracht haben.
Sie haben hierzu einen Zehnpunkteplan verabschiedet.
Dieser Aktionsplan beinhaltet viele gute Vorschldge. Ich
will einige nennen: den Schutz und sichere Fluchtwege
fiir Asylsuchende, die legalen Einwanderungsmoglich-
keiten fiir Arbeitsmigranten, mehr Rechtssicherheit fiir
Migranten und Fliichtlinge und hier speziell die Rechte
und den Schutz, ganz wichtig, von Frauen und Kindern.
Ich appelliere auch an die Bundesregierung, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretér, sich diesen Forderungen aus
der Zivilgesellschaft gegeniiber offen zu zeigen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deshalb ist es wichtig, zu erwéhnen, dass es beim
Global Compact for Migration an dieser Stelle vielleicht
auch um den effektiven Schutz vor Diskriminierung geht.

(Tino Chrupalla [AfD]: Und vor Migranten!)

— Vor dem Gift des Rassismus miissen nicht nur Migran-
ten und Fliichtlinge geschiitzt werden, sondern alle Men-
schen in diesem Land. — Auch vor Thnen miissen sie ge-
schiitzt werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Europa und Deutschland miissen mit gutem Beispiel
vorangehen. Menschenrechte, meine Damen und Herren,
auch hier auf der rechten Seite, gelten egal wo, egal wann
und egal fiir wen, auch im Transit, auch in Bewegung.
Auch ein Mensch, der in Thren Augen irregular migriert,
hat Menschenrechte. Punkt!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Dieser Pakt ist nur eine konsequente Weiterfithrung des
Menschenrechtsschutzes.
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Filiz Polat
Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Thorsten Frei fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Um ehrlich zu sein: Mir hat sich lange gar nicht erschlos-
sen, was eigentlich der Hintergrund dieser Aktuellen
Stunde sein soll und was man gegen internationale Ab-
sprachen zur Regelung von Problemen, die bei uns in
Deutschland allein nicht geldst werden konnen, tatséch-
lich einwenden kann.

Nur weil Donald Trump sagt, dass das letztlich eine
Initiative sei, mit der Masseneinwanderung in wohlha-
bende Lander organisiert werde, unter Umgehung nati-
onaler Gesetze und des Willens der jeweiligen Volker,
wird es noch lange nicht wahr. Es ist in der Tat falsch,
es ist irrefithrend, und es verkiirzt vor allen Dingen den
Sachverhalt. Deswegen, glaube ich, ist es ganz entschei-
dend, sich vor Augen zu fiihren, dass wir in einer globa-
lisierten Welt leben, wo man zwar Wiinsche haben kann,
aber die Realisierung nicht innerhalb nationaler Grenzen
oder innerhalb von Europa, unserem Kontinent, moglich
ist. Das ist eine Grundwahrheit. Der muss man sich ge-
nauso stellen wie der Automatisierung, der Digitalisie-
rung oder auch anderen weltweiten Phdnomenen. Genau
das macht Deutschland, wenn wir uns an diesem Com-
pact und den Diskussionen darum beteiligen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was ist der Rahmen, in dem wir uns bewegen? Es ist
offensichtlich: Wir diskutieren sehr viele auBBenpolitische
Themen hier im Deutschen Bundestag, und dabei spiiren
wir, dass die dahinterliegenden Konflikte letztlich Auslo-
ser fiir die Probleme sind, mit denen wir bei uns im Land
konfrontiert sind. Wenn wir beispiclsweise iiber den
Stidsudan oder iiber Darfur oder auch iiber andere Regio-
nen der Welt diskutieren, stellen wir fest: Es sind haufig
ethnische Konflikte, und es sind die Auswirkungen des
Klimawandels: Verwiistung, Wassermangel, Mangel an
Weideland und daraus resultierende Schwierigkeiten bei
der Erndhrung und vieles andere mehr. Auch das muss
man in den Blick nehmen, wenn man iiber Fluchtursa-
chenbekédmpfung sprechen mochte. Wer das nicht tut,
verschlie3t die Augen.

Die Zahlen der Vereinten Nationen sind alarmierend;
in der Tat. Es sind nicht nur die von uns oft zitierten 65
oder 66 Millionen Menschen weltweit, die gezwungen
sind, aus ihren Herkunftslandern zu flichen. Wenn man
Migration umfassend betrachtet, dann sind es etwa 240
bis 250 Millionen Menschen, die weltweit in Bewegung
sind. Wir alle sind uns einig, dass die groen Herausfor-
derungen diesbeziiglich nicht im Nahen und Mittleren

Osten liegen, sondern auf dem afrikanischen Kontinent.
Die Sachlage ist die, dass da nicht nur 1,1 Milliarden
Menschen leben, sondern dass sich diese Zahl bis Mitte
des Jahrhunderts verdoppelt haben wird und bis Ende des
Jahrhunderts noch einmal verdoppelt haben wird.

Es gibt Zahlen aus Ladndern wie Kenia, Tansania,
Senegal und Siidafrika. Die Leute sagen, dass etwa die
Halfte der Menschen dort ihr Land verlassen mochte. Bei
den noch drmeren Landern wie Ghana oder Nigeria sind
es zwei Drittel der Menschen. Es ist nicht so, dass die zu
uns kommen konnen; das ist vollkommen klar. Natiirlich
geht es dabei auch um Grenzschutz und Organisation,
sodass hier kein Chaos entsteht. Mein Kollege hat es for-
muliert. Es geht um Steuern, Ordnen und Begrenzen. Das
machen wir sehr wohl. Die Faktizitdten auszublenden,
das ist einfach kurzsichtig, und damit wird man am Ende
das Ziel nicht erreichen; das muss man ganz klar sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Linda Teuteberg [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wenn man sich mal anschaut, was
eigentlich im Global Compact steht, dann stellt man fest:
Es sind sehr viele Themen, die fiir uns essenziell sind.
Im Kern geht es nicht darum, dass Entsendeldnder, wenn
man so will, dies unbedingt organisieren wollen. Man
muss die Herkunftslinder, Aufnahmeldnder, Transitlan-
der — so haben Sie es formuliert — mit ihren verschiede-
nen Interessen letztlich an einen Tisch bekommen, wenn
es beispielsweise um die Frage geht: Wie schaffen wir in
den Herkunftsldndern Rahmenbedingungen, um schnelle
und sichere Riickfiihrungen zu ermoglichen? Das muss
doch auch in unserem Interesse liegen; Sie haben es for-
muliert, Frau Kollegin. Deswegen miissen wir uns ge-
nauso engagieren, wenn es darum geht, den Druck von
den Aufnahmelédndern zu nehmen, wenn es darum geht,
gemeinsame Grenzkontrollen richtig zu organisieren und
zu koordinieren.

Das sind alles Themen, die international geregelt wer-
den miissen. Dafiir bietet es den richtigen Rahmen. Des-
wegen bin ich dafiir dankbar, dass die Bundesregierung
nicht nur an diesem Prozess beteiligt ist, sondern eine
federfithrende Rolle iibernommen und auch Zwischen-
konferenzen hier in Berlin organisiert hat. Daher, glaube
ich, ist es richtig, den eingeschlagenen Weg konsequent
weiterzugehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Aydan Ozoguz fiir die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Aydan Ozoguz (SPD):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herr Frei, Sie haben gerade zu Beginn IThrer
Rede sehr deutlich gemacht, was, glaube ich, viele Red-
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ner hier denken: Warum diskutieren wir liber etwas, bei
dem wir noch mitten im Prozess sind und das aus zwei
Teilen besteht: dem Global Compact for Migration und
dem Global Compact on Refugees? Frau Jelpke hat dies
schon ausgefiihrt. Es wird nur ein Teil als Thema ange-
meldet — der fiir Arbeitszuwanderung —,

(Zuruf von der AfD: Es geht um Arbeits-
migranten!)

aber es wird mehr tiber den der Fluchtzuwanderung dis-
kutiert.

Daher wollen wir das jetzt einmal zusammenfassen
und deutlich machen: Es gibt die starke Willensbekun-
dung fast aller Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen,
endlich ein umfassendes Konzept zum weltweiten Um-
gang mit Migration — also Einwanderung, Auswande-
rung — und Flucht auf die Beine zu stellen. Diese beiden
Pakte sollen am Ende der Verhandlungen so etwas wie
Grundsitze — ich wiirde es eher Mindeststandards nen-
nen — aufstellen, und sie zielen darauf ab, Voélker- und
Menschenrechtsverstofe zu unterbinden. Es sind ja nicht
nur Staaten daran beteiligt. Auch die Zivilgesellschaft,
der Privatsektor, die Gewerkschaften, internationale Or-
ganisationen — vorhin wurde zu Recht der Heilige Stuhl
genannt — sind an diesem Prozess beteiligt

(Zuruf von der AfD: Nicht der Bundestag!)
und wollen am Ende einiges auf den Weg bringen.

Ich frage mich schon: Wie kann man gerade in einer
Zeit so starker Migrationsbewegungen, aber auch vieler
Fluchtbewegungen etwas dagegen haben,

(Zuruf von der AfD: Genau deswegen! Es
geht um die Einbeziehung des Bundestages!)

dass sich moglichst viele Akteure zusammensetzen und
den Versuch unternehmen, zum einen gemeinsame Re-
geln aufzustellen und zum anderen zu verstehen: Was
passiert global wirklich? Wo sind unsere Standards in der
Migration, und was kann eigentlich dagegen sprechen,
dass Deutschland hier Standards setzt und sagt: ,,So stel-
len wir uns das Mindestmal} dessen vor, wie man mit den
Menschen umgeht*“?

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz Polat
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] — Zuruf von
der AfD: Die Selbstabschaffung!)

Es geht in diesen Papieren zum Beispiel darum — ich
lasse einmal aus, was schon genannt wurde —, Frauen-
und Kinderrechte zu stirken. Was kann man dagegen
haben? Die Pakte zielen darauf ab, Ausbeutung von Ar-
beitsmigranten zu verhindern. Ich erinnere mich, was wir
auch in diesem Land schon diskutiert haben: Wie waren
oder sind die Zustinde beim Bau von WM-Stitten? Ich
denke dabei an Katar. Was passiert da eigentlich? Wir
sprechen von Sklaverei. Das muss endlich einmal auf den
Tisch, und da miissen wir auch sagen, wie wir uns die
Behandlung von Arbeitsmigranten vorstellen, und zwar
in allen Landern der Erde, nicht nur bei uns.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Hier versucht die AfD, die, wie ich finde, sehr sinn-
volle Initiative dafiir zu nutzen, zu suggerieren, dass das
alles eine Bedrohung fiir Deutschland wére. Wir sind auf
halber Strecke. Wir haben zwar noch mehrere Verhand-
lungsrunden vor uns, aber schon jetzt wird gesagt, dass
der Pakt — es sind in Wahrheit ja mehrere — schlecht fiir
unser Land sei. Das ist nicht glaubwiirdig.

Sie sprechen von einer Gefihrdung der Hoheitsrechte.
Da mdchte ich noch einmal zwei Dinge herausheben: Ers-
tens. Ein betrachtlicher Teil der 258 Millionen Migranten
und Vertriebenen weltweit ist Gefahren ausgesetzt, und
darum muss man sich kilmmern. Zweitens mochte ich
ausdriicklich betonen: Die Erhaltung der nationalen Sou-
verdnitdt bezliglich ihrer Zuwanderungspolitik — auch
das wurde hier schon genannt — ist im Entwurf festgehal-
ten. Jetzt zitiere ich einmal — ich habe es mir eben schnell
noch rausgesucht —:

The Global Compact reaffirms the sovereign migra-
tion jurisdiction of each State ...

Das kann man nicht falsch verstehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der FDP)

Die aktuell verhandelten Texte stellen einen starken
Gegenpol zum migrationsfeindlichen Zeitgeist dieser
Tage dar — auch das muss man einmal deutlich machen —,
vor allem gegeniiber Fliichtlingen und Asylbewerbern.
Vielleicht ist genau das Thr Problem mit dieser Initiati-
ve der UN-Mitglieder. Es ist nicht {iberraschend, dass
Trump und Orban pldtzlich sagen, sie wollen eigene
Initiativen anstreben. Interessanterweise reden auch sie
vor allem ftiber Fliichtlinge im Zusammenhang mit dem
Migration Compact, in dem es eigentlich um regulire Ar-
beitsmigration geht.

Und selbst im Fliichtlingspakt wollen wir doch gerade
dafiir sorgen, dass dieser Ideen enthélt, wie Aufnahme-
lander entlastet werden konnen. Es geht auch um MaB-
nahmen der Riickkehrunterstiitzung. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, dariiber haben wir hier in den letzten Jah-
ren viel gesprochen.

(Zuruf von der AfD: Ja, gehort!)

— Na ja, es ist sogar zigtausendfach angewandt worden,
aber das wollen Sie natiirlich nicht sehen; das ist mir
schon klar. — Wir miissen uns darum kiimmern, die Men-
schen zu unterstiitzen, die riickkehren konnen oder dies
wollen,

(Zuruf von der AfD: Immer mit Geld!)

aber ein Stiick weit Unterstiitzung brauchen, weil sie
moglicherweise vor dem Nichts stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich stelle fest, dass Sie {iber diese Themen nicht in
dieser Art und Weise sprechen wollen. Sie wollen, dass
die Vereinten Nationen diese Bestrebungen sofort wieder
abbrechen. Sie wollen auf gar keinen Fall eine weltwei-
te Diskussion haben, weil die Menschen dann plétzlich
merken konnten: Ja, es gibt tatsdchlich Flucht von Men-
schen, die alles verloren haben, denen es ganz schlecht

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2357

Aydan Ozoguz

geht. — Nicht fiir jeden haben wir hier in Deutschland ei-
nen Asylgrund, aber das ist iberhaupt keine Begriindung
dafiir, iiber Menschen so schlecht zu reden und iiber sie
zu hetzen.

(Zuruf von der AfD: Keine falschen Aussa-
gen!)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollegin Ozoguz, bitte achten Sie auf die Zeit.

Aydan Ozoguz (SPD):

Ich komme natiirlich zum Schluss. — Ich finde es sehr
richtig, dass wir diesen Weg weitergehen, ordentlich ver-
handeln, uns einsetzen und uns weiter mit allen Mitglied-
staaten verstidndigen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN und der Abg. Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann [FDP])

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Abgeordnete Norbert Kleinwichter
fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwachter (AfD):

Werte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Auch wenn es nicht so ganz in Thr Weltbild passen
mag: Migration ist kein Recht. Artikel 13 Absatz 2 der
Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte besagt — ich
zitiere —

Jeder hat das Recht, jedes Land, einschlieBlich sei-
nes eigenen, zu verlassen und in sein Land zuriick-
zukehren.

Man darf also niemanden in seinem Land einsperren —
so wie es die SED getan hat —, es gibt aber auch keine
Pflicht, jemanden aufzunehmen. Jeder hat das Recht, in
das Land seiner Staatsbiirgerschaft zuriickzukehren. In
ein anderes Land aufgenommen zu werden, ist hingegen
ein Privileg. Die Entscheidung iiber diese Aufnahme ist
ein Grundpfeiler der Souverinitit eines Landes.

(Beifall bei der AfD)

Fiir Deutschland heifit das: Wir als Deutsche diirfen
und sollten entscheiden, wer zu uns kommen darf und
wer nicht. Ausldndern sollten wir vermitteln, dass es ein
Privileg und kein Recht ist, hier zu sein.

(Beifall bei der AfD)

Es gibt kein Recht auf Aufnahme. Es gibt auch kein
allgemeines Recht auf Nichtzurlickweisung — auch das
wird relativ hiufig eingefordert.

(Widerspruch der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE
LINKE])

Es gibt das Non-Refoulement-Prinzip — Artikel 33 der
Genfer Fliichtlingskonvention —, aber dabei geht es nur

um Zuriickweisung in Staaten, wo Folter oder politische
Verfolgung drohen.

Es gibt kein Recht auf Einreise, auch nicht und ins-
besondere nicht, wenn jemand ohne Papiere einfach an-
kommt und ,,Asyl“ ruft; daran sollte man sich endlich
einmal halten.

(Beifall bei der AfD)

Ubrigens steht gerade das im Global Compact for Migra-
tion, Artikel 13. Ich erlaube mir, das englische Original
ganz kurz zu zitieren:

National sovereignty: The Global Compact reaf-
firms the right of States to exert sovereign jurisdic-
tion with regard to national migration policy.

So weit, so richtig, Frau Ozoguz. Also die National-
staaten entscheiden, wer rein darf und wer nicht. Das ist
ein souverdnes Recht. Ich frage die Bundesregierung:
Warum lagern Sie genau das an die Européische Union
aus? Das ist ndmlich genau das, was passiert. Das Pro-
blem ist nicht der Global Compact; das Problem ist, was
damit gemacht wird. Die EU ist kein Nationalstaat; und
wir werden alles daransetzen, dass es auch nicht dazu
kommt.

(Beifall bei der AfD)

Was machen Sie? Sie geben diese Kompetenzen an
die EU ab: Da gibt es einen Migrationskodex; da gibt
es einen Asylkodex; da gibt es den aktuellen Antrag von
Federica Mogherini, iiber den gestern im EU-Parlament
entschieden worden ist. Indem die EU sich hier Recht
besorgt, verstolen Sie gegen das souverdne Recht des
Deutschen Bundestages

(Beifall bei der AfD)
und iibrigens zugleich gegen den Global Compact.

Ich sage Thnen mal, was die EU-Kommission so ma-
chen will — dann kommen wir gleich dazu, wie unver-
bindlich das ist, Herr Matschie —: Sie will aufzeigen,
wie wichtig der Schutz der Rechte von Fliichtlingen und
Migranten ist; der Schutz Europas findet keine Erwéh-
nung. Sie will die globalen Pakte fiir Migration aktiv ver-
teidigen und voranbringen. Sie will einen fundamentalen
Grundsatz der Nichtzuriickweisung durchsetzen. Sie will
durch eine gut durchdachte Migrationspolitik die Un-
gleichheit zwischen Staaten mildern, also Deutschland
herabwirtschaften. Sie will groe Summen investieren.
Sie will eine Neuansiedlungspolitik. Sie will einen welt-
weiten Mechanismus zur Aufteilung der Verantwortung.

(Christoph Matschie [SPD]: Glauben Sie das
selber, was Sie da erzéhlen?)

Sie will andere Léander verurteilen, die aus den Verhand-
lungen ausscheiden oder erfolgreich darin sind, den In-
halt des endgiiltigen Paktes zu verbessern. Das steht alles
hier drin, Herr Matschie. Und: Sie will die Pakte ver-
pflichtend machen, um zu verhindern, dass Staaten einen
A-la-carte-Ansatz verfolgen, also vielleicht auf die Idee
kommen, national ihre Einwanderungspolitik zu regeln.
So unverbindlich ist das alles. Die EU hat nicht begriffen,
dass wir nicht im Restaurant sitzen. Die Nationalstaaten
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haben das Recht, zu entscheiden, und nicht die EU-Kom-
mission.

(Beifall bei der AfD)

Deswegen gehort dieses Thema in dieses Parlament
und nicht auf irgendwelche anderen Ebenen, nicht auf die
weltweite und auch nicht auf die européische, sondern in
dieses Haus. Das ist auch der Grund fiir diese Aktuelle
Stunde.

Lassen Sie mich noch anfiigen: Migration ist nicht
zwingend erfolgreich — Sie tun immer so, als sei das
super —, sie kann scheitern, und sie scheitert vor allem
dann, wenn die Qualifikation der Einwanderer niedrig ist.
2013, also vor der sogenannten Fliichtlingswelle, hatten
40 Prozent der Zuwanderer aus dem Nicht-EU-Ausland
keinen Abschluss. Seit der Fliichtlingswelle haben die
Messerstechereien um 20 Prozent zugenommen, und wir
haben importierten Antisemitismus im Land. Ist das eine
hervorragend erfolgreiche Migration? Nein.

Wir miissen Migration verantwortungsvoll gestalten.
Das bedeutet auch: Wir brauchen ein Einwanderungsge-
setz. Nicht das, was Sie von der SPD planen, sondern wir
brauchen eins nach kanadischem Vorbild. Das heiflt auf
gut Deutsch: Qualifizierte werden angeworben, Nicht-
qualifizierte kommen nicht rein. Und wer das zu ent-
scheiden hat, sind wir.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben geschworen, liebe Minister, Schaden vom
deutschen Volk abzuwenden. Halten Sie sich daran! Zu-
wanderungssteuerung gehort auf die nationale Ebene,
nicht auf die européische.

Ich danke Ihnen fir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD — Ulla Jelpke [DIE
LINKE]: Unertraglich!)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Alexander Throm fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Werte Kolleginnen und
Kollegen! Wir haben eine typische Ausgangsposition in
diesem 19. Deutschen Bundestag: Die AfD — auf der ei-
nen Seite — stiirzt sich auf alles, was die Worter Migra-
tion, Migranten, Fliichtlinge enthélt, neigt zur Hysterie
und zur Panikmache und ruft die grofite Volkerwande-
rung aus, die es je gegeben hat. Auf der anderen Seite
Linke, SPD und Griine, die an dieses Thema ein bisschen
blaudugig herangehen und die Augen hin und wieder vor
der Realitit verschlieBen. Beides ist fehl am Platz.

(Christoph Matschie [SPD]: Was soll denn
das?)

— Ich sage es Ihnen, Herr Matschie.

Am 27. Februar fand eine interparlamentarische Aus-
schusssitzung des Europdischen Parlamentes mit den
Vertreterinnen und Vertretern der nationalen Parlamente

statt. Ich war dort, als Vertreter der CDU/CSU-Fraktion,
und Herr Hebner war dort, als Vertreter seiner Fraktion.
Die Linke, die SPD, die Griinen und auch die FDP haben
mit Abwesenheit gegldnzt. Das wire, wenn Thnen dieser
Pakt so wichtig ist — uns war er das —, die Gelegenheit
gewesen, Thre Positionen vor den Kolleginnen und Kol-
legen des Europédischen Parlaments und — noch wichti-
ger — vor denen der anderen nationalen Parlamente der
Europdischen Union zu vertreten.

Es war gut, dass ein weiterer Vertreter aus diesem
Haus — in diesem Fall ich — an dieser Sitzung teilgenom-
men hat;

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: Eigen-
lob stinkt!)

denn ansonsten hitten wir das Feld Herrn Hebner mit
dhnlichen Auflerungen, wie er sie heute hier im Deut-
schen Bundestag von sich gegeben hat, {iberlassen.

(Christoph Matschie [SPD]: Es war nicht die
einzige Sitzung, wo dariiber geredet wurde!)

Ich habe darauf hingewiesen, dass Deutschland nach wie
vor ein verldsslicher Partner bei der Regelung und Steu-
erung der internationalen Migration sein wird, dass wir
aber auch von anderen Léndern eine grofere Solidaritéit
bei der Ubernahme von Fliichtlingen einfordern, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Hebner war also dort und behauptet nun heute,
wir wiirden den Bundestag entmiindigen, indem hier
nicht dariiber beschlossen wird. Er behauptet, es wiirden
deutsche Souverinititsrechte an die UN abgegeben. Herr
Hebner, ich frage Sie, ob Sie nur koérperlich dort anwe-
send waren. Haben Sie an diesem Nachmittag in Briissel
eigentlich zugehort? Dort wurde deutlich erklért, dass es
nicht um die Abgabe von Souverénititsrechten geht, son-
dern dass im Gegenteil die nationalen Souverénitatsrech-
te gewahrt werden sollen.

(Zuruf von der AfD: Ach so, natiirlich!)

Es wurde erklirt, dass es sich selbstverstindlich um ei-
nen rechtlich nicht bindenden Pakt handelt und die Sou-
veranititsrechte weiterhin gewahrt bleiben.

(Martin Hebner [AfD]: Lesen Sie den Ent-
schlieBungsantrag!)

Entweder haben Sie dort nicht zugehort, es nicht gelesen
oder — und das vermute ich leider — Sie stellen Ihre Be-
hauptungen hier erneut wider besseres Wissen auf.

(Martin Hebner [AfD]: EntschlieBungsantrag
von gestern! Nicht gelesen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es wurde schon viel dariiber ge-
sagt, was im Pakt fiir Fliichtlinge geregelt werden soll.
Das betrifft vor allem die Mindeststandards fiir Kinder-
rechte, die Einhaltung der Menschenrechte, den Zugang
zu Gesundheitsversorgung, Bildung und Justiz sowie den
Rechtsschutz. Das sind alles Rechte, die wir in Deutsch-
land und in der Europédischen Union wahren und einhal-
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ten und in Bezug auf den zukiinftigen Pakt teilweise so-
gar tibererfiillen.

Es muss niemand Angst haben vor diesem Pakt. Im
Gegenteil: Er bietet fiir Deutschland und Europa die
Chance, dass sich auch andere Léander dieser Welt, au-
Berhalb der Europidischen Union, zukiinftig an diesen
Mindeststandards orientieren und dadurch der Druck auf
die Europdische Union und auf Deutschland auch in der
Sekundérmigration abnehmen wird.

Es soll aber auch bessere Moglichkeiten der Arbeits-
aufnahme zu fairen Bedingungen geben. Faire Bedin-
gungen bei Arbeitsschutz, Arbeitszeit und -lohn haben
wir in Deutschland. Mit diesem Pakt darf aber keine
Ausweitung der Zuwanderungsmoglichkeiten zur Ar-
beitsaufnahme einhergehen. Es kann nicht darum gehen,
dass wir heute illegale Zuwanderung einfach per Gesetz,
auch nicht durch das zukiinftige Zuwanderungsgesetz,
zur legalen Einwanderung machen. Deswegen miissen
die Empfehlungen zur Regulierung und Legalisierung
des Status von Migranten, die sich mit einem illegalen
Aufenthaltsstatus im Zielland aufhalten, aus dem Ent-
wurf zu diesem Pakt herausgenommen werden. Diesen
Schritt werden wir nicht im Pakt und auch nicht — das
will ich ankiindigen — im zukiinftigen Zuwanderungsge-
setz mitgehen.

Ein letzter Punkt, der Thnen eigentlich gefallen miiss-
te. Sie sollten solche Schriftstiicke auch zu Ende lesen.
Damit meine ich beispielsweise die New Yorker Erkla-
rung, die ja der Startschuss fiir die Verhandlungen war.
Ich will Sie auf die Ziffer 58 — man muss es bis zum Ende
lesen — verweisen. Dort wird ndmlich festgehalten:

Wir legen den Léndern der Herkunft, den ... Ziel-
landern ... eindringlich nahe, zusammenzuarbei-
ten, um sicherzustellen, dass Migranten, die keine
Aufenthaltsgenehmigung fiir das Zielland haben, ...
auf geordnete Weise, ... vorzugsweise auf freiwilli-
ger Grundlage, ... in das Land ihrer Herkunft oder
Staatsangehdrigkeit zuriickkehren kdnnen.

Wir haben immer wieder Probleme im Bereich der Pass-
ersatzpapiere. Genau darum geht es.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollege Throm.

Alexander Throm (CDU/CSU):

Letzter Satz. — Im Rahmen dieser Zusammenarbeit
wéren auch eine ordnungsgemife Identifizierung und
die Ausstellung der entsprechenden Reisedokumente si-
cherzustellen.

(Martin Hebner [AfD]: Lesen Sie den Antrag!
Versuchen Sie es mal mit Lesen!)

Davon wiirden wir in Deutschland ganz besonders pro-
fitieren. Insofern kann es nur sinnvoll sein, diesen Pakt
weiterhin zu verhandeln und mit unseren Maf3gaben, wie
ich sie ausgefiihrt habe, abzuschlieen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat die Kollegin Ute Vogt fiir die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Ute Vogt (SPD):

Herzlichen Dank. — Liebe Frau Présidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Sozialdemokratische
Partei geht nicht blaudugig in solche Debatten. Vielmehr
gehen wir, Herr Kollege von der CDU/CSU, mit groem
Realismus in solche Debatten. Der Kollege Matschie
hat schon am Anfang der Debatte darauf hingewiesen:
Wanderungsbewegungen sind so alt wie die Menschheit.
Wenn Sie sich hier umschauen und sich einmal die Zu-
sammensetzung des Parlaments insgesamt vor Augen
halten, dann konnen Sie feststellen, dass viele von uns
heute tiberhaupt nicht hier wéren, wenn Eltern, Grof3-
eltern oder UrgroBeltern nicht gewandert waren. Wahr-
scheinlich wiirde hochstens jeder Dritte iiberhaupt noch
hier im Deutschen Bundestag sitzen. Noch nicht einmal
der heute schon zitierte Donald Trump wire {iberhaupt
nach Amerika gekommen, wenn es in seiner Familie
damals nicht auch eine Auswanderung aus Deutschland
nach Amerika gegeben hitte.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Aber da gab es
kein Sozialsystem!)

Es sind inzwischen rund 250 Millionen Menschen, die
international als Migrantinnen und Migranten unterwegs
sind. Die Zahl wurde schon genannt: 2016 sind allein cir-
ca 280 000 Deutsche aus Deutschland in andere Lander
ausgewandert. Migration ist also etwas ganz Normales,
und das schon seit vielen Jahrhunderten.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz
Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

In einer Zeit internationaler Waren- und Finanzstrome
muss man fragen: Wer sind wir denn eigentlich, wenn
wir glauben, in solchen Zeiten Menschen in ihren Lander
einsperren zu kdnnen?

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder
[SPD])

Damit wére auch nichts fiir unseren Lebensstandard ge-
wonnen.

Es gilt natiirlich, dafiir einzutreten, dass diese Migra-
tion geordnet, sicher und rechtssicher vonstattengeht.
Genau das wollen dieser Global Compact for Migration
und der Global Compact on Refugees, die nicht getrennt
davon diskutiert werden konnen. Von den iiber 250 Mil-
lionen Migrantinnen und Migranten, die derzeit unter-
wegs sind, sind etwa 65 Millionen Menschen Vertriebe-
ne auf der Flucht. Auch in der AfD-Fraktion gibt es im
Ubrigen Menschen, die im ,,Kiirschner angeben, dass
sie als Fliichtlinge hierhergekommen seien. Sie konnen
also dankbar sein, dass es auch ein Recht gibt, von einem
Staat aufgenommen zu werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Hansjorg Miiller [AfD]: Sind wir doch!)
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Wir miissten uns einmal vor Augen halten, wie viel
humaner und sicherer unsere Welt sein konnte, wenn wir
uns gemeinsam auf weltweit giiltige Regelungen ver-
standigen wiirden. Dieser Global Compact for Migrati-
on ist ein Baustein, mit dem wir unserer Verpflichtung
nachkommen, die wir in Bezug auf die Nachhaltigkeits-
ziele eingegangen sind. Die Agenda 2030, der wir uns
alle verpflichtet haben, legt fest, dass wir daran arbeiten,
dass es den Léndern insgesamt gut geht und dass wir Un-
gleichheiten innerhalb der Lander, aber auch zwischen
den Léndern verringern; denn keiner und keine kann auf
Dauer gut leben, wenn es Nachbarn schlecht geht. Es
hilft also auch, ein funktionierendes System der Migrati-
on gemeinsam einzufiihren.

Letztlich geht es eigentlich um Selbstverstindlichkei-
ten.

(Filiz Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Jal)

In einer zivilisierten Welt gilt es, eine Migrationspolitik
festzuschreiben, die auf der Achtung der Menschenrech-
te basiert, eine Arbeitsmigration zu ermoglichen, bei der
Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechte gesichert
sind, und gefahrlose und reguldre Routen fiir Migration
festzulegen. Das dient auch dem Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalitidt und entzieht Schlepperbanden den
Néhrboden. Ich kann nicht nachvollziehen, wie man ge-
gen solche Vereinbarungen sein kann.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulla
Jelpke [DIE LINKE] und Filiz Polat [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Alles in allem handelt es sich also um einen wichti-
gen Pakt, der aus meiner Sicht verbindlicher werden
kann und muss. So ein Pakt kann, wenn er funktioniert,
am Ende ganz viel dazu beitragen, dass unsere Welt ein
Stiick besser und sicherer wird und dass vieles, was heute
schon geltendes Recht ist, zum Beispiel die Europdische
Menschenrechtskonvention oder auch die UN-Kinder-
rechtskonvention, die wir unterzeichnet haben, auch in-
ternational gelebt wird. Es lohnt sich, dafiir einzutreten,
und daran arbeiten wir mit.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz
Polat [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Michael Kuffer fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Kolleginnen und Kollegen! Ich bin
sehr dafiir, dass wir uns hier zu wichtigen Themen kon-
trovers auseinandersetzen. Ich bin, glaube ich, einem
ibertriebenen Hang zur Harmonie vollig unverdéchtig.
Aber dies heute ist schon ein Kunststiick. Sie blasen ein
Thema auf, bei dem es wirklich keine Kontroverse gibt,
jedenfalls bei verniinftiger Betrachtung tiberhaupt keine
Kontroverse geben kann,

(Zuruf des Abg. Martin Hebner [AfD])

und haben die Situation einfach iiberbriickt, indem Sie
miihelos zu anderen Themen sprechen als zu dem The-
ma, um das es eigentlich geht. So kann man das natiirlich
machen. Damit kaschieren Sie auch, dass Sie wieder ein-
mal iiberhaupt nicht vorbereitet sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das kann man auch nicht sein, wenn man wie Sie wieder
einmal sechs Minuten vor Deadline das Thema einloggt.

Wenn Sie vorbereitet gewesen wiren, dann hitten Sie
einige interessante Dinge festgestellt, ndmlich dass es
in dem Abkommen um eine Grundlage fiir die globale
Steuerung von Migration gehen soll. Die zentralen Zie-
le dieses Vorhabens sind unter anderem, den politischen
Willen anderer Lander zu erhéhen, selbst Fliichtlinge
aufzunehmen und so die internationale Lastenverteilung
zu starken und eine Umverteilung zugunsten der Lénder,
die wie die Bundesrepublik Deutschland schwere Lasten
zu tragen haben, zu fordern. Damit soll die Neuvertei-
lung bei der Aufnahme und der Versorgung von Fliicht-
lingen in andere Lander zugunsten der Lander wie der
Bundesrepublik Deutschland geregelt werden. Es geht
um eine gerechtere Verteilung, es geht um die Erhéhung
der Aufnahmebereitschaft. So wie Sie sich hier heute
préasentieren, sagen Sie Nein zu einer gerechteren Ver-
teilung zugunsten der Bundesrepublik Deutschland. Sie
sagen Nein zu einer Erh6hung der Aufnahmebereitschaft
anderer Lander. Insofern kénnen wir feststellen: Sie ha-
ben das Abkommen einfach nicht gelesen. Sie miissen
das jetzt nicht bestétigen; aber anders kann ich mir das
nicht erkldren.

Selbstverstidndlich geht es hier um ein Abkommen,
das rechtlich nicht bindend ist; aber so ist das nun ein-
mal in der internationalen Diplomatie. Sie haben einige
Kollegen in Thren Reihen, die sich neuerdings Auflenpo-
litiker nennen. Wenn die sich in Zukunft auch mit ande-
ren Personen treffen als mit Vertretern verbrecherischer
Regime, dann werden sie dies auch feststellen. Es 1ésst
sich international nur schwer mit den Mitteln von Zwang
und Regulierung Politik machen. Das ist auch nicht das
Anliegen dieses Abkommens.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Man kann es nicht oft genug betonen: Dieses Abkom-
men ist im ureigenen Interesse Deutschlands; denn es
mindert den Migrationsdruck auf Deutschland und Eu-
ropa.

(Norbert Kleinwéchter [AfD]: Wie soll ein
Abkommen den Migrationsdruck mindern?)

Es steht damit in einer Linie mit den MaBnahmen der
Bundesregierung auf nationaler und europiischer Ebe-
ne. Wenn man sich wie Sie nur auf einzelne MaBlnahmen
stiirzt, dann liefert man keinen praktisch wirksamen Bei-
trag. Sie liefern wieder einmal keinen Beitrag.

(Martin Hebner [AfD]: Dann behandeln wir
es doch einmal hier im Bundestag!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen im Ko-
alitionsvertrag auf ein Biindel von MaBnahmen. Der
Bundesinnenminister hat die Agenda der nidchsten Wo-
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chen und Monate erst gestern in aller Entschlossenheit
im Innenausschuss vorgetragen. Ich darf noch einmal
die wichtigsten Punkte daraus zitieren: Wir werden den
Rechtsanspruch auf Familiennachzug fiir subsididr Ge-
schiitzte abschaffen und durch ein freiwilliges Kontin-
gent fiir humanitére Hartefdlle von 1 000 Personen erset-
zen. Wir werden Algerien, Marokko und Tunesien sowie
weitere Staaten mit Anerkennungsquoten unter fiinf Pro-
zent zu sicheren Herkunftsstaaten erkldren und damit die
Verfahren signifikant beschleunigen. Wir werden mit den
Riickfiihrungszentren, den sogenannten AnKER-Zen-
tren, ein neues und wirkungsvolles Instrument schaffen,
um unsere Kapazititen zu biindeln, die Asylverfahren zu
beschleunigen und die Riickfiihrung von Nichtschutzbe-
diirftigen effektiv und schnell zu gestalten.

(Martin Hebner [AfD]: Absichtserklarungen!)

Und wir werden auf européischer Ebene an unserer Posi-
tion im laufenden Prozess festhalten,

(Martin Hebner [AfD]: Nein, tun Sie nicht!)

die da ist: Beibehaltung der grundsétzlichen Zustindig-
keiten des Ersteinreiselandes.

(Martin Hebner [AfD]: Falsch!)

Wir treten ein fiir das Festhalten an einem engen Fa-
milienbegriff, und wir sind im Falle der Uberforderung
fiir wirkungsvolle Verteilmechanismen auf européischer
Ebene. Wir handeln, und Sie machen wieder einmal
nichts anderes, als Situationen zu beschreiben.

(Martin Hebner [AfD]: Dann kann die Regie-
rung ja handeln!)

Sie leisten keinen Beitrag zum Handlungskonzept, und
das ist unzureichend. Insofern auch heute wieder: same
same.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir in den Debatten und in der Tagesordnung
fortfahren, gebe ich Ihnen die von den Schriftfithrerinnen
und Schriftfiihrern ermittelten Ergebnisse der Wahlen
zu Gremien bekannt.

Zuerst kommen wir zur Wahl eines Mitglieds des Ver-
trauensgremiums gemd § 10a der Bundeshaushaltsord-
nung: abgegebene Stimmen 650, ungiiltige Stimmen 3,
giiltige Stimmen 647. Mit Ja haben 327 Kolleginnen und
Kollegen gestimmt, mit Nein haben 269 Kolleginnen und
Kollegen gestimmt, es gab 51 Enthaltungen. Der Abge-
ordnete Marcus Biihl hat die erforderliche Mehrheit von
mindestens 355 Jastimmen nicht erreicht und ist als Mit-
glied des Vertrauensgremiums geméf § 10a der Bundes-
haushaltsordnung nicht gewéhlt.D

(Zuruf von der AfD: Schéamen Sie sich!)

D Ergebnis und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl
siche Anlage 2

Wir kommen zur Wahl von zwei Mitgliedern des Gre-
miums geméB § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes,
dem Bundesfinanzierungsgremium: abgegebene Stim-
men 649. Auf den Abgeordneten Albrecht Glaser entfie-
len 269 Jastimmen, 321 Neinstimmen, 51 Enthaltungen.
8 Kolleginnen und Kollegen haben ungiiltige Stimmen
abgegeben. Auf den Abgeordneten Volker Miinz entfie-
len 336 Jastimmen, 250 Neinstimmen, 55 Enthaltungen.
Auch hier gab es 8 ungiiltige Stimmen. Die Abgeordne-
ten Albrecht Glaser und Volker Miinz haben die erforder-
liche Mehrheit nicht erreicht.”

Wir kommen zum Ergebnis der Wahl eines Mitglieds
des Sondergremiums geméal § 3 Absatz 3 des Stabilisie-
rungsmechanismusgesetzes: abgegebene Stimmen 657,
1 Stimme war ungiiltig, giiltig waren 656 Stimmen. Mit
Ja haben 329 Kolleginnen und Kollegen gestimmt, mit
Nein 276, 51 Kolleginnen und Kollegen haben sich ent-
halten. Der Abgeordnete Peter Boehringer hat die erfor-
derliche Mehrheit von mindestens 355 Jastimmen nicht
erreicht und ist als Mitglied des Sondergremiums geméf
§ 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes
nicht gewihlt.

Wabhl eines stellvertretenden Mitglieds des Sondergre-
miums gemdB § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes: Hier wurden 658 Stimmen abgegeben,
1 Stimme war ungiiltig, giiltig waren damit 657 Stimmen.
Mit Ja haben 327 Kolleginnen und Kollegen gestimmt,
mit Nein 263, es gab 67 Enthaltungen. Die Abgeordne-
te Dr. Birgit Malsack-Winkemann hat die erforderliche
Mehrheit von mindestens 355 Jastimmen nicht erreicht
und ist als stellvertretendes Mitglied des Sondergremi-
ums geméil § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanis-
musgesetzes nicht gewahlt.

So weit zu den Ergebnissen der Wahlgénge.
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b auf:

a) Beratung der Unterrichtung durch den Wehrbe-
auftragten

Jahresbericht 2017 (59. Bericht)
Drucksache 19/700

Uberweisungsvorschlag:

Verteidigungsausschuss (f)

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschétzung

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verteidigungsausschusses (12. Aus-
schuss) zu der Unterrichtung durch den Wehrbe-
auftragten

Jahresbericht 2016 (58. Bericht)
Drucksachen 18/10900, 19/847

P Ergebnis und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl

siche Anlage 3
Ergebnisse und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl
siche Anlage 4

3)
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich er6ffne die Aussprache. Das Wort hat der Wehrbe-
auftragte des Deutschen Bundestages, Herr Dr. Hans-Pe-
ter Bartels.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Dr. Hans-Peter Bartels, Wehrbeauftragter des Deut-
schen Bundestages:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir beraten heute gleich iiber zwei Jahresberichte: ab-
schlieBend iiber den fiir das Jahr 2016 und neu iiber den
fiir das Jahr 2017. Das ist dem Wahljahr und der diesmal
etwas lingeren Ubergangszeit geschuldet.

Nach der Wahl gibt es jetzt zusétzliche neue Fraktio-
nen und viele neue Abgeordnete. Lassen Sie mich des-
halb zunichst ein paar Worte zur Institution des Wehrbe-
auftragten sagen. Dieses Amt ist ein bisschen besonders,
und es ist etwas ziemlich Deutsches. Als in den 50er-Jah-
ren die Wiederbewaffnung beschlossen wurde, war das
hier im Bundestag wie in der westdeutschen Gesell-
schaft insgesamt hochumstritten. Es sollte auf jeden Fall
eine Neugriindung von Streitkriften in der Demokratie
und fiir die Demokratie werden, keine Wiederbelebung
von Wehrmacht oder Reichswehr, obwohl es natiirlich
Kriegsgediente waren, die diese neue Bundeswehr auf-
zubauen hatten. Deshalb die Prinzipien ,,Staatsbiirger
in Uniform* und ,,Innere Fithrung®, deshalb das Prinzip
,,Parlamentsarmee*.

Parlamentsarmee heif}t unter anderem, dass verpflich-
tend nach Artikel 45a Grundgesetz ein Verteidigungs-
ausschuss einzurichten ist. Parlamentsarmee heif3t, dass
nach Artikel 45b des Grundgesetzes vom Deutschen
Bundestag ein Wehrbeauftragter zu wihlen ist. Unsere
Verfassung will eine starke, permanente parlamenta-
rische Kontrolle im Interesse der Grundrechte aller Sol-
datinnen und Soldaten, im Interesse der Grundsétze der
Inneren Fiihrung.

Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Ein-
haltung des Dienstweges unmittelbar an den Wehr-
beauftragten zu wenden.

So steht es in § 7 des Wehrbeauftragtengesetzes. Dabei
unterliegt er oder sie keiner thematischen oder politi-
schen Einschriankung, wenn der Bezug zur Bundeswehr
gegeben ist. Entsprechend vielfaltig sind die Themen.

Der Wehrbeauftragte hat iiber diese Eingaben und
iiber seine sonstigen Erkenntnisse, etwa aus Truppen-
besuchen, dem Bundestag einmal jéhrlich zu berichten.
Zwei dieser Berichte beraten wir heute. Das ist ein Aus-
druck unserer gemeinschaftlichen parlamentarischen
Verantwortung. Wir sind auf diese Weise wirklich gut mit
der Einbindung der Bundeswehr in unsere demokratische
Gesellschaft gefahren.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Und wir miissen das mitnehmen auf unserem Weg hin
zur europdischen Verteidigungsunion.

Nach all den Debatten des vergangenen Jahres, zuletzt
iiber den Traditionserlass, mochte ich sagen: Es ist ein
Gliick, dass uns diese Bundeswehr in der Demokratie
heute ganz normal erscheint, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Zu dieser Normalitét gehort, dass Fehlverhalten erkannt,
geahndet und abgestellt wird. Davon handeln im Bericht
die Kapitel iiber Fithrungsverhalten und Dienstaufsicht,
Mobbing und sexuelle Beldstigung sowie Extremisten
in der Bundeswehr. Die Sensibilitét ist hier insbesondere
nach den Féllen von Pfullendorf und Illkirch noch einmal
signifikant gestiegen.

Manche meinen, der Fall Franco A. sei Ubertrieben
ernst genommen worden. Ich meine das nicht. Gewiss,
es gab Fehler bei der Fehlersuche. Aber bei Terrorver-
dacht kann man nicht vorsichtig genug sein. Deshalb ist
es besser, dreimal hinzuschauen und am Ende festzustel-
len: ,,Es gab keine Terrorzelle in der Bundeswehr*, als
einmal zu wenig aufzupassen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Und im Ubrigen gilt: Wer die Freiheit und den demokra-
tischen Rechtsstaat bekdmpft, der hat in der Bundeswehr
nichts verloren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Viel beschiftigt hat mich in der letzten Zeit das Thema
Ausbildung. Hier ist der Ubergang von der Wehrpflicht-
zur reinen Freiwilligenarmee noch nicht ganz geschafft,
organisatorisch nicht und mental manchmal auch noch
nicht. Es ist jedenfalls nicht Aufgabe von Ausbildern, die
tauglich Gemusterten, nach Eignung und Bedarf einge-
stellten Freiwilligen durch Uberforderung oder Schikane
zu vergramen. Wo Ausbildung auf der Intensivstation en-
det, ist definitiv etwas aus dem Ruder gelaufen. Deshalb
begriile ich sehr, Frau Ministerin von der Leyen, dass
Sie das ganze Thema jetzt einmal grundsétzlich angehen
wollen: von der Allgemeinen Grundausbildung bis zum
Offizierstudium.

Ich begriiBe ebenso den geplanten Aufwuchs um
12 000 militdrische Dienstposten bis 2024. Das schliefit
viele der erkannten Liicken — wenn es klappt. Es wird
aber nicht leicht, so viel Personal zusétzlich zu gewin-
nen, zumal auch die Polizei gerade massiv um junge
Leute wirbt. Die Aufgabe ist sogar noch groBer, weil
gegenwirtig 21 000 Dienstposten fiir Unteroffiziere und
Offiziere nicht besetzt sind. Also muss die Bundeswehr
noch attraktiver werden. Es hilft {ibrigens enorm, wenn
bei Programmen zur Attraktivititssteigerung nicht nur an
neue Leute gedacht wird, sondern auch an das sogenann-
te Bestandspersonal. Wenn ich Rekruten frage, wie sie
zur Bundeswehr gekommen sind, dann ist oft die Rede
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von Soldaten in der Verwandtschaft oder im Freundes-
kreis; das sind die besten Multiplikatoren. Fiir sie muss
es besser werden bei den Pendlerunterkiinften und bei
der Auszahlung von Uberstunden. Schéne Betreuungs-
einrichtungen in der Kaserne und WLAN in der Kaser-
ne sind notig. Die Familie muss in die PTBS-Betreuung
einbezogen werden, wenn das nétig ist und wenn sie das
wollen. Es muss besser werden mit den oft verspédteten
In- und Out-Fliigen nach Afghanistan und Mali. Unsere
Hubschrauberbesatzungen brauchen einen Befreiungs-
schlag bei der Flugstundenproblematik. Und es muss
Schluss sein mit den verunsichernden Geriichten {iber die
nichste Dienstzeitverlingerung fiir Berufssoldaten. Das
sind nur einige Punkte, die ich immer wieder hére.

Zwei gute Beispiele in Sachen Unterkiinfte — ich will
auch loben — sind die Einsatzflottille 2 in Wilhelmshaven
und die Heeresoffizierschule in Dresden. Hier wurden,
der Not gehorchend, privat Unterkiinfte gebaut und von
der Bundeswehr angemietet. Das scheint mir eine schnel-
le und wirtschaftliche Losung zu sein. Mehr davon!

All das ist wichtig. Aber das Megathema der Soldatin-
nen und Soldaten ist ein anderes. Es ist die Ausriistung.
Die Soldaten sagen: Trendwendeplane sind gut, Trend-
wendematerial wire besser. Ausbildung am Originalgerat
ist existenziell: mit dem Flugzeug, dem Hubschrauber,
dem Panzer, dem Schiff. Als Wehrbeauftragter interes-
siert mich die Mangelwirtschaft nicht nur, weil sie die
Soldaten extrem nervt, sondern vor allem, weil ein Man-
gel an Ubung, wenn es hart auf hart kommt, gefihrlich
werden konnte. In seinem offiziellen Bericht zur mate-
riellen Einsatzbereitschaft stellt das Heer in diesem Jahr
ausdriicklich fest: Ausbildung und Ubungen unterliegen
Hteilweisen Einschrinkungen®. Die Marine meldet, dass
Ausbildung ,,in allen Bereichen®, wie es diplomatisch
heift, ,,nicht immer im erforderlichen Umfang sicherge-
stellt werden® kann. Der Klartext der Luftwaffe lautet: Es
gibt ,bereits jetzt™ einen ,,gewissen Verlust fliegerischer
Féhigkeiten®.

Das sind alarmierende Meldungen. Hier geht es um
GroBgerit, Hauptwaffensysteme. Das ist alles schwierig:
Obsoleszenzen, Altersschwiche, Kinderkrankheiten, Er-
satzteile, multinationale Vertridge, Raketenwissenschaft.
Schon klar, dass es dauert, das zu verbessern. Aber
Winterjacken fiir unsere Truppe in Rukla und Kunduz?
Bergausstattung fiir Lehrgangsteilnehmer in Osterreich?
Und warum um Himmels willen muss sich ein Drei-Ster-
ne-General um die richtigen Schlafsécke fiir eine NATO-
Ubung in Norwegen kiimmern? Unsere Beschaffungsre-
geln passen nicht mehr. Wenn 100 zustindige Experten
jeden Tag zu 100 Prozent das Richtige tun und das dann
nur zu einem 30-Prozent-Ergebnis fiihrt, dann sollten wir
uns unsere alte Definition von ,richtig noch mal an-
schauen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU und der AfD)

Gut, dass im Koalitionsvertrag Beschleunigung bei
der Beschaffung ein Thema ist. Gut, dass Staatssekretarin
Suder alle notwendigen Analysen hat vornehmen lassen.

(Tobias Pfliiger [DIE LINKE]: Die ist nicht
mehr da!)

Die sind jetzt da. Jetzt brauchen wir neue Regeln fiir
mehr Tempo.

Lassen Sie mich bitte abschlieBend einen Vorschlag
machen: Ich kdnnte mir vorstellen, dass man neben dem
groBen Plan A — materielle Vollausstattung bis 2030 — ei-
nen zusitzlichen, kleineren Plan B setzt: fiir die schnelle
und spiirbare Vollausstattung, zum Beispiel mit der neu-
en Kampfbekleidung, einschlieSlich Stiefel, Schutzwes-
ten und all dem an personlicher Ausstattung, was die
Soldaten sich sonst aus eigener Tasche kaufen. Das wére
ein Programm, das Vertrauen herstellt in die vielen not-
wendigen Verbesserungen, die spater kommen.

Nicht vergessen will ich den Dank an meine hervorra-
genden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Amt und an
unsere vielen engagierten Ansprechpartner in der Bun-
deswehr und im Ministerium. Wir haben unterschiedli-
che Aufgaben, aber dem Wohl des Landes und unserer
Soldatinnen und Soldaten sind wir gleichermaflen ver-
pflichtet. Gestern wurde einer von ihnen — der Alteste,
der Generalinspekteur —, General Volker Wieker, in den
Ruhestand verabschiedet. Er hat sich wahrlich Verdienste
um unsere Parlamentsarmee erworben. Er war acht Jah-
re lang unsere belastbare ,,bridge over troubled water®.
Auch dafiir sage ich vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, Qer CDU/CSU, der Aﬂ?,
der FDP und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Bevor ich der Bundesministerin das Wort erteile,
mochte ich mich im Namen des Hauses beim Wehrbe-
auftragten und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
fiir die Vorlage des Jahresberichts 2017 und natiirlich fiir
ihre Arbeit insgesamt bedanken.

(Beifall bei der CDU/QSU, der SPD, der Aﬂ?,
der FDP und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Wort hat die Bundesministerin der Verteidigung,
Dr. Ursula von der Leyen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin der
Verteidigung:

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich mdchte mich dem Dank, lieber Herr
Bartels, anschlieBen, vor allen Dingen dem Dank an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Threm Amt. Wir wol-
len iiber zwei Berichte zugleich diskutieren. Ich finde,
die Zeit reicht nicht, um sie ausfiihrlich und angemessen
zu wiirdigen. Deshalb mochte ich mich auf einige wenige
Punkte konzentrieren.

Lieber Herr Bartels, Sie haben kiirzlich in einem Inter-
view gesagt — ich zitiere —:

Seit 2014 gibt es ... beide Aufgaben parallel.

Gemeint sind die Landes- und Biindnisverteidigung und
das Krisenmanagement.
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Und das mit der kleinsten Bundeswehr aller Zeiten.

Das stimmt. Nie war das Aufgabenspektrum der Bundes-
wehr breiter und heterogener, und nie war die Bundes-
wehr so klein.

Aber wir sollten auch nicht vergessen, woher wir ge-
kommen sind. Seit der Wiedervereinigung hat die Bun-
deswehr 25 Jahre lang Schrumpfung, Kiirzung, Reduzie-
rung und Reformen erlebt. Sie alle haben es miterlebt:
Personal wurde abgebaut, Material wurde aussortiert,
Ersatzteillager wurden abgeschafft. Das heifit, man hat
Gerdt, das zu viel da war, kannibalisiert, also Ersatzteile
entnommen, um sie in anderes Gerét, damit dieses noch
funktioniert, einzubauen. Aber die Modernisierung ist
damit natiirlich vertagt worden; denn irgendwann hat
man keine Gerdte mehr, um diese zu kannibalisieren.

Das war nach dem Ende des Kalten Krieges nachvoll-
ziehbar und sicherheitspolitisch absolut notwendig. Die
Zusammenfithrung von zwei groBen und unterschiedli-
chen Armeen brauchte das. Aber wir alle wissen, dass
spétestens seit der Finanzkrise 2008 aus den Kiirzungen
bei der Bundeswehr ein Leben von der Substanz folgte.
Der Tiefpunkt war in der Tat, dass es hohle Strukturen
und eine Verwaltung des Mangels gab und dass an allen
Ecken und Enden Personal fehlte.

Dann kam es zu der dramatischen Verdnderung der
Sicherheitslage, die wir ab 2014 erlebt haben: zur An-
nexion der Krim, zum Beginn des hybriden Krieges in
der Ostukraine, zum verdnderten Verhalten Russlands.
Ein Vierteljahr spéter folgten der Aufmarsch des IS iiber
Mosul bis 10 Kilometer vor Bagdad, das Abschlachten
der Jesiden bis hin zur Destabilisierung Afrikas durch
Migrationsbewegungen, wie wir sie seit dem Zweiten
Weltkrieg nicht mehr gesehen haben.

Wir haben gemeinsam umgesteuert und Trendwen-
den bei Personal, Material und Finanzen eingeleitet. Die
Bundeswehr wichst wieder. Aber das Wachsen ist nicht
einfach ein Umdrehen des Trends. Vielmehr macht es
etwas mit einer Organisation, dass man neu, ins Offene
und in die Modernisierung hinein planen und sich neu
aufstellen muss. Wir stellen mehr Berufssoldatinnen und
-soldaten und mehr Soldaten auf Zeit ein. Die Bewerber-
lage ist librigens trotz aller Unkenrufe gut.

Wir haben die starren Obergrenzen, die sich seit 2011
nicht verdndert hatten, abgeschafft. Da geht mein Dank
flir das Vertrauen, das Sie uns gegeben haben, an das
Parlament. Jetzt miissen wir nicht mehr die Wirklichkeit
an die Obergrenzen anpassen. Wir legen dem Parlament
die Planungsprozesse jedes Jahr transparent vor, sodass
wir mit Blick nach vorne darlegen konnen, was wir, um
die Auftragserfiillung der Bundeswehr zu gewéhrleisten,
tatsdchlich brauchen. Wir haben Transparenz geschaffen,
etwa durch Riistungsberichte, wie es sie nie zuvor gege-
ben hat. Wir sind schneller und besser geworden.

Wir haben es geschafft, das Volumen der Beschaf-
fungsauftrage zu verfiinffachen. Herr Wehrbeauftragter,
ich nenne die Zahlen fiir die letzte Legislaturperiode: Uns
sind 51 Boxer, 1 800 Geldndewagen und Lkw, 181 Puma,
28 NH90, 16 A400M, 15 Hubschrauber fiir die Spezial-

kréfte und 31 Tiger zugegangen. Das reicht noch nicht,
aber das ist der Weg in die richtige Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir diirfen jetzt aber nicht nachlassen. Die Trendwenden
miissen verstetigt werden.

Wir haben im letzten Dezember in der Tat auch die
Européische Verteidigungsunion aus der Taufe gehoben.

Herr Wehrbeauftragter, ich bin beim Thema Ausbil-
dung bei Thnen. Deshalb haben wir die Agenda Ausbil-
dung ganz oben auf die Prioritétenlisten fiir diese Legis-
laturperiode gesetzt, und wir werden sie gemeinsam auch
breit diskutieren.

Ja, das Bestandspersonal, wie Sie es nannten, Herr
Wehrbeauftragter, muss sich gerade auch in der Gesetz-
gebung wiederfinden. Deshalb planen wir ein Artikelge-
setz, das genau darauf zielt. Ich will nur einige Punkte
nennen: Der von Thnen eben beschriebene notwendige
Zugang der Familien von PTBS-Erkrankten zu therapeu-
tischen Angeboten steht in diesem Artikelgesetz.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Die Gehaltsstruktur wird iiberpriift und muss verbessert
werden. Die soziale Absicherung unserer Soldatinnen
und Soldaten nach der aktiven Zeit — insbesondere, wenn
es um die Krankenversicherung der Rentner geht — muss
ermoglicht werden. — All das sind Bausteine, die wir
dann in der Breite auch gemeinsam diskutieren werden.
Herr Wehrbeauftragter, Sie laufen bei uns also gewisser-
maflen offene Tiiren ein.

Wir sind in der vergangenen Legislaturperiode ver-
bindliche europidische Verpflichtungen eingegangen, die
wir umsetzen wollen. Ich nenne die Kooperation mit
Frankreich beim Transportflugzeug C-130J und die Ent-
wicklung der ndchsten europdischen Generation eines
gemeinsamen Kampfpanzers sowie eines gemeinsamen
Luftkampfsystems. Das haben wir im letzten Jahr in der
Feuille de route festgelegt. Niederlindische Einheiten
von Heer und Marine sollen tief in unsere militdrischen
Strukturen integriert werden, und wir planen, den Digi-
talfunk — die sogenannte Mobile Taktische Kommunika-
tion — gemeinsam auf den Weg zu bringen. Mit Norwe-
gen haben wir eine U-Boot-Kooperation; mit Frankreich,
Spanien und Italien entwickeln wir die Eurodrohne.

Jetzt miissen diese Vereinbarungen mit Leben gefiillt
werden; denn darauf verlassen sich unsere Verbiindeten
und unsere Soldatinnen und Soldaten. Das ist kein Sprint.
Jetzt zeigt sich, ob wir diesen Dauerlauf schaffen, den
langen Atem haben und tatséchlich das umsetzen, was
wir in der letzten Legislaturperiode auf den Weg gebracht
haben.

Unsere Soldatinnen und Soldaten warten auch auf
neue Nachtsichtgerite, erstklassige Schutzkleidung, mo-
derne personliche Ausriistung und moderne mobile Kom-
munikationsmittel. Sie erwarten als Parlamentsarmee da-
fiir auch eine nachhaltige und verldssliche Finanzierung.

Man kann den Riickbau der letzten mehr als 20 Jah-
re nicht in 3 Jahren aufholen oder ungeschehen machen.
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Deshalb sind uns die Beschliisse im Koalitionsvertrag so
wichtig: die iiberjdhrige Finanzierung, die Verbesserung
im Vergaberecht, die deutsche Umsetzung des europdi-
schen Vergaberechts.

Ja, wir brauchen neue Beschaffungsregeln, wie Sie,
Herr Wehrbeauftragter, das nannten, und wir miissen
gemeinsam mit allen Beteiligten die Organisation des
BAAINBw betrachten. Vor allem ist fiir uns wichtig, dass
im Koalitionsvertrag kein Absinken der NATO-Quote
und auch kein Absinken der ODA-Quote, sondern eine
Erhohung dieser beiden Quoten eins zu eins festgehalten
ist. Diese nachhaltige Finanzierung ist unverzichtbar fiir
die Ressorts des dulleren Handelns, und unsere Soldatin-
nen und Soldaten verlassen sich darauf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nicht nur unsere Soldatinnen und Soldaten verlassen
sich darauf. Auch unsere Verbiindeten verlassen sich in
diesem Punkt auf uns. Wir wissen, dass wir verldsslich
sind. Diese Verantwortung wollen wir auf unsere Schul-
tern nehmen, und wir wollen ihr auch gerecht werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Ministerin von der Leyen; ich woll-
te nicht in den Applaus hineinreden. — Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, einen schonen sonnigen Nachmit-
tag von meiner Seite aus!

Niéchster Redner: Gerold Otten fiir die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD):

Frau Prasidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Franz Josef Jung, Karl Theodor zu Guttenberg, Thomas
de Maiziere: Die Riickschau auf die Verteidigungsmi-
nister der Ara Merkel weckt Assoziationen von Inkom-
petenz, Verantwortungslosigkeit und Aktionismus. Die
heutige Amtsinhaberin setzt diese Tradition konsequent
fort; denn die gleichen Merkmale pragen auch heute den
Fiihrungsstil im Verteidigungsministerium.

Sogenannte Trendwenden in verschiedenen Bereichen
sollen plotzlich dafiir sorgen, dass die iiber die Jahre
hinweg kaputtgesparte Bundeswehr ihrem grundgesetz-
lichen Auftrag der Landes- und Biindnisverteidigung
wieder gerecht wird. Es muss endlich damit aufgehort
werden, die Folgen der langjdhrigen Versdumnisse zu
verharmlosen.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Steht das im
Jahresbericht des Wehrbeauftragten oder wo?)

Es gibt zu vieles, das dringend angesprochen werden
muss.

Der Bericht des Wehrbeauftragten zeigt zwar einige
Probleme auf, ist aber in derselben Praxisferne gefangen
wie die Bundesregierung.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann
[FDP]: Das ist doch Quatsch!)

In keinem anderen Bereich wird die jahrzehntelange Ver-
nachldssigung der Bundeswehr so deutlich wie bei der
sogenannten Trendwende Material. Dies geht aus dem
Bericht iiber die Hauptwaffensysteme nur allzu deutlich
hervor, wie zum Beispiel der Zustand der U-Boote, von
denen kein einziges einsatzbereit ist.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Doch, jetzt wieder
eines!)

Erschreckend ist dabei nicht nur der beklagenswer-
te Zustand des Materials an sich, sondern auch der von
Schonfarberei geprégte Stil des Berichts. Dort heif3it es
zum Beispiel, die materielle Einsatzbereitschaft habe
sich verstetigt. — Auf gut Deutsch: Gar nichts ist besser
geworden.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Aha!)

Vieles hat sich hingegen verschlechtert. Unzureichen-
de Instandhaltung, Materialmingel und Uberbelastung
durch verschiedene Auslandseinsdtze haben zu Féhig-
keitsverlusten im Bereich der Landes- und Biindnisver-
teidigung gefiihrt. ,, Train as you fight* als Devise hat sich
in diesem Zusammenhang als Wunschdenken erwiesen.

Die sogenannte Trendwende Personal macht sich im
Alltag der Soldaten kaum bemerkbar. Vor dem Hinter-
grund der steigenden Anzahl von Auslandseinsétzen und
den daraus resultierenden Belastungen wird der drin-
gende Bedarf der Truppe zu wenig beriicksichtigt. Eine
Losung scheint in der Ausbringung von neuen, oftmals
hochrangigen Dienstposten zu liegen — natiirlich auch
im Ministerium selbst —, fithrte aber bisher nicht zu ei-
ner nachhaltigen Verbesserung der Personalsituation.
Strategisch betrachtet sollten die geplanten Trendwenden
einander komplementieren. Ob allerdings mit dem admi-
nistrativen Wasserkopf, der aus der Trendwende Personal
resultiert, die erhoffte Effizienzsteigerung im Bereich des
Materials erreicht werden kann, diirfte mehr als fraglich
sein.

Die Agenda Attraktivitit sollte den Soldatenberuf
wettbewerbsfahig gegeniiber zivilen Arbeitgebern ma-
chen. Kitas am Standort, eine am zivilen Bereich an-
gelehnte Soldatenarbeitszeitverordnung oder aktuell
Schwangerschaftsbekleidung und Handtaschen sind Er-
rungenschaften der Ara von der Leyen, einer Ara, die der
besonderen Natur des Soldatenberufs allerdings in keiner
Weise Rechnung tragt, ndmlich im Ernstfall als Soldat
Leib und Leben zu riskieren.

Wo soll das enden, meine Damen und Herren? Denkt
man die MaBinahmen konsequent zu Ende, die vermeint-
lich die Attraktivitit der Bundeswehr als Arbeitgeber er-
héhen sollen, wire dies doch ein individuelles Recht auf
Kiindigung des Dienstverhéltnisses im Verteidigungsfall.
Wer aber glaubt, auf diese Weise die Bundeswehr leis-
tungsfahig machen zu kénnen, der irrt sich.
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Was sollte denn den Soldatenberuf attraktiv machen,
wenn nicht der Respekt vor dem pflichtbewussten Biirger
in Uniform, der fiir die Gewahrleistung der Werte einer
freiheitlich-demokratischen Grundordnung bereit ist,
sein Leben einzusetzen?

(Dr. Anton Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Davon sind doch Sie und IThre
Fraktion Gegner! Sie wissen doch gar nicht,
was das bedeutet!

— Herr Hofreiter, Sie haben doch noch nicht einmal eine
Kaserne von innen gesehen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD — Dr. Anton
Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Horen Sie doch mal auf, dieses Wort in den
Mund zu nehmen! Was féllt Thnen ein? Frei-
heitlich-demokratische Grundordnung: Davon
haben Sie keine Ahnung!)

Die AfD fordert deshalb eine weitere und neue Trend-
wende, ndmlich die Trendwende Respekt, Herr Hofreiter.
Dazu muss sich am Sozialprestige der Soldaten massiv
etwas dndern. Das beginnt zum Beispiel im Sozialkun-
deunterricht an unseren Schulen, an denen iibrigens Ju-
gendoffiziere permanent ausgegrenzt werden,

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)

und sollte mit einer objektiven Berichterstattung iiber
die Bundeswehr einhergehen. Heute erzielt doch ein ver-
beulter Stahlhelm aus dem Zweiten Weltkrieg in irgend-
einer Kaserne der Bundeswehr mehr Aufmerksamkeit in
den Medien als Einsédtze zur Rettung und Evakuierung
deutscher Staatsbiirger aus Krisenregionen.

(Beifall bei der AfD — Dr. Anton Hoftreiter
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Damit be-
weisen Sie schon mal, dass Sie nicht wissen,
was die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung ist!)

In den letzten Jahren sind permanent Zeichen gesetzt
worden. Die Aulendarstellung der Bundeswehr ist kaum
noch geeignet, diejenigen fiir den Dienst in den Streit-
kriften zu gewinnen, die unser Land braucht. Immer
weniger Soldaten lassen sich nach ihrer Dienstzeit als
Reservisten gewinnen. Der Dienst als Soldat ist eben
kein Job wie jeder andere. Wer unsere Soldaten groften
Risiken aussetzt, sollte letztendlich mehr zu bieten haben
als Kinderbetreuung und Damenhandtaschen.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Bei lhrem
Bundeswehrbashing applaudiert noch nicht
mal Thre eigene Fraktion! — Zuruf vom BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN: Das Niveau ist unter
den Tisch gekrabbelt!)

Soldaten miissen sich mit scheinbar unzeitgeméfBen Wer-
ten wie Treue, Tapferkeit und Ehre identifizieren konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder
-bemerkung von Herrn Lambsdorff?

Gerold Otten (AfD):

Nein. — Wie gesagt, Treue, Tapferkeit und Ehre sind
Werte, mit denen sich Soldaten identifizieren konnen.
Diese Werte stehen im Mittelpunkt militérischer Tradi-
tion. Aber gemdfl dem gerade durch die Ministerin in
Kraft gesetzten Traditionserlass soll sich die Bundeswehr
hauptsdchlich auf ihre eigenen Traditionen seit 1956 stiit-
zen.

(Dr. Tobias Lindner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Gut so! Ja!)

Angeblich soll aber trotzdem die gesamte deutsche
Geschichte im Blick behalten werden. Damit wird die
Traditionspflege in ein enges politisches Korsett ge-
zwiangt. Durch Einzelfallentscheidungen soll Traditions-
wiirdiges kenntlich gemacht werden, um fiir Handlungs-
sicherheit zu sorgen: ein Widerspruch in sich.

Letztendlich war es doch das mangelnde Vertrauen
in die Truppe, welches zu diesem Neuerlass gefiihrt hat.
Einzelfille wie der des Franco A. wurden als typisch fiir
die Bundeswehr dargestellt. Frau von der Leyen stellte
sich aber nicht vor ihre Soldaten, sondern bezichtigte die-
se pauschal eines Haltungsproblems und allgegenwiérti-
ger Fithrungsschwéche.

Mangelndes Vertrauen fiihrt aber zu einer Einschrén-
kung des Handlungsspielraums der Truppe. Verrechtli-
chung hat die gerade im militdrischen Kontext so wich-
tige Entscheidungsfreude verdrdngt. Administration
ersetzt Fiihrung. In der Truppe herrschen zunehmend
Verunsicherung und Vertrauensverlust.

Unsere Soldaten durch alle Rdnge verdienen unseren
Respekt, unsere Achtung und vor allem auch unser Ver-
trauen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Trotz widrigster Bedingungen und nicht selten ohne poli-
tische Riickendeckung leisten sie engagiert ihren Dienst.
Elan und guter Wille {iberbriicken dabei haufig Méngel in
Ausriistung und Organisation. Fiir junge Soldaten ist das
ein Argernis; Altgediente resignieren.

Das sind die Folgen der Politik einer Ministerin, die
tiberall Flagge zeigen will, demnéchst auch noch im Irak,
obwohl sie weder die Materiallage noch die Personalla-
ge in den Griff bekommt, aber stédndig von Trendwenden
fabuliert. Trotz des Scheiterns verbohrt auf angebliche
Erfolge zu verweisen, widerspricht allerdings fundamen-
talen militarischen Fiihrungsprinzipien.

Eigensinn

—so der grof3e preuBlische Militérreformer Carl von Clau-
sewitz —

ist kein Fehler des Verstandes, er ist ein Fehler des
Gemiits. Diese Unbeugsamkeit des Willens, die-
se Reizbarkeit gegen fremde Einrede haben ihren
Grund nur in einer besonderen Art von Selbstsucht.

Meine Damen und Herren, er hétte die heutige Verteidi-
gungsministerin nicht besser beschreiben kénnen.
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Gerold Otten
Ich danke Ihnen fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD — Florian Hahn [CDU/
CSU]: Was war denn das?)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege
Graf Lambsdorff.

Alexander Graf Lambsdorff (FDP):

Herr Otten, eine Zwischenfrage wollten Sie nicht zu-
lassen. Deshalb mache ich es im Wege der Kurzinterven-
tion.

Sie haben einige Dinge gesagt, bei denen meine Frak-
tion sofort mitgehen wiirde. Dass in der Truppe Werte
wie Treue, Tapferkeit und Ehre natiirlich eine besonde-
re Rolle spielen, ist vollig unbestritten. Das gilt auch fiir
Kameradschaft und Verldsslichkeit. Auch dass das alles
Vertrauen braucht, ist iberhaupt kein Problem. Aber die
Art und Weise, wie Sie hier argumentieren, indem Sie
absurde Behauptungen aufstellen, um die Verteidigungs-
politik der Bundesrepublik insgesamt zu diskreditieren,
halte ich fiir unseriés. Das ist nicht vertrauenswiirdig.
Daraus spricht auch keine politische Verlésslichkeit.

Ich gebe Thnen ein ganz konkretes Beispiel. Sie ha-
ben eben gesagt, dass die Konsequenz der aktuellen
Versuche, den Dienst in der Bundeswehr attraktiver zu
machen, das Kiindigungsrecht im Verteidigungsfall sei.
Das ist ein Zitat aus Threr Rede. Das kénnen Sie nur sa-
gen, wenn Sie das Grundgesetz vollkommen ignorieren.
Artikel 12a unseres Grundgesetzes sagt eindeutig aus,
dass im Verteidigungsfall selbstverstindlich sdmtliche
Mainner zum Dienst an der Waffe herangezogen werden
konnen. Diejenigen, die aus Gewissensgriinden verwei-
gern, konnen zum Erbringen ziviler Dienstleistungen
verpflichtet werden.

Mit anderen Worten — das ist die tibliche Methodik der
AfD —: Sie bauen mit viel Elan einen Strohmann auf und
rennen ihn anschliefend mit noch mehr Elan um. Das ist
keine seridse Art, die Probleme der Truppe zu diskutie-
ren.

Ich fordere Sie auf, solche Debatten in Zukunft orien-
tiert am Grundgesetz und an den Werten, die Sie selber
hier angefiihrt haben, zu fiihren.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke, Graf Lambsdorff. — Herr Otten, wenn Sie mo-
gen, haben Sie die Moglichkeit, zu antworten, nur wenn
Sie wollen, kein Zwang.

Gerold Otten (AfD):

Herr Graf Lambsdorff, ich glaube, dass ich in meiner
Rede deutlich gemacht habe, wo die Problemfelder der
Armee sind. Der Versuch, die Bundeswehr mehr oder
weniger in Konkurrenz zum zivilen Arbeitsmarkt darzu-
stellen, fiihrt letztendlich zur Konsequenz, dass Personen
zur Bundeswehr kommen, die den Beruf des Soldaten als

Job sehen und den militérischen Aspekt, was es bedeutet,
Soldat zu sein, vollig auBer Acht lassen. Aber Letzteres
muss wieder in den Vordergrund riicken. Ich hatte auch
gesagt, dass wir der Bundeswehr wieder Respekt entge-
genbringen und dem Dienst der Soldaten in unserer Ge-
sellschaft einen hoheren Stellenwert beimessen sollten.
Das ist das Entscheidende, worum es geht.

(Dr.  Marie-Agnes  Strack-Zimmermann
[FDP]: Jetzt beleidigen Sie auch noch die Sol-
daten!)

— Frau Strack-Zimmermann, ich hatte Sie nicht ange-
sprochen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke schon. — Néchster Redner in der Debatte fiir die
SPD-Fraktion: Martin Gerster.

(Beifall bei der SPD)

Martin Gerster (SPD):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin! Sehr geehrter lieber
Herr Wehrbeauftragter Hans-Peter Bartels! Werte Kol-
leginnen und Kollegen! Uber 2 500 personliche Einga-
ben im vergangenen Jahr zeigen: Die Soldatinnen und
Soldaten vertrauen dem Wehrbeauftragten und seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Uber 2 500 Eingaben
verdeutlichen, welch hohes Ansehen sich der Wehrbe-
auftragte mit seinem Team erarbeitet hat, aber auch, wie
notwendig, wie wichtig seine Arbeit ist. Ich mochte mich
im Namen der Soldatinnen und Soldaten, aber auch im
Namen der SPD-Fraktion und personlich ganz herzlich
bei Hans-Peter Bartels und seinen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern fiir die geleistete Arbeit bedanken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Der Bericht des Wehrbeauftragten — eigentlich stehen
zweil Berichte zur Diskussion, aber ich will mich vor
allem auf den Bericht mit Bezug zum letzten Jahr kon-
zentrieren — spricht viele Punkte an. Ich will zwei be-
sonders herausstellen. Da ist zum einen die Aullenwahr-
nehmung der Truppe in den Medien. Diese prigt auch
das Meinungsbild in der Bevolkerung. Die Darstellung
in den Medien ist leider oft — ich finde, viel zu oft — von
Skandalen gepragt. Schlagzeilen macht die Bundeswehr
vor allem mit Verfehlungen. Da sind die Misshandlungs-
vorwiirfe in Pfullendorf und Sondershausen, der todli-
che Marsch von Munster, das bizarre Doppelleben eines
Franco A. und die Kaserne in Illkirch, eine deutlich ge-
stiegene Zahl an rechtsextremistischen Verdachtsféllen,
unangemessenes Fithrungsverhalten und sexuelle Belis-
tigungen. Uber all das hat der Wehrbeauftragte berichtet.
Uber all das haben auch die Medien berichtet. Nun kann
man die Vorfille, die es bei der Bundeswehr unstrittig
gibt, kleinreden und verharmlosen und sagen, dass es
sich um Leute handelt, die verweichlicht sind. Man kann
diese Vorfille auch skandalisieren, alles pauschalisieren
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und alle Soldaten tiber einen Kamm scheren. Ich kann
verstehen, dass sich unsere Soldaten dariiber sehr auf-
regen; denn weder sind alle unsere Soldaten strukturell
rechtsextrem, noch sind sie allesamt verweichlicht.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Eine differenzierte Herangehensweise ist angebracht.
Hier hilft der Wehrbeauftragte auch uns Abgeordneten
ungemein. Er nimmt auf, sammelt, hakt nach, bewertet
und hilft uns bei der Einordnung von Vorfillen und Miss-
stinden. Natiirlich diirfen diese Vorfille nicht unter den
Tisch gekehrt, vertuscht, verharmlost oder verschwiegen
werden. Das wire den einzelnen Vorfillen und insbeson-
dere den Geschidigten gegeniiber weder angemessen
noch fair. Wie der Wehrbeauftragte selbst gesagt hat, ist
jeder dieser Vorfille einer zu viel. Ich nehme aber wahr,
dass die Bundeswehr diese Vorfille in einem sehr trans-
parenten, offenen und rechtsstaatlichen Verfahren behan-
delt. Wir im Bundestag werden — so ist mein Eindruck —
gut und zeitnah unterrichtet. Das haben auch die letzten
Sitzungen des Verteidigungsausschusses gezeigt. Dieses
offene Vorgehen begriiBen wir ausdriicklich. Vorfille
werden disziplinarrechtlich geahndet und, wo nétig, auch
strafrechtlich aufgearbeitet. Das ist gut so und wichtig.

Es wire weltfremd, von einer Organisation mit
175 000 Angehorigen zu erwarten, dass sie ohne Fehl und
Tadel ist. Richtig ist aber, dass gerade vom bewaffneten
Staatsbiirger in Uniform ein erhéhtes Mal} an Verantwor-
tungsbewusstsein verlangt werden kann. Die Bundes-
wehr ist eben nicht ein Arbeitgeber wie jeder andere. Wie
auch der Wehrbeauftragte kommen wir zu dem Schluss,
dass die Soldatinnen und Soldaten unserer Bundeswehr
mitten in unserer pluralen Gesellschaft und unserem de-
mokratischen Rechtsstaat stehen.

Der zweite wichtige Themenblock, den der Wehr-
beauftragte anspricht, ist die Mangelwirtschaft bei der
Bundeswehr. Ich kann sehr gut nachvollziehen, dass
dies, wie der Wehrbeauftrage berichtet, ein Megathema
bei den Soldatinnen und Soldaten ist. Einige Beispiele:
Bis zum Jahresende waren sechs von sechs deutschen
U-Booten aufler Betrieb. Zeitweise flog von mittlerweile
14 in Dienst gestellten Airbus A400M-Maschinen keine
einzige. Die Ausmusterung von Schiffen klappt prima;
doch es dauert Jahre, bis neue Schiffe in Dienst gestellt
werden. Das nervt Soldaten, und das nervt auch uns Ab-
geordnete; um es einmal deutlich zu sagen.

(Beifall bei der SPD)

Der Arger bei den Soldatinnen und Soldaten ist sehr
nachvollziehbar; denn unter dieser Mangelwirtschaft lei-
det auch die Ausbildung. Das kann sich im Ernstfall auch
bitter rdchen. Deswegen ist Mangelwirtschaft beim Ma-
terial ein grofles Problem fiir das Personal. Da herrscht in
der Tat groer Handlungsbedarf.

Wir als Parlament, die Koalition aus Union und SPD
haben mit dem Haushalt 2017 zusétzlich 2 Milliarden
Euro bewilligt. Im Finanzplan ist der erhdhte Ansatz fiir
die kommenden Jahre verstetigt. Im Koalitionsvertrag
gewihrleisten wir auch fiir die kommenden Jahre Pla-
nungs- und Finanzierungssicherheit fiir Investitionen.

Die Trendwende sei eingeleitet, sagten Sie heute, Frau
Ministerin von der Leyen. Ja, aber diese Trendwende
muss natiirlich auch bei den Soldatinnen und Soldaten
ankommen. Die Verbesserungen miissen spiirbar sein.
Unterhédlt man sich mit Bundeswehrangehdrigen, dann
erfahrt man, ganz vorsichtig formuliert, dass das bei
weitem noch nicht iiberall so ist. Das muss sich dndern.
Es ist klar, dass die Ministerin die Probleme bei unseren
U-Booten, beim A400M oder bei anderen Sorgenkindern
nicht von heute auf morgen 16sen kann. Im Koalitions-
vertrag haben wir uns daher zu Recht auf eine Beschleu-
nigung der Prozesse verstindigt. Mehr Tempo, das ist in
der Tat vor allem auch beim Beschaffungswesen notwen-
dig.

Wir wollen — das ist auch der Appell des Wehrbeauf-
tragten —, dass die vorhandenen und zusétzlichen Gelder,
die der Koalitionsvertrag in Aussicht stellt, verniinftig
und zielgerichtet eingesetzt werden. Unsere Beschliisse
im Parlament miissen bei den Soldatinnen und Soldaten
ganz konkret und zeitnah ankommen. Das ist vornehm-
lich die Aufgabe der Exekutive, zuvorderst die Aufgabe
der zustdndigen Ministerin. Wir wissen, Sie sind dran.
Das Problem heifit nicht mangelndes Geld, sondern vor
allem mangelnde Effizienz bei der Beschaffung. Des-
wegen sind wir natiirlich sehr gespannt auf den Haus-
haltsentwurf, der ja in wenigen Tagen vorliegen wird.
Wir kénnen dann sehen, wie sich das im Haushalt ent-
sprechend darstellt.

Ich hoffe sehr, dass der Wehrbeauftragte in seinem
nachsten Bericht, lieber Hans-Peter Bartels, sehr viele
Punkte aufzdhlen kann, bei denen unsere Beschliisse hier
im Parlament zu deutlichen Verbesserungen fiir unsere
Soldatinnen und Soldaten gefiihrt haben. Dafiir zu sor-
gen, das ist unsere dringende Bitte, unser Appell an Sie,
Frau Ministerin von der Leyen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollege Gerster. — Nachste Rednerin:
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann fiir die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP):

Vielen Dank. — Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die beiden
Berichte des Wehrbeauftragten sind eine wirklich emp-
fehlenswerte Lektiire, natiirlich sowohl fiir uns als Ab-
geordnete, die umfassend und authentisch aus der Sicht
der Soldatinnen und Soldaten erfahren, unter welchen
Bedingungen diese arbeiten, als auch fiir die interessierte
Offentlichkeit. Thnen, Herr Dr. Bartels, und Threm Team
an dieser Stelle im Namen meiner Fraktion noch einmal
ein ganz herzliches Dankeschon dafiir!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der SPD)

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2369

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann

Wenn man die beiden Berichte nebeneinanderlegt und
auch das eine oder andere Exemplar aus den Vorjahren
hinzuzieht, stellt man fest, dass es leider Defizite gibt,
die seit vielen Jahren ohne Verdnderungen konstant blei-
ben. Man kann leider ebenfalls lesen, dass es auch Ver-
schlechterungen gibt.

Wir erfahren etwas iiber die tiglichen Sorgen der
Soldatinnen und Soldaten. Das féngt bei der Soldatenar-
beitszeitverordnung an, die oft fiir mehr Verwirrung als
Entlastung sorgt, und hort bei der personlichen Ausriis-
tung auf. Losgeldst von der Debatte iiber nicht funktio-
nierendes Grofigerit fehlt es im Soldatenalltag an Waffen
fiir die Ausbildung, an — nicht unerheblich — Bekleidung
mit Vektorenschutz in Zeckengebieten oder an den viel-
diskutierten Schutzwesten, deren Beschaffung wohl noch
mindestens sage und schreibe acht Jahre dauern wird.
Meine Damen und Herren, Attraktivitét siecht anders aus.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Unterbringung.
Wer namlich élter als 25 Jahre ist, hat keinen Anspruch
mehr auf eine Einzelstube in der Kaserne und muss ent-
weder pendeln oder sich in eine Vierbettstube einmie-
ten, sofern dort {iberhaupt Platz ist. Die Grof3e Koalition
hat versprochen, dass Unterkiinfte auch fiir nicht unter-
kunftspflichtige Soldatinnen und Soldaten — ich zitiere —
bedarfsgerecht zur Verfiigung gestellt werden. Das wire
fiir viele sicher eine grofle Entlastung. Aber die Regie-
rung muss dann bitte auch sagen, was das konkret be-
deutet; denn es ist schlichtweg so, dass sich angesichts
wachsender Personenzahl natiirlich auch die Frage der
Liegenschaften stellt. Wir sind mal gespannt, was fiir
eine Antwort uns die GroKo da gibt.

Bei der Fragestellung ,,Wo bringe ich denn in Zukunft
das Mehr an Soldatinnen und Soldaten unter?* muss das
Verteidigungsministerium natiirlich auch die Kommunen
mitnehmen, in denen sich die Kasernen befinden. Dass
das Ministerium erst einmal alle Plédne gestoppt hat, Ka-
sernen nebst Grundstiicken zu verkaufen, macht natiir-
lich Sinn. Dummerweise hat man es aber einmal mehr
versdumt, die betroffenen Kommunen dariiber zu infor-
mieren. Wollen Sie also nun die Kasernen behalten, oder
machen Sie sie schlichtweg zu?

Schon vor zehn Jahren habe ich mich als Biirgermeis-
terin in meinem Wahlkreis Diisseldorf mit der Frage
beschéftigen diirfen, wann — nicht: ob — die Bergische
Kaserne geschlossen wird. Noch vor einem halben Jahr
hie es, Ende 2018 sei es so weit. Die Planungen fiir bis
zu 3 000 neue Wohnungen auf diesem Geldnde hat die
Stadt schon seit langem im Fokus, und sie hat bereits ein
Gutachten zur Verkehrsanbindung in Auftrag gegeben.
Meine Damen und Herren, fiir eine wachsende Stadt ist
das nicht unerheblich; das wissen Sie. Dass diese Kaser-
ne vermutlich gar nicht geschlossen, sondern in Zukunft
wiederbelebt wird, hat der Diisseldorfer Oberbiirgermeis-
ter aus der Zeitung erfahren. Meine Damen und Herren,
so sieht Transparenz mit Sicherheit nicht aus.

(Beifall bei der FDP)

Frau Ministerin, bitte legen Sie ziigig und transparent
Ihre Pléne auf den Tisch. Die Bundeswehr ist mit ihren
Standorten ein wichtiger Bestandteil der Stadte und Ge-
meinden, vor allen Dingen ihrer Infrastruktur; fiir kleine

Kommunen sogar ein wesentlicher Bestandteil. Diese
miissen umgehend und zuverldssig wissen, ob sie in Zu-
kunft mit oder ohne Bundeswehrstandort leben und pla-
nen miissen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Kollegin Strack-Zimmermann. —
Néchste Rednerin: Christine Buchholz fiir die Fraktion
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Wehrbeauftragter! Liebe Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Wehrbeauftragten! Ich begriile auch
ganz herzlich die Géste auf der Tribiine. Ganz besonders
begriile ich den ehemaligen Soldaten Obermaat Florian
Crosbie.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir beraten hier das erste Mal seit der letzten Bun-
destagswahl die Berichte des Wehrbeauftragten. Seine
Aufgabe ist es — so die Website des Bundestages —, als
Anwalt der Soldaten zu dienen. Leider mussten wir fest-
stellen, dass Herr Bartels in der Offentlichkeit vor allem
als Anwalt einer schnelleren Aufriistung auftritt.

(Tobias Pfliiger [DIE LINKE]: So ist es!)

In seinem Bericht fordert er mehr Anstrengungen bei der
Erhohung des Militdrhaushalts und bei den Riistungsin-
vestitionen.

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Guter Mann!)

Herr Bartels, so nutzen Sie Thren Jahresbericht, um fiir
die Aufriistungsagenda der Ministerin von der Leyen zu
werben, und deswegen wird unsere Fraktion der Ent-
schlieBung zum Bericht des Wehrbeauftragten nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN — Ingo Gédechens
[CDU/CSU]: So eine Uberraschung! —
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: So eine
Uberraschung! Das haut uns echt um!)

Die Grofle Koalition setzt auf immer mehr Auslands-
einsétze. Das fiihrt zu immer mehr Aufriistung, hinterlésst
seine Spuren aber auch in der Bundeswehr. Das bekom-
men dann oft die Soldatinnen und Soldaten zu spiiren.
Das verdeutlichen einige wirklich bemerkenswerte Fak-
ten aus dem Bericht. Ich gebe Thnen mal zwei Beispiele:
2017 stieg die Zahl der Selbsttdtungen von Soldatinnen
und Soldaten ebenso wie die Zahl der Suizidversuche.
Mehr Soldaten wurden wegen einer einsatzbedingten
psychischen Erkrankung in einer Einrichtung der Bun-
deswehr behandelt. Doch es gibt zu wenig Moglichkei-
ten, Wehrdienstbeschédigte zu behandeln, und auch zu
oft werden Soldatinnen und Soldaten noch nicht einmal
ausreichend auf die bestehenden Behandlungsmdglich-
keiten hingewiesen.
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Ein weiteres grof3es Problem in der Bundeswehr ist die
Riicksichtslosigkeit, mit der Soldatinnen und Soldaten
immer wieder behandelt werden. 2017 gab es einen Mel-
deboom bei auf dem Dienstweg angezeigten Vorfillen.
Dabei ging es um rechtsextremistische Verdachtsfille,
um sexuelle Ubergriffe und um brutale Ausbildungsme-
thoden. Allein infolge eines Gewaltmarsches bei Muns-
ter brachen sechs Soldaten zusammen, einer von ihnen
starb. Ein halbes Jahr nach Munster bricht bei einem Ge-
waltmarsch in Pfullendorf erneut ein Soldat bewusstlos
zusammen.

Wir sagen ganz deutlich: Das sind keine Einzelfille.
Es ist das System Bundeswehr, das keine Riicksicht auf
den einzelnen Menschen nimmt.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann [FDP]: Das ist unglaub-
lich!)

Ich gebe Thnen ein Beispiel. Hier im Bundestag sitzt
heute Obermaat Florian Crosbie. Herr Crosbie hat mir
seine Geschichte erzihlt, und was er erzdhlt hat, macht
einen sprachlos. Er hat sich ab 2010 bei der Bundeswehr
fiir 15 Jahre verpflichtet. Zwei Jahre spiter bekam er aus
heiterem Himmel Besuch von zwei Mitarbeitern des Mi-
litdrischen Abschirmdienstes. Diese verhorten ihn auf
seiner Dienststelle {iber viele Stunden, ohne dass Herr
Crosbie erfahren hitte, warum. Kein Wort dazu, dass ge-
gen ihn ermittelt wurde! Seine Dienstvorgesetzten wur-
den hingegen vor dem Gespréch informiert und mit fal-
schen Tatsachenbehauptungen konfrontiert. Thnen wurde
erzdhlt, Soldat Crosbie sei in islamischer Kleidung in ei-
ner Moschee gewesen, sein Auto sei vor einem — Zitat —
Islamistentreff* gesehen worden und seine Handydaten
wiesen Verbindungen nach Nordafrika auf. Das alles be-
ruhe auf — Zitat — ,,einer bestétigten Information®.

Tatsdchlich waren die Vorwiirfe vollig haltlos, aber
die Ermittlungen gingen iiber Monate weiter. Kamera-
den wandten sich von Herrn Crosbie ab und bedugten
ihn misstrauisch. Ein halbes Jahr nach dem Verhor wurde
Herr Crosbie lapidar informiert, es habe sich um eine —
Zitat — ,,Verwechslung* gehandelt. Da waren die Ermitt-
lungen bereits mehr als drei Monate eingestellt worden.
Fiir Florian Crosbie war das deutlich zu spét. Er erkrankte
psychisch und ist heute dienstunfdhig. Das Bundeswehr-
krankenhaus in Ulm bestitigte, dass es — Zitat — ,,sehr
wahrscheinlich® ist, dass Verhor und Ermittlung durch
den MAD es waren, die die Erkrankung ausgelost haben.
Es ist das Mindeste, was man erwarten konnte, dass die
Bundeswehr dafiir geradesteht.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Doch der Antrag von Herrn Crosbie auf Anerkennung ei-
ner Wehrdienstbeschadigung wurde abgewiesen.

Meine Damen und Herren, dieser Fall muss aufgeklart
werden, und der Betroffene muss angemessen entscha-
digt werden.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

In seiner Not hat sich Herr Crosbie iibrigens auch an den
damaligen Wehrbeauftragten Hellmut Konigshaus ge-
wandt. Er hat Herrn Crosbie leider ebenfalls alleingelas-
sen. In einem Schreiben heif}t es, er kdnne — Zitat — ,,in
dem Verhalten der Mitarbeiter des MAD und der Vorge-
setzten keine Verletzung seiner Grundrechte als Soldat
oder der Grundsitze der Inneren Fiihrung sehen®.

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Unglaub-
lich!)

Ich wiirde mich freuen, wenn sich Herr Bartels dieses
Falles anndhme;

(Beifall bei der LINKEN)

denn er zeigt ein grundsétzliches Problem: Wenn es hart
auf hart kommt, ist ein Soldat oder eine Soldatin in der
Bundeswehr allein auf sich gestellt.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann
[FDP]: Sie helfen bestimmt nicht!)

Fiir Die Linke ist es selbstverstidndlich: Menschenrechte
und rechtsstaatliche Prinzipien haben auch in der Bun-
deswehr Anwendung zu finden.

(Beifall bei der LINKEN)

Aus aktuellem Anlass noch eine kurze Anmerkung.
Wenn der Komplize des rechtsextremen und mutmafli-
chen Terrorverdachtigen Franco A. im Biiro des AfD-Ab-
geordneten Jan Nolte arbeitet und wenn derselbe Kom-
plize, der iibrigens im Vorfeld rechtsextrem auffallig
geworden ist, immer noch bei der Bundeswehr beschéf-
tigt ist und auch dieses Beschéftigungsverhiltnis von der
Bundeswehr, wie ich heute in der Presse lesen konnte,
genehmigt worden ist, dann ist eines klar: Der Kampf
gegen die extreme Rechte ist aktueller denn je — in der
Bundeswehr, im Bundestag und in der Gesellschaft {iber-
haupt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollegin Buchholz. — Néchster Redner:
Dr. Tobias Lindner fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Tobias Lindner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. — Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Debatten tiber die jahrlichen Berichte
des Wehrbeauftragten sind zuallererst einmal die Gele-
genheit, dankzusagen, auch im Namen meiner Fraktion.
Thre Arbeit, Herr Bartels, macht das, was eine Parla-
mentsarmee ist, iiberhaupt erst moglich. Sie sind quasi
unser Gehor iiber den Zustand der Truppe und iiber das,
was sie beschiftigt. Ich glaube, das ist in diesen Tagen
wichtiger denn je.

Ich will aber auch einer zweiten Gruppe von Men-
schen danksagen, ndmlich all den Soldatinnen und Sol-
daten und den zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die eine Eingabe gemacht und damit den Mund aufge-
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macht haben. Wer hinsieht und nicht schweigt, wer den
Mund aufmacht und nicht wegsieht, meine Damen und
Herren, der macht unsere Bundeswehr nicht schlechter —
nein, er trigt dazu bei, dass Probleme bei der Bundes-
wehr abgestellt werden konnen. Dafiir herzlichen Dank!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Ingo Gédechens [CDU/CSU])

Der Jahresbericht, meine Damen und Herren, enthélt
wieder zahlreiche Ansatzpunkte, {iber die man diskutie-
ren kann. Ich will ganz offen zugeben: Natiirlich ist die
Versuchung in so einer Debatte gro3 — da nehme ich mich
gar nicht aus —, wenn man in der Opposition ist, vor al-
lem das Wort ,,Skandal“ zu rufen, mit Emp6rung darauf
hinzuweisen, was alles falsch lauft, oder die Gelegenheit
fir Debatten zu nutzen. Wenn iiber mehr Mittel und die
Ausstattung geredet wird, konnte ich auf die Seite 8 im
Jahresbericht verweisen, wo es heilit — ich zitiere —: ,,An
finanziellen Mitteln fehlte es 2017 nicht.*

Ich will ganz klarstellen: Wo in der Truppe Fehler
gemacht wurden, wo es zu Verfehlungen gekommen
ist, muss das geahndet werden. Wir miissen dann natir-
lich fragen: Waren die Meldeketten richtig? Waren die
Ermittlungswege richtig? Angesichts von Féllen wie in
Pfullendorf, wo Ermittlungen erst ausgelost worden sind,
nachdem anonyme E-Mails das Verteidigungsministeri-
um erreicht haben, habe ich daran meinen grof3en Zwei-
fel, um das ganz deutlich zu sagen.

Bei so einer Debatte geht es darum, iiber das konkrete
Beispiel hinauszugehen — ich will es nicht ,,Einzelfall*
nennen — und sich im politischen Raum die Fragen zu
stellen: Wo miissen wir politisch gegensteuern? Wo miis-
sen wir Dinge &dndern? In diesem Zusammenhang will
ich in der Kiirze der Zeit liber zwei Themenkomplexe
sprechen.

Als Erstes geht es um das Thema ,,Tradition und Um-
gang mit Extremismus in der Truppe®. Es ist unstrittig —
das kann man der Truppe nicht zum Vorwurf machen —,
dass Menschen in Uniform, die Waffen tragen, ein gewis-
ses Faszinosum fiir Rechtsextremisten sind.

(Zuruf von der AfD: Das ist unglaublich!)

Das mache ich der Bundeswehr nicht zum Vorwurf.
Aber: Es erlegt uns die Pflicht auf, dafiir ein feines Ge-
spiir zu haben. Deswegen ist es zum Beispiel richtig, dass
bei Neueinstellungen in der Truppe eine Sicherheitsiiber-
priifung stattfindet. Deswegen ist es auch richtig — das
will ich hier noch einmal bekréftigen —, dass man an den
Traditionserlass herangegangen ist.

Der letzte Traditionserlass ist von 1982. Nachdem es
die Bundeswehr als Parlamentsarmee 60 Jahre gibt, ist es
gut und richtig, zu sagen: Diese Truppe kann stolz genug
auf sich selbst sein; das ist schon traditionsstiftend, mehr
brauchen wir nicht mehr.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es geht auch darum, Tradition von Geschichte zu tren-
nen, etwas, was Sie, Herr Otten, in Threr Rede vorhin,
wie ich finde, nicht hinbekommen haben. Um das klar-
zumachen: Durch eine Erlassdnderung an sich hat man
natiirlich noch nichts in den Kdpfen gedindert. Die An-

derung des Traditionserlasses kann nur ein erster Schritt
sein.

Frau Ministerin, es geht jetzt darum, dass das Ganze
mit Leben gefiillt wird: dass wir in der téglichen Arbeit
der Soldatinnen und Soldaten, bei der Ausbildung Zeit
und Gelegenheit schaffen, um {iiber politische Bildung
zu diskutieren; dass es die richtigen Vorbilder gibt; dass
Ausbilder und Vorgesetzte genug Zeit haben, sich zu
kiimmern, hinzusehen, Missstidnde abzustellen und darii-
ber zu diskutieren, was in unserer Truppe traditionswiir-
dig ist und was eben auch nicht.

Damit bin ich beim zweiten Thema, ndmlich beim
Thema Ausbildung; auch das ist heute schon angespro-
chen worden. Ja, es gab im letzten Jahr ernsthafte, gra-
vierende Verfehlungen. Die Stichworte ,,Sondershau-
sen®, ,,Pfullendorf und ,,Munster* sind gefallen. Jenseits
der konkreten Vorfille miissen wir uns doch die Frage
stellen: Was muss an der Art und Weise der Ausbildung
in der Bundeswehr anders werden?

Ich muss erst einmal feststellen: Mit der Aussetzung
der Wehrpflicht — ich halte diese nach wie vor fiir ab-
solut richtig — haben wir es mit einem Bewerberpool zu
tun, der korperlich heterogener geworden ist. Es kom-
men Menschen zur Bundeswehr, die eine korperlich un-
terschiedliche Leistungsfahigkeit haben. Ich finde das
iiberhaupt nichts Schlimmes; auch das ist ein Spiegel-
bild unserer Gesellschaft. Dann miissen wir gerade die
Frauen und Manner, die als Ausbilderinnen und Ausbil-
der tétig sind, fit machen, mit dieser unterschiedlichen
korperlichen Leistungsfahigkeit angemessen umzugehen
und nicht so auszubilden, dass es zu korperlichen Scha-
den kommt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir miissen beim Thema Personalgewinnung natiir-
lich auch berticksichtigen, dass in der heutigen Zeit die
Anforderungen an die Truppe spezieller geworden sind.
Wir brauchen fiir einzelne Bereiche hochspezialisier-
te Menschen mit ganz speziellen Fahigkeiten. Auf dem
Arbeitsmarkt ist es schwer genug, Personen mit entspre-
chenden Voraussetzungen zu finden. Korperliche Fitness
ist nur ein Teil davon. Darauf miissen wir uns einstellen.

Herr Otten, als ich Thnen vorhin zugehort habe, hatte
ich manchmal den Eindruck, Sie wollen den Soldaten auf
die Rolle des Kampfers reduzieren und vergessen dabei,
dass es Menschen wie wir alle sind, mit Familie, mit
S6hnen, mit Téchtern, mit Frauen, mit Mannern. Darauf
miissen wir Riicksicht nehmen. Da geht es um Fiirsorge
und um das Thema PTBS und um ganz andere Themen.

Ein letzter Punkt. Ich glaube, es schligt dem Fass
den Boden aus, Herr Otten, sich an einem Tag wie heu-
te hierhinzustellen und iiber Dinge wie Tapferkeit und
Treue zu schwadronieren, wenn Herr Nolte, ein Mitglied
Threr Fraktion, einen mutmaBlichen Komplizen eines
Rechtsextremisten, gegen den immer noch ein Ermitt-
lungsverfahren l4uft, als Mitarbeiter einstellt. Wer das
als Abgeordneter, der im Verteidigungsausschuss mit
vertraulichen Informationen befasst ist, tut, wer die Nidhe
zu Extremisten sucht, der ist ein laufendes Sicherheitsri-

©

D)



(A)

(B)

2372

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Dr. Tobias Lindner

siko, und der kiimmert sich um alles andere als um diese
Truppe.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Tobias Lindner. — Néchster Redner:
Mario Mieruch, fraktionsloser Kollege.

Mario Mieruch (fraktionslos):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrter Herr
Dr. Bartels! Liebe Géste auf den Tribiinen! Der vorlie-
gende Bericht des Wehrbeauftragten zeichnet eine Ana-
logie zur Entwicklung unserer Gesellschaft. Stichworte
wie ,,Zentralisierung® und ,,personliche Verantwortung®
seien hier einmal exemplarisch herausgehoben. Es ldsst
sich nach meiner Auffassung zweifelsohne feststellen,
dass wir weniger Zentralisierung bendtigen und viel
mehr vom Zweiten, ndmlich von der personlichen Ver-
antwortung, und das Ganze verbunden mit einer geleb-
ten Fehlerkultur, welche ermdglicht, aus seinem Handeln
zu lernen, es zu optimieren, ohne dass einem gleich der
Kopf runtergeschlagen wird.

Gleiches gilt fiir das Thema Generalverdacht. Statt
konkreter Sachverhaltsaufklarung und gegebenenfalls
notwendiger Debatten wird mit Hysterie und Aktionis-
mus immer viel zu viel viel zu schnell kaputtgemacht.
Das fiihrt unter Umstidnden dazu, dass fahnentragende
und singende Kameraden, die fiir einen multinationalen
Marsch iiben, von der Polizei angehalten werden, weil
sich die Bevdlkerung vollig verunsichert fiihlt. Das ist
sicherlich auch eine Folge der Berichterstattung und des
Bildes, das sich mittlerweile in der Bevolkerung abzeich-
net.

Wir sollten also grundsitzlich — das gilt fiir alle Berei-
che — keine Annahmen treffen, sondern viel mehr fragen
und miteinander reden. In Bezug auf die ,,Trendwende
Material® ist festgehalten, dass zwar alle irgendwie wol-
len; aber so richtig passiert ist nichts. Auch jetzt wird
wieder angekiindigt, was alles gemacht werden soll. Ich
war selber Zeitsoldat Mitte der 90er. Damals haben wir
auch schon Mangelverwaltung vom Allerfeinsten be-
trieben. Offensichtlich ist das immer noch so. Es wire
also dringend angebracht, auch fiir das jetzige Verteidi-
gungsministerium, hier fiir mehr Transparenz bei der Zu-
sammenarbeit mit der Industrie zu sorgen und klar und
deutlich aufzuzeigen, warum neues Material nicht funk-
tioniert, warum es nicht einsatzbereit ist.

Beim Cyber- und Informationsraum, CIR, wird zum
Beispiel deutlich, dass wir auch hier der Digitalisierung
wieder hinterherlaufen. Welche Zusammenarbeit wird
es mit dem BND, dem Verfassungsschutz und der Po-
lizei geben? Hier fehlen schliissige Konzepte und klare
Aussagen. Bitte liefern Sie die nach. Eine kleine Rand-
bemerkung: Es bleibt zu hoffen, dass die Anwender dann
auch Admin-Rechte haben und nicht so enden wie wir
hier und fiir alles ein Formular per Fax schicken miissen.

Der Teil tiber den baulichen Zustand der Infrastruktur
ist schlicht beschdmend. Unsere Soldaten in schimmeln-
den Unterkiinften mit XXL-Ungezieferdosen auszustat-
ten, ist in Zeiten von Rekordsteuereinnahmen und immer
mehr Geld fiir alles Mdgliche in der Welt ein gravieren-
der Pflichtversto3 des Dienstherrn. In jedem Zivilbetrieb
hétte man schon die Gewerkschaft oder eine ganze Reihe
von Klagen am Hals. Hier muss mehr als dringend nach-
gebessert werden. Es stellt sich auch die Frage, inwie-
weit in den vergangenen Jahren die Schliefung von Lie-
genschaften wirklich aus wirtschaftlichen Griinden oder
eher aus politischen erfolgte. Da lohnt sich an der einen
oder anderen Stelle mal ein Blick auf die gewonnenen
Wahlkreise. Da wiirde es sicherlich die eine oder andere
Uberraschung geben.

Der Kreis schlieit sich dann beim Thema Vertrauen
und mit dem Spannungsverhéltnis zwischen den Einsét-
zen im Rahmen der NATO und von Auslandsverpflich-
tungen; denn auch hier braucht man eine Langfristpla-
nung, insbesondere dann, wenn einmal kein Geld mehr
da ist.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke schon, Herr Kollege. — Das Wort zu einer Kurz-
intervention hat der Kollege Jan Nolte.

Jan Ralf Nolte (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. — Ich wurde hier gera-
de mehrfach genannt; deswegen will ich doch einmal da-
rauf eingehen. Es ist natiirlich klar, dass das allermeiste,
das in diesem Parlament gesagt wird, leider dazu dient,
einfach ein paar Tore zu schieflen.

(Martin Schulz [SPD]: Manche schieen Ei-
gentore!)

Man muss aber fairerweise auch sagen, dass sich jeder
Abgeordnete selbstverstdndlich immer vor die Demokra-
tie stellen und sich fiir diese einsetzen muss.

(Marianne Schieder [SPD]: Mancher tut es
aber nicht, scheinbar!)

Ich habe auch volles Verstindnis dafiir, dass man, wenn
man so etwas in der Zeitung liest, nachfragt. Das will ich
gar keinem zur Last legen.

Ich kann Ihnen jetzt sagen — und daran kdnnen Sie
mich gerne in der Zukunft messen — Wenn bei einem
meiner Mitarbeiter irgendwelche kriminellen oder ver-
fassungsfeindlichen Bestrebungen bekannt werden wiir-
den, dann wére das ein sofortiger Kiindigungsgrund. Das
ist ein Bekenntnis, das ich gerne einmal von den Linken
oder von den Griinen horen wiirde.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich habe den Sachverhalt eingehend priifen kdnnen —
ich glaube, genauer als Sie, die hier sitzen — und kann
Ihnen sagen, dass ich nach gewissenhafter Priifung zu
dem Schluss gekommen bin, dass es ziemlich stark da-
nach aussieht, als sei hier aus politischen Griinden Recht
gebeugt worden. Wenn ich als Bundestagsabgeordneter
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so etwas feststelle, dann habe ich tétig zu werden, auch
wenn es unbequem ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD — Christine
Buchholz [DIE LINKE]: Das ist ja unglaub-
lich! — Tobias Pfliiger [DIE LINKE]: Das ist
ja wirklich heftig! — Steffi Lemke [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Erst dann hitten Sie
Anzeige erstattet! — Christine Buchholz [DIE
LINKE]: Wir wissen mehr, als Sie glauben!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Jetzt ist Herr Nolte dran. Es gibt dann die Moglichkeit,
Zu reagieren.

Jan Ralf Nolte (AfD):

Genau. — Thr Shitstorm hier wird niemals ein Grund
sein, um einem Mitarbeiter zu kiindigen. Wenn ich ir-
gendetwas von Kriminalitiit oder Ahnlichem héren wiir-
de: Sofort. Das ist etwas, was Griine und Linke so nicht
von sich behaupten kdnnen. Wir werden in diesem Par-
lament noch einmal iiber dieses Thema sprechen. Dann
reden wir iiber Beugung des Rechts durch die Politik.

Eines noch: Stellen Sie sich einmal einen Moment lang
vor: Das, was ich in meiner Stellungnahme auf Facebook
geschrieben habe, ist nicht ausgedacht und stimmt. Wenn
das so ist, dann wird hier gerade ein vollig Unschuldiger
fiir den Rest seines Lebens stigmatisiert.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist
doch ein Nazi!)

Da wiinsche ich mir von Thnen ein bisschen mehr Verant-
wortungsgefiihl.

Danke.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Wiirden Sie bitte, wenn es geht, stehen bleiben? — Ei-
gentlich miisste die Antwort darauf jetzt Kollege Mieruch
geben. Da er es aber nicht angesprochen hat, machen wir
es jetzt anders; das ist eine freie Interpretation. Ich lasse
diejenigen zur Antwort zu, die es konkret angesprochen
haben. Das ist zum einen der Kollege Lindner und zum
anderen die Kollegin Buchholz. — Herr Lindner, bitte.

Dr. Tobias Lindner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Vielen Dank, Herr
Kollege Nolte, fiir Ihre Einlassungen. Gestatten Sie mir
drei Bemerkungen.

Erstens. Meine Mitarbeiter, die in meinem Biiro be-
schiftigt und mit Angelegenheiten des Verteidigungs-
ausschusses betraut sind, haben eine Sicherheitsiiberprii-
fung. Ich weil} nicht, wie das mit Ihren Mitarbeitern ist.
Vielleicht hitten Sie dazu etwas sagen sollen.

Zweitens. Wenn Sie hier in diesem Saal iiber Beugung
des Rechts sprechen: Ihnen sollte vielleicht so etwas wie
Gewaltenteilung bekannt sein. Das Ermittlungsverfahren
gegen Thren Mitarbeiter wird durch den Generalbundes-
anwalt bzw. durch die Justizbehdrden und nicht durch

das Bundesministerium der Verteidigung gefiihrt. Ich
sehe dem Ausgang mit Spannung entgegen.

Drittens und letztens. Mein Vertrauen in die Verwal-
tung des Deutschen Bundestages ist so groB3, dass ich da-
von iiberzeugt bin, dass diesem Mitarbeiter nicht ohne
Grund der Zutritt zu diesen Gebduden und ein Hausaus-
weis verwehrt worden sind. Ich sage Thnen eines in aller
Deutlichkeit: Wenn ich jemanden einstellen wollte, bei
dem mir die Verwaltung mitteilt, man konne ihm aus
Sicherheitsgriinden keinen Zutritt zu diesen Gebauden
gewdhren, dann wiirde ich eine solche Person nicht ein-
stellen, erst recht nicht, wenn ich als Abgeordneter per-
sonlich mit Angelegenheiten des Verteidigungsausschus-
ses, die unsere Sicherheit und die Sicherheit unserer
Soldatinnen und Soldaten betreffen, befasst bin.

Danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank. — Frau Kollegin Buchholz, bitte auch in
entsprechender Kiirze.

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Herr Nolte, zum einen ermittelt die Bundesanwalt-
schaft. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass die Bundestagsverwaltung
deutlich gemacht hat: Sie gibt diesem Mitarbeiter keinen
Hausausweis. Das wird seine Griinde haben.

Drittens will ich nur eins sagen: In dem ganzen Kon-
text der Umtriebe um Franco A. und Maximilian T. ist
deutlich geworden, dass es sich um ein rechtsextremes,
rassistisches Netzwerk handelt, auch wenn die bisherige
Klage keinen Erfolg hatte. Das ist ganz klar. Schauen Sie
in die Arbeit von Franco A., schauen Sie sich die Lis-
te von moglichen Opfern eines Terroranschlags an, die
erstellt wurde. Was Sie hier machen, ist, sich wegzudu-
cken. Sehen Sie der Realitit ins Auge! Die AfD ist in-
zwischen eng verwoben mit der extremen Rechten. Das
ist die Wahrheit. Sie miissen dazu stehen. Sie haben das
letztendlich zu verantworten. Darum geht es.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Wir gehen weiter in der Debatte. Nachster Redner:
Florian Hahn fiir die CSU/CDU-FC-Bayern-Miin-
chen-Fraktion.

(Zuruf: Buh!)
— Ich kann nichts dafiir, ich bin Augsburg.

Florian Hahn (CDU/CSU):

Frau Prisidentin, das hétte ich selbst nie gewagt an-
zusprechen. Aber Sie haben schon recht. — Frau Prisi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuriick zur
Debatte und zu der Diskussion, die wir hier fithren. Sehr
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geehrter Herr Wehrbeauftragter Dr. Bartels, zu Beginn
darf ich Thnen und lhren Mitarbeitern fiir Thre beiden
Jahresberichte und fiir IThr Engagement fiir unsere Sol-
datinnen und Soldaten danken. Thre Arbeit ist nicht nur
fiir uns Parlamentarier wertvoll, um in die Truppe besser
hineinhdren zu kénnen, sondern Sie sind vor allem auch
als Anlaufstelle fiir unsere Bundeswehr sehr, sehr wich-
tig. In Thren beiden Berichten verweisen Sie zu Recht
auf zahlreiche eklatante Liicken und Méngel, vor allem
bei Personal und bei Material. Die Méngel und die damit
einhergehenden Beeintrachtigungen, vor allem im Hei-
matbetrieb und bei den Ubungen, mdchte niemand hier
in unseren Reihen bestreiten. Der Riistungsbericht sowie
der Bericht zur Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensys-
teme, die die Ministerin vorgelegt hat, stellen ebenfalls
sehr transparent dar, wo dringend nachgesteuert werden
muss. Lassen Sie mich dazu zwei Dinge sagen. Erstens
geht es mir um die VerhéltnisméBigkeit in der Diskussi-
on um Ausstattungsméangel und zweitens um die Konse-
quenzen, die wir nun dringend ziehen miissen.

Zum ersten Punkt. Ich mochte nichts an der ange-
spannten Lage bei der Bundeswehr schonreden. Die
Bundeswehr war 25 Jahre lang das Sparschwein der
Nation. Die Ausgaben fiir unsere Verteidigung lagen
1990 noch bei 2,4 Prozent des BIP. Heute sind es nur
noch 1,2 Prozent. Wir bewegten uns sehr lange in einer
friedlichen europdischen Nachbarschaft und haben dabei
die Biindnis- und Landesverteidigung vernachlissigt und
uns auf Auslandseinsétze konzentriert. Die dramatische
politische Weltlage hat die Phase der Stabilitét spétestens
seit 2014 beendet; dazu kommt noch die gewachsene
Verantwortung Deutschlands in der Welt. Wir haben be-
reits reagiert. Die Trendwenden sind eingeleitet. Trotz-
dem ist es mir sehr wichtig, an dieser Stelle zu betonen,
dass die Bundeswehr keineswegs eine Schrotttruppe ist,
wie es vor allem die AfD ganz gerne darstellt. Unsere
Streitkréfte sind fiir ihre qualifizierte Arbeit bei unseren
Partnern weltweit hoch angesehen, und man schadet dem
Ansehen und dem Selbstbewusstsein der Truppe enorm,
wenn man bestehende Mingel, die vor allem im Ubungs-
betrieb zu Hause in Deutschland existieren, dermaf3en
uiberzeichnet, dass die Menschen, vor allem die Famili-
en der Soldaten, das Gefiihl haben: Bei der Bundeswehr
funktioniert nichts. — Das ist mitnichten der Fall, und es
muss immer wieder deutlich gesagt werden: Unsere Sol-
datinnen und Soldaten sind fiir ihre zahlreichen laufen-
den Einsétze sehr gut ausgeriistet, konnen ihren Auftrag
allumfassend erfiillen und leisten dabei glinzende Arbeit.

Ich komme zum zweiten Punkt, zu den Konsequen-
zen, die wir aus den Berichten des Wehrbeauftragten zie-
hen miissen. Es ist gut, dass wir gerade jetzt, kurz vor
den Haushaltsberatungen, iiber die Ausstattung sprechen.
Denn eines ist klar: Wenn die Trendwenden nicht finan-
ziell gestiitzt werden, sind sie das Papier nicht wert, auf
dem sie geschrieben sind. Wir miissen deshalb endlich
Konsequenzen ziehen. Bei der Beschreibung der Lage
und der Forderungen sind wir uns in der Koalition alle
ja weitgehend einig: Die Welt ist aus den Fugen gera-
ten. Deutschland muss und mdchte mehr Verantwortung
iibernehmen und bemiiht sich um einen Sitz im UN-Si-
cherheitsrat. Man plant eine Europidische Sicherheits-
und Verteidigungsunion. Die Bundeswehr soll laut ge-

meinsamem Koalitionsvertrag ein zuverlédssiger Partner
bei der weltweiten Krisenbewiltigung sein. Das ist alles
schon und gut. Dafiir miissen wir aber auch bereit sein,
Geld in die Hand zu nehmen, und zwar mehr Geld als
bisher geplant.

Ich mochte mich deshalb an unseren Koalitionspart-
ner SPD wenden: Nehmen Sie den Appell des Wehrbe-
auftragten ernst! Er kommt aus IThren Reihen, und er hat
recht: Es geht bei der Bundeswehr mitnichten um eine
gefahrliche Riistungsspirale, wie es in Thren sicherheits-
politischen Leitgedanken im Wahlkampf formuliert wur-
de, sondern es geht um unsere Biindnis- und unsere Ver-
teidigungsfihigkeit.

Ich sage hier und jetzt: Wenn wir es nicht schaffen,
iberschiissige Finanzmittel im Haushalt fiir die Vertei-
digung und fiir die Entwicklungszusammenarbeit be-
reitzustellen, wie wir es gemeinsam festgelegt haben,
platzt nicht nur ein Versprechen des Koalitionsvertrages,
sondern es platzt auch die europdische Zusammenarbeit
im militdrischen Bereich. Das deutsch-franzosische Ab-
kommen des letzten Jahres kdnnte dann nicht eingehal-
ten werden. Aullerdem miissten die deutsch-norwegische
U-Boot-Kooperation sowie die enge Zusammenarbeit
mit den Niederlanden im Bereich der mobilen taktischen
Kommunikation gekiindigt werden.

Meine Damen und Herren, das wire ein fatales Signal
fiir Europa und wiirde unserer Glaubwiirdigkeit enorm
schaden. Die nidchsten Wochen sind deshalb existenziell,
nicht nur fiir unsere Bundeswehr, sondern auch fiir die
Verteidigungsfihigkeit Deutschlands und Europas. Las-
sen Sie uns unsere Bundeswehr, unsere Streitkrifte bes-
ser ausstatten!

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Florian Hahn. — Naichster Redner:
Dr. Marcus Faber fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marcus Faber (FDP):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Meine Zeit
bei der Bundeswehr liegt nun schon 15 Jahre zuriick. Ich
erinnere mich an eine spannende Zeit bei den Panzerpi-
onieren. Um ehrlich zu sein: Es war auch damals schon
nicht alles Gold, was glénzt. Ich erinnere mich an einen
Nisseschutz, also die Regenjacke, die auch damals schon
wenig Nésse draullen, dafiir aber viel Hitze drinnen ge-
halten hat.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Die kenne ich
auch noch!)

— Sie kennen sie auch noch, sehr gut. — Dem Bericht
des Wehrbeauftragten konnen Sie ebenfalls Méngel bei
Material und Ausriistung entnehmen. Wir miissen fest-
stellen: Es gibt einige davon. Die Ministerin will denen
mit dem Thema ,,Trendwenden begegnen. Allerdings ist
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von einer Wende bisher herzlich wenig zu spiiren. Dazu
mochte ich Thnen drei Punkte nennen.

Erstens. Material und Ausriistung sind haufig eine Ka-
tastrophe. Vieles, was Soldaten zur Verfiigung gestellt
wird, ist einfach nicht zweckmaéBig. Es beginnt bei den
Socken, es geht weiter bei den Stiefeln, und es endet
leider nicht bei den SchieBhandschuhen. Bei Letzteren
sind die bereitgestellten Stiicke schlicht nicht brauchbar.
Wenn wir die Jahresberichte 2016 und 2017 vergleichen,
stellen wir daher fest: Das Material ist zwar ein Jahr dlter
geworden, besser ist es leider nicht.

Deswegen komme ich zu: Zweitens. Eine weitere
wiinschenswerte Trendwende wére der Blirokratieabbau.
Wenn Dienstort und Wohnort 30 Kilometer oder mehr
auseinanderliegen, bekommen Soldatinnen und Soldaten
Trennungsgeld, wie es im 6ffentlichen Dienst iiblich ist.
Letzte Woche war ich in der Kaserne in Havelberg und
habe mich mit Soldatinnen und Soldaten unterhalten, die
einen solchen Anspruch hitten. Derzeit miissen sie, um
an ihr Trennungsgeld zu kommen, jeden Monat ein For-
mular ausfiillen. Das Einzige, was sich dort jeden Monat
andert, ist das Datum. Das ist Irrsinn. Das muss auch ein-
facher gehen.

(Beifall bei der FDP)

Dann wire drittens noch das liebe Geld an sich. Hier
erwarten wir einen Trend, und zwar einen Aufwirtstrend.

All die hiibschen Ziele, die sich die Ministerin und
das Verteidigungsministerium gesetzt haben, sind ohne
die Grundlagen im Haushalt nicht umsetzbar. Das gilt
insbesondere fiir die Trendwende Personal. Ein entspre-
chender Mittelaufwuchs ist bisher nicht hinterlegt. Au-
Berdem gibt es jetzt schon viele offene Stellen bei der
Bundeswehr.

Ein Lob zum Ende doch noch, wenn auch nicht an die
Ministerin. Dafiir, dass trotz der genannten Miéngel die
Soldatinnen und Soldaten eine so grandiose Arbeit leis-
ten, gilt ihnen unser grofiter Respekt und unsere Aner-
kennung, gerade auch aus diesem Haus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des Abg. Dr. Thomas de Maiziére
[CDU/CSU))

Meine Damen und Herren, ,,Trendwende® klingt
schick, aber wer sich wenden will, muss sich auch bewe-
gen. Wir Freien Demokraten wollen hier etwas bewegen,
gerade bei der Bundeswehr. Deswegen sagen wir: Mehr
Mittel fiir unsere Bundeswehr, mehr Mittel fiir funktio-
nierende Streitkrifte, gerade in stiirmischen Zeiten. Nur
das kann das Fazit dieses Berichts sein. Dieses Fazit gilt
es nun anzugehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Dr. Faber. — Ndchster Redner: Dr. Karl-
Heinz Brunner fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):

Liebe Frau Prasidentin! Sehr verehrter, lieber Herr
Wehrbeauftragter Hans-Peter Bartels! Frau Ministerin
von der Leyen, als wir vor etwas mehr als vier Jahren,
2013, das erste Mal aufeinandertrafen, ging es auch um
den Bericht des Wehrbeauftragten. Manchmal hat man
das Gefiihl eines Déja-vu, weil es in vielen Bereichen
nicht so schnell, nicht mit der Geschwindigkeit und In-
tensitdt vorangeht, wie man es gerne haben wiirde. Auch
die heute zu diskutierenden Jahresberichte 2016 und
2017 des Wehrbeauftragten haben gezeigt, dass es immer
noch im Bereich der Bewirtschaftung der Bundeswehr
Maingel gibt; es fehlt an Ecken, es fehlt an Enden, es fehlt
an Kleidung und vielem anderen mehr.

Wenn man als elfter Redner in diesem Hohen Hause
zu den beiden Berichten sprechen darf, dann gehort es
natiirlich dazu, sich beim Wehrbeauftragten und seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlich zu bedanken,
nicht nur fiir das sehr gute Werk, sondern auch dafiir,
dass der Wehrbeauftragte bei der Bearbeitung von iiber
2 500 Eingaben, die bei seiner Aufgabe als Ombudsmann
der Soldatinnen und Soldaten im Mittelpunkt steht, im-
mer ein Auge auf die Gesamttruppe, die Lage der Bun-
deswehr und die Sicherheitsarchitektur unseres Landes
wirft. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind
stolz auf unsere Bundeswehr, unsere Parlamentsarmee.
Die Soldatinnen und Soldaten in unserem Land — das
mochte ich sagen — leisten eine tolle Arbeit. Wenn es in
Einzelfillen einmal nicht funktioniert, dann ist das nur
menschlich; es sind Einzelfdlle. Die Mehrheit unserer
Soldatinnen und Soldaten macht einen tollen Job, eine
gute Arbeit. Daflir muss man ihnen auch in diesem Ho-
hen Hause Danke sagen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP)

Liebe Mitglieder des Gremiums, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Soldatinnen und Soldaten,
die Reservistinnen und Reservisten in diesem Land, die
eine tolle Arbeit leisten, wollen aber oft mehr als nur eine
gute Ausriistung, mehr als gutes Material, mehr als po-
litische Anerkennung. Sie wollen auch wissen, welchen
Auftrag sie haben. Sie, Frau Ministerin, haben in Thren
Ausfiihrungen von der Auftragserfiillung gesprochen.
Richtig, die Auftragserfiillung steht im Mittelpunkt; alle
Soldatinnen und Soldaten folgen dem Gedanken, ihren
Auftrag fiir unser Land, fiir Deutschland, zu erfiillen. In-
sofern bin ich etwas enttduscht — aber als Politiker darf
man nicht enttduscht sein, sondern muss sich freuen,
wenn es vorangeht —, dass wir im Weilbuchprozess, der
sich sehr gut angelassen hat, aber ein interner Prozess der
Bundesregierung geblieben ist, ein Stiick weit bei etwas
zurlickgeblieben sind, was dieses Land, die Bundesrepu-
blik Deutschland, nach nunmehr fast 70 Jahren benotigt.
Wir bekommen in den nichsten Tagen den Entwurf der
Konzeption der Bundeswehr. Ich denke und erwarte, dass
das ebenfalls ein gutes Papier ist, das die Bundeswehr
von innen und auflen beleuchtet. Was wir in diesem Land
aber nicht haben, ist die Verkniipfung des Weilbuchs mit
der Konzeption der Bundeswehr, den Vorgaben des Ko-
alitionsvertrages und der Debatte in unserer Gesellschaft
im Sinne einer nationalen Sicherheitsstrategie.
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Folgende Fragen stellen sich in unserem Land: Wel-
chen Auftrag stellen wir unserer Bundeswehr, unserer
Parlamentsarmee? Was erwarten wir von dieser Par-
lamentsarmee? Erwarten wir eine gute Landesvertei-
digung? Selbstverstidndlich tun wir das. Erwarten wir
Biindnisverteidigung und Biindniseinbringung? Jawohl.
Erwarten wir eine gute Kriseneinsatzarmee? Ebenfalls.
Wollen wir eine gute Einbindung in die Europdische Uni-
on? Welche Gefdahrdungslage in Europa und fiir unser
Land steht fiir uns im Mittelpunkt? Ist es allein die kine-
tische Gefahrdung, oder sind es auch die Bedrohungen
im Cyberbereich, im Bereich des Weltraums, im Bereich
unserer Energieversorgung, der Wasserversorgung und
der Infrastruktur? Ich halte das fiir viel bedeutender.

All diese Fragen ganzheitlich zu betrachten, sie in den
Referaten und vor allem in den Ministerien iibergreifend
zu beraten und eine Konzeption, eine Sicherheitsstrategie
dieses Parlaments zu erarbeiten, wire ein guter Ansatz,
der jetzt — nach dem Weilbuch, dem Koalitionsvertrag
und der Konzeption der Bundeswehr — fortentwickelt
werden sollte, damit wir, das Parlament, der Vertreter
des Souverins, unseren Soldatinnen und Soldaten einen
Auftrag geben konnen, ihnen sagen konnen, was wir von
ihnen erwarten, und dafiir sorgen konnen, dass sie diesen
Auftrag erfiillen kdnnen. Ich bin mir dariiber im Klaren:
Das konnen die Soldatinnen und Soldaten, das kénnen
die Reservistinnen und Reservisten, das konnen unsere
Frauen und Minner; da bin ich zuversichtlich.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Karl-Heinz Brunner. — Das Wort zu
seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag hat Jens
Lehmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Da fillt mir wieder Ful3ball ein. Aber es ist Jens Lehmann
von der CDU/CSU-Fraktion.

Jens Lehmann (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Da mein Fraktionskollege Hahn mit seinem Bundesliga-
verein begriift worden ist, mochte ich darauf hinweisen,
dass auch wir in Leipzig einen Bundesligaverein haben.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Ja.

Jens Lehmann (CDU/CSU):
Jetzt zur Sache.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Jahresbericht des Wehrbeauftragten des Bundesta-
ges — das hort sich fiir viele Menschen nach einer tro-
ckenen Materie an. Dahinter verbergen sich jedoch nicht
weniger als der Zustand der Bundeswehr und die person-

lichen Anliegen der deutschen Soldatinnen und Soldaten.
Sie leisten ihren Dienst fiir die Sicherheit Deutschlands
sowie fiir Frieden und Freiheit weltweit unter Einsatz
von Leib und Leben. Dies ist eben kein Beruf wie jeder
andere.

Der Bericht des Wehrbeauftragten ist Gradmesser
fiir zweierlei Dinge: erstens, ob es uns gelungen ist, fiir
zeitgeméfe Rahmenbedingungen und bestmdgliche Aus-
stattung beim Dienst in der Bundeswehr zu sorgen, und
zweitens, ob sich unsere Soldaten mit ihren Sorgen ernst
genommen fiihlen; eine Kombination also aus Erfolgs-
kontrolle und Stimmungsbarometer.

Bei allen Problemen hinsichtlich Personal und Ma-
terial: Die liberwiegend negative 6ffentliche Bewertung
der Berichtsergebnisse iibersieht erstens grundlegende
Zusammenhdnge und zweitens ldngst ergriffene Mal3-
nahmen der Bundesministerin der Verteidigung, um Ab-
hilfe zu schaffen. Jahrzehntelang wurden Ausriistung und
Material auf 70 Prozent Einsatzbereitschaft reduziert.
Die Trendwenden Material, Personal und Budget sind
nun eingeleitet, konnen aber selbstverstandlich nicht von
heute auf morgen wirksam werden. Es gibt also beileibe
keinen Grund, den beschrittenen Weg in Bausch und Bo-
gen zu verdammen.

Die vom Wehrbeauftragten geforderte ,,Trendwende
Tempo® halte ich bei den gegebenen Rahmenbedingun-
gen fiir Augenwischerei.

(Zuruf von der SPD: Was?)

Die Forderung des Wehrbeauftragten nach einer ,,Trend-
wende Mentalitdt™ teile ich dagegen, wenn auch diffe-
renziert; denn auch hier gibt es bereits nennenswerte
Fortschritte. Wieso sage ich das? — Die Zahl der auf dem
Dienstweg gemeldeten ,,meldepflichtigen Ereignisse ist
erheblich gestiegen. Vorrangig geht es um Rechtsextre-
mismus, sexuelle Beldstigung und unangemessenes Fiih-
rungsverhalten. Grund hierfiir ist eine fortschreitende
Sensibilisierung fiir das, was sein darf und was nicht sein
darf. Diese Entwicklung ist mehr als zu begriiflen. Sie
ist ein Beleg dafiir, dass die Bundeswehr ,,im Heute®, in
unserer freiheitlichen Gesellschaft fest verankert ist. Ich
sage: Das ist maf3geblich auf die Initiative der Ministerin
zuriickzufiihren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei der Vielzahl von Herausforderungen, denen sich die
Bundeswehr gerade bei den Hauptwaffensystemen stel-
len muss, wird dies oft in der 6ffentlichen Debatte iiber-
sehen.

Generell halte ich es fiir geboten, die politische Bil-
dung in den Streitkréften weiter zu starken. Die Bundes-
wehr vertritt unseren Staat und steht fiir dessen Werte ein.
Dies miissen Zeit- und Berufssoldaten verinnerlichen.
Rechts- und Linksextremismus, Frauen- und Judenfeind-
lichkeit oder Homophobie haben in einer demokratischen
Armee keinen Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ich wiirde mir wiinschen,
dass die oft zu Unrecht kritisch dargestellten Fakten zum
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Zustand der Bundeswehr endlich ausgewogen dargestellt
werden. Unsere Soldaten arbeiten sehr hart. Sie setzen
ihr Leben fiir unser Land ein. Sie verdienen Respekt und
Anerkennung. Deshalb diirfen wir nicht hinnehmen, dass
sich in der Offentlichkeit ein negatives Bild der Truppe
verfestigt. Zugleich ist die vom Wehrbeauftragten ange-
stoBBene Debatte sehr wichtig. Genau betrachtet, bestitigt
sein Bericht die Bedeutung der Trendwenden und damit
die Politik der Union. Ich stimme Thnen zu, dass diese
konsequent und ziligig umgesetzt werden miissen, gerade
mit Blick auf die Biindnisverpflichtungen.

(Marianne Schieder [SPD]: ,,Koalition* woll-
ten Sie sagen, oder?)

—Ja.
(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Beifall bei der
SPD — Florian Hahn [CDU/CSU], an die SPD
gewandt: Wird schon!)

Auch.

Der Wehrbeauftragte riigt, dass bei der ,,Trendwende
Personal® und der ,,Trendwende Material“ noch keine
ausreichenden Fortschritte erzielt worden sind. Dass Per-
sonalaufbau und Rekrutierung Zeit benétigen und dass
die Bundeswehr sich im Wettbewerb um Fachkrifte be-
findet, sollte jedoch auch jedem klar sein. Fiir moderne
Technologien brauchen wir gut ausgebildetes Personal.
Das fallt nicht vom Himmel. Gleiches gilt fiir den Be-
reich Material. Jahre des Abbaus und Sparens koénnen
nicht iber Nacht wiedergutgemacht werden.

Auch an einem anderen Punkt bestétigt der Bericht die
Politik der — Koalition.

(Beifall bei der SPD — Marianne Schieder
[SPD]: Sehr gut!)

Zu Recht mahnt dieser stirkere Investitionen in die Bun-
deswehr an. Gesellschaft und Politik miissen erkennen,
dass sie mehr Geld fiir die Verteidigung bereitstellen
miissen. Um die Einsatzfahigkeit der Bundeswehr auf-
rechtzuerhalten, miissen wir deutlich mehr investieren.
Das gilt auch fiir die Gewinnung und Ausbildung von
Personal. Ganz und gar kein Verstidndnis habe ich fiir
jene, die sich Zeit ihres Lebens gegen hohere Ausgaben
fiir Verteidigung gestraubt haben und nun mit Hime der
Bundeswehr Méngel bescheinigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mich so for-
mulieren: Vor uns liegt kein Sprint, sondern die Fortset-
zung eines Marathons. Es gilt, den stetig wachsenden
Anforderungen der Truppe gerecht zu werden — natiirlich
mit hdchstmdglichem Tempo. Heute sind wir dank der
Initiative der Ministerin auf einem sehr guten Weg. Das
muss deutlich gesagt werden.

SchlieBen mochte ich mit einem Dank an den Wehr-
beauftragten und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
fiir die geleistete Arbeit. Herzlichen Dank auch an die
Soldaten, die Eingaben geschrieben haben. Zdégern Sie
auch weiterhin nicht, Thre Anliegen zu formulieren. Da-
mit helfen Sie uns, unsere Arbeit zu tun — fiir das Wohl

aller Soldatinnen und Soldaten und fiir die Sicherheit un-
seres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Jens Lehmann. — Damit schlie3e ich die-
se Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/700 an die in der Tagesordnung aufge-
fiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Jetzt kommt die rhe-
torische Frage: Sie sind damit einverstanden? — Das war
ja eine rhetorische Frage, dann brauche ich auch nicht auf
eine Antwort zu warten. Das ist klar: Sie sind einverstan-
den. Dann ist die Uberweisung so beschlossen.

Wir kommen zu der Beschlussempfehlung des Vertei-
digungsausschusses zum Jahresbericht 2016 des Wehr-
beauftragten. Der Ausschuss empfiehlt, in Kenntnis der
Unterrichtung eine EntschlieBung anzunehmen. Wer
stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Wer stimmt
dagegen? — Wer enthélt sich? — Die Beschlussempfeh-
lung ist angenommen. Zugestimmt haben CDU/CSU,
SPD, FDP, AfD und Biindnis 90/Die Griinen. Enthalten
hat sich die Fraktion der Linken.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:
Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkrifte an der durch die Europii-
sche Union gefithrten EU NAVFOR Somalia
Operation Atalanta zur Bekdmpfung der Pi-
raterie vor der Kiiste Somalias

Drucksache 19/1596

Uberweisungsvorschlag:

Auswirtiger Ausschuss (f)

Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitére Hilfe
Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Haushaltsausschuss geméB § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Auch dazu
hore und sehe ich keinen Widerspruch.

Ich warte, bis Ruhe eingekehrt ist und die Kolleginnen
und Kollegen Platz genommen haben.

Ich er6ffne die Aussprache. Das Wort hat der Staats-
minister Michael Roth fiir die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Michael Roth, Staatsminister im Auswartigen Amt:

Guten Tag, Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir beraten heute eine Mission, die bereits seit
November 2008 den Seeverkehr am Horn von Afrika si-
chert. Die Europédische Union engagiert sich hier auflen-
und sicherheitspolitisch. Hauptaufgabe der Operation
Atalanta ist der Schutz der Nahrungsmitteltransporte des
Welterndhrungsprogramms der Vereinten Nationen. Die-
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se Hilfe, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist nach wie
vor iiberlebenswichtig fiir viele Menschen.

Genau diesen Auftrag, an dem auch deutsche Solda-
tinnen und Soldaten beteiligt sind, erfiillt die Mission zu
100 Prozent. Seit Bestehen von Atalanta ist kein einziger
Transport des Welterndhrungsprogramms in die Hande
von Piraten gefallen. Diese Bilanz kann sich wirklich se-
hen lassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP)

Ganz konkret haben wir seit Beginn der Operation
vor fast zehn Jahren 1 000 Schiffsladungen des Welter-
nihrungsprogramms unter den wachsamen Augen von
Atalanta sicher in ihren Bestimmungshidfen ankommen
lassen. Dabei wurden insgesamt 1,7 Millionen Tonnen
Nahrungsmittel ans Ziel gebracht, um notleidenden Men-
schen in Somalia zu helfen, aber eben auch in Athiopien,
in Dschibuti, im Stidsudan und im Jemen. Diese Zahlen
sprechen aus Sicht der Bundesregierung fiir sich. Atalan-
ta ist eine Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Piraterie, eines der schlimmsten Ubel in dieser Re-
gion, konnte weitestgehend zuriickgedrangt werden. Fiir
ein paar Jahre, von 2014 bis 2017, sah es sogar so aus, als
sei sie vollstindig besiegt. Ich erinnere mich noch gut:
Im vergangenen Jahr haben wir hier im Bundestag da-
riber diskutiert, ob wir die Operation Atalanta nicht als-
bald beenden konnten. Leider ist es fiir eine endgiiltige
Entwarnung aber noch zu friih. Seit Friihjahr 2017 hat es
wieder vereinzelte Angriffe von Piraten auf kommerziel-
le Schiffe gegeben. Gliicklicherweise konnten diese An-
griffe allesamt erfolgreich abgewehrt werden und, was
mindestens genauso wichtig ist, die Piraten vor Gericht
gestellt werden. Aber es bleibt gefdhrlich. Am 18. No-
vember letzten Jahres wurden vor der Kiiste Somalias
gleich zwei Schiffe an einem einzigen Tag nacheinander
angegriffen. Der Operation Atalanta gelang es, die Pira-
ten festzunehmen. Thnen wird nun auf den Seychellen der
Prozess gemacht.

Dieses eine Beispiel unterstreicht die Bedeutung von
Atalanta gleich doppelt.

Erstens. Nur der gemeinsame Einsatz von europé-
ischen Fahigkeiten fiihrt zum Erfolg. An dieser Opera-
tion sind 18 Mitgliedstaaten der Europdischen Union
beteiligt, dariiber hinaus Serbien und Montenegro als
Beitrittskandidaten. Die Leitstelle in Grof3britannien, ein
spanisches Aufklarungsflugzeug und eine italienische
Fregatte arbeiten hier Hand in Hand. Saisonal hilft auch
ein deutscher Seefernaufklérer, der zum Einsatz kommt.
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist echtes europé-
isches Teamspiel. Das zeigt, dass wir gemeinsam in der
Européischen Union viel mehr erreichen, als wenn wir
uns rein nationalstaatlich engagieren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Zweitens mochte ich die Frage der Rechtsstaatlichkeit
hervorheben: Was wird eigentlich aus den Piraten? Nur
dadurch, dass Atalanta im Namen der Européischen Uni-
on mit den Anrainerstaaten rechtliche Ubereinkommen

abgeschlossen hat, kann den Piraten ein rechtsstaatlicher
Prozess gemacht werden. Seit Bestehen der Operation
wurden 166 Verdichtige von EU NAVFOR Atalanta an
die Justizbehorden iiberstellt.

Diese Erfolge miissen wir bewahren.
(Beifall bei der SPD)

Der Golf von Aden ist die Haupthandelsroute zwischen
Europa, der européischen Halbinsel und Asien. Stabilitit
am Horn von Afrika und freie Seewege sind also auch fiir
uns hier in Deutschland von grofer Bedeutung. Das ha-
ben auch andere Staaten, die sich unter ganz anderen Vo-
raussetzungen ebenso engagieren, inzwischen erkannt.
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate
haben ihre militdrische Prdsenz am Roten Meer und am
Horn von Afrika ausgeweitet, die Tiirkei ebenfalls. China
hat vergangenes Jahr seinen ersten ausldandischen Mili-
tarstiitzpunkt in Dschibuti er6ffnet. Der Unterschied ist
aber ein ganz entscheidender: Die Europdische Union
iibernimmt auf Grundlage gemeinsamer demokratischer
Werte auBlenpolitische Verantwortung. Das kann man
von den anderen Staaten, die sich dort engagieren, nicht
unbedingt und automatisch sagen. Deshalb spielen wir
vor Ort eine stabilisierende Rolle, und wir engagieren
uns umfassend.

Wir beraten heute hier im Bundestag zwar nur die
militdrische, sicherheitspolitische Komponente, aber
selbstverstindlich engagieren wir uns vor Ort auch di-
plomatisch, entwicklungspolitisch und vor allem auch
humanitir. Das machen wir auch ganz konkret, und wir
werden sicherlich auch in den Haushaltsberatungen noch
einmal dariiber streiten und diskutieren.

Wie Sie wissen, haben wir die deutsche Beteiligung
an der Ausbildungsmission EUTM Somalia Ende Mérz
dieses Jahres nach acht Jahren im Einsatz beendet. Im
Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik beteiligt sich die EU neben der Operation
Atalanta weiter an der zivilen Mission EUCAP Somalia,
die mit rein zivilen Mitteln helfen soll, die maritime Si-
cherheit zu stdrken.

Gerade diese zivile Mission, an der sich Deutschland
ebenso personell beteiligt, macht groe Fortschritte. Die
Neuausrichtung, auf die wir sehr stark gedréngt haben,
zeigt erste Erfolge. Die Ausbildung der Hafenpolizei in
Mogadischu schreitet voran. Das zeigt sich unter ande-
rem an den regelmédBigen Patrouillen, die zwischenzeit-
lich durchgefiihrt werden.

Das sind zugegebenermallen kleine Schritte, aber wir
reden und streiten hier ja auch iiber viele Einsétze, und
ich finde, das sind zumindest Schritte, die in die richti-
ge Richtung weisen. Ich will das durchaus selbstbewusst
formulieren: Die EU macht das Leben vieler Menschen
in Somalia sicherer, und darauf kommt es angesichts der
Tragddien, die sich dort in dieser Region abspielen, vor
allem an.

Hier liegt in Somalia die grofite Bewdhrungspro-
be: Wir haben es dort mit vollig instabilen staatlichen
Strukturen zu tun. Diese Fragilitit befordert kriminelle
Netzwerke, die nicht nur fiir die Piraterie verantwortlich
sind, sondern auch fiir andere schlimmste Formen orga-
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nisierter Kriminalitit, wie Menschenhandel und Waffen-
schmuggel.

Die Kritikerinnen und Kritiker — auch hier im Haus —
haben sicherlich in einem Punkt recht: Die Gesamtlage
am Horn von Afrika bleibt schwierig. Gerade weil sie
so schwierig ist, bleibt die Mission Atalanta so wichtig
fiir unser Engagement fiir Frieden und Sicherheit in der
Region, und deshalb bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen, namens der Bundesregierung um Verldnge-
rung der Mission Atalanta.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Michael Roth. — Nachster Redner: Jan
Nolte fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jan Ralf Nolte (AfD):

Frau Présidentin! Die Beweglichkeit humanitérer Hil-
fe ist natiirlich ein wichtiger Aspekt der Atalanta-Mis-
sion. Deutschland ist aber auch Exportnation, und der
Umfang des Staatshaushaltes, mit dem wir hier arbeiten,
hingt natiirlich ganz wesentlich von unseren Exporten
ab. Deswegen ist es unsere Pflicht, hier die Vorausset-
zungen fiir eine ungefahrliche und reibungslose Export-
wirtschaft zu schaffen.

Fast jeder vierte Arbeitsplatz hangt von der Export-
wirtschaft ab. Diese Exporte finden, ausgehend von dem
Gewicht, zu 90 Prozent auf dem Wasser statt. Sichere
Handelswege zur See liegen also klar in unserem Inte-
resse.

(Martin Schulz [SPD]: Na bitte!)

Der Suezkanal, dessen Zugang zeitweise von Piraten
heimgesucht wurde, verkiirzt den Seeweg von Euro-
pa nach Asien um 7 000 Kilometer. 2016 gingen rund
18 Prozent unserer Exporte nach Asien. Im vergangenen
Jahr betrug das Handelsvolumen mit der Asien-Pazi-
fik-Region rund 356 Milliarden Euro.

Atalanta ist aber nicht nur der Wirtschaft wegen sinn-
voll, sondern vor allem auch, um zu verhindern, dass
deutsche Staatsbiirger in die Hiande von Piraten fallen. Es
sind Einsdtze wie dieser, zu deren Gunsten wir uns von
auflenpolitischen Abenteuern mit diffusen Missionszie-
len zuriickziehen miissen. Ein begrenzender Faktor fiir
unsere Einsétze ist die prekdre Material- und Personalla-
ge der Bundeswehr; denn selbst wenn wir endlich einen
MaBstab der Vernunft anlegen und unsinnige Einsdtze
streichen wiirden, zeichnet sich fiir die Zukunft doch ein
gewaltiges Aufgabenspektrum — gerade fiir die Marine —
ab.

Bis 2050 rechnet man mit bis zu 800 Millionen Afrika-
nern mit dem Migrationsziel Europa. Die Zerschlagung
von Schleppernetzwerken wird also noch lange Auftrag
der Marine sein miissen. Wihrend wir die Piraterie vor
Somalia in den Griff bekommen haben, ist sie doch ins-

gesamt gestiegen: in den ersten drei Monaten dieses Jah-
res um 50 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, jetzt mit
dem Schwerpunkt Westafrika.

Was sollten wir eigentlich tun, wenn auch hier in
Zukunft militérischer Schutz erforderlich sein sollte?
Die Abschaffung der Wehrpflicht und fahrlédssig massi-
ve Sparmafnahmen haben der gesamten Bundeswehr
schwer zugesetzt.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die Bundesregierung nicht bald etwas tut, werden
wir erleben, dass wir Gefahren nicht mehr begegnen kon-
nen. Die Soldaten, die Sie in jeder Plenarrede artig loben,

(Thomas Hitschler [SPD]: Und Sie beschiit-
zen, Herr Nolte!)

miissen mit dem leben, was hier beschlossen wird. De-
nen, die heute zuschauen, rate ich daher: Schauen Sie
sich die Haushaltsdebatte an! Da werden Sie sehen, was
Sie der Regierung wert sind.

Was die Personalsituation angeht, so freue ich mich
natiirlich dariiber, dass Teile der CDU die Wiedereinfiih-
rung der Wehrpflicht fordern. Da zur selben Zeit andere
Teile der CDU aber iiber eine Koalition mit der Linken
nachdenken, mache ich mir erst einmal wenig Hoffnung.

(Beifall bei der AfD — Marianne Schieder
[SPD]: Solange sie nicht die AfD anstreben!)

Das Konzept des Atalanta-Einsatzes war eindeutig
erfolgreich. Die Zahl der Piraterievorfille ist massiv
gesunken. Da sich die Umsténde in Somalia nicht we-
sentlich gedndert haben, muss dies auch auf den Einsatz
unserer Streitkrifte zuriickgefiihrt werden.

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Oh Mann!)

Dass fiinf Piraten, die ein deutsches Schiff mit Panzer-
fausten und Sturmgewehren angriffen, auf Steuerzahler-
kosten nun frei in Hamburg leben und nicht abgeschoben
werden konnen, verdeutlicht iibrigens ein weiteres Mal,
wie hilflos unser Staat dem Migrationsgeschehen gegen-
iibersteht.

(Beifall bei der AfD)

Die Sechandelswege und die Unversehrtheit deut-
scher Staatsbiirger gegen Kriminelle zu verteidigen, ist
ein Ziel, das den Einsatz der Bundeswehr rechtfertigt.
Wir stimmen daher der Uberweisung und auch in der Sa-
che zu.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank. — Nichster Redner in der Debatte:
Dr. Peter Tauber, Parlamentarischer Staatssekretir, fiir
die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretir bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Frau Préasidentin! Meine sehr verehrten Damen! Meine
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will doch
versuchen, etwas stirker auf den Einsatz und die Mission
selbst einzugehen. Denn ich glaube, es gibt viele Punkte,
die einer ndheren Betrachtung in der Debatte lohnen; der
Staatsminister Roth hat ja auf einige schon hingewiesen.

Unsere Bundeswehr ist inzwischen zehn Jahre erfolg-
reich an der von der Europdischen Union gefiihrten Ope-
ration Atalanta beteiligt. Mit unserem Engagement tra-
gen wir zu sicheren Seeverbindungen rund ums Horn von
Afrika bei. Durch unseren Einsatz ist es in der Tat — das
wird ja von niemandem bestritten — in den letzten Jahren
gelungen, die Piraterie erfolgreich zu bekampfen.

Wir gewidhren damit den Schiffen des Welterndhrungs-
programms und auch der Mission der Afrikanischen
Union in Somalia Schutz. Diesen Schutz brauchen diese
Schiffe nach wie vor dringend. 6 Millionen Menschen in
Somalia sind von diesen Lebensmittellieferungen unmit-
telbar abhangig. Allein das begriindet schon die Fortfiih-
rung dieser Mission, wie ich personlich finde; denn sie ist
im wahrsten Sinne des Wortes tiberlebenswichtig.

Die Operation ist dariiber hinaus Teil des vernetzten
Ansatzes. Ressortiibergreifend und im Zusammenspiel
mit anderen europdischen und internationalen Partnern
tragt unsere Bundeswehr mafigeblich zu Stabilitit und
Frieden in der Region bei. Unsere Soldatinnen und Sol-
daten der Operation Atalanta beteiligen sich vor allem
durch Seefernaufklarung, logistische und sanitétsdienst-
liche Unterstiitzung und Unterstiitzung des Fithrungsper-
sonals.

Fiir ihren unermiidlichen Einsatz, fiir ihr Engagement
an der Operation mochte ich unseren Soldatinnen und
Soldaten hier und jetzt ein herzliches Dankeschon sagen.
Vielen Dank! Ich finde, das kann man nicht oft genug
tun.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Dr. Tauber, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder
-bemerkung von Frau Hénsel?

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretir bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Nein, jetzt nicht.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das ist
aber schwach! Text auswendig gelernt?)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Nein, das ist sein Recht. Er kann Ja oder Nein sagen.
Vorsicht!

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretidr bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Herr Neu, ich bin heute aufgrund des schonen Wet-
ters so milde gestimmt, dass selbst Sie es nicht schaffen,
mich zu provozieren. Da miissen Sie noch eine Schippe
draufiegen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und
der SPD)

Trotz aller Erfolge diirfen wir aber nicht iibersehen —
ich sagte es bereits — Die Lage am Horn von Afrika ist
weiterhin instabil. Die Entfiihrung eines Oltankers im
vergangenen Jahr und der Angriff am 8. April auf einen
fiir eine deutsche Reederei fahrenden Oltanker zeigen
das deutlich. Das zeigt auch: Unser Engagement wird
weiterhin gebraucht.

Die sicheren Seeverbindungen sind unerlésslich, und
zwar nicht nur fiir das Welterndhrungsprogramm, son-
dern auch generell zur Sicherung von freien Seewegen,
von Handelswegen weltweit. Daran haben wir Deutsche
bzw. wir in Europa ein gemeinsames Interesse.

Unser militdrisches Engagement im Rahmen der Ope-
ration Atalanta ist also Teil des vernetzten Ansatzes und
eine Riickversicherung zur See. Sie ergénzt unsere um-
fassenden Stabilisierungsmalnahmen an Land sowie im
angrenzenden Kiistenmeer. Auch darauf ist der Staatsmi-
nister schon eingegangen. Gemeinsam mit unseren eu-
ropdischen Partnern setzen wir uns fiir die Starkung der
zivilgesellschaftlichen staatlichen Strukturen in Somalia
ein, um auch dort eine wirtschaftliche Entwicklung zu
ermoglichen. Denn ganz klar ist: Mit der Bekdmpfung
der Piraterie beseitigen wir nicht zwingend die Ursachen
der Piraterie. Das darf man nicht aus dem Blick verlieren,
wenngleich wir hier iiber einen Einsatz der Bundeswehr
reden.

In den letzten zehn Jahren hat die Europdische Union
allein tiber 1 Milliarde Euro in den Wiederaufbau und die
Stabilisierung Somalias investiert. Dieses Engagement
bleibt wichtig.

Dariiber hinaus arbeiten wir in der Européischen Uni-
on gemeinsam an einer neuen Strategie fiir unsere zu-
kiinftige Unterstiitzung am Horn von Afrika, die bis Ende
des Jahres 2020 umgesetzt werden soll. Dabei ist wich-
tig, das Erreichte zu konsolidieren und eine Entscheidung
iiber die zukiinftige maritime Pridsenz der Européischen
Union in diesem Raum zu treffen.

Mit einer inhaltlich unveridnderten Fortsetzung unse-
rer Beteiligung an Atalanta um ein Jahr kdnnen wir wei-
terhin einen wertvollen Beitrag am Horn von Afrika leis-
ten. Noch braucht Somalia unsere Unterstiitzung auf dem
Weg zu Frieden und Stabilitdt. Atalanta ist und bleibt
hierfiir ein richtiger und wichtiger Baustein. Deswegen
bitte ich Sie um Ihre Unterstiitzung fiir die Fortfithrung
des Mandats.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Tauber. — Nachster Redner: Christian
Sauter fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Christian Sauter (FDP):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Seit 2012 gelingt es Piraten vor Somalia
kaum noch, Schiffe aufzubringen, Losegeld zu erpressen,
von einigen wenigen gescheiterten Versuchen abgesehen.
Das ist ein eindeutiger Erfolg der Operation Atalanta. Es
ist auch ein Erfolg der Reeder. Sie haben investiert und
ihre Verfahren verbessert.

Die vor diesem Hintergrund 2016 auf europédischer
Ebene erfolgte strategische Uberpriifung der Operation
ergab, dass die beteiligten Lander ihre Einsatzbeteiligung
reduzieren konnen. Insbesondere die Ausrichtung auf
einsatzintensivere Zeiten zwischen den Monsunperioden
hat sich als sinnvoll erwiesen. Die Absenkung der Man-
datsobergrenze von 1 400 auf 950 und dann 600 Soldaten
ist folgerichtig und der richtige Schritt gewesen.

Das Einsatzumfeld hat sich — neben der Abnahme der
Piraterie — in einem weiteren Aspekt gedndert: Der Krieg
im Jemen schafft zusétzliche Unsicherheit in den Ge-
wissern am Horn von Afrika. Anschlige bzw. Angriffe
lokaler Milizen auf Schiffe der saudi-arabischgefiihrten
Koalition schaffen eine zusitzliche Bedrohung fiir die
internationale Seeschifffahrt. Dies sind zwei Begeben-
heiten, die die Einsatzgrundlage dndern. Wie sich dies
kiinftig auf die Einsatzplanung auswirkt, wird in dem
Antrag der Bundesregierung noch nicht ganz klar aus-
gesprochen.

Die Anderungen in der Einsatzumgebung — erfolg-
reiche Bekdmpfung der Pirateric und auf der anderen
Seite mehr Krieg und Biirgerkrieg im direkten Umfeld —
verlangen eigentlich eine Neuvausrichtung des Man-
dats — hier sehe ich noch Kldrungsbedarf —, an dem sich
Deutschland seit zwei Jahren nur noch mit relativ gerin-
gem Einsatz beteiligt: mit einigen Soldaten in Dschibu-
ti zusétzlich zu den Besatzungen der P-3C ,,Orion®, die
aber einen hervorragenden Dienst leisten, wofiir ihnen
unser aller Dank gilt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die bisherigen Mandatsbegriindungen beschreiben
aulerdem regelmafig, dass, solange keine stabilen staat-
lichen Strukturen in Somalia bestiinden, ein weiterer Ein-
satz notig wire. Wann dieses Ziel erreicht werden soll,
ist bisher nicht absehbar. Ich hoffe, dass im Rahmen der
Ausschussberatungen noch niher auf diese Punkte ein-
gegangen wird.

Der Einsatz steht wie alle Aktivititen der Bundeswehr
vor dem Hintergrund der weiterhin schlechten Lage
der Ausriistung und Ausstattung. Man wird fast miide,
es stets zu wiederholen. Denn es war — Stand Dezem-
ber letzten Jahres — genau eine von fiinf P-3C ,,Orion*
einsatzbereit. Deutschland hat acht Systeme. Fiinf da-
von stehen zur Verfiigung. Ein System ist einsatzfihig.
Es wird aktuell im Rahmen von Atalanta eingesetzt. Die

Frage lautet also: Wie soll sich Deutschland an Einsétzen
wie Atalanta beteiligen, wenn das letzte einsatzbereite
Flugzeug nicht mehr fliegen sollte? Wie soll so dauerhaft
internationale Verantwortung iibernommen werden, die
in Zukunft auch von Deutschland getragen werden muss?
Das sind offene Fragen, die einer dem Mandat iiberge-
ordneten Ebene zuzuordnen sind.

Der langfristige Riickgang der Zahl der Pirateriefille
am Horn von Afrika ist ein groBer Erfolg der Operation
Atalanta. Die Seeraumiiberwachung und die internatio-
nale Kooperation schiitzen wirksam die Seewege und da-
mit auch Deutschlands Interessen, aller Kritik zum Trotz.

Der Uberweisung des Antrags der Bundesregierung
stimmt meine Fraktion zu. Ich freue mich auf die Dis-
kussion.

Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Christian Sauter. — Nichste Rednerin:
Kathrin Vogler fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Meine Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Vor 25 Jahren, am
21. April 1993, beschloss das Bundeskabinett zum ers-
ten Mal, Soldaten nach Somalia zu entsenden. Am 2. Juli
1993 stimmte eine Mehrheit aus Union und FDP im Bun-
destag diesem Auslandseinsatz zu. Ich finde, das ist ein
Anlass, sich einmal anzusehen, wie uns damals diese
Ausweitung des Auftrags der Bundeswehr schmackhaft
gemacht werden sollte und was heute aus diesem einen
ersten Einsatz geworden ist. Apropos ,,schmackhaft*: Ich
stand damals gemeinsam mit anderen Friedensaktivisten
in Bonn vor dem Bundeskanzleramt. Neben Schildern
und Transparenten hatten wir eine symbolische Salami
dabei, um darauf hinzuweisen, dass die Bevolkerung
scheibchenweise an eine massive Militarisierung der Au-
Benpolitik gewdhnt werden sollte. Genauso wie wir Frie-
densbewegte es befiirchtet haben, kam es. Es blieb nicht
bei diesem einen Einsatz. Heutzutage berét der Bundes-
tag beinahe jede Sitzungswoche iiber Auslandseinsatze.

Es gibt aber auch ecine gute Nachricht. Auch nach
25 Jahren ist die Bevdlkerung keineswegs mit diesen
Auslandseinsitzen einverstanden.

(Beifall bei der LINKEN)

Thre Salamitaktik hat zwar vielleicht eine gewisse Ge-
wohnung, aber keinesfalls Zustimmung erzeugen kon-
nen. Das ist ein Erfolg der Friedensbewegung und vieler
kritischer Geister in diesem Land, die sich kein X fiir ein
U vormachen lassen und die sich auch nicht einschiich-
tern lassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit Einschiichterung und Diffamierung haben Sie es
schon damals versucht, zum Beispiel Herr Schiuble, den
ich aus der Bundestagsdebatte von 1993 zitieren méchte:
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Wenn ich mir die Erbarmlichkeit der diesjdhrigen
sogenannten Ostermarschierer noch einmal vor Au-
gen fiihre, muB ich sagen: Etwas Schibigeres hat es
in diesem Lande schon lange nicht mehr gegeben.

(Marianne Schieder [SPD]: Was haben wir
denn fiir ein Thema heute, Frau Kollegin?)

So Herr Schéauble! Wissen Sie, was ich schdbig finde:
Wenn eine herrschende Elite versucht, den Menschen
ihren Friedenswillen auszutreiben, um die Profite der
Riistungsindustrie zu sichern, und das auch noch als hu-
manitdre MaBinahme verkauft, ist das schibig.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Fritz
Felgentreu [SPD]: Zu Somalia, bitte!)

Damals sollten die Soldaten in Somalia englische
Blauhelme unterstiitzen. Diese kamen allerdings nie an.
So verwandelte man den Einsatz rasch in einen Werbe-
feldzug. Wir bekamen gezeigt, wie die Soldaten Brun-
nen, Krankenhduser und Schulen bauten. Der ,,Spiegel*
schrieb dazu treffend:

Soldaten, die Hungernde fiitterten, Kranke ver-
sorgten, Schwache beschiitzten — konnte es eine
verlockendere Vorstellung geben als die von einem
gutmiitigen Weltgendarmen, der den Bedringten zu
Hilfe eilt?

Nicht gezeigt wurde aber, was nach dem Einsatz mit den
Brunnen, den Schulen und den Krankenhéusern passier-
te.

(Marianne Schieder [SPD]: Sind Sie sicher,
dass Sie die richtige Rede haben?)

Sie versandeten, sie wurden zerstort oder vermint. Die
Bundeswehr ist nun einmal keine Entwicklungsorgani-
sation.

(Beifall bei der LINKEN)

Niemals wird von der Regierungsseite ernsthaft darii-
ber diskutiert, was man hiétte vielleicht anders machen
konnen. Selbst dann, wenn man mit dem militdrischen
Einsatz ganz und gar nicht weiterkommt, wie es in So-
malia der Fall ist, zichen Sie niemals in Erwigung, dass
vielleicht der ganze Ansatz falsch sein konnte. Das ist
der Fehler.

(Beifall bei der LINKEN)

Der siebenmonatige Propagandafeldzug vor 25 Jah-
ren kostete ganze 164 Millionen Euro. Uber 17 Milliar-
den Euro haben die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler
seither flir die Auslandseinsétze der Bundeswehr ausge-
geben. Da frage ich Sie: Ist die Welt dadurch sicherer,
friedlicher, gerechter geworden? Ist wenigstens Somalia,
wo immer noch jedes achte Kind vor dem fiinften Le-
bensjahr stirbt, heute ein besserer Ort zum Leben? Das
konnen Sie doch nicht ernsthaft behaupten.

(Beifall bei der LINKEN)

Solange die reichen Staaten wie Deutschland sich
immer wieder dazu entscheiden, mehr in Riistung und
Militir als in Bildung, Gesundheit und wirtschaftliche
Entwicklung zu investieren, solange Heckler & Koch,
Rheinmetall, Krauss-Maffei Wegmann, Liirssen Werft

und wie sie alle heiflen weiter mit Riistungsexporten in
Kriegsgebiete blutige Euros scheffeln kdnnen, so lange
wird Die Linke gegen diesen Irrsinn Widerstand leisten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kathrin Vogler. — Néchster Redner:
Ottmar von Holtz fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ottmar von Holtz (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Operation Atalanta hat tatséchlich zwei Seiten:
Kurzfristig sichert sie die Hilfslieferungen, auf die die
Menschen in Somalia, aber auch in Athiopien, im Jemen
und im Siidsudan angewiesen sind;

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Seit zehn Jah-
ren!)

aber mittelfristig hat sie keinen Effekt auf die Ursachen
der Pirateriekriminalitdt. Nachdem die Anzahl der Vor-
falle vor der Kiiste Somalias in den letzten Jahren sehr
niedrig war, ist sie im vergangenen Jahr wieder deutlich
gestiegen. Bislang sind diese Anschlidge zwar glimpflich
verlaufen, aber sie lassen doch schon befiirchten, dass es
schlimmer kommen konnte.

Die Griinde fiir den erneuten Anstieg der Piraterie
sind klar: fortdauernde Korruption, schwache staatliche
Strukturen in Somalia, Einfluss von islamistischen Grup-
pierungen, die Schwemme an Waffen in der Region. Die
Hungerkrise am Horn von Afrika treibt zusitzlich Men-
schen in die Kriminalitét. Vor diesem Hintergrund ist der
Einsatz der Bundeswehr vor der Kiiste Somalias genau
genommen lediglich eine Symptombekédmpfung. Es ist
kein Beitrag fiir eine nachhaltige Lésung. Man kann jetzt
zwar sagen: ,,Ja gut, das ist besser als nichts“, aber dann
muss es von anderen Mallnahmen flankiert werden und
Teil einer umfassenden, ganzheitlichen Strategie werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Herr Tauber, Sie haben eine Strategie angesprochen. Sie
soll bis Ende 2020 stehen; aber bis Ende 2020 ist es tat-
sdchlich noch sehr weit hin.

Und dann die Sache mit dem Einsatz an Land. Das
Mandat sieht Einsdtze an Land vor. Die Bundeswehr
diirfte bis zu 2 Kilometer weit im Inland gelegene logis-
tische Einrichtungen der Piraten angreifen. Das ist doch
keine rein maritime Mission mehr.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN sowie der Abg.
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Das hat auch Eskalationspotenzial. Das ist auch einer
der Griinde, warum viele meiner Fraktionskolleginnen
und -kollegen dem Mandat in der Vergangenheit nicht
zustimmen konnten. Wiére ich Pirat, wiirde ich meine lo-
gistische Einrichtung 3 Kilometer weit ins Landesinnere
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legen. Herr Roth, streichen Sie endlich diesen sinnlosen
Landeinsatz aus dem Mandatstext.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Thomas Hitschler [SPD]: Gott sei Dank sind
Sie kein Pirat!)

Fatal fiir die Gesamtstrategie ist die somalische Auf-
ristung mit deutschen Waffen. Die Waffen gelangen un-
ter anderem iiber Lizenzfabriken in Saudi-Arabien und
im Iran dorthin. Hinzu kommen unendlich viele alte
Waffen in die Region, zum Beispiel aus den libyschen
Armeebestinden. Wir missen endlich mehr dafiir tun,
diese Waffen aus dem Verkehr zu ziehen. Das wire eine
nachhaltige und wirksame Mafinahme.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Gegen die Piraterie vor der Kiiste Somalias braucht
es eine Strategie zur Bekdmpfung der Ursachen, bei-
spielsweise gegen die Raubfischerei in den somalischen
Gewidssern, gegen die illegale Miillverklappung in den
Fischereigebieten. Vor allem muss der Friedensprozess
in Somalia vorangetrieben werden. Die Menschen dort
brauchen eine Lebensperspektive. Das ist das Einzige,
was wirklich hilft.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Piraterie kann nicht nur mit militdrischen In-
strumenten bekdmpft werden. Etwa 7 Millionen Men-
schen — Herr Tauber, Sie sprachen von 6 Millionen; die
tatsdchliche Zahl ist eigentlich unerheblich, es sind sehr
viele — leiden an Hunger, die Hilfte der Bevolkerung.
Wir miissen die Entwicklungszusammenarbeit ausbauen.
Die bisherigen Projekte sind zwar gut, erreichen aber bei
weitem nicht genug Leute und werden zusétzlich durch
Diirre und Hungersnot oftmals zunichtegemacht. Im
Fliichtlingslager Dadaab im Nachbarland Kenia leben
250 000 Somalier unter schweren Bedingungen. Digje-
nigen, die zurlickkehren, weil sie es dort nicht aushalten,
erwartet eine unsichere Zukunft. Wir konnen doch nicht
einfach dabei zusehen, wie sich die Riickkehrerinnen und
Riickkehrer vollig desillusioniert bald nach anderen Ein-
kommensquellen umsehen werden.

Meine Damen und Herren, der Mandatsverlangerung
sollte man zustimmen, wenn man der Sache mit den unsi-
cheren Wegen fiir die Hilfsgiiter ein besonderes Gewicht
beimisst. Ich habe aber auch groBes Verstindnis fiir alle
diejenigen, die der Verlangerung nicht zustimmen kon-
nen, weil es an der Gesamtstrategie fehlt und das Mandat
nicht zur Bekdmpfung der Ursachen der Piraterie bei-
tragt.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Ottmar von Holtz. — Nichster Redner:
Ingo Géddechens fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingo Gadechens (CDU/CSU):

Meine sehr verehrte Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ja, das, was der Staatsminister Roth und
der Parlamentarische Staatssekretdr Tauber hier gesagt
haben — Atalanta wirkt —, stimmt. Zehn Jahre sind wir im
Einsatz dort, und es war ein langer Weg. Die Praxis war
unterschiedlich. Es gab die Entwicklung von Safe Rooms
auf Handelsschiffen, von sogenannten Schutzrdumen.
Wir mussten mit unseren Boarding-Teams neue Metho-
den entwickeln, die piraterischen Skiffs aufzubringen.
Wir haben mit der Bundespolizei und der Bundeswehr
Best Practice zu der Frage entwickelt, wie unsere Han-
delsschiffe, aber auch die internationalen Handelsschiffe
sich auf dieser Route schiitzen kénnen.

Es war ein langer Weg, zehn Jahre. Ich habe die Dis-
kussion iiber das Atalanta-Mandat nahezu von Anbeginn
begleitet, nicht nur im politischen Raum, sondern mehr-
fach auch vor Ort: in Dschibuti bei den schwimmenden
und fliegenden Einsatzkréften unserer Bundeswehr.

Wir haben hier leidenschaftlich debattiert. Eigentlich
vermisse ich in dieser Debatte die Wortmeldung vom
Kollegen Strébele aus der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen — die wird es heute nicht geben —,

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Schade!)

in der er mir sagt, wie er es immer getan hat, wir mo-
gen doch die Ursachen der Piraterie bekdmpfen, wir
mogen doch endlich aufpassen, dass nicht irgendwelche
Fischtrawler die Kiiste vor Somalia leerfischen und der
arme somalische Fischer seinen Lebensunterhalt nicht
bestreiten kann.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— Ich freue mich, dass Sie applaudieren; das ist ndmlich
Bestandteil dieses Mandats.

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das war aber nicht seine Intention! Da
sollten Sie nicht Strobele zitieren!)

Wir observieren das Gebiet mit unserem Seefernaufkla-
rer, um genau diese Piraterie, die dort auch von interna-
tionalen Fischtrawlern betrieben wird, zu melden und zu
bekdmpfen, damit der somalische Fischer seine Lebens-
grundlage hat. Bitte teilen Sie das Herrn Strobele mit,
falls er jetzt nicht am Fernseher sitzt und meinen Wort-
beitrag genieft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Abschre-
ckung durch militdrische Prisenz ist ein Grund dafiir,
dass die Schiffe des Welterndhrungsprogramms — auch
das wurde erwihnt — den Hafen von Mogadischu sicher
erreichen konnen. Auch die Zahl ist schon genannt wor-
den: Uber 6 Millionen Menschen in Somalia sind auf die-
se humanitére Hilfe zwingend angewiesen.

Wir sind nicht allein in diesem Einsatz. Nicht nur EU-
und NATO-Einheiten, sondern auch Einheiten anderer
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Nationen beteiligen sich in diesem Atalanta-Verband, um
Piraterie einzuddmmen.

Meine Damen und Herren, ich sage das jetzt nicht,
weil das gern mal Applaus einbringt; ich sage das in
Richtung der Soldaten. Wenn es irgendwo auf der Welt
knallt oder kriselt, richtet sich der Fokus sehr schnell auf
diese Region, richtet sich der Fokus darauf: Was macht
unsere Bundeswehr dort eigentlich? Wenn die sogenann-
te Einsatzrealitit, die Einsatzroutine greift, dann ist dieser
Fokus sehr schnell wieder weg; dann reden wir im politi-
schen Raum manchmal von einem vergessenen Mandat.
Das Atalanta-Mandat ist im Deutschen Bundestag nicht
vergessen. Ich sage es nicht, weil es Applaus bringt, son-
dern ich sage es aus vollem Herzen: Ich danke all denen,
die dort am Horn von Afrika ihren Dienst schon geleistet
haben, heute leisten und zukiinftig leisten werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil die
Regierungsvertreter gute Griinde genannt haben und in
der Debatte diese Griinde auch wiederholt worden sind,
empfehle ich Thnen allen, diesem Mandat zuzustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Fritz Felgentreu [SPD])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Ingo Gédechens. — Christian Strobele
hat sich jetzt sicher gefreut, Ihnen zu lauschen. Ich bin
mir fast sicher, dass er das wirklich tut.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jetzt kommt nicht Strobele, sondern
Brandl!)

—Ja, aber er hat ja Christian Strobele genannt.

Letzter Redner in der Debatte: Dr. Reinhard Brandl
fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Am Ostersamstag, dem 31. Mérz, ist es zum letzten
Mal passiert: Vor dem Horn von Afrika haben Piraten
ein Schiff attackiert. Es war ein Rohdltanker aus Libe-
ria. Zwei Skiffs mit hoher Geschwindigkeit versuchten,
das Schiff zu kapern. Die Mannschaft des Schiffs hat sich
erfolgreich gewehrt und konnte die Piraten in die Flucht
schlagen.

Am 22. Februar lief es d4hnlich ab: Ungefidhr 1 500 Ki-
lometer siidlich — an der Kiiste vor Mogadischu — er-
wischte es einen Tanker aus Singapur, und im November
war gleich in der Néhe ein Containerschiff aus Panama
an der Reihe. Auch da hat die Mission Atalanta mit ein-
gegriffen.

Meine Damen und Herren, solche Vorfille sind bei
weitem nicht mehr so zahlreich wie 2011. Es gab damals
176 Angriffe auf Schiffe und 25 Schiffsentfithrungen.

Dagegen sind das, was wir im Moment erleben, nur noch
Einzelfille. Trotzdem: Die Gefahr der Piraterie ist immer
noch da. Dass es weniger geworden ist, hat zwei wesent-
liche Griinde. Erstens — der Kollege Gidechens hat es
bereits sehr fachkundig angesprochen — haben die Ree-
dereien mehr in die Sicherheit investiert, auch mit staat-
licher Hilfe. Die Best Management Practices sind schon
thematisiert worden.

Der zweite Grund ist die Mission Atalanta. Seit 2011
sind wir mit dabei; seit 2008 besteht eine stindige milita-
rische Présenz im Indischen Ozean. Das Seegebiet wird
auch von uns liberwacht, und es kann im Ernstfall einge-
griffen werden.

Natiirlich konnten wir, nachdem die Piraterie zuriick-
gegangen war, auch unsere Priasenz vor Ort reduzieren.
Wir sind zwar seit 2016 nicht mehr mit einem Schiff dort,
es macht aber noch Sinn, dort prasent zu sein: erstens, um
das, was wir an Sicherheit auf den Seewegen erreicht ha-
ben, nachhaltig zu sichern, zweitens, um auch gegen den
Terrorismus, gegen Menschenschmuggel oder illegalen
Waffenhandel vorzugehen. Es ist eine der geféhrlichsten
Regionen der Welt: das instabile Somalia auf der einen
Seite der Kiiste und auf der anderen Seite der Jemen mit
den Kriegshandlungen. Drittens — das ist hier auch schon
angesprochen worden — macht es auch aus wirtschaftli-
chem Interesse Sinn. Durch den Golf von Aden fahren
jedes Jahr 20 000 Schiffe. 90 Prozent des Handels zwi-
schen Europa, Afrika und Asien werden dariiber abgewi-
ckelt. Und ja, wir als Exportnation haben ein Interesse an
sicheren Seewegen, und mit unserem Beitrag zu Atalanta
leisten wir einen Beitrag zur Sicherheit auf den internati-
onalen Seewegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir tun es im Moment vorrangig mit unserem See-
fernaufkldrer, einem Flugzeug, das drei- bis viermal
die Woche abhebt, in der Region unterwegs ist und im
Auftrag von Atalanta verddchtige Bewegungen auf See
aufklart. Aber Deutschland leistet noch andere Beitrage,
die vielleicht nicht so im Licht der Offentlichkeit stehen.
Einen will ich beispielhaft dafiir, was die Marine leistet,
nennen.

Wir betreiben in Dschibuti eine hochmoderne Tau-
cherkammer. Wenn ein Tauchunfall passiert — das ge-
schieht meist dann, wenn ein Taucher zu schnell auf-
taucht und es dadurch zur Dekompressionskrankheit
kommt —, kann man in solchen Taucherkammern die ent-
sprechende Behandlung durchfiihren. Es ist die einzige
Kammer im Umkreis von mehreren Hundert Kilometern,
und immer wenn Partnernationen in Einsétze gehen, ver-
sichern sie sich, dass diese Kammer zur Verfiigung steht,
damit einem Taucher im Notfall geholfen werden kann.
Das kommt nur drei- bis viermal im Jahr vor, aber un-
ser Einsatz — die Bereitstellung der Kammer — wird hoch
geschitzt, und wenn ein Notfall eintritt, ist sie wirklich
lebensnotwendig.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen:
Atalanta ist ein erfolgreicher Einsatz. Der Einsatz liegt
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im deutschen Interesse. Wir leisten einen wichtigen Bei-
trag und wollen ihn auch weiterhin leisten.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Das ist schon!)

Ich bitte um Zustimmung und bedanke mich fiir Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Dr. Brandl. — Damit schliee ich diese
Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1596 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Sie sind sicher damit
einverstanden? — Dann ist die Uberweisung so beschlos-
sen.

Ich bitte, sehr ziigig die Plitze zu tauschen oder ein-
zunehmen, damit ich den nédchsten Tagesordnungspunkt
aufrufen kann.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Susanne
Ferschl, Sabine Zimmermann (Zwickau), Katja
Kipping, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE

Armut in Deutschland den Kampf ansagen

Drucksache 19/1687

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind
38 Minuten fiir die Aussprache vorgesehen. — Sie sind
damit einverstanden. Ich rufe die erste Rednerin erst auf,
wenn es hier ruhig ist. — Erste Rednerin in der Debatte fiir
die Fraktion Die Linke ist Katja Kipping.

(Beifall bei der LINKEN)

Katja Kipping (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Die erste
Tafel wurde 1993 gegriindet. Inzwischen gibt es 934 Ta-
feln. Dass es die Tafeln gibt, ist das Verdienst vieler Eh-
renamtlicher. Dass es die Tafeln in diesem Land braucht,
ist das Versagen aller bisherigen Bundesregierungen.

(Beifall bei der LINKEN — Marianne Schieder
[SPD]: Uijuijui! — Stefan Miiller [Erlangen]
[CDU/CSU]: Diese Rede haben Sie mindes-
tens schon zehnmal gehalten!)

Ja, auch diese Bundesregierung aus Union und SPD
betreibt beim Kampf gegen Armut Arbeitsverweigerung.
Ich sage es einmal so: Wenn ein Hartz-IV-Betroffener bei
der Suche nach Arbeit so wenig Einsatz zeigen wiirde
wie diese Regierung beim Kampf gegen Armut, er wire
schon ldngst mit einigen Sanktionen belegt und sein Ar-
beitslosengeld 11 wire wahrscheinlich um mindestens
60 Prozent gekiirzt, wenn nicht gar gestrichen worden.

(Beifall bei der LINKEN — Matthias W.
Birkwald [DIE LINKE]: Traurig, aber wahr!)

Halten wir fest: 16 Prozent, also 13 Millionen Men-
schen, sind hierzulande von Armut bedroht. Die Politik
reagiert auf diesen Missstand sehr unterschiedlich. Es
gibt einzelne Minister wie Jens Spahn, die Arme beleh-
ren, dass man mit dem Geld doch gut iiber die Runden
kommt — als ob er eine Ahnung davon hétte, wie man mit
416 Euro im Monat iiber die Runden kommt, und wehe,
die Waschmaschine geht kaputt.

Die Neoliberalen spielen Arme ohne Arbeit und Arme
mit Arbeit gegeneinander aus, als ob ein Niedriglohnbe-
troffener auch nur einen Cent mehr in der Tasche hét-
te, wenn der Hartz-1V-Regelsatz gezielt kleingerechnet
wird. Das Gegenteil ist doch der Fall.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die ganz Rechten reden den Armen ein, man miisse
nur alle Ausldnder abschieben, dann wiirde wieder Wohl-
stand fiir alle herrschen. Als ob die arme Rentnerin nur
einen Cent mehr in der Tasche hitte, wenn Gefliichtete
in Kriegsgebiete abgeschoben werden. Tatsache ist doch:
Wir hatten schon viel zu niedrige Renten und viel zu
niedrige Lohne, bevor die Gefliichteten gekommen sind.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir Linke sagen hingegen klar: Eine Gesellschaft, in
der alle Menschen garantiert vor Armut geschiitzt sind,
ist machbar. Dieses Parlament miisste nur die richtigen
sozialen Alternativen umsetzen. Damit meine ich nicht
die MaBlnahmen, die Thnen Thre Freunde von Goldman
Sachs, also die Lobby der Finanzspekulation, einreden
mdchten.

Sicherheit vor Kinderarmut ist moglich, zum Beispiel
durch eine Kindergrundsicherung, die alle Kinder garan-
tiert vor Armut schiitzt. Mit einem breiten Biindnis strei-
ten wir dafiir; denn jedes Kind hat das Recht auf einen
guten Start ins Leben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sicherheit vor Armut ist moglich, wenn wir das
Hartz-IV-Sanktionssystem abschaffen und durch gute
Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung in Hoéhe
von 1 050 Euro ersetzen.

Sicherheit vor Altersarmut ist moglich, wenn wir das
Rentenniveau erhohen und eine solidarische Mindestren-
te in Hohe von 1 050 Euro als unteres Sicherheitsnetz
einfiihren.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Sicherheit vor Armut ist finanzierbar. Wir miiss-
ten nur den Mumm haben, Millionenerbschaften und Ge-
winne aus Finanzspekulationen stdrker zu besteuern. Die
Frage ist doch: Will man weiter Milliondrserben beschiit-
zen, oder will man endlich Millionen in diesem Lande
vor Armut schiitzen? Wir Linke haben uns entschieden:
Wir sagen der Armut den Kampf an.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Katja Kipping. — Nichster Redner:
Stephan Stracke fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):

Grifl Gott, Frau Prdsidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Wir als Union sind beim Kampf
gegen Armut sehr erfolgreich; denn unsere Antwort auf
Armut ist Arbeit — Arbeit, durch die man in der Lage ist,
sein Leben selbst zu bestreiten. Deswegen haben wir
uns als Koalition das Ziel gesetzt, Vollbeschéftigung in
Deutschland zu schaffen. Die Vergangenheit gibt uns
hierbei recht: Seit 2005 sind Tag fiir Tag tiber 500 Men-
schen weniger arbeitslos und tiber 1 350 Menschen mehr
sozialversicherungspflichtig tétig. Das ist ein groB3er Er-
folg, den wir uns in keinster Weise von den Sozialpopu-
listen schlechtreden lassen, die diese Fakten letztendlich
einfach nur negieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Direkt am Thema vorbei!)

Unser Anspruch ist, alle Menschen mitzunehmen.
Jeder und jede ist wichtig, keiner darf zuriickbleiben.
Das gilt insbesondere fiir die Langzeitarbeitslosen. Wir
wollen Menschen, die sehr lange arbeitslos sind, Tritt-
festigkeit im Leben wiedergeben und Perspektiven auf
dem Arbeitsmarkt eroffnen. Die Linke — Frau Kollegin
Kipping hat es wiederholt — schldgt eine sanktionsfreie
Mindestsicherung in Hohe von ungeféhr 1 500 Euro brut-
to vor.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein,
1 050, Herr Kollege! 1 050 sind keine 1 500!)

—Ja, 1 500 Euro brutto, aber netto stehen 1 150 Euro bei
euch im Antrag.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Nein!)
— Steht halt so drin. — Aber letztendlich ist es wurscht.

Es klingt zunéchst einmal sympathisch, wenn man sa-
gen kann: Na ja, wir werden beschiitzt. Es sorgt jemand
fiir uns, und wir haben den Ubergang geschafft von der
Notwendigkeit, einer Arbeit nachzugehen, zu der Mog-
lichkeit, in das Reich der Freiheit in diesem Bereich zu
kommen; denn es kommt nicht mehr darauf an, ob ich
arbeiten gehe oder nicht. — Was dahintersteckt, ist eine
Entkopplung der Existenzsicherung vom Arbeitsmarkt.
Letztendlich bedarf es iiberhaupt keiner Bereitschaft
mehr, einer zumutbaren Arbeit nachzugehen. Hier ma-
chen Sie im Hinblick auf die Betroffenen auch sozialpsy-
chologisch einen Riesenfehler. Hilfe zur Selbsthilfe wird
verkehrt in eine Verfestigung von Abhéngigkeit. Das ist
die Folge der Ideen, die Sie in diesem Bereich haben.

Wir tun uns insgesamt nichts Gutes, wenn wir nichts
mehr voneinander fordern und erwarten. Herr iiber das
eigene Leben zu sein, selbstbestimmt zu sein und selbst-
bestimmt einer Arbeit nachzugehen, das fiir jeden zu er-
reichen, sollte unser gemeinsames Ziel sein wie auch, die
Potenziale des Einzelnen anzuschauen, zu wecken und
zu heben. Das ist das Programm von Union und SPD.

Daran arbeiten wir, wie ich meine, sehr erfolgreich; denn
nach den Zahlen der Bundesagentur fiir Arbeit beispiels-
weise haben Menschen, die bis zu drei Jahre ohne Job
sind, tatsdchlich gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt.

Wir kiimmern uns mit dem Bundesprogramm ,,Sozi-
ale Teilhabe am Arbeitsmarkt™ auch um diejenigen — es
sind um die 150 000 —, die sehr arbeitsfern sind. Auch
fiir die tibrigen 700 000 Menschen bedarf es noch mehr
Betreuung und Unterstiitzung nach dem Grundsatz des
Forderns und Forderns. Ziel muss immer die Integration
in den Arbeitsmarkt sein und keine Daueralimentierung,
so wie es Die Linke will, und auch kein dauerhaftes Ab-
schieben in einen Scheinarbeitsmarkt ohne Perspektive.
Deswegen halten wir am System der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende fest.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fast auf den Tag genau vor einem Jahr, meine sehr
verehrten Damen und Herren, wurde der Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung vorgelegt. Zen-
trales Ergebnis ist: Deutschland geht es gut wie nie. So-
zialtransferleistungen senken deutlich das Armutsrisiko
fiir die Menschen. Der Sozialstaat in Deutschland wirkt.
Das ist Unionspolitik.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage von der Fraktion der
Linken?

Stephan Stracke (CDU/CSU):

Herzlich gerne. Meine Redezeit wire jetzt nimlich ab-
gelaufen; insofern kann ich noch wunderbar verlangern.
Vielen Dank, Herr Birkwald.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Président. — Vielen Dank, Herr
Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie haben
eben insinuiert, Deutschland ginge es gut und das wiir-
de sich auf alle bezichen. Niemand stellt in Abrede, dass
es vielen Menschen gliicklicherweise gutgeht; das soll
auch so bleiben. Aber immer mehr Menschen geraten in
Armut. Ich will IThnen das am Beispiel der Altersarmut
gerne einmal aufzeigen.

Die Zahlen, die ich nenne, sind nicht etwa ein Jahr
alt, sondern sie stammen aus einer aktuellen Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linken. Es
sind also Zahlen der Bundesregierung. Wenn man sich
diese Zahlen anschaut, dann stellt man fest, dass sowohl
nach dem Messinstrument Mikrozensus — das ist die of-
fizielle Grundlage Threr Armutsrisikoberechnung — wie
auch nach der europdischen Berechnungsgrundlage, EU-
SILC, wie auch nach dem Sozio-oekonomischen Panel
festzuhalten ist, dass Menschen, die ilter als 65 Jahre
sind, vom Jahr 2007 bis zum Jahr 2014 deutlich drmer
geworden sind. Fiir sie sind die Armutsrisikoquoten deut-
lich gestiegen.

Jetzt will ich Thnen die Zahlen dazu, wer in diesem
Land arm ist, einmal vortragen. Arm ist ein alleinleben-
der Mensch in einem Haushalt nach Mikrozensus, wenn
er oder sie weniger als 969 Euro im Monat zur Verfiigung

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2387

Matthias W. Birkwald

hat, nach dem Sozio-oekonomischen Panel, wenn er oder
sie weniger als 1056 Euro zur Verfiigung hat, und nach
EU-SILC, wenn er oder sie weniger als 1064 Euro zur
Verfiigung hat. Nach der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe liegt die Grenze bei 1189 Euro. Wenn wir
diese Zahlen einmal arithmetisch mitteln, dann kommt
heraus: Wer alleine in diesem Land lebt und weniger als
1069 Euro und 50 Cent zur Verfiigung hat, ist als arm
oder von Armut bedroht zu bezeichnen.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

So, jetzt miisste der Kollege bald antworten.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):

Ich komme zum Schluss, Herr Prisident. — Nach die-
sen Daten, die mir die Bundesregierung geliefert hat,
steigt die Armutsgefdhrdung der dlteren Menschen und
auch vieler anderer — aber ich habe jetzt einmal ein Bei-
spiel gebracht — von Jahr zu Jahr. Was sagen Sie denn
dazu? Und sagen Sie mir bitte: Wie wollen Sie diese Ar-
mutsgefahrdung mit Threr Politik denn tiberhaupt bewél-
tigen konnen? Ich sehe da keinen Ansatz.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Stephan Stracke (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Kollege Birkwald, das ist ja wieder
ein Beispiel dafiir, dass im Zuge der Frage nach der Ar-
mutsquote die Frage nach der Gefahrdung durch Armut
sofort mit Armut gleichsetzt wird. Das ist ja nicht einmal
wissenschaftlich korrekt, was Sie vortragen. Man darf
das ndamlich nicht gleichsetzen. Es handelt sich bei dem,
was Sie vorgetragen haben, um die Gefihrdung durch
Armut. Und ich finde, dass es nicht skandalisierungsfa-
hig ist, wenn jemand so viel Geld durch Arbeit verdient,
wie Sie das beispielsweise tun.

Der Einzelne, der von Armut betroffen ist, ist darauf
angewiesen, dass er Unterstiitzung bekommt, etwa durch
aufstockende Leistungen oder anderes mehr. Genau da
hilft der Sozialstaat. Unser Ziel muss es doch sein, gera-
de den Risikogruppen, die wir in diesem Bereich schon
so oft beschrieben haben, also gerade Alleinerziehenden,
Migranten, Langzeitarbeitslosen, weiterhin gute und
noch bessere Perspektiven zu erdffnen. Und genau das
tun wir.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ich
habe gerade iiber Rentner geredet!)

Wir sehen, dass es oftmals an mangelnder Qualifikation
liegt. Mangelnde Qualifikation und Armutsrisiko sind
Zwillingsbriider. Genau dort setzt diese Bundesregie-
rung, diese Koalition an. Wir wollen das iiber praventi-
ve Mallnahmen verhindern, indem wir alles Menschen-
mogliche dafiir tun, dass es nicht zu Armut kommt, und
setzen nach dem Motto des Forderns und Forderns an.
Deswegen sind die Instrumente, die wir haben, sehr gut.

Herzliches Dankeschon, Herr Birkwald.

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthias W.
Birkwald [DIE LINKE]: Keine Antwort! —
Weitere Zurufe von der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der néchste Redner ist der Kollege Martin Sichert fiir
die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):

Herr Prisident! Meine Damen und Herren! Was wir
hier vorgelegt bekommen, ist fast alles alter Kise, den
wir in diesem Jahr schon in einem anderen Antrag der
Linken gelesen haben. Das Schlimmste an dem Antrag
ist aber: Sie wollen lauter Wohltaten verteilen, ohne zu
erklaren, wie das finanziert werden soll.

Stellen Sie sich einmal vor, Thr Partner kommt zu Ih-
nen und sagt: Schatz, ich habe so ein tolles Haus gese-
hen. — Dann sagen Sie doch nicht einfach: ,,Super, kauf
das einfach®,

(Zurufe von der LINKEN)

sondern kldren erst einmal die Finanzierung. Hier wol-
len Sie aber Massen an Geld, das Thnen nicht gehdrt, mit
beiden Hianden ausgeben. Das ist schlicht unanstandig.

(Beifall bei der AfD)

Ich weil} nicht, wie viele Mérchen Sie gelesen haben;
aber Geld wichst in Deutschland weder auf Baumen,
noch gibt es Esel, die Goldtaler fallen lassen. Vielmehr
muss das Geld hart von der arbeitenden Bevdlkerung
verdient werden, bevor es ausgeben werden kann.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Genau!
Sie reden wie die FDP!)

Auch Sie von der Linken, sollten sich bewusst machen,
dass Sie hier auf diesen bequemen Stithlen nur deshalb
hin- und herschaukeln und sich aufregen konnen, weil
die Biirger das mit ihren Steuern und Abgaben bezahlen.

(Beifall bei der AfD — Zurufe von der LIN-
KEN)

Wenn Sie hier Geld so freiziigig verteilen, dann spie-
len Sie damit die Bediirftigen gegen die hart arbeitenden
Menschen aus, dann spalten Sie diese Gesellschaft.

(Beifall bei der AfD — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Das ist volliger Unsinn!)

Das ist armselig, und das ist einer Debatte {iber das wirk-
lich dringende Thema Armut nicht wiirdig. Das einzig
Brauchbare an Threm Antrag ist leider nur der Titel ,,Ar-
mut in Deutschland den Kampf ansagen®.

Die Armut wichst auch deswegen, weil Leute wie
Sie der Meinung sind, man miisse angeblichen deut-
schen Reichtum umverteilen. Wenn Sie vom Reichtum
sprechen, der verteilt werden soll, dann fiithren Sie eine
Scheindebatte; denn der Medianwert des Vermogens ist
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in keinem anderen Land des Euro-Raums geringer als in
Deutschland.

(Zurufe von der LINKEN)

Das durchschnittliche Vermdgen ist in Zypern beispiels-
weise dreimal so hoch; selbst in Spanien ist es noch
eineinhalbmal so hoch. Das liegt auch daran, dass die
Steuer- und Abgabenlast, die Sie immer weiter erh6hen
wollen, in Deutschland inzwischen schon eine der hochs-
ten weltweit ist. Wenn man den Menschen wéhrend ihres
Arbeitslebens so viel Geld abkndpft und sogar noch die
Rente besteuert, dann bleibt vielen keine Moglichkeit,
fiir Notfalle selbst vorzusorgen. Wenn viele nicht mehr
selbst vorsorgen konnen und staatliche Hilfe erst dann
bekommen, wenn ihr eigenes Vermdgen aufgebraucht
ist, dann verarmen folglich immer mehr Menschen.

Reden wir mal Klartext in diesem Hohen Haus: Der
Hauptgrund fiir die zunehmende Armut in Deutschland
ist die EU.

(Lachen bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Marianne
Schieder [SPD]: Als Nachstes dann die
Fliichtlinge!)

Fiir viele von Thnen — das zeigt auch dieses Geldchter —ist
dieses Hohe Haus nur ein verlangerter Arm von Briissel.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Was haben Sie
fiir verschrobene Ideen?)

Aber ich mochte Sie daran erinnern: Dies ist der Deut-
sche Bundestag, und unsere Aufgabe ist es zunéchst ein-
mal, die Armut im eigenen Land zu bekédmpfen, anstatt
Menschen aus der ganzen Welt unsere Sozialleistungen
zu gewéhren.

(Beifall bei der AfD — Widerspruch bei der
LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Deutschland braucht ein Ende der Nullzinspolitik, da-
mit die Menschen wieder fiir ihr Alter vorsorgen kdnnen.
Deutschland braucht ein Ende des Euro, der jedes Jahr
Abermilliarden an Wohlstand vernichtet. Deutschland
braucht ein Ende der angeblichen Arbeitnehmerfreizii-
gigkeit, dank der jeder Scheinarbeitnehmer aus Osteu-
ropa ins deutsche Sozialsystem einwandern kann. Und
Deutschland braucht einen Ausstieg aus internationalen
Zuwanderungsregelungen, die unserem Land ebenfalls
nur massenhafte Einwanderung ins Sozialsystem besche-
ren.

(Marianne Schieder [SPD]: Jessas na!)

Wir konnten locker die Abgaben und Steuern deutlich
senken und zeitgleich das Rentenniveau auf 60 Prozent
anheben. Wir miissten nur Europa und der Welt klarma-
chen, dass wir nicht weiter bereit sind, in diesem Hohen
Hause Regelungen umzusetzen, die unseren Wohlstand
vernichten.

(Beifall bei der AfD)

Sie fragen sich doch so oft, wieso Menschen die AfD
wihlen.

(Marianne Schieder [SPD]: Die haben Sie
noch nicht gehort!)

Ich will es Thnen gerne mal erkldren: weil die arme Rent-
nerin aus dem Bayerischen Wald zu Recht sauer ist, wenn
sie auf den Bus warten muss, der dreimal am Tag kommt,
wihrend die Asylbewerber nebenan auf Staatskosten mit
dem Taxi abgeholt werden,

(Widerspruch bei der SPD, der LINKEN und
dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

und weil einfache Arbeitnehmer oftmals schauen miis-
sen, wie sie am Ende des Monats noch ihre Familie er-
ndhren, wihrend Clans wie die Goman Sozialleistungen
in so groflem Stil abzocken, dass sie sich sogar einen gan-
zen Fuhrpark von Luxusautos leisten kdnnen, und weil
es Menschen wie in Duisburg-Marxloh unfassbar finden,
dass der Staat es zuldsst, dass der Wert ihrer Immobili-
en ins Bodenlose sinkt, weil die im Rahmen der euro-
paischen Arbeitnehmerfreiziigigkeit neu zugewanderten
Nachbarn nicht arbeiten, sondern ihren Miill auf die Stra-
Be werfen und der ganze Stadtteil zur No-go-Area wird.

(Beifall bei der AfD — Zurufe der Abg.
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Wir haben, um das mal klar zu sagen, mit unseren So-
zialleistungen Menschen nach Marxloh gelockt, die mit
ihrem Verhalten dafiir gesorgt haben, dass es dort nun
Kakerlaken- und Rattenplagen gibt. Das ist nicht nur un-
sozial, sondern auch mit dem im Grundgesetz veranker-
ten Recht auf Eigentum unvereinbar.

(Marianne Schieder [SPD]: Haben Sie schon
einmal etwas von geistiger Armut gehort? —
Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Das ist widerlich, was Sie da sagen!)

Die Menschen fiihlen sich zu Recht von Thnen allen im
Stich gelassen; denn anstatt ihre berechtigten Klagen an-
zuhoren — das sieht man auch heute hier wieder —, ver-
suchen Sie, jede Diskussion mit der Rassismuskeule tot-
zuschlagen.

(Beifall bei der AfD — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Sie sind das beste Beispiel! —
Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Das ist einfach
widerlich!)

Ja, es ist unsere Pflicht, der Armut in Deutschland den
Kampf anzusagen. Das beste Rezept, um die Armut zu
bekdampfen, ist, dass der Bundestag endlich nicht mehr
wie ein willfahriger Erfiillungsgehilfe Briissels agiert,
sondern wie ein souverdnes Parlament flir die Interessen
des deutschen Volkes. Daher fordern wir Sie auf: Kehren
Sie von Threm Irrweg der Vergangenheit um! Handeln
Sie endlich in diesem Sinne!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Sven Lehmann [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Peinliche Rede! —
Uwe Schummer [CDU/CSU]: Wie peinlich!)

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2389

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fiir die SPD-Fraktion spricht nun die Kollegin Daniela
Kolbe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Daniela Kolbe (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Geschitzte Kolleginnen
und Kollegen! Ich finde es sehr wichtig, iiber Armut zu
reden. Aber Sie gestatten mir, dass ich es etwas anders
angehe, als gerade gehort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Marianne
Schieder [SPD]: Ein bisschen seridser!)

Ich habe mich gefreut, dass das Thema auf der Tages-
ordnung steht. Ich war allerdings enttduscht beim Lesen
des Antrages; denn ich finde, dass er leider sehr viele Kli-
schees erfiillt, die man von einem Antrag der Linken er-
warten wiirde. Es ist eine sehr holzschnittartige Analyse,
die Sie hier vorbringen. Kurz gefasst: Alles ist schlecht.
Man muss nur ganz viel Geld in die Hand nehmen, und
dann ist das Problem geldst. — Das passt dann zwar auf
knapp zwei Seiten, aber das wird dem Problem kaum ge-
recht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Noch einmal: Wir haben ein Problem mit Armut in
unserem Land, einem Land, dem es im Durchschnitt ex-
zellent und sehr gut geht.

(Martin Sichert [AfD]: Im Durchschnitt!)

Aber im Durchschnitt war der Teich einen halben Meter
tief, und der Gaul ist trotzdem ersoffen. Wer mit offenen
Augen und mit offenem Herzen durch dieses Land geht,
sieht die Probleme, und er sieht sie auch so stark, dass
man sie eigentlich nicht ignorieren kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ja, wir haben einen sehr leistungsstarken Sozialstaat,
der versucht, Armut abzufedern, Armut zu verhindern.
Thn miissen wir uns aber immer wieder anschauen, und
an ihn miissen wir immer wieder mit kleinen und grof3en
Reformen herangehen. Ich will Thnen einige Beispicle
nennen — sie sind ldngst nicht abschlieBend —, bei denen
wir als SPD Nachbesserungsbedarf sehen.

Wir haben ein Bildungs- und Teilhabepaket, damit
Kinder, deren Eltern es sich nicht leisten konnen, teil-
haben konnen, etwa dass sie mit zur Klassenfahrt fahren
konnen, dass sie Nachhilfe oder eben auch ein Mittages-
sen bekommen konnen. Wenn man sich die Zahlen an-
schaut — sie sind sehr schwer zu fassen —, dann sieht man,
dass langst nicht jedes Kind, das berechtigt wire, von
diesen Leistungen profitiert. Das hat extrem viel damit
zu tun, wo das Kind lebt und einen wie grof3en Zettelsta-
pel man ausfiillen muss. Es scheint also damit zu tun zu
haben, wie die Verwaltung das handhabt, also dass es viel
zu oft sehr kompliziert ist, an diese Leistungen zu kom-
men. Ich finde es gut, dass wir als SPD ein MaBnahmen-

paket gegen Kinderarmut auf den Weg bringen werden,
das auch umfasst, dass wir das Bildungs- und Teilhabe-
paket vereinfachen, zum Beispiel beim Anspruch auf
Mittagessen. Das tun wir dank der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfahigen Sozialstaat. Wir
zahlen Menschen Grundsicherung im Alter, wenn deren
Rente nicht ausreicht. Aber ich zumindest kenne viele
Menschen, die beantragen sie gar nicht, weil sie sich
schdamen oder weil sie Angst haben,

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Genau! Ver-
deckte Armut! — Weiterer Zuruf von der LIN-
KEN: Dariiber sollten wir auch einmal reden!)

dass sie dann Versicherungen wie ihre Sterbeversiche-
rung auflésen miissen, sie aber ihren Kindern nicht zur
Last fallen wollen, wenn sie versterben. Diese verdeck-
te Armut ist beschdmend, ebenso wie der Fakt, dass es
vielfach Menschen betrifft, die ihr Leben lang, die jahr-
zehntelang gearbeitet haben. Fiir uns muss doch gelten:
Wer sein Leben lang gearbeitet hat, muss mehr haben als
derjenige, der nie gearbeitet hat, und er muss in Wiirde
leben konnen.

(Beifall bei der AfD — Dr. Gtz Fromming
[AfD]: Das AfD-Wahlprogramm!)

Wir werden eine Grundrente einfiihren — dank der
SPD -,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Das ist keine Grund-
rente!)

auch wenn wir uns iiber die Ausgestaltung hier im Ho-
hen Haus mit Sicherheit streiten werden und womdglich
auch innerhalb der Koalition. Aber noch einmal: Dank
der SPD werden wir eine solche Grundrente einfiihren.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfahigen Sozialstaat. Jeder
Mensch hat einen Anspruch auf Existenzsicherung. Wir
versuchen, die Menschen zu fordern, sie in Arbeit zu
bringen. Aber wir sehen: Ganz viele bleiben in der Lang-
zeiterwerbslosigkeit. Wir bekommen sie einfach nicht
heraus. — Ich verwende das Wort ,,stolz selten, aber ich
bin stolz darauf, dass wir als SPD 4 Milliarden Euro zur
Verfligung stellen

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Der Bund
finanziert!)

und endlich den Passiv-Aktiv-Tausch ermoglichen wer-
den, um diese Menschen zukiinftig in Arbeit zu bringen
und nicht in MaBnahmen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfahigen Sozialstaat mit ganz
tollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Jobcen-
tern, die aber manchmal zu Hause oder im Bekannten-
kreis gar nicht verraten, wo sie arbeiten. Wir verschicken
mittlerweile Bescheide teilweise als Pidckchen, weil sie
so dick und so kompliziert sind, dass sie wirklich keiner
mehr versteht.
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Das sind Debatten, die iiber die dreieinhalb Jahre hi-
nausgehen, die vor uns liegen; diese wird die SPD aber
fiihren, weil wir glauben, dass wir uns den Sozialstaat ge-
nau ansehen miissen und in Teilen mit den Prinzipien von
Hartz IV brechen miissen. Wir werden diese Debatte als
SPD fiihren. Dabei werden Konzepte herauskommen, die
sicher lidnger als zwei Seiten sind, aber sie werden viel
mehr Gutes tun als der Zwei-Seiten-Antrag der Linken,
iiber den wir heute hier diskutieren.

Danke fiirs Zuhoren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der nichste Redner fiir die FDP-Fraktion: Kollege
Pascal Kober.

(Beifall bei der FDP)

Pascal Kober (FDP):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es
ist ja nicht so, dass es in Deutschland keine sozialen He-
rausforderungen gébe. Aber Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen der Linken, reden in Threm Antrag die Situa-
tion, die soziale Wirklichkeit in unserem Land, deutlich
schlechter, als sie ist. Wenn Sie die Wirklichkeit so ver-
zerrt darstellen, dann helfen Sie niemandem und verhin-
dern, dass Sie auf kluge Losungen kommen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Frank
Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU])

Noch weniger helfen allerdings Ihre politischen For-
derungen. Wenn Sie einen politisch bestimmten Min-
destlohn von 12 Euro fordern, ohne zugleich die Frage
zu beantworten, ob dann auch die dadurch teurer wer-
denden Produkte und Dienstleistungen noch nachgefragt
werden, spielen Sie Roulette mit den Arbeitspldtzen der
Menschen

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ha-
ben wir schon bei der Mindestlohneinfithrung
gehort, und es war nicht so!)

und verdridngen am Ende mehr Menschen von ihrem Ar-
beitsplatz, anstatt ihnen zu helfen.

(Beifall bei der FDP)

Das darf nicht geschehen, und deshalb bitten wir Sie, in
Zukunft von solchen blumigen und fantasievollen Vor-
schldgen Abstand zu nehmen. Stellen Sie sich der sozi-
alen Realitit, stellen Sie sich aber auch der volkswirt-
schaftlichen Klugheit.

Wir wollen Menschen in Arbeit bringen, statt sie mit
einem bedingungslosen Grundeinkommen einfach nur
ruhigzustellen; denn ein Arbeitsplatz bedeutet immer
auch soziale Teilhabe. Ein Arbeitsplatz ist mehr als nur
Einkommen, und deshalb ist ein bedingungsloses Grund-

einkommen, wie Sie es fordern, letztlich nichts anderes,
als die Menschen abzuschreiben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU — Dr. Wolfgang Streng-
mann-Kuhn [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Die fordern das gar nicht! — Matthias W.
Birkwald [DIE LINKE]: In welchem Antrag
steht das denn?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, selbstverstindlich
gibt es einen sozialpolitischen Handlungsbedarf. Da rich-
tet sich mein Blick allerdings auf die GroB3e Koalition.
Was Sie im Moment diskutieren, geht auch aus meiner
Sicht leider meilenweit an der Problemstellung vorbei.
Im Moment sprechen Sie iiber ein neues Regelinstru-
ment: 150 000 Personen wollen Sie in einem Sonderar-
beitsmarkt férdern. Ich fiirchte, Sie wollen die Menschen
ausgliedern und sie letztendlich dort abstellen. Mit einem
solchen Sonderarbeitsmarkt, der von der realen Arbeits-
erfahrung weit weg ist, verhindern Sie, dass die Men-
schen durch Qualifizierung im Arbeitsmarkt ihre Féahig-
keiten erweitern konnen. Sie verhindern damit, dass die
Menschen mit zunehmender Erfahrung und Bewéhrung
in der Arbeitswelt in neue Jobs aufsteigen kdnnen und
sich wirklich am Markt entfalten und Chancen nutzen
kénnen. Der Aufbau einer Sonderwelt, eines Sonderar-
beitsmarktes, beruhigt vielleicht Thre innerparteilichen
Konflikte, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD;
den Menschen, die Arbeit und Chancen suchen, hilft die-
se Form der Vergangenheitsbewéltigung aber nicht.

(Beifall bei der FDP)

Besser wire es, liebe Kolleginnen und Kollegen der
Groflen Koalition, wenn Sie beispielsweise gegen die
immer mehr zunehmende Biirokratie in den Jobcentern
vorgehen wiirden.

(Sven Lehmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sanktionen abschaffen!)

Mittlerweile werden knapp 1 Milliarde Euro von den
Fordermafinahmen abgezogen, um ausreichend Geld fiir
die Verwaltung der Arbeitsuchenden zu haben. Das ist zu
viel Geld; da ist etwas falsch am System. Es wire richtig,
da anzusetzen und nach Lésungen zu suchen.

(Beifall bei der FDP)

Besser wire es beispielsweise auch, die Zuverdienst-
grenzen zu erhohen, damit den Menschen in Hartz IV,
wenn sie arbeiten, von dem Geld mehr bleibt als nur
20 Cent pro verdientem Euro.

Besser wire es auch, wenn man die Kommunen beim
Ausbau der Kinderbetreuung noch besser unterstiitzen
wiirde, damit sie noch flexiblere Betreuungszeiten an-
bieten konnen, damit weniger Menschen, die alleinerzie-
hend sind, auf Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind.

Besser wire es schlieBlich auch, wenn Sie durch kon-
sequente Einfilhrung des Passiv-Aktiv-Tauschs mehr
Menschen als bisher eine Chance auf Qualifizierung im
ersten Arbeitsmarkt ermoglichen wiirden. Wir lesen zwar
in Threm Koalitionsvertrag, dass das ein Thema ist; aber
anstatt die Lander an einen Tisch zu holen, um dieses In-
strument wirklich durchzusetzen, kiindigen Sie nur an, es
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zur Verfligung zu stellen. Umsetzen wollen Sie es letzt-
lich nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Diskussionen
der letzten Wochen innerhalb der Groflen Koalition
iiber einen sozialen Arbeitsmarkt und die Erh6hung von
Hartz IV lassen leider befiirchten, dass die kommenden
vier Jahre verlorene Jahre im Kampf gegen Armut und
fiir mehr Aufstiegsmoglichkeiten sein werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der néchste Redner ist der Kollege Dr. Streng-
mann-Kuhn fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Hartz IV schiitzt nicht vor Armut.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist
das!)

Wir haben in Deutschland 8 Millionen Menschen, die
Grundsicherungsleistungen bezichen — das ist jeder
Zehnte —; hinzu kommen mindestens 4 bis 5 Millionen
Menschen, die einen Anspruch haben, sie aber nicht be-
ziehen, die sogenannten verdeckt Armen. Das heif3t, wir
haben in Deutschland 12 bis 13 Millionen Menschen, die
auf Hartz-IV-Niveau oder darunter leben.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Hort! Hort!)

Armut ist ein Problem in Deutschland, und dagegen miis-
sen wir was tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Wir Griinen wollen selbstbestimmte Teilhabe fiir alle.
Das heif3it, wir wollen ein Deutschland ohne Armut.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Armut vermeiden bedeutet {ibrigens mehr als Geld.
Das ist ein Aspekt, der im Antrag der Linken vollig fehlt.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Kommt noch!)

Wir brauchen Zugang zu Arbeit. Wir brauchen einen
sozialen Arbeitsmarkt als Teil eines inklusiven Arbeits-
marktes.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Wir brauchen inklusive Bildung. Wir brauchen gute Ge-
sundheitsversorgung fiir alle. Zunehmend gibt es Men-
schen in Deutschland, die keine Wohnung haben. Ich fin-

de es unertraglich, dass in Deutschland 50 000 Menschen
auf der Straf3e leben miissen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ein reiches Land wie Deutschland sollte es mdglich ma-
chen, dass niemand auf der Strafle leben muss.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Aber zur gesellschaftlichen Teilhabe gehdrt in einer
Marktwirtschaft auch Geld. Deswegen miissen wir zuse-
hen, dass das soziokulturelle Existenzminimum fiir alle
staatlich garantiert wird; denn das ist ein Grundrecht und
ein Menschenrecht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das féngt bei der Grundsicherung an. Die Linke tont im-
mer: Hartz IV muss weg! Aber im Antrag steht nur: mehr
Geld und Abschaffung der Sanktionen. — Das reicht nicht.
Um nicht missverstanden zu werden: Der Regelsatz muss
erhoht werden, und auch wir wollen die Sanktionen ab-
schaffen. Wir haben just heute einen Antrag dazu ein-
gebracht, in dem wir fordern, die Hartz-IV-Sanktionen
abzuschaffen. Aber es braucht noch mehr. Die Grundsi-
cherung muss vereinfacht und barrierefreier werden, wir
brauchen mehr Rechte fiir die Arbeitslosen, damit es eine
Vermittlung auf Augenhdhe gibt, wir brauchen einen so-
zialen Arbeitsmarkt und vieles mehr.

Trotzdem: Die Grundsicherung zu reformieren, reicht
nicht; denn bediirftigkeitsgepriifte Systeme sind aus meh-
reren Griinden immer problematisch. Wir haben immer
verdeckte Armut, weil es Menschen gibt, die sie nicht in
Anspruch nehmen, es ist fast immer mit Stigmatisierung
verbunden, und — Herr Kollege Kober hat es eben schon
angesprochen — durch die Anrechnung von Einkommen
lohnt sich mehr Arbeit hiufig nicht. Das liegt aber im
System begriindet, und das kann man in ihm kaum ver-
andern. Eine Verbesserung der Grundsicherung ist zwar
notwendig, aber das fiihrt zu dem Dilemma, dass dann
noch mehr Menschen Grundsicherung beziehen. Deswe-
gen kann das alleine nicht die Losung sein.

Fiir viele von uns ist eine Alternative das bedingungs-
lose Grundeinkommen. Es ist eine Moglichkeit, eine
finanzielle Grundlage fiir alle zu schaffen. Das Grund-
einkommen ist iibrigens keine bedarfsorientierte bedin-
gungslose Grundsicherung. Dazwischen ist ein grofer
Unterschied. Das sind zwei unterschiedliche Dinge.

(Zurufe des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Es gibt bei uns aber auch viele, die der Einfiihrung eines
Grundeinkommens skeptisch gegeniiberstehen, die dage-
gen sind. Wir werden diese Diskussion offen, kontrovers
und konstruktiv fithren. Es ist wichtig, dass wir eine ge-
sellschaftliche Debatte tiber die Alternativen fithren, und
wir Griine werden diese Debatte fiihren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir sind aber dafiir, Leistungen zumindest fiir einzel-
ne Gruppen zu schaffen, die das Existenzminimum ohne
Bediirftigkeitspriifung garantieren: Ich denke an die
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Garantierente, eine echte, nicht bediirftigkeitsgepriifte
Rente, nicht so eine verkappte Sozialhilfe wie bei den
Linken,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber
bei uns ist die entsprechend hoch, bei euch nur
30 Euro mehr als Grundsicherung!)

oder die Kindergrundsicherung, die das Existenzmini-
mum fiir alle Kinder sicherstellt. Solche MafBnahmen
braucht es, um zu verhindern, dass die Menschen in
Hartz I'V abrutschen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Eine weitere Gruppe, die wir in den Blick nehmen
sollten, sind die Erwerbstitigen. Uber 1 Million Men-
schen beziehen Arbeitslosengeld II, obwohl sie erwerbs-
titig sind. Wir sollten uns die Frage stellen: Wie krie-
gen wir die aus dem Hartz-IV-Bezug? Der Mindestlohn
sollte so hoch sein, dass keine Aufstockung notwendig
ist. Das ist derzeit nicht iiberall der Fall. Deswegen muss
der Mindestlohn steigen. Wir brauchen aber auch fiir
Selbststindige oder teilzeiterwerbstitige Alleinerziehen-
de Mallnahmen, damit die nicht in Hartz IV abrutschen;
denn sie gehoren eigentlich da nicht rein.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir brauchen insgesamt ein System von Garantieleis-
tungen als Alternative zu Hartz IV: von einer besseren
Grundsicherung iiber die Kindergrundsicherung bis zur
Garantierente — das ist unsere Alternative.

Deutschland ist ein reiches Land, aber der Reichtum
kommt nicht bei allen an. Wir sollten endlich mit dem
Ausstieg aus der Armut beginnen. Armut? — Nein danke!

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich erteile das Wort dem Kollegen Frank Heinrich von
der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Mein Vorredner Herr Stracke von der CSU hat
es zu Beginn der Debatte gesagt: Uns geht es in erster Li-
nie um die Frage, wie man aus der Armut herauskommen
kann. Fiir uns heilt das: Perspektiven schaffen. Der Weg
geht iiber den Arbeitsmarkt. Es ist wichtig, Arbeit zu
schaffen. In dieser Hinsicht ist tatséchlich viel gelungen.
Das heif3t aber nicht, dass wir prinzipiell leugnen, dass es
an der einen oder anderen Stelle Armut in Deutschland
gibt.

Ich méchte an dieser Stelle einige sehr personliche
Gedanken formulieren; denn meine Prigung steht mit
Armut — zumindest mit der, liber die wir hier reden —,
den entsprechenden Instrumenten und Begriffen wie ,,re-
lative Armut®™ und ,,Armutsgefdhrdung® in Verbindung.
Ich selber hitte nach dieser Statistik mit meiner Familie
zu 50 Prozent meiner Lebenszeit unter dieser Grenze ge-

legen. Das war mir in diesem Zeitraum nie bewusst. Ich
wiirde mich auch nachtriaglich nicht als arm bezeichnen.
Damit leugne ich nicht, dass das statistisch so war; aber
es geht dabei um mehr Elemente als die finanzielle Aus-
stattung. Es ist nicht leicht, davon zu leben, aber mdglich.

Spater wurde ich — das hat vielleicht auch mit dieser
Erfahrung zu tun — Heilsarmeeoffizier. Erst habe ich in
der Heilsarmee als Sozialarbeiter gearbeitet und spéter
bei der Heilsarmee die Ausbildung zum Theologen ge-
macht. In diesem Umfeld habe ich mich natiirlich in ers-
ter Linie um diese Menschen in unserer Gesellschaft ge-
kiimmert. Ich habe in diesem Umfeld unter anderem zwei
Tafeln gegriindet. An dieser Stelle muss ich zu der ganzen
Debatte iiber die Tafeln sagen: Den Zulauf bei den Tafeln
und das Manko der Tafeln, nicht genug zum Verteilen zu
haben, als Messinstrument fiir Armut in Deutschland zu
nehmen, halte ich fiir ziemlich hanebiichen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

denn die Tafeln sind im Angesicht des Uberflusses ge-
griindet worden. Dieser Uberfluss sollte denjenigen in
unserer Gesellschaft zugutekommen, die weniger haben.
Die Situation der Tafeln kann nur ein Indiz dafiir sein,
wie es um die Armut in Deutschland bestellt ist; aber ei-
nen Antrag darauf aufzubauen — Sie beziehen sich ja an
mehreren Stellen auf die Tafeln —, halte ich fiir dulerst
schwierig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir sollten tatsdchlich iiber die statistischen Instru-
mente diskutieren, wie Herr Strengmann-Kuhn es gesagt
hat. Welche nehmen wir? Wir, die wir in diesem Bereich
arbeiten, wissen alle: Wenn wir jedem in Deutschland
100 Euro mehr geben, haben wir danach gleich viel Arme
in Deutschland.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Das ist falsch! —
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist
falsch! Das ist arithmetisches Mittel! Beim
Median ist das nicht so!)

Nach dieser mathematischen Berechnung, die von
60 Prozent bzw. 50 Prozent ausgeht, haben wir relativ
gesehen gleich viel Armut in Deutschland.

Ein letzter Gedanke zu dem Ziel Ihres Antrags — ich
habe mich mit dem Antrag beschiftigt; das war ja auch
meine Aufgabe —: Unterstellen wir einmal, dass es Thnen
wirklich um die Kinder, die Alleinerziehenden, die dlte-
ren Menschen, die Menschen mit Behinderungen und die
Langzeitarbeitslosen geht, die tatsdchlich und nicht nur
laut dieser Statistik in Armut sind. Das sind moglicher-
weise 20 Prozent — das ist jetzt eine aus der Luft gegrif-
fene Zahl — von denen, die generell nach dieser Statistik
arm sind. Das Ziel, die Menschen generell aus Armut zu
befreien, teilen wir; aber wir kommen zu anderen Schliis-
sen. Wir wollen auf andere Weise Perspektiven schaffen,
zum Beispiel, indem wir § 16h SGB 1I so formulieren,
dass junge Leute aus dem ALG-II-Bezug herausgefiihrt
werden. Das wollen wir ganz konkret fiir eine Personen-
gruppe formulieren.
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Rechnen wir Thre Forderungen einmal durch: Wenn
wir tatséchlich Thre Forderungen umsetzen, dann werden
wir — jemand sprach vorhin von dem Preis, den man da-
fiir zahlen muss — fiir die 20 Prozent, die wirklich Hilfe
brauchen, die auf gut Deutsch tatséchlich in der Scheifle
sitzen,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Kon-
nen Sie die mal definieren?)

kein Geld iibrig haben. Das ist nicht unser Weg. Damit
wiirden Sie Threm eigenen Ziel, das Sie in [hrem Antrag
formuliert haben, nicht gerecht. Dann sind Sie blind fiir
die wirklich Armen.

Ich danke Ihnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Wer ist denn wirklich arm?
Dazu haben Sie kein Wort gesagt!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Die néchste Rednerin ist die Kollegin Dagmar Schmidt
von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Partei Die Linke, Sie haben
uns mal wieder einen Bauchladenantrag vorgelegt. Der
Nachteil eines solchen Antrags ist, dass er einen Bauch-
laden an Forderungen und Themen enthélt — alle nur an-
gerissen —, die einzeln schon diskutiert wurden

(Sabine Zimmermann [Zwickau] [DIE
LINKE]: Aber noch nicht umgesetzt sind!)

oder noch diskutiert werden, zusammengenommen al-
lerdings noch lange kein Gesamtkonzept darstellen. Der
Vorteil eines solchen Antrags ist, dass man sich gut ein
Thema herausgreifen kann. Das mochte ich tun.

Das Thema heil3t ,,Kinderarmut bekdmpfen, weil ich
es beschdmend finde, dass immer noch jedes siebte Kind
in Deutschland in Armut grof3 wird.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen haben wir schon in der letzten Legislatur
zahlreiche MafBnahmen beschlossen: Investitionen in
die Kitas, in die Kommunen insgesamt, Erhdhung von
Kindergeld und Kinderzuschlag, Arbeitsmarktprogramm
fiir Alleinerziehende, Reform des Unterhaltsvorschusses.
All das reicht aber definitiv noch nicht. Deswegen ha-
ben wir fiir diese Legislatur erneut ein Malnahmenpaket
zur Bekdmpfung der Kinderarmut im Koalitionsvertrag
beschlossen. Wir wollen den Kinderzuschlag zusammen
mit dem Kindergeld auf 399 Euro, das sogenannte séch-
liche Existenzminimum, erhéhen. Wichtig ist — das ist
schon gesagt worden —, dass wir dabei auch an den Biiro-
kratieabbau denken; denn bisher nehmen nur 30 Prozent

der Eltern ihr Recht auf Kinderzuschlag wahr, und das ist
eines sozialen Rechtsstaates unwiirdig.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wire es klug, den Kinderzuschlag gemeinsam
mit dem Kindergeld auszuzahlen. Dann kann das nicht
mehr passieren. Insgesamt wollen wir uns darum bemii-
hen, die Beantragung sozialer Leistungen zu vereinfa-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein weiterer Baustein, um den Menschen das Leben
leichter zu machen, ist es, den Eigenanteil beim Mittag-
essen in Kitas und Schulen fiir einkommensschwache
Kinder abzuschaffen und die Schiilerbeférderung kosten-
los zu gestalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Allein fiir das Mittagessen fallen 20 Euro im Monat an,
und fiir die Schiilerbeférderung kommen 5 Euro oben-
drauf. 25 Euro sind fiir diese Familien nicht wenig Geld.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Matthias
W. Birkwald [DIE LINKE]: Macht die CDU
da mit?)

Wir werden die Mittel fiir das Schulstarterpaket fiir
arme Kinder, das fiir Ranzen und Material zu Schul-
jahresbeginn gedacht ist, aufstocken. Bisher erhélt man
100 Euro. Der Kinderschutzbund erwartet 214 Euro.
Uber die Hohe werden wir noch diskutieren. Ich hoffe,
dass wir zu einem guten Ergebnis kommen.

Ganz besonders wichtig am Koalitionsvertrag ist mir
der Punkt, in dem es um die Nachhilfe fiir arme Kinder
geht. Gerade arme Kinder haben es schwerer, aufzustei-
gen und ihr Potenzial zu entfalten. Bisher war es so, dass
sie nur dann ein Recht auf Nachhilfe hatten, wenn sie da-
von bedroht waren, sitzen zu bleiben. Jetzt haben sie die
Maoglichkeit, auch dann unterstiitzt zu werden, wenn sie
von der Haupt- auf die Realschule oder auf das Gymnasi-
um wechseln wollen. Das ist ein kleiner, aber ganz wich-
tiger Punkt, der uns im Koalitionsvertrag gelungen ist.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Uwe
Schummer [CDU/CSU])

Hinzu kommen: Ausbau und Qualititsverbesserungen
im Bereich der Kinderbetreuung, Abbau der Kitagebiih-
ren bis zur Gebiihrenfreiheit, Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung in der Grundschule und viele Mafinahmen
wie der hier schon vielzitierte soziale Arbeitsmarkt zur
Bekampfung der Elternarmut. Aber das reicht immer
noch nicht. Deswegen werde ich mich weiter dafiir ein-
setzen, perspektivisch zu einer Kindergrundsicherung zu
kommen, die ein einheitliches kindliches Existenzmini-
mum, und zwar fiir alle Kinder, garantiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Niemand darf wegen seiner Kinder arm werden. Jedes
Kind muss uns gleich viel wert sein. Jedes Kind muss
in einem der reichsten Lander der Welt gute und gleiche
Startchancen in sein Leben haben. Kein Kind ist fiir seine
soziale Lage selbst verantwortlich. Kein Kind kann sich
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allein aus seiner Armut befreien. Die meisten von Ihnen
wissen aus vielen Debatten, Anhdérungen und Studien,
was Armut mit Kindern macht: Sie haben schlechtere
Entwicklungschancen und ofter gesundheitliche Proble-
me, und sie werden mit der Erfahrung sozialer Ausgren-
zung grof3. Deshalb haben wir hier eine ganz besonders
grof3e offentliche Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Winston Churchill hat gesagt:

Eine Gemeinde kann ihr Geld nicht besser anlegen,
als indem sie Geld in Babys steckt.

Lassen Sie uns aus der Gemeinde Deutschland und aus
den Babys Kinder und Jugendliche machen, und wir wis-
sen: Eine bessere Geldanlage gibt es nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das Wort hat die Kollegin Sabine Zimmermann fiir
die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Président! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kober, es geht hier nicht um das bedingungslo-
se Grundeinkommen — tiberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Es geht darum, dass Kinder, Erwerbstitige, Rentnerin-
nen und Rentner ein Leben in Wiirde und ohne Armut
fihren konnen. Das ist das, was wir wollen. Sie wollen
das iiberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Stracke, ich muss Thnen sagen: Fiir den Boom
am Arbeitsmarkt, den Sie immer so schon hier anfiithren,
zahlen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
niedrigen Lohnen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Ach was! Das
stimmt doch nicht!)

Sie haben eine Spirale nach unten in Gang gesetzt, wo-
durch die Lohne immer niedriger geworden sind.

(Stephan Stracke [CDU/CSUJ: Es gibt Lohn-
steigerungen!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Kober?

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE):
Ich war zwar gerade bei Herrn Stracke, aber gerne.

Pascal Kober (FDP):

Frau Kollegin Zimmermann, habe ich in IThrem An-
trag richtig gelesen, dass Sie eine Mindestsicherung von
1 050 Euro fordern, dass Sie darunter also ein Leben in
Wiirde und auflerhalb von Armut verstehen, und wissen
Sie, dass der Kollege Birkwald gerade vorgerechnet hat,
dass die Armutsquote fiir einen Alleinstehenden, statis-
tisch betrachtet, bei 1 064 Euro liegt, dass also die von
Ihnen geforderte Mindestsicherung 14 Euro unterhalb
der offiziellen Armutsquote liegt?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Katja Kipping [DIE LINKE]: Nein, das haben
Sie nicht verstanden!)

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Kober, fiir Thre Frage. Aber ich
glaube, Sie kennen den Unterschied zwischen bedin-
gungslosem Grundeinkommen und Mindestsicherung
nicht. Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist — das
sagt schon der Name — nicht vermdgensgepriift. Ein be-
dingungsloses Grundeinkommen bekommt sozusagen
jeder.

Hier geht es darum, dass wir Armut bekdmpfen. Ich
muss Thnen ehrlich sagen: Wenn Sie mit dieser Frage for-
dern, dass wir mehr als 1 050 Euro brauchen, dann gehen
wir doch mit Thnen mit, dann sagen wir: Natiirlich!

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Kober, wenn die FDP 2 000 Euro fordert, dann be-
kommen Sie von uns die volle Unterstiitzung. Das will
ich Thnen an dieser Stelle sagen. — Vielen Dank.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das ist Sozi-
alpopulismus pur! — Dr. Frank Steffel [CDU/
CSU]J: Ist das platt! Ist das schlicht!)

Herr Stracke, um noch einmal bei Thnen anzusetzen:
Thren Boom am Arbeitsmarkt — das sage ich ganz deut-
lich — bezahlen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit Niedriglohnen. Wir haben den groften Niedrig-
lohnsektor in ganz Europa.

(Dr. Frank Steffel [CDU/CSU]: Kennen Sie
die Tarifsteigerungen?)

Das muss Thnen doch zu denken geben. Ich muss Thnen
ehrlich sagen: Der Niedriglohnbereich stiirzt viele Men-
schen in Armut.

Jetzt sind wir beim Thema — das sollten Sie sich wirk-
lich auf der Zunge zergehen lassen —;

(Beifall bei der LINKEN)

denn die Armut in Deutschland — Kinderarmut, Alters-
armut, Armut von Erwerbstétigen — nimmt zu. Ich weiB,
dass Sie das nicht horen wollen, weil das gar nicht in Thr
Bild passt,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Weil es nicht
stimmt! Das ist das Problem!)

aber nehmen Sie doch endlich die Realitit zur Kenntnis,
dass es diese Armut bei uns in Deutschland gibt, und re-
den Sie das nicht immer weg.
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Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Frau Kollegin, der Kollege Sichert von der AfD hitte
noch eine Frage an Sie. Akzeptieren Sie das?

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE):
Ach — nein.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
LINKEN und der SPD — Lachen bei der AfD)

— Ich muss Thnen ehrlich sagen: Das Thema ist eigentlich
nicht lacherlich. Ich finde es nicht in Ordnung, dass Sie
sich hier so lustig machen.

(Karsten Hilse [AfD]: Thre Leute machen sich
lustig!)

Herr Stracke, ich will Ihnen einmal Thre Bilanz aufzei-
gen: Bei uns in Deutschland leben 2 Millionen Kinder in
Armut. Wir haben 2,9 Millionen Rentnerinnen und Rent-
ner, die armutsbedroht sind, die armutsgefdhrdet sind,
und das gilt auch fiir jeden zehnten Erwerbstatigen. Es ist
doch eine Schande, dass es so etwas in einem so reichen
Land wie Deutschland gibt. Da miissen Sie doch endlich
aufwachen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

In der Armutsbekdmpfung haben Sie in den letzten
Jahren vollig versagt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das Gegenteil
ist richtig!)

Daran miissen Sie sich mal machen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Armut kann nidmlich jeden treffen, zumindest jeden, der
von seiner Arbeitskraft leben muss. Jeder kann in einem
mies bezahlten Job landen. 3,2 Millionen Menschen bei
uns arbeiten in einem Zweit- bzw. Drittjob. Das machen
sie doch nicht, weil sie nicht wissen, wohin mit ihrer
Zeit. Sie machen es, weil sie das Geld brauchen, und das
ist eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist auch ein Skandal, dass es in einem so reichen Land
wie unserem Kinderarmut gibt.

Egal ob Rot-Griin, Schwarz-Rot oder Schwarz-Gelb,
sie alle haben den Sozialstaat systematisch kaputtge-
macht. Regeln fiir gute Arbeit wurden abgeschafft, und
seitdem hat sich nichts verbessert. Deshalb breitet sich
die Armut aus; das sollten Sie endlich zur Kenntnis neh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen einen Mindestlohn, von dem man or-
dentlich leben kann. Wir sagen: Schluss mit Ausbeutung
und Schinderei, weg mit Minijobs und Leiharbeit. Sie
miissen sich das mal vorstellen: Es gibt 1 Million Leihar-
beiter. Sie bekommen 50 Prozent weniger als die Stamm-
belegschaften. Das ist doch ungerecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Und die sachgrundlosen Befristungen brauchen wir auch
nicht.

Wir fordern: Niemand soll im Alter von weniger als
1 050 Euro netto im Monat leben miissen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir brauchen eine solidarische Mindestrente und auch
wieder eine Rentenversicherung, auf die man sich ver-
lassen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem Mairchen, dass das alles nicht bezahlbar ist:
Meine Damen und Herren, wer Milliarden fiir Riistung
iibrig hat und Steuergeschenke an Unternehmen und
Wohlhabende verteilt, der weifl auch, wie man Armut
bekdmpfen kann.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Denken Sie an Thre Redezeit.

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE):

Ich komme gleich zum Schluss. — Die hohen Einkom-
men und Vermdgen wachsen, und die Unternehmensge-
winne sprudeln.

Frau Merkel sagt: Deutschland geht es gut. — Sorgen
Sie endlich dafiir, dass es allen Leuten in Deutschland
gut geht und sich die hohe Armut nicht weiter ausbreitet!
Ich denke, das ist ganz wichtig. Armut ist das wichtigste
Thema fiir die Zukuntft.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich erteile das Wort zu einer Kurzintervention dem
Kollegen Martin Sichert von der AfD-Fraktion.

Martin Sichert (AfD):

Frau Kollegin, Sie haben gerade gesagt, Sie wiirden
eine Mindestsicherung von 2 000 Euro gerne mittragen.
Das durchschnittliche Nettoeinkommen aller Arbeitneh-
mer in Deutschland liegt bei 1 893 Euro. Sie wollen jetzt
eine Mindestsicherung von 2 000 Euro. Wie wollen Sie
das all den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erkla-
ren, und wo wollen Sie das Geld hernechmen, um eine
Mindestsicherung von 2 000 Euro zu finanzieren?

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Wollen Sie antworten, Frau Kollegin?

(Frank Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU]:
Wortlos!)

Dann erteile ich dem Kollegen Professor Dr. Matthias
Zimmer von der CDU/CSU-Fraktion als letztem Redner
zu diesem Tagesordnungspunkt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Die Kol-
legin Dagmar Schmidt hat Churchill zitiert. Ich darf mit
einem Zitat von Abraham Lincoln anfangen, das besagt:
,,Jedes Haus, das in sich uneins ist, wird nicht bestehen.
Es ist richtig, dass dies auch fiir die Frage von Einkom-
mens- und Vermogensverteilungen gilt, wenngleich ich
hier fiir Alarmismus wenig Anlass sehe; einige Vorredner
sind darauf bereits eingegangen.

Lincoln macht aber auf den groBen Wert gesellschaft-
lichen Zusammenhalts aufmerksam. Ja, dieser ist auch
eine Quelle des Reichtums einer Gesellschaft. Aber hier
sind wir in der Tat verarmt. Wir haben eine Partei in un-
serer Mitte, genauer gesagt am rechten Rand, die nicht
das Gemeinsame, den Reichtum beschwort, sondern das
Trennende. Sie pflegen ein Denken in Freund-Feind-Ka-
tegorien. Thr Populismus lebt davon, sich selbst in einer
Geste gegen den Pluralismus als das Allgemeine zu ver-
kaufen.

Sie grenzen aus: Auslinder, Deutsche falschen Glau-
bens, den Feminismus, die Gutmenschen, Gewerkschaf-
ter, LGBTI, ja alles irgendwie Undeutsche. Richtig an
dieser Ausgrenzung, meine Damen und Herren, ist nur
eines: dass jeder anstindige Demokrat in Deutschland
diesen Kiindern des inneren Biirgerkriegs den Kampf an-
sagen muss.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP — Karsten
Hilse [AfD]: 6 Millionen Wihler!)

Arm ist Thr Verstdndnis von Kultur. Spricht man iiber
Bachmann, denken Sie nicht an die Dichterin der leisen
Worte, sondern an den Lautsprecher aus der Unterwelt
des Ostens,

(Karsten Hilse [AfD]: ,,Unterwelt des Os-
tens“! Das kann ja wohl nicht wahr sein! Was
soll das denn?)

dessen Riicksichtslosigkeit und Brutalitdt Sie bewun-
dern. Sie wollen sein wie er. So stellen Sie sich die kon-
servative Revolution vor: kalt, radikal, ohne Mitleid.

(Karsten Hilse [AfD]: ,,Unterwelt des Os-
tens®!)

Derjenige, der es besser wissen miisste, der eigent-
lich MaB und Mitte als konservative Grundwahrheiten
verteidigen miisste, der auch weil}, wie Stil und Haltung
als kultureller Reichtum eines Landes den wahren Kon-
servativen immer gepragt und vom Barbaren abgegrenzt
haben, lésst sie gewihren. Er stilisiert sich dabei als den
leisen Melancholiker, als gealterten Jiingling der nationa-
len Erneuerung.

(Karsten Hilse [AfD]: Was hat das mit Armut
in Deutschland zu tun?)

Und doch denkt man hier weniger an Karl Gutzkow und
Heinrich Heine, sondern eher an Wolf Biermanns Balla-
de von den verdorbenen Greisen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Die moralische Armut, der Sie uns aussetzen, wird
deutlich, wenn Sie Thren Fantasien freien Lauf lassen,
wenn Sie sogenannte ,,linksextreme Lumpen® von der
Universitdt in die Produktion stecken wollen, wenn Sie
eine Staatsministerin fiir Integration in Anatolien entsor-
gen wollen, wenn Sie von ,,Schmarotzern* und ,,Parasi-
ten‘ faseln, die das deutsche Volk verseuchen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das haben wir
nie gemacht! Wovon reden Sie? Verleumder!)

wenn Sie flir die ,,griinen Bolschewisten™ eine ,,Grube
ausheben und darauf Loschkalk kippen wollen. Nein,
diesen Hass kann man nicht erfinden. Man kann ihn nicht
ignorieren. Sie fluten uns tagtaglich mithilfe Threr digita-
len Schwadronen damit.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der
LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN sowie bei Abgeordneten der FDP —
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie sollten Er-
schwerniszulage kriegen!)

Mit einem Mal, meine Damen und Herren, wird klar,
was Karl Kraus meinte: ,,Das Wort entschlief, als jene
Welt erwachte.” Jedes Tabu wird gebrochen, bis man
glaubt, Sie kdnnten es nicht ernst meinen. Und doch ist es
Thnen todernst mit dem, was Sie wollen. Todernst ist kei-
ne Phrase. Man ahnt, was wird, wenn es zu einem Wett-
lauf von Wort und Tat kommt. Hinter Threr Rede steckt
der Wille zur Tat; der Wille, das Denken in Lagern zur
blutigen Wirklichkeit werden zu lassen.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen! —
Joana Cotar [AfD]: Was hat das mit dem An-
trag zu tun?)

Ja, lassen Sie uns im Deutschen Bundestag iiber Arm
und Reich diskutieren — {iber die, die lediglich reich an
Hass und Hame sind, arm aber an biirgerlichen Tugen-
den. Lassen Sie uns iiber die reden, die den Deutschen
gegen den Auslénder, den Christen gegen den Moslem,
den Armen gegen den Reichen, die Jungen gegen die Al-
ten und alle gegen unseren Staat und unsere Grundwerte
aufzuhetzen versuchen. Lassen Sie uns dariiber reden,
was eine offene Gesellschaft auszeichnet, welche Formen
der affektiven Selbstkontrolle, Haltung und Werteorien-
tierung mit dem Begriff des Konservativen einhergehen.
Lassen Sie uns die gute Ordnung, fiir die zumindest ich
kidmpfe, mit der Zumutung vergleichen, die von der rech-
ten Seite des Hauses ausgeht.

Lassen wir nicht zu, dass das Deutsche auf Missgunst,
Ausgrenzung und Menschenfeindlichkeit reduziert wird.
Lassen Sie uns stattdessen iiber ein Deutschland reden,
wie ich es sehe: weltoffen, europiisch, ein Ort der Chan-
cen, ein Ort der Kultur und des Miteinanders, ein Land,
dessen Reichtum genau darin liegt und dessen Armut in
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einer Geisteshaltung griindet, wie sie von der rechten
Seite mit geradezu volkischer Inbrunst vertreten wird.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP — Martin
Sichert [AfD]: Meine Giite!)

Schon einmal hat uns diese Denkweise ins Verderben
gestiirzt. Schon einmal ist aus Hass Ausgrenzung und
Hetze,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee!)
aus der Armut des Geistes

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wirklich
nicht!)

bittere materielle Armut fiir das deutsche Volk geworden.
Nie wieder! Nie wieder!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die
elendste Rede dieses Tages! — Dr. Alexander
Gauland [AfD]: Ein elender Hetzer!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich schlieBe die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1687 an den Ausschuss fiir Arbeit und
Soziales vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? —
Das ist der Fall. Dann ist die Uberweisung so beschlos-
sen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:
Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkrifte an der Militirmission der
Europiischen Union als Beitrag zur Ausbil-
dung der malischen Streitkrifte (EUTM Mali)

Drucksache 19/1597

Uberweisungsvorschlag:

Auswirtiger Ausschuss (f)

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitire Hilfe
Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Haushaltsausschuss gemél § 96 der GO

Dazu ist zwischen den Fraktionen eine Aussprache
von 38 Minuten vereinbart. — Ich hére dazu keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie dem fol-
genden Tagesordnungspunkt beiwohnen wollen, bitte ich
Sie, sich zu setzen; ansonsten bitte ich Sie, den Plenar-
saal zu verlassen. — Liebe Kollegen, wir wollen in der
Tagesordnung fortfahren. Bitte nehmen Sie jetzt Platz.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Kann man die
Gliickwiinsche fiir die Hetzrede nicht drau3en
machen, Herr Prisident?)

Ich erteile dann das Wort als erstem Redner dem Bun-
desauf3enminister Heiko Maas. — Herr Minister.

(Beifall bei der SPD)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswértigen:

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heu-
te geht es um die Ausbildungsmission der Europdischen
Union in Mali, mit der die Grundlagen dafiir geschaffen
werden sollen, dass die malischen Sicherheitskrifte in
Zukunft weniger auf Hilfe von auBlen angewiesen sind
und MINUSMA ihre militdrische Verantwortung nach
und nach an die malischen Streitkrifte abgeben kann.

Drei Dinge zeichnen die Ausbildungsmission der
Europdischen Union in Mali in besonderer Weise aus.
Erstens leistet die Mission einen ganz zentralen Beitrag
zur Stabilisierung der stidlichen Nachbarschaft Europas.
Zweitens zielt sie konsequent darauf, den Zusammenhalt
und die Eigenverantwortung im Sahel zu stirken. Und
drittens ist unser Engagement in Mali ein gelungenes
Beispiel fiir einen integrierten und umfassenden Gesamt-
ansatz, der zivile Elemente auf der einen Seite mit mili-
tirischen Komponenten auf der anderen Seite verbindet.

Mali ist aufgrund seiner Lage und aufgrund seiner
Verbindungen zu den Nachbarstaaten zentral fiir die
Stabilitdt der gesamten Sahelregion. Kommt es dort zu
Fehlentwicklungen wie der Ausbreitung von Islamismus,
organisierter Kriminalitét oder zur Schleusung von Men-
schen, betrifft uns das in Europa schnell und spiirbar. Das
haben wir in den letzten Jahren angesichts der Migrati-
onsbewegungen dann auch erfahren kénnen.

Ich erinnere daran, dass Mali 2012 kurz davor stand,
von radikalen Islamisten {iberrannt zu werden. Nur das
schnelle Eingreifen zunichst Frankreichs, dann der inter-
nationalen Gemeinschaft auf Bitten der malischen Uber-
gangsregierung konnte dies verhindern. Seither wurden
bei der Stabilisierung Malis einige Fortschritte erzielt.

Dennoch bleibt unser Einsatz fiir die Stabilitdt Malis
und der Sahelregion notwendig, gerade jetzt vor den dor-
tigen Wahlen und angesichts einer nach wie vor prekéren
Sicherheitssituation.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das
werden Sie in fiinf Jahren immer noch erzih-
len!)

Die fiinf Sahelstaaten Mauretanien, Mali, Burkina Faso,
Niger und Tschad haben sich nun zu den sogenannten
G 5 Sahel zusammengeschlossen. Die Einrichtung ei-
ner gemeinsamen Einsatzgruppe der G 5 ist eine sehr
positive und auch von uns und der Européischen Union
geforderte Entwicklung. Die Einsatzgruppe ist vor al-
lem gerichtet auf die Bekdmpfung von Terrorismus und
organisierter Kriminalitdt im Sahelraum. Bislang waren
in diesem Bereich vor allem die Vereinten Nationen,
die Européische Union und Frankreich aktiv. Es ist von
elementarer Wichtigkeit, dass sich kiinftig auch eine in
der Region entstandene Struktur den Herausforderungen
stellen wird.

Seit 2016 gibt es nun eine erste beratende Begleitung
der G-5-Einsatztruppe durch EUTM Mali. Jetzt gilt es,
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die néachsten Schritte auf diesem Weg zu gehen. EUTM
Mali wird den Aufbau von Féhigkeiten der G-5-Ein-
satztruppe verstarkt unterstiitzen, indem Berater der
Mission kiinftig in die Hauptquartiere der gemeinsamen
Einsatzgruppe der G 5 in Mali, Niger, Mauretanien und
Tschad entsandt werden.

Meine Damen und Herren, EUTM Mali komplemen-
tiert damit, was wir mit den Partnern im Rahmen von
MINUSMA bereits leisten. Mit maBgeschneiderten Sta-
bilisierungs- und Entwicklungsmafinahmen tragen wir
auBlerdem dazu bei, dass staatliche Strukturen im Zen-
trum des Landes und damit die Daseinsvorsorge gestarkt
werden. Wir investieren dariiber hinaus gezielt in Ver-
sohnungsprojekte und Krisenprivention, um iiberwun-
dene Konflikte aufzuarbeiten und erreichte Fortschritte
zu konsolidieren, und tun alles dafiir, dass die Menschen
dort auf Sicht ihre Angelegenheiten selber in die Hand
nehmen konnen. Fiir die Sicherheit der Biirgerinnen und
Biirger Malis sind auBlerdem Fortschritte beim Aufbau
einer biirgernahen Polizei essenziell. Wir fordern deshalb
die Ausbildung der Polizei in Mali durch die europdische
zivile Polizeimission EUCAP Sahel Mali. Damit folgen
wir der Grundiiberzeugung, dass organisierte Kriminali-
tét nicht ausschlieBlich militdrisch bek&mpft werden soll
und militdrisch bekdmpft werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Deutschland wird ab November die Fiithrung der
EU-Ausbildungsmission und damit weitere Verantwor-
tung {ibernehmen. Die deutsche Unterstiitzung fiir Mali
wird an diesem Beispiel noch einmal ganz besonders
deutlich werden. Wir finden, Mali hat Fortschritte ge-
macht. Aber Mali braucht auf dem Weg der Stabilisie-
rung weitere Unterstiitzung. Dazu leistet EUTM Mali ei-
nen ganz besonders wichtigen Beitrag. Deshalb bitte ich
Sie erneut um Ihre Zustimmung zur Fortsetzung unserer
Beteiligung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie des Abg. Pascal Kober [FDP])

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fir die AfD-Fraktion hat das Wort der Kollege
Riidiger Lucassen.

(Beifall bei der AfD)

Rudiger Lucassen (AfD):

Herr Président! Sehr geehrte Abgeordnete! EUTM
Mali ist in den Augen der Bundesregierung fiir die soge-
nannte Nachhaltigkeit zustindig, in einem Land, das fast
viermal so grof} ist wie Deutschland. MINUSMA soll sta-
bilisieren. EUTM Mali soll 6rtliche Kréfte ausbilden, die
dann irgendwann einmal selbst stabilisieren. Ein solcher
komplementéirer Ansatz kann theoretisch funktionieren,
aber sicherlich nicht so, wie es sich die Bundesregierung
vorstellt.

Seit fiinf Jahren bemiihen sich deutsche Soldaten red-
lich, die Streitkrdfte Malis einigermallen auf Stand zu
bringen. Herr Au3enminister, Sie haben eine ganze Reihe

von Erfolgen aufgelistet. Das Verteidigungsministerium
behauptet, dass 10 300 malische Soldaten ausgebildet
wurden. Das wiren 60 Prozent des gesamten Heeres die-
ses Landes. Wenn dem so ist: Miissten dann nicht bereits
deutliche Verbesserungen in der Sicherheitslage erkenn-
bar sein? In Threm Antrag geben Sie die Antwort. Sie lau-
tet: Nein. — Ich zitiere:

Die Sicherheitslage hat sich ...
schlechtert.

Und:

insgesamt ver-

Die malischen Streitkrifte sind aufgrund ausgeb-
liebener struktureller Reformen ... nur sehr einge-
schrankt in der Lage, diesen Herausforderungen zu
begegnen.

Die Bundesregierung bescheinigt sich in diesem An-
trag also ihr eigenes Versagen in Mali, will aber genauso
weitermachen wie bisher. Jetzt wire die Stunde fiir die-
ses Parlament gekommen, sich auf seine eigene Rolle zu
besinnen und der Regierung zu sagen: Stopp, so nicht!

(Beifall bei der AfD)

Der Auftrag der deutschen Soldaten in Mali ist unter
anderem die Beratung des malischen Verteidigungsmi-
nisteriums und der operativen Fiihrungsstibe. Genau
dort miissten also strukturelle Reformen greifen — tun sie
aber nicht. Warum nicht? Sind die Beratung und die Aus-
bildung falsch? Ist der gesamte Ansatz der Bundesregie-
rung bei diesem Einsatz falsch? Oder liegt es etwa an den
afrikanischen Partnern, die mit dem, was dort vermittelt
werden soll, einfach nichts anfangen kénnen?

Ich stelle fest: Der Einsatz funktioniert nicht. Das liegt
nicht an den Ménnern und Frauen in unseren Streitkraf-
ten, sondern an dem falschen konzeptionellen Ansatz der
Bundesregierung.

(Beifall bei der AfD)

Wie bei jedem anderen Einsatz der Bundeswehr legt die
Regierung auch bei EUTM Mali grofiten Wert auf den
sogenannten vernetzten Ansatz. Die Griinen sind von
dieser Worthiilse ja schon fast abhingig. Sie ist so et-
was wie das Propofol fiir die eigene Basis. So kann man
den altersschwachen Ostermarschierern sagen: Nein, um
Gottes willen. Wir schicken nicht nur Militér, wir leisten
auch unheimlich viel zivile Aufbauhilfe.

Doch stimmt das? Heute debattieren wir nur iiber die
Aufgaben der Bundeswehr vor Ort. Doch was macht ei-
gentlich das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung in Mali? Das wire ja
das entscheidende Ressort, wenn es um die oft zitierte
Bekampfung von Fluchtursachen geht. Wo sind die Er-
folge? Antwort: Nicht existent. — Eine Art hauseigene
Geldverteilungsmaschine des BMZ, die GIZ, ist mit iiber
260 Mitarbeitern in Mali vor Ort. Was haben diese Leute
bisher erreicht? Die Antwort gibt es wieder im Antrag der
Bundesregierung. Ich zitiere — horen Sie einfach zu —:

Zudem mangelt es an grundlegenden soziodkono-
mischen Perspektiven fiir weite Teile der Bevolke-
rung.
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Riidiger Lucassen

Also auch hier Schulnote ,,ungeniigend*; Versetzung
in die ndchste Mandatsverlangerung nicht moglich.

(Beifall bei der AfD)

Die Bundeswehr ist seit fiinf Jahren in Mali statio-
niert, die deutsche Entwicklungshilfe bereits seit 58 Jah-
ren. Nach tiber einem halben Jahrhundert technischer und
finanzieller Hilfe lautet das Ergebnis: Mangel an grund-
legenden Perspektiven fiir weite Teile der Bevolkerung.
Ich sage Thnen: Die gesamte deutsche Entwicklungshilfe
gehort auf den Priifstand.

(Beifall bei der AfD)

Bei EUTM Mali bleibt die Regierung ihrer Linie treu.
Es gibt keine tragfdhige Strategie, keine definierten poli-
tischen Ziele und deshalb auch keine Erfolgsaussichten.
Der Aufwand, den die Bundeswehr betreiben muss, steht
in keinem angemessenen Verhéltnis zum Ergebnis. Sie
wollen keinen robusten Einsatz gegen Terror, gegen Kri-
minalitdt und gegen irreguldre Migration, weil Sie die
Risiken scheuen. Stattdessen wurschteln Sie seit Jahren
herum und binden dadurch Krifte, die vor allem in der
Landes- und Biindnisverteidigung fehlen. Das muss auf-
horen. Deswegen wird die AfD dem Antrag auf Mandats-
verldngerung nicht zustimmen, der Uberweisung schon.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich erteile das Wort dem Parlamentarischen Staatsse-
kretédr Dr. Peter Tauber.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretir bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Herr Président! Meine sehr verehrten Damen! Meine
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was expor-
tiert Deutschland? Maschinen? Autos? Nein, das wére zu
wenig. Ich sage Thnen am Beispiel unseres Ausbildungs-
einsatzes in Mali, was wir exportieren: Wir exportieren
Vertrauen.

(Lachen bei der AfD — Zuruf von der LIN-
KEN: Waffen! — Weitere Zurufe von Abgeord-
neten der LINKEN)

Denn Deutschland ist ein verldsslicher Partner der Ver-
einten Nationen und ein verldsslicher Partner Malis und
der afrikanischen Lander, mit denen wir zusammenarbei-
ten.

Ich hore die Zurufe von links — man ruft unter an-
derem ,,Waffen* —, und ich hore das Lachen von ganz
rechts. An einer Stelle werden Sie sich irgendwann ent-
scheiden miissen und nicht nur — und das meistens laut —
reden konnen.

Man kann die Haltung vertreten, wie Sie es tun, und
sagen: Wir gehen und iiberlassen Mali und die Menschen
dort ihrem Schicksal. — Dann negiert man aber, dass die

meisten Menschen in diesem Land sich diese Situation
nicht gewiinscht und nicht ausgesucht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Es ist in Landern mit einer instabilen politischen Ord-
nung meist so, dass Despotismus auf dem Riicken der
Menschen ausgetragen wird; es ist nicht so, weil sie es
sich wiinschen. Wenn man zu diesem Entschluss kommt,
darf man aber nicht im néchsten Atemzug in lautes Weh-
klagen dariiber ausbrechen, dass man nicht genug tut, um
Fluchtursachen zu bekédmpfen, und dass Millionen Men-
schen ihre Hoffnung woanders als in ihrem Land suchen.

Die Antwort auf diese Frage konnen Sie bei der Hal-
tung, die Sie hier vertreten haben, nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD sowie der Abg. Agnieszka Brugger
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Deswegen bleibt es dabei — das ist richtig; das hat auch
der AuBenminister gesagt — Die Situation in Mali ist
extrem schwierig. Sie ist leider nicht besser geworden,
sondern in manchen Bereichen schlimmer. Das erken-
nen wir, wenn wir uns die Strukturen im Land anschau-
en, wenn wir uns fragen: Was geschicht dort demnéchst,
wenn Wahlen sind? Aber gerade weil das so ist, muss
man sich die Frage stellen, ob das, was auf den Weg ge-
bracht worden ist, fortgesetzt werden muss.

Wir haben inzwischen insgesamt circa 11 600 ma-
lische Soldaten mithilfe der Bundeswehr ausgebildet.
Gerade weil die Sicherheitslage weiter instabil ist, weil
dieses Land weiter vom Terrorismus und von Konflikten
der verschiedenen Volksstimme bedroht ist, muss dieses
Engagement fortgesetzt werden. Wir tragen damit auch
zur Stabilitdt der Sahelzone insgesamt bei; denn Mali ist
ein Schliisselstaat und entfaltet Wirkung tiber die Lan-
desgrenzen hinweg.

Natiirlich: Nur der Einsatz des Militdrs wird es nicht
richten. Es braucht diplomatische Bemiihungen. Es
braucht Entwicklungszusammenarbeit. Man kann sich
hinstellen und den vernetzten Ansatz — das ist ein Wort,
das die meisten Menschen zum ersten Mal héren, wenn
sie sich mit dem Thema beschiftigen — ins Lécherliche
ziehen. Aber ich personlich glaube: Dazu gibt es keine
Alternative. Jeder Soldat, der als Staatsbiirger in Uniform
in diesen Einsatz geht, wird erwarten, dass die Politik
etwas tut, damit danach eine friedliche, eine politische,
eine diplomatische Losung seinen Einsatz rechtfertigt.
Deswegen fiihrt am vernetzten Ansatz — ein abstraktes
Wort — kein Weg vorbei. Es ist wichtig, dass wir das ge-
meinsam mit unseren européischen Partnern tun, dass
wir einen Beitrag leisten.

Was geschieht aktuell? Die Bundeswehr tragt zur
Ausbildung und Beratung der malischen Streitkréfte bei,
und dies mit einer hohen Zahl. Aktuell sind wir mit circa
170 Soldatinnen und Soldaten vor Ort. Anfangs haben
wir die malischen Soldaten selbst ausgebildet. Jetzt fun-
gieren Soldaten der Bundeswehr als Ausbilder der Aus-
bilder.

©

D)



(A)

(B)

2400

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Herr Staatssekretér, gestatten Sie eine Zwischenfrage
aus der AfD-Fraktion?

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretidr bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Nein.
(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Och!)

— Sie werden es verschmerzen. Wir haben es schon im
Ausschuss diskutiert. — Diese wiederum trainieren ihre
Soldaten unter unserer Anleitung und Hilfe. Die Riick-
meldung, die unsere Soldaten bekommen, sind Dankbar-
keit der malischen Krifte, die wir ausbilden, und Wert-
schétzung.

Natiirlich ist Ausbildung nicht mit Ausbildung ver-
gleichbar. Auch Sie werden wissen, dass wir dort iiber
andere Fragen und Herausforderungen reden, als wenn
wir iiber die Ausbildungsstruktur fiir unsere eigenen Sol-
daten sprechen.

Man kann sagen: In Mali ist nicht alles gut, und durch
unseren Einsatz wird auch nicht automatisch alles gut,
aber ohne uns wiére vieles schlechter. Wir haben die Auf-
gabe, Hoffnung nicht zu zerstdren, sondern zu geben.
Unser Einsatz, gemeinsam mit vielen anderen, leistet
dazu einen kleinen Beitrag. Deswegen bitte ich Sie um
Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fir die FDP-Fraktion spricht der Kollege Ulrich
Lechte.

(Beifall bei der FDP)

Ulrich Lechte (FDP):

Sehr geehrter Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Werte Géste! In der letzten Sitzungswoche hat-
ten wir hier im Plenum bereits iiber die UNO-Mission in
Mali gesprochen. Heute geht es um die kleinere Schwes-
termission der Europdischen Union. Die Beratungen
sind zwar getrennt, aber es macht Sinn, beide Missionen
zusammen zu betrachten. Addiert man die Obergrenzen
beider Mandatstexte — 1 100 plus 350 —, so beantragt die
Bundesregierung die Entsendung von bis zu 1 450 Solda-
ten und Ausbildern nach Mali. Das ist die grofite Prasenz
von Bundeswehrsoldaten im Ausland — noch vor Afgha-
nistan —, und das unterstreicht, wie wichtig uns allen die
Stabilisierung Malis ist. Wir von den Freien Demokraten
begriilen es ausdriicklich, dass Deutschland hier seiner
Verantwortung als wichtiges Mitglied der internationalen
Gemeinschaft nachkommt.

(Beifall bei der FDP)

Bei der EU Training Mission Mali hatte Deutschland
bereits 2015 und 2016 den Missionskommandeur ge-
stellt. Derzeit ibernimmt Spanien diese Aufgabe, aber
ab Ende November 2018 soll Deutschland erneut den
Missionskommandeur stellen. Die Anhebung der Man-

datsobergrenze von 300 auf 350 macht in diesem Zusam-
menhang ebenfalls Sinn. Ebenso ist die Ausdehnung des
Mandatsgebietes sinnvoll. Kiinftig soll die Bundeswehr
zusitzlich auBerhalb Malis in den Hauptquartieren der
G-5-Saheltruppe in Niger, Mauretanien und Tschad aus-
bilden und beraten konnen — also in allen G-5-Staaten
auller Burkina Faso.

Dies ist auch sinnvoll, weil wir es nicht mit einer lo-
kal begrenzten Rebellion im Norden Malis zu tun haben,
sondern mit grenziiberschreitendem islamistischem Ter-
rorismus, der den Frieden in der ganzen Region geféhr-
det. Vor gut einem Jahr erfolgte der Zusammenschluss
mehrerer terroristisch-islamistischer Gruppen zur Terror-
allianz JNIM. JNIM veriibt seitdem vermehrt Anschlige.
Dabher ist die grenziiberschreitende Zusammenarbeit der
G-5-Staaten der richtige Ansatz, um auf die Bedrohun-
gen zu reagieren. Im Rahmen von EUTM Mali trainieren
wir die Streitkréfte dieser Lander. Nur darum geht es,
nicht um die direkte Beteiligung an Kampfhandlungen.

Auch tiber die Sahelzone hinaus ist die regionale Zu-
sammenarbeit in Westafrika sehr beachtlich. Die west-
afrikanische Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS hat ein
hohes Ausmaf} an regionaler Integration, das es sonst so
nirgendwo anders in Afrika gibt. Es ist ein Vorzeigepro-
jekt, dessen Erfolg umso wichtiger fiir ganz Afrika ist.
Wir diirfen nicht erlauben, dass der internationale isla-
mistische Terrorismus in dieser Region weiter Fuf3 fasst,
sie destabilisiert und damit auch uns hier in Europa be-
droht.

(Beifall bei der FDP)

Wir miissen uns alle vergegenwartigen, dass Mali im
Norden an Algerien grenzt, und Algerien ist nun mal
als Mittelmeeranrainer ein siidliches Nachbarland der
EU. Es geht hier also um die Befihigung zur Bekdmp-
fung von islamistischem Terrorismus und organisierter
Kriminalitdt, wie zum Beispiel Menschenhandel und
Menschenschmuggel. Das ist niitzliche Nachbarschafts-
hilfe, die wir gerne leisten. Hierzu bedarf es Hilfe zur
Selbsthilfe, aber auch wirtschaftlicher Entwicklung und
der Schaffung von Zukunftsperspektiven fiir das so von
jungen Menschen geprégte Afrika. Wir miissen unseren
Beitrag leisten, damit dieser Kontinent in die Lage ver-
setzt wird, an der Globalisierung und den Chancen des
21. Jahrhunderts in vollem Umfang zu partizipieren.

(Beifall bei der FDP)

Dem rasanten Bevolkerungszuwachs — plus 800 Mil-
lionen in der Prognose allein fiir das 21. Jahrhundert; das
muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen,
denn das sind mehr Menschen, als in Europa leben — zu
begegnen, ist eine Herkulesaufgabe. Wir miissen dafiir
sorgen, dass sie von Afrika in irgendeiner Weise bewal-
tigt werden kann. Wir haben da eine moralische und eine
menschliche Verpflichtung. Nach Jahrhunderten der Aus-
beutung sind wir das diesem aufstrebenden Kontinent
wohlgemerkt mehr als schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der SPD)
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Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fir die Fraktion Die Linke spricht die Kollegin
Christine Buchholz.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Seit fiinf
Jahren ist die Bundeswehr nun in Mali. Anfangs hieB es,
es gehe um die Unterstiitzung der franzdsischen Armee,
um den Vormarsch einiger Hundert Dschihadisten auf
die Hauptstadt Bamako zu stoppen. Das ist geschehen,
doch die deutschen Soldaten sind geblieben. Mehr noch:
Die Grofie Koalition hat die Einsdtze in Mali bestdndig
ausgeweitet und zu einer zentralen Intervention in Afrika
gemacht.

Wir sagen: Bei den Einsédtzen geht es nicht um Mali
oder die malische Bevolkerung. Es geht im Wesentlichen
um zweierlei: zum einen darum, die Interessen der deut-
schen Wirtschaft in der rohstoffreichen Region mit einer
militdrischen Dauerprésenz zu sichern, und zum anderen
um Fliichtlingsabwehr. Beides hat mit den edlen Moti-
ven, die hier von der Regierungsbank geduflert werden,
nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir diskutieren jetzt den Bundeswehreinsatz im Rah-
men der europdischen Ausbildungsmission EUTM Mali.
Aber der Name tauscht. Langst werden nicht mehr nur
malische Soldaten ausgebildet, sondern auch die Sol-
daten von vier anderen Sahelstaaten. Dafiir will die
Bundesregierung nun erneut das Einsatzgebiet der Bun-
deswehr ausweiten, und zwar auf die Sektorhauptquar-
tiere der neuen G-5-Saheltruppe in Niger, Mauretanien
und Tschad — wohlgemerkt der Tschad, der seit nahezu
30 Jahren von dem allmichtigen Generalleutnant Idriss
Déby beherrscht wird.

EUTM Mali erweist sich als eine Militdrmission zur
Stabilisierung von Regierungen, die haufig korrupt,
manchmal direkt diktatorisch sind. Das ist eine Auflen-
politik, gegen die sich Die Linke stellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Es waren tibrigens Frankreich und Deutschland, die
auf die Bildung dieser sogenannten G-5-Truppe aus fiinf
Staaten gedrangt haben. Die EU wird einen Grof3teil des
kiinftigen Jahresetats von bis zu 400 Millionen Euro be-
reitstellen. Doch: Mehr Militdr ist wirklich das Letzte,
was diese bitterarmen Menschen in der Sahelzone brau-
chen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dort operieren bereits — ich zéhle auf — die franzo-
sische Kampfoperation Barkhane, amerikanische Spe-
zialkommandos, die UN-Truppe der MINUSMA und
schlieBlich die europidischen Militdrausbilder. Mit der
G-5-Truppe kommt nun eine fiinfte internationale Armee
dazu. Und das bezeichnet die Bundesregierung in ihrem
Antrag ernsthaft als — Zitat — ,,Schliissel zur Stabilisie-
rung des Sahelraums*? Das ist doch blanker Unsinn. Die

neue Saheltruppe stellt nichts anderes dar als die von Eu-
ropa vorangetriebene Militarisierung der Sahelzone.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von der
CDU/CSU: Stabilisierung!)

Deswegen darf diese Truppe nicht durch uns finanziert
und auch nicht durch EUTM Mali ausgebildet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu mehr Sicherheit haben die internationalen Militér-
interventionen iibrigens auch nicht gefiihrt. Herr Maas,
wenn Sie hier sagen, dass das bisher ein gelungener Ein-
satz war, dann bitte ich um eine ehrliche Bilanz. Mittler-
weile héren wir wochentlich von Anschldgen und Ent-
fithrungen. Die malische Armee, die von der Bundeswehr
ausgebildet wird, ist ein Teil des Problems und nicht ein
Teil der Losung.

(Beifall bei der LINKEN)

Erst vor zwei Monaten wurden in der Region Mopti
die Leichen von sechs Personen gefunden, die Tage zu-
vor von der Armee festgenommen worden sind. Amnesty
International beklagt zahlreiche #hnliche Ubergriffe
durch malische Soldaten, die sich vornehmlich gegen die
Ethnie der Peul richten. Wir sagen: Wer eine Armee wei-
ter ausriistet, berdt und militdrisch ausbildet, die solche
Ubergriffe begeht, macht sich mitverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist gut, dass sich in Mali aktiver Widerstand gegen
die eigene Regierung, aber auch gegen die internationale
Militérprasenz regt. Dieser Widerstand wird stdrker. Im
Januar kam es in der Hauptstadt Bamako zu einer De-
monstration, bei der der Abzug der franzdsischen Armee
gefordert wurde. Die Polizei 16ste die Demonstration ge-
waltsam auf.

Es ist dieser Protest, der unsere Unterstlitzung ver-
dient — nicht die malische Regierung, nicht ihre Armee
oder Polizei. Also, ziehen Sie endlich die Bundeswehr
aus Mali ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Nichste Rednerin ist die Kollegin Agnieszka Brugger,
Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Agnieszka Brugger (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sicherheit, Stabilitdt und Frieden sind in Mali
wahrlich keine Selbstlaufer. Seit 2013 bildet die Euro-
paische Union im Rahmen einer Ausbildungsmission
die malischen Streitkrafte aus. Ungefahr genauso lange
begleiten die Vereinten Nationen im Rahmen der Frie-
densmission MINUSMA dort den politischen Prozess
bei der Umsetzung des Friedensabkommens. Man muss
trotzdem feststellen: Nach so vielen internationalen Be-
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mithungen bleibt die Sicherheitslage sehr ernst, teilweise
hat sie sich sogar verschlechtert.

Wenn wir heute zum sechsten Mal dieses Mandat fiir
einen Einsatz in Mali beraten, dann miisste eigentlich die
Frage nach der Wirksamkeit im Mittelpunkt stehen. Wir
erwarten von der Bundesregierung endlich Antworten
auf die vielen berechtigten kritischen Fragen nach der
Rolle der Milizen, nach der Sicherheitslage und nach den
Griinden fiir das Stocken des Friedensprozesses.

Jetzt racht sich, dass Sie jahrelang nicht auf uns Griine
gehort haben. Wir haben bei allen Militéreinsétzen ge-
fordert, dass eine unabhéngige, eine kritische und eine
ehrliche Evaluation durchgefiihrt wird;

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

denn nur so kann man Fehler erkennen und die richtigen
Schliisse fiir diese, aber auch fir andere Missionen da-
raus ziehen.

Meine Damen und Herren, was tut aber jetzt die Bun-
desregierung? Statt die notwendigen Verbesserungen auf
den Weg zu bringen, ergénzen Sie ein im Kern durch-
aus sinnvolles Mandat um eine hochproblematische
Komponente. Sie war bereits in den alteren Mandaten
angelegt und in abgeschwichter Form enthalten, nun
wird sie massiv ausgeweitet. Sie wollen die gemeinsa-
me Eingreiftruppe der Staaten Niger, Tschad, Burkina
Faso, Mauretanien und Mali — das sind die sogenannten
G-5-Sahelstaaten — nun ertiichtigen.

Aus der Vergangenheit wissen wir: Ja, auch die ma-
lischen Streitkrifte haben Fehler begangen. Da gab es
Verfehlungen; aber dort begleitet die internationale Ge-
meinschaft diese Ausbildung mit einem intensiven poli-
tischen Prozess. Nun wollen Sie aber Sicherheitskrifte in
Staaten wie dem Tschad ausbilden, wo es diesen Prozess
in keiner Weise gibt, wo sich eine Regierung mit Gewalt
und Korruption an der Macht hélt und wo die Truppen
immer wieder in den Schlagzeilen sind, weil Menschen-
rechtsverletzungen begangen werden. Dazu koénnen wir
nur sagen: Das, was Sie hier planen, ist kurzsichtig und
riskant. Wir konnen Sie nur auffordern, von dieser Kom-
ponente dringend Abstand zu nehmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich finde, diese Komponente steht fiir etwas, was wir
in den letzten Jahren bei dieser Bundesregierung als Stra-
tegiewechsel beobachten konnten: weg von einer nach-
haltigen Sicherheit, weg von Entwicklung und hin zu
einer Schwerpunktsetzung auf Militdr und Aufriistung.
Das ist insgesamt ein fahrléssiger und auch gefahrlicher
Kurswechsel.

Wer echte Sicherheit will, darf nicht nur auf Auf-
ristung und einen vermeintlich schnellen sichtbaren
Erfolg setzen. Wer echte Sicherheit will, braucht eine
Ausbildung von Sicherheitskriften, die einen starken
politischen Rahmen hat und einen umfassenden Ansatz
verfolgt, zu dem auch Justiz, Polizei und Korruptionsbe-
kdmpfung gehoren. Es braucht nicht nur bloBe Ertiichti-
gung; vielmehr bedarf es einer echten Sicherheitssektor-
reform. Diesen Teil des Mandates sollten Sie ausbauen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ohne Frage braucht auch die Sahelregion Unterstiit-
zung bei der Bekdmpfung von Terrorismus und organi-
sierter Kriminalitdt. Wir Griine haben in den vergange-
nen Jahren das Mandat mitgetragen. In vielen Regionen
Malis ist die Ursache fiir die Probleme eine fehlende
funktionierende und gerechte staatliche Ordnung. Dabei
kann die Ausbildung lokaler Sicherheitskréfte durchaus
ein wichtiger und sinnvoller Beitrag sein, wenn man
langfristig selbsttragende Sicherheit erreichen will. Das
Prinzip ist richtig, was aber fehlt, sind mehr Planung und
mehr Nachhaltigkeit. Es ist auch eine zentrale Herausfor-
derung, das verlorene Vertrauen in der malischen Bevol-
kerung an dieser Stelle zuriickzugewinnen.

Eine zentrale Aufgabe der internationalen Gemein-
schaft, aber auch der Bundesregierung muss daher sein,
Druck auf alle Beteiligten und insbesondere auf die ma-
lische Regierung auszuiiben, dass die politischen Re-
formen, dass die Versohnung, dass der Friedensprozess
nicht weiter verschleppt werden, sondern wieder mit Tat-
kraft in Angriff genommen werden. Die Bundesregierung
darf hier nicht jedes Jahr einfach nur schéne Reden hal-
ten, sondern Sie sollten aus den Fehlern lernen. Und vor
allem sollten Sie eine echte Sicherheitssektorreform fiir
Mali auf den Weg bringen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege
Paul Ziemiak.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Ziemiak (CDU/CSU):

Herr Prdsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Die Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der Euro-
pean Union Training Mission hat ein sehr anspruchsvol-
les Ziel. Natiirlich wollen wir erreichen, dass die mali-
schen Sicherheitskréfte durch die Ausbildung in der Lage
sind, im ganzen Land fiir Sicherheit zu sorgen. Es ist
schwierig. Es ist ein langer Weg. Niemand hat behauptet,
dass es schnell gelingen kann. Es ist richtig, dass iiber
10 000 Soldaten bereits ausgebildet wurden und von der
EU-Mission profitiert haben. Das sind tatséchlich 60 Pro-
zent der Landstreitkrafte in Mali.

Jetzt geht es darum, diesen Kurs weiterzufiihren. Es
geht jetzt um die Ausbildung der Ausbilder. Dass es ei-
nen vernetzten Ansatz gibt, ist genau der richtige Weg
fiir die Sahelstaaten Mali, Burkina Faso, Mauretanien,
Niger und den Tschad. Die Bundeswehr unterstiitzt die-
se Léander bei der Aufstellung und bei dem Aufbau einer
gemeinsamen Einsatztruppe. Natiirlich geht es darum,
gemeinsam mit der Operation MINUSMA, die wir durch
die Ausbildung der Streitkréifte ablosen wollen, wirksam
Terrorismus zu bekdmpfen. Mali war und ist weiterhin
ein Riickzugsort fiir Terroristen. Darum geht es.

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
Linksfraktion, Menschenrechtsverletzungen und fehlen-
de Sicherheit beklagen und wenn Sie iiber Entwicklungs-
hilfe sprechen, dann miissen Sie doch zur Kenntnis neh-
men, dass Sie nachhaltige Entwicklungshilfe in einem
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Paul Ziemiak

Land nur leisten konnen, wenn Sie auch Sicherheit fiir
die Menschen garantieren konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Alles andere zu behaupten, ist doch nicht redlich. Natiir-
lich hort es sich besser an, wenn man nur iiber Entwick-
lungshilfe spricht. Sie sprechen dariiber, dass es korrupte
Regierungen gibt und dass wir einschreiten miissen, na-
tiirlich. Aber als Erstes miissen Sie Sicherheit schaffen.
Sie sprechen von Opposition und vielen anderen Dingen.
Aber schauen Sie sich die Situation von 2013 an: Hét-
ten Sie tatsdchlich Mali den islamistischen Terroristen
iiberlassen wollen? Hétten Sie zugelassen, dass wir von
Deutschland aus zuschauen? Ich glaube, das kann nicht
unser Weg sein.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

— Natiirlich passt Ihnen das nicht, weil Sie genau wis-
sen, dass ich recht habe. Sie wissen, dass Entwicklungs-
hilfe eben ohne Sicherheit — ich habe es gerade schon
gesagt — nicht moglich ist.

Interessant finde ich in dieser Debatte, dass die Kol-
legen von der AfD-Fraktion ja im Prinzip die These auf-
stellen: Es sind noch nicht alle Ziele erreicht, also ma-
chen wir nichts mehr. — Das ist international natiirlich ein
besonders ,,verniinftiger Ansatz®. — Das ist er natiirlich
nicht.

Es geht am Ende darum, dass wir Terrorismus be-
kdmpfen; das liegt im Interesse der Bundesrepublik
Deutschland. Es liegt in unserem Sicherheitsinteresse,
dass Mali und auch die Nachbarstaaten stabil werden.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Kollege?

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Natiirlich.

Rudiger Lucassen (AfD):

Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen, Herr Kol-
lege Ziemiak. — Konnten Sie mit mir darin iibereinstim-
men, dass Streitkrifte so heiflen, weil sie ithrem Name
entsprechend handeln sollen, und dass wir beim vernetz-
ten Ansatz andere Krifte hinzuziehen sollten?

Konnen Sie aber bitte auch bestdtigen, dass unse-
re Streitkrdfte sowohl in Mali als auch in Afghanistan
oder auch jetzt im neuen Einsatzgebiet Irak genau das,
namlich kdmpfen und sichern, nicht machen? Vielmehr
machen sie das, was im vernetzten Ansatz durchaus an-
dere Krifte, Krifte des BMZ oder aber auch Contractors,
machen konnen. Dies ist nicht die origindre Aufgabe von
Streitkriaften. Konnen Sie das bitte bestitigen? Unsere
Soldaten haben dort keinen Kampfauftrag.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):

Herr Kollege, ich will Ihnen gerne bestétigen, dass wir
der festen Uberzeugung sind, langfristig keine Probleme

in Staaten 16sen zu konnen, indem wir einfach nur darii-
ber sprechen, dass wir Soldaten irgendwo hinschicken,
um zu kdmpfen.

Sie haben doch selbst mit Threr Fraktion hdufig genug
das beklagt, was im Irak passiert ist, und gesagt, dass
man am Ende einen Staat selbst fit machen muss. Diese
Schliisse, die wir aus all diesen Erfahrungen der letzten
20 Jahre ziehen, setzen wir in Mali um. Wir glauben,
dass am Ende nur malische Streitkréfte und nicht deut-
sche Soldaten fiir die Sicherheit in Mali verantwortlich
sein miissen. Zusammen mit Entwicklungshilfe ist genau
das der richtige Weg. Es wire schon, wenn Sie das auch
einmal zur Kenntnis nehmen wiirden. Punkt!

Jetzt mache ich mal weiter; denn die Uhr l4uft. — Ich
mochte noch auf einen Punkt eingehen: Sie versuchen
alles, was in Deutschland passiert, zu missbrauchen — zu-
letzt haben Sie das im Fall der Amokfahrt von Miinster
getan —, um Hass zu schiiren, Stimmung zu machen und
am Ende immer wieder Thre falsche These vorzutragen,
dass ndmlich die Bundesregierung und der Deutsche
Bundestag nichts tun, um Terrorismus zu bekdmpfen und
diesem die Grundlagen zu nehmen.

Ich will Thnen eines sagen: Wenn Sie so etwas behaup-
ten, dann seien Sie auch ehrlich zu den Leuten. Entweder
stimmen Sie hier zu, oder Sie sagen den Leuten, dass Sie
diejenigen im Deutschen Bundestag sind, die gegen Ter-
rorismusbekdmpfung in dieser Welt sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Vielleicht zur Klarstellung, liebe Kolleginnen und
Kollegen: Bei Zwischenfragen wird die Uhr selbstver-
standlich angehalten. Sie konnen also die Zwischenfra-
gen ganz ausfiihrlich beantworten, ohne dass Thre Zeit
ablauft.

Der letzte Redner zu Tagesordnungspunkt 10 ist der
Kollege Dr. Reinhard Brandl von der CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):

Herr Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Die Lage in Mali ist wirklich beunruhigend. Wir erleben
im Moment, dass die Instabilitdt, die vorher vor allem im
Norden vorherrschend war, so langsam auch nach Zent-
ral-Mali liberspringt. Der UNHCR hat letzten Dienstag
einen Bericht verdffentlicht, in dem beschrieben wird,
wie gerade in der Region Mopti in Zentral-Mali — das
ist ungefahr zwischen Gao und Bamako — die Gewalt
zwischen verschiedenen Volksgruppen weiter eskaliert.
Es hat Dutzende Tote gegeben. 3 000 Menschen sind in
Richtung Burkina Faso geflohen. In der Region sind im
Moment dschihadistische Prediger unterwegs, die das
Volk aufhetzen. Da steht zum Beispiel der Gruppe der
Peul die Gruppe der Dogon gegeniiber, also im Prinzip
den Nomaden die eher sesshaften Bauern. Aber natiirlich
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sind alle gegen die internationalen Gruppen. Es bilden
sich immer neue Milizen, die zum Teil nur ihr Dorf ver-
teidigen, zum Teil nur um fruchtbares Ackerland kdmp-
fen, aber sich zum Teil eben auch dschihadistischen
Gruppen wie dem ,,Islamischen Staat™ oder al-Qaida im
Maghreb anschliefen.

Diese Entwicklung wird natiirlich befoérdert durch die
Armut und den Hunger, die in der Region herrschen. Die-
se Entwicklung wird befordert durch eine Regierung, die
nicht in der Lage ist, fiir Recht und Ordnung zu sorgen,
vor allem im Zentrum und im Norden Malis. Und die
Entwicklung wird beférdert durch malische Streitkrifte,
die selbst auch nicht fiir Sicherheit sorgen konnen, weil
sie schlecht ausgeriistet und schlecht ausgebildet sind
und dementsprechend im Moment gerade in Zentral-Ma-
li an Riickhalt verlieren. Das kénnen wir alles beklagen.
So ist die Situation. Aber, liebe Frau Kollegin Buchholz,
von alleine wird die Situation nicht besser werden. Wenn
wir einen Beitrag leisten wollen, dann miissen wir dem
Land helfen, damit zurechtzukommen.

Die internationale Hilfe und auch der deutsche Bei-
trag setzen genau an diesen Punkten an. Wir haben einen
vernetzten Ansatz. Auflerdem ist Mali auch ein Schwer-
punktland der Entwicklungshilfe. Es ist aber nun einmal
s0, dass wir heute speziell iiber EUTM Mali diskutieren.
Das ist der Beitrag, den die Mission zur Ausbildung und
zur Beratung der malischen Streitkréfte leistet. Diese
Mission kommt immer besser ins Laufen. Es sind im Mo-
ment 26 europdische Linder, die sich daran beteiligen.
11 000 malische Soldaten wurden bereits ausgebildet.
Der Schwerpunkt der Ausbildung verschiebt sich jetzt
immer mehr vom einzelnen Soldaten hin zur Ausbildung
der Ausbilder und zur Ausbildung von Fithrungskréften,
was auch dazu fiihrt, dass der Multiplikatoreffekt, den die
Mission erreichen kann, deutlich groBBer wird.

Die Mission wird auch mobiler. Wir haben 2016 zum
ersten Mal das Einsatzgebiet auf weitere Teile Malis,
also iiber Koulikoro hinaus, ausgeweitet. Das hat sich
bewéhrt. Wir gehen jetzt den ndchsten Schritt, indem wir
die Ausbildung auf die Grenzen von Mali und dann auch
auf Standorte im Niger, im Tschad und in Mauretanien
ausweiten. Denn eines ist doch klar: Wenn Sie sich die
Karte anschauen, dann springt sofort ins Auge, dass die
Grenzen in der Region irgendwann einmal von irgend-
jemandem mit einem Lineal gezogen worden sind und
dass sie in keiner Weise die Lebenswirklichkeit vor Ort
widerspiegeln. Sicherheit ist keine Frage, die sich an die-
ser Grenze entscheidet. Sicherheit ist eine Frage, die sich
daran entscheidet, ob die Region zusammenarbeitet, um
gemeinsam gegen Terrorismus und Islamismus vorzuge-
hen.

Mit der Beteiligung an der Mission EUTM Mali unter-
stiitzen wir die Zusammenarbeit in der G-5-Sahelregion
weiter aktiv. Man kann diese Region selber nicht anhand
von einzelnen Grenzverldufen beurteilen, sondern nur
im Gesamten. Deswegen begriile ich diese Ausweitung
ausdriicklich. Wir werden die Mission nidchste Woche
im Ausschuss intensiv beraten. Ich kann Thnen aber jetzt
schon in Aussicht stellen, dass unsere Fraktion auch der
weiteren Beteiligung an dieser Mission zustimmen wird.

Herzlichen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Soren Bartol [SPD])

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich schlieBe die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1597 an die in der Tagesordnung aufge-
fiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. Dann ist die Uberweisung
so beschlossen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 5:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Anderung des Gesetzes, betreffend
die Einfithrung der Zivilprozessordnung

Drucksache 19/1686

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Hier sind nach interfraktioneller Vereinbarung 27 Mi-
nuten vorgesehen. — Dazu gibt es keinen Widerspruch.
Dann ist das so beschlossen.

Der erste Redner ist fiir die SPD-Fraktion der Kollege
Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-
be Zuhorerinnen und Zuhorer! Wer recht hat, muss auch
recht bekommen, und das schnell und kostengiinstig.
Mit diesem einfachen Satz wird auf den Punkt gebracht,
was die Biirgerinnen und Biirger in unserem Land zu
Recht von einem funktionierenden Rechtsstaat erwar-
ten. Zu diesem Zweck haben wir Regierungsfraktionen
uns im Koalitionsvertrag vorgenommen, Zivilprozesse
und Strafverfahren effektiver zu gestalten. Die Biirge-
rinnen und Biirger sollen verlésslich und zeitnah bei uns
in Deutschland ihr Recht bekommen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei steht der Rechtsstaat vor groBBen Herausforde-
rungen. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist iiberlastet,
sodass dringend neue Stellen geschaffen und auch besetzt
werden miissen. Auch miissen viele Staatsanwilte und
Strafrichter eine groBe Anzahl an Strafverfahren bearbei-
ten. Deshalb ist es, wie ich finde, eine der wichtigsten
Aufgaben der Groflen Koalition, den vereinbarten Pakt
fir den Rechtsstaat zu schliefen. Gemeinsam mit den
Landern wollen wir 2 000 zusitzliche Stellen fiir Richte-
rinnen und Richter, fiir Staatsanwaltinnen und Staatsan-
wilte und vor allem — das ist mir ganz wichtig — auch fiir
das entsprechende Folgepersonal in den Geschéftsstellen
einrichten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Das ist dringend nétig, liebe Kolleginnen und Kollegen;
denn die besten Gesetze bringen nichts, wenn kein Jus-
tizpersonal da ist, um sie umzusetzen. Dabei leistet die
Justiz in Deutschland Hervorragendes. Wir haben eine
Rechtsetzung von hoher Qualitdt. Damit das so bleibt,
miissen die personellen Grundlagen geschaffen werden.
Dort, wo wir als Bund aktiv werden konnen, namlich
bei den Bundesgerichten und auch beim Generalbundes-
anwalt, werden wir als Bund die notwendigen Stellen
schaffen.

Damit bin ich bei der politischen Ebene, um die es uns
bei diesem heute hier zu beratenden Gesetzentwurf geht.
Es ist unsere Aufgabe als Bundesgesetzgeber, die Rah-
menbedingungen dafiir zu schaffen, dass der Rechtsstaat
handlungsfahig bleibt und unsere Gerichte Recht mit
hoher Qualitédt sprechen. Als Bundesgesetzgeber haben
wir Einfluss auf eine ausreichende personelle Ausstat-
tung, insbesondere beim Bundesgerichtshof. Wir kdnnen
Verfahrensregelungen einfiihren, die dazu beitragen, die
hohe Qualitdt der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs auf Dauer zu gewihrleisten.

Der Bundesgerichtshof trifft wichtige Grundsatzent-
scheidungen mit breiter Wirkung, oft fiir Millionen von
Biirgerinnen und Biirger. Er sorgt damit fiir Rechtssicher-
heit. Diese Funktion darf nicht durch eine Uberschwem-
mung und damit einhergehende Uberlastung des BGH
gefdhrdet werden. Die Richterinnen und Richter des
BGH sollen sich um wichtige juristische Fragen kiim-
mern kdnnen und sich nicht mit einem von einem Beru-
fungsgericht, unter Umsténden sogar einstimmig, gefass-
ten Urteil und einem somit offensichtlich aussichtslosen
Rechtsmittel beschéiftigen miissen.

Ein Blick in die Prozessstatistik zeigt: Wéhrend die
Anzahl der Zivilprozesse insgesamt zum Teil deutlich
zurlickgeht, ist dies bei den Zivilverfahren beim Bun-
desgerichtshof nicht der Fall. Durch die Neuregelung der
Nichtzulassungsbeschwerde im Jahr 2011 ist ein dauer-
hafter zusitzlicher Anfall von 1 000 Verfahren pro Jahr
festzustellen. Unsere urspriingliche Vermutung, dass
Nichtzulassungsbeschwerden langfristig riicklaufig sein
werden, hat sich also nicht erfiillt. Dabei ist festzuhalten,
dass iiber 90 Prozent der Nichtzulassungsbeschwerden
erfolglos sind. Dennoch bindet deren Bearbeitung ganz
erhebliche Arbeitskapazititen, wertvolle Kapazititen,
die fiir die eigentliche Aufgabe der Zivilsenate des BGH,
niamlich die Entscheidung von Grundsatzfragen, wichtig
wiren und dadurch fehlen. Vom Bundesgerichtshof ist zu
héren, dass die dortigen Zivilrichter mittlerweile den fast
groBten Teil ihrer Arbeitskraft damit verbringen miissen,
Nichtzulassungsbeschwerden abzuarbeiten. Das wiede-
rum bedeutet, dass andere Verfahren, die grundsitzliche
Bedeutung fiir die Biirgerinnen und Biirger haben, liegen
bleiben und nicht entschieden werden kénnen.

Um diese unhaltbare Situation zu entschérfen, gilt
aktuell eine Wertgrenze fiir Nichtzulassungsbeschwer-
den. Sie sind nur zuléssig, wenn der Beschwerdewert der
Berufungsentscheidung 20 000 Euro iibersteigt. Diese
Regelung — deswegen jetzt die Eile — lauft zum 30. Juni
2018 aus. Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir diese
Regelung bis zum 31. Dezember 2019 verldngern.

Das Argument, diese zeitlich befristete Streitwert-
grenze nehme den Biirgerinnen und Biirgern Rechts-
schutzmoglichkeiten, greift aus meiner Sicht so pauschal
nicht. Zum einen wurden mit der Reform der Zivilpro-
zessordnung auch die Revisionsregelungen neu gefasst;
die sogenannte Wertrevision wiirde durch die Zulas-
sungsrevision ersetzt. Seitdem konnen die Landgerichte
die Revision beim Bundesgerichtshof zulassen. Das hat
dazu gefiihrt, dass die Zahl der Revisionen im Streitwert-
bereich bis zu 20 000 Euro um 60 Prozent gestiegen ist.
Also gerade Verfahren mit kleineren Streitwerten sind
deutlich haufiger bis zum BGH gelangt. Die Verfah-
ren des fiir Kauf- und Wohnungsmietrecht zustéindigen
BGH-Senats hatten zu 80 Prozent, also eine ganz grof3e
Mehrheit, Gegenstandswerte von unter 20 000 Euro, ein
Drittel der Verfahren sogar von unter 1 000 Euro. Das
zeigt, dass man nicht pauschal sagen kann, die Streit-
wertgrenze von 20 000 Euro bei der Berufungszulassung
wiirde dem Biirger Rechtsschutzmoglichkeiten nehmen.

Zum anderen wird mit der Eingrenzung der Zulassig-
keit von Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Be-
rufung auch der Funktion der oberen Gerichte Rechnung
getragen. Es soll um Grundsatzentscheidungen gehen,
um Entscheidungen des Bundesgerichtshofs, die zur Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich
sind.

Eine Losung wére jetzt natiirlich auch, zusétzliche
Richterstellen beim BGH zu schaffen. Davon abgese-
hen, dass das so kurzfristig, bis zum 30. Juni 2018, nicht
mehr zu machen ist, haben wir es hier auch mit der so-
genannten Rutschklausel zu tun, einer bemerkenswerten
Regelung aus den 90er-Jahren. Ich glaube, es ist unsere
Aufgabe, dieses Gesetz zu verabschieden. Wir sollten
uns aber auf jeden Fall vornehmen, im kommenden Jahr
nach alternativen Losungsmoglichkeiten zu suchen, auch
fiir die Frage, wie wir trotz Rutschklausel mehr Personal
in Karlsruhe erreichen kénnen.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Es geht auch in
Leipzig!)

Ich finde, wir miissen die Arbeitsiiberlastung beim BGH
auf jeden Fall beenden. Die obersten Gerichte miissen
in aller Ruhe tiber die fiir die Biirgerinnen und Biirger
wichtigen Fragen entscheiden konnen. Ich stimme des-
halb diesem wichtigen Gesetz zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Zu seiner ersten Rede rufe ich den Kollegen Jens Mai-
er von der AfD-Fraktion auf.

(Beifall bei der AfD)

Jens Maier (AfD):

Sehr geehrter Herr Priasident! Meine Damen und mei-
ne Herren! Nun soll § 26 Nummer 8 EGZPO wieder in
die Verldngerung gehen, diesmal vom 1. Juli 2018 bis
zum 31. Dezember 2019. Das ist jetzt schon, wenn ich
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richtig gezdhlt habe, das siebte Mal. Urspriinglich war
flir die hier zu treffende Beschlussfassung keine Debat-
te vorgesehen. Warum auch? Aufgrund des Zeitdrucks
kann ja nur noch schnell, schnell reagiert werden. Die
Geltungsdauer der bisherigen Regelung 14duft am 30. Juni
ab. Und dann? Soll man die Gerichte im Regen stehen
lassen?

Als ich noch Richter am Landgericht war, haben wir
vor jeder Verlingerung gebangt, ob das Parlament sie
noch rechtzeitig hinbekommt. Da hiel es: Wenn die
Nichtzulassungsbeschwerde plotzlich zuldssig wire,
miisste man ja einen Tatbestand ins landgerichtliche Be-
rufungsurteil schreiben. Es wurde auch die zu erwarten-
de Mehrbelastung gesehen. Fiir den BGH wire es noch
schlimmer ausgegangen. Ich vermute, der Wegfall der
Wertgrenze hétte in kurzer Zeit zu einem Verfahrens-
tsunami gefiihrt. Es ist aber ganz gut, dass wir heute eine
Debatte fiihren.

In der Begriindung des hier vorliegenden Gesetzent-
wurfs heiflt es unter A I:

Durch die vorgesehene Verliangerung der Geltungs-
dauer der Regelung soll eine bei Auslaufen der
Wertgrenze eintretende Uberlastung des Bundes-
gerichtshofs aufgrund der Zunahme von Nichtzu-
lassungsbeschwerden verhindert werden. Auch soll
eine ebenfalls zu erwartende Mehrbelastung der Be-
rufungsgerichte abgewendet werden.

Aha, mochte man sagen, darum geht es also!

Richtig ist, dass eine Wertgrenze, die jetzt bei
20 000 Euro liegt, die Anzahl der eingelegten Rechts-
mittel reduziert. Kein guter Anwalt legt ein Rechtsmittel
ein, das offensichtlich unzuléssig ist, weil die erforderli-
che Beschwer nicht erreicht wird. Es stellt sich aber die
Frage, ob die Einschrinkung der Rechtsmittelfahigkeit
eines Rechtsstreits iiber den Weg von Wertgrenzen der
verniinftige Weg ist.

Auch erscheint die Wertgrenze von 20 000 Euro eher
willkiirlich gegriffen. Nach dem bis 2002 geltenden
Recht lag die Revisionssumme bei 60 000 DM, also gut
30 000 Euro. Die Revisionssumme war bis dahin peu a
peu erhoht worden. Keiner konnte einem wirklich sagen,
warum gerade diese Summe richtig ist. Seit 2002 gilt
nun die Grenze von 20 000 Euro. Aber hier stellt sich die
gleiche Frage: Warum ausgerechnet 20 000 Euro, warum
nicht 25 000 Euro, warum nicht 15 000 Euro?

Es ist als problematisch zu bewerten, den verfassungs-
rechtlich garantierten Justizgew#hrungsanspruch des
Biirgers an einer Wertgrenze scheitern zu lassen, weil es
doch um das Recht geht, um das Recht des Biirgers geht.
Es sollte nicht darum gehen, dem BGH bzw. der Justiz
den Arbeitsalltag zu erleichtern.

(Beifall bei der AfD)

Wenn am Landgericht — was die Regel ist — der Ein-
zelrichter durch Urteil entschieden hat, muss am Ober-
landesgericht nicht der gesamte Senat, sondern wiede-
rum nur der Einzelrichter titig werden und entscheiden.
10 000 Euro sind fiir viele Biirger schon viel Geld,
19 000 Euro fiir noch viel mehr. Es kann also bei Fallen

knapp unterhalb der Grenze von 20 000 Euro passieren,
dass zweimal ein Richter entscheidet und es dann aus ist.
Halten Sie das fiir fair? Ist das der Rechtsstaat? Fiihrt dies
zur Akzeptanz von Entscheidungen?

Ich bin der Meinung, dass wir die Gelegenheit nut-
zen sollten, im Ausschuss in Ruhe dariiber zu diskutie-
ren, welche Wertgrenze man zugrunde legen soll, ob die
Wertgrenze nicht reduziert werden soll und ob es nicht
andere Moglichkeiten gibt, der Verfahrensflut, insbeson-
dere dem Missbrauch von Rechtsmitteln, Herr zu wer-
den. Da bietet sich zum Beispiel die Einfithrung einer
Missbrauchsgebiihr im Zivilverfahren an, wie das bei
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht oder laut
Sozialgesetzbuch moglich ist.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD wird der Uberweisung des Gesetzentwurfs
in den Rechtsausschuss zustimmen. Ich personlich freue
mich auf eine spannende Diskussion im Ausschuss.

Danke.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege
Dr. Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):

Herr Prdsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Im Zivilrecht ist die Revision beim Bundesge-
richtshof moglich, wenn das Berufungsgericht im Urteil
die Revision ausdriicklich zuldsst, iibrigens unabhéngig
vom Beschwerdewert. Wird die Revision nicht zugelas-
sen, so kann gleichwohl eine Nichtzulassungsbeschwer-
de erhoben werden mit der Moglichkeit des Zugangs
zum Bundesgerichtshof, wenn der Berufungsstreitwert
20 000 Euro iibersteigt. Heute geht es um die Frage, ob
wir die Wertgrenze fiir die Nichtzulassungsbeschwerde
von 20 000 Euro fiir die ndchsten eineinhalb Jahre fort-
schreiben. Ich meine, es ist richtig und geboten, dass wir
diese Entscheidung treffen.

Was wiirde passieren, wenn wir die Moglichkeit einer
Nichtzulassungsbeschwerde ab einer Hohe des Streit-
werts von 20 000 Euro nicht verldngern wiirden? Die
Belastung an den Zivilsenaten des Bundesgerichtshofs
wiirde zunehmen. Bereits jetzt sind die Verfahren vor den
Zivilsenaten des Bundesgerichtshofs in der Mehrzahl so-
genannte Nichtzulassungsbeschwerden. Und nein, mit
der Beibehaltung dieser Wertgrenze schneiden wir nicht
das Recht des Revisionsfiihrers ab. Ganz im Gegenteil:
Wenn ein Verfahren von rechtlich groer Bedeutung ist
und wenn erkennbar ist, dass dieses Verfahren eine Re-
levanz hat, dann wird das erkennende Gericht, das Land-
gericht oder das Oberlandesgericht, ohnehin die Revision
zulassen, iibrigens unabhéngig vom Streitwert.

Aber man darf nicht vergessen: Wir haben in Deutsch-
land den vollumfanglichen Rechtsschutz nicht nur dann,
wenn jedes Verfahren bis zum BGH geht. Man muss fak-
tisch nicht die drei Instanzen ausschdpfen, um zu seinem
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Recht zu kommen. Wir haben in Deutschland eine ex-
zellente Landschaft im Bereich der Oberlandesgerichte.
Die Oberlandesgerichte haben Spezialkammern mit sehr
spezialisierten, guten Richtern, die einen ordentlichen
Job machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Rechtsweggarantie des Grundgesetzes ist auf alle
Fille gegeben, wenn jemand seine Rechtsstreitigkeit
beim Landesgericht und dann beim Oberlandesgericht
vorbringen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist richtig, dass der Bundesgerichtshof in wesentli-
chen Fragen des Versicherungsrechts, des Mietrechts und
des Bankenrechts grundsétzliche Entscheidungen treffen
muss. Darauf sollte sich der Bundesgerichtshof kon-
zentrieren konnen. Aber es wire falsch und wiirde dem
Charakter eines obersten Bundesgerichtes nicht gerecht
werden, wenn wir den Bundesgerichtshof mit noch mehr
Nichtzulassungsbeschwerden iiberlasten, obwohl es eine
umfassende Rechtsschutzmoglichkeit bereits auf der
Ebene des Landgerichts und des Oberlandesgerichts gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir miissen uns bei diesem Thema klug verhalten. Wir
diirfen die Architektur der Zivilrechtspflege nicht gene-
rell infrage stellen.

Ja, wir miissen uns iiberlegen, ob wir die permanente
Fortschreibung der Wertgrenze von 20 000 Euro nicht ge-
nerell regeln. Wir kdnnen dariiber diskutieren, ob wir den
Wert von 20 000 Euro, der iibrigens aus dem Jahr 2001
stammt, nicht anheben oder indexieren; das gilt auch fiir
andere Wertgrenzen. Aber insgesamt sollten wir durch
eine Anderung des Systems nicht grundsitzlich das infra-
ge stellen, was in Deutschland gut funktioniert, ndmlich
die Zivilrechtspflege.

Wir sind aufgerufen, alles zu tun, auf Ebene des Bun-
des, aber auch auf Ebene der Lander, um diese funkti-
onierende Zivilrechtspflege weiterhin zu unterstiitzen,
durch mehr Stellen bei der Justiz, auch in den Geschiéfts-
stellen, aber auch durch eine kluge Strategie zur weiteren
Digitalisierung der Justiz.

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Gut, ja!)

Die Digitalisierung von Akten, die E-Akte, betrifft iib-
rigens auch das Anwaltspostfach. Ich meine, das sollte
bald geregelt sein, weil nur indem man schnell an Akten
kommt, kénnen die Verfahren beschleunigt werden. Das
ist der wichtigste Punkt, um im Zivilrechtsbereich nach-
haltig eine gute Losung fiir diejenigen hinzubekommen,
die Recht suchen und bei uns auch ihr Recht bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesem Ge-
setzentwurf.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Die néichste Rednerin ist fiir die FDP-Fraktion die
Kollegin Katrin Helling-Plahr.

(Beifall bei der FDP)

Katrin Helling-Plahr (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Meine Damen und Her-
ren! Bei den Koalitionspartnern ist in den letzten Tagen
ganz kurzfristig eine bemerkenswerte Erkenntnis heran-
gereift, die da lautet: Bis zum 30. Juni ist es nicht mehr
lang hin. Also wurde die Verldngerung der Regelung,
wonach der Streitwert einer Nichtzulassungsbeschwerde
zum Bundesgerichtshof mindestens 20 000 Euro betra-
gen muss, spontan noch auf die Tagesordnung gesetzt.
Sonst wire die Wertgrenze Ende Juni ausgelaufen.

In die entsprechende Drucksache schreibt die Grof3e
Koalition, man wolle mit der Verldngerung ermoglichen,
die Entwicklung der Geschiftsbelastung des BGH fiir ei-
nen Zeitraum von anderthalb Jahren zu beobachten. Sehr
geehrte Damen und Herren von CDU, CSU und SPD,
die Regelung in § 26 Nr. 8 EGZPO wurde im Zuge der
grofen ZPO-Reform 2001 als Ubergangsregelung be-
schlossen, im EGZPO versteckt und seitdem viermal ver-
langert, immer wieder mit der Begriindung, man wolle
beobachten. Sehr geehrte Damen und Herren von CDU,
CSU und SPD, was Sie ,,beobachten® nennen, nennen
wir Freie Demokraten ,,schlafen.

(Beifall bei der FDP — Dr. Patrick Sensburg
[CDU/CSU]: Dann hétten wir es ja nicht ver-
langert!)

16 Jahre des Beobachtens sind genug. Entsprechend
hatte der Kollege von der SPD bei der letzten Verldnge-
rung der Regelung im Jahr 2016 auch bereits angekiin-
digt, die Wertgrenze werde ein letztes Mal verldngert.
Redner von SPD und CDU/CSU waren sich einig, dass
man grundsétzlich debattieren muss. Was ist seitdem pas-
siert? Offenbar ging es schlicht in GroKo-Manier weiter
so, und heute stehen wir wieder hier.

(Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]: Nur nicht
darauf hinweisen, dass wir es auch mit der
FDP verléngert haben!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natiirlich wire es
nicht verantwortlich, die Regelung jetzt auslaufen zu
lassen und den BGH mit einer entsprechend befiirchte-
ten Nichtzulassungsbeschwerdeflut lahmzulegen. Aber
wir erwarten von den Koalitionsfraktionen, dass sie jetzt
Wort halten. Die jetzige Situation ist fiir keine Seite be-
friedigend. Der BGH sieht sich mit einer trotz Wertgren-
ze steigenden Zahl von Nichtzulassungsbeschwerden
iiberfordert. Auch unabhéngig von der Wertgrenze frust-
riert die mangelnde Voraussehbarkeit der aus BGH-Sicht
bestehenden oder fehlenden Revisionswiirdigkeit bei ei-
ner Zulassungsquote von unter 10 Prozent nicht nur die
Anwaltskollegen, sondern erst recht die Parteien, die das
finanzielle Risiko tragen. Die Effektivierung ging zuwei-
len zulasten der Akzeptanz hochstrichterlicher Recht-
sprechung in der Bevolkerung.

Schaffen wir nun eine transparente und zukunftswei-
sende Regelung. Horen wir auf, Rechtsuchende mit einer
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Daueriibergangsregelung in die Irre zu fiihren. Verste-
cken wir kiinftig die Regelungen nicht mehr im EGZ-
PO. Lassen Sie uns dariiber nachdenken, ob die richtige
Reaktion auf steigende Fallzahlen in hoheren Instanzen
aufgrund mangelnder Akzeptanz von Rechtsprechung
immer Rechtswegverkiirzung sein muss. Miissen wir
den BGH stérker aufstellen? Brauchen wir eine Reform
der Regelung der Statthaftigkeit von Revisionen, der
Zulassungsgriinde insgesamt? Nutzen wir die Zeit bis
Ende 2019 jetzt wirklich fiir ein Update.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Fabian
Jacobi [AfD])

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der nichste Redner ist fiir die Fraktion Die Linke der
Kollege Friedrich Straetmanns.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Zuhdrerinnen und Zuho-
rer! Die Koalition wiinscht sich, durch den vorliegenden
Gesetzentwurf weitere eineinhalb Jahre Zeit zu erhalten,
um die Geschiftsbelastung beim Bundesgerichtshof zu
evaluieren.

Zunéchst einmal weise ich darauf hin, dass diese be-
reits seit 2011 evaluiert wird. In Threr Vorlage gehen Sie
iiberhaupt nicht auf den Grund ein, warum dieser Zeit-
raum nicht ausgereicht haben soll.

Aber gehen wir zum Anfang zuriick. Unter Rot-Griin
wurde die Zivilprozessordnung dahin gehend reformiert,
dass die Zuriickweisung sogenannter offensichtlich un-
begriindeter Antrdge auf Berufung vereinfacht wurde.
Als uber die Jahre klar wurde, dass damit ein rechtlich
unhaltbarer Zustand geschaffen worden war, wurde 2011
die Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesgerichts-
hof eingefiihrt, die wir hier verhandeln. Damit sollte ein
Rechtsmittel geschaffen werden, mit dem der uneinheit-
lichen Anwendung des § 522 ZPO ein Riegel vorgescho-
ben werden sollte. Hier ist als Untergrenze ein Beschwer-
dewert von 20 000 Euro festgelegt. Diese Regelung lauft
Ende Juni dieses Jahres aus.

Es war doch schon 2011 klar — darauf hat meine Frak-
tion, Die Linke, damals auch hingewiesen —, dass diese
Reform ein Fehler war.

(Beifall bei der LINKEN)

Dariiber hinaus hat sie weder das Ziel erreicht, die Ar-
beitsbelastung beim Bundesgerichtshof zu reduzieren,
noch hat sie zu einer entsprechenden Vereinheitlichung
der Rechtsprechung beigetragen. Meine Fraktion, Die
Linke, wiirde es sehr begriiien, wenn sich diese Erkennt-
nis nun, mehr als 15 Jahre spéter, auch in den Reihen der
Koalition durchsetzen wiirde.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, auf den ersten Blick han-
delt es sich um eine formale Notwendigkeit. Aber ich
sage Thnen: Es geht auch um Gleichheit im Recht. Es

gibt eine sehr unterschiedliche Praxis bei den Zuriick-
weisungsbeschliissen: im  Oberlandesgerichtsbezirk
Karlsruhe 6,2 Prozent, im Oberlandesgerichtsbezirk
Koblenz 22,6 Prozent. Bei Verfahren mit einem Streit-
wert von unter 20 000 Euro ist kein Rechtsmittel in dem
Sinne vorgesehen. Wie soll ich den Biirgerinnen und
Biirgern in Bielefeld erkléren, dass alle Betrége, die unter
20 000 Euro liegen, Bagatellen sein sollen, die man gut
verschmerzen kann?

Zum Schluss mochte ich noch eines zu bedenken
geben: Uber 100 Jahre kam unser Zivilrecht ohne die-
se Einschrankung der Rechtsmittel aus. Das sollte auch
in Zukunft moglich sein. Sicherlich: Die Aufhebung des
§ 522 Absatz 2 ZPO kann zu einer stérkeren personellen
Belastung fiihren. Als Richter kann ich diese Sorgen zu
einem gewissen Grad verstehen. Aber der gleiche Zu-
gang zum Recht und die Wahrung des Rechtsfriedens
sind bedeutende Rechtsgrundsitze und hohe Giiter,

(Beifall bei der LINKEN)

die wir an dieser Stelle nicht mit Einsparungsargumenten
stilllegen kdnnen oder opfern sollten. Wir werden diesen
Gesetzentwurf daher ablehnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Liebe Kollegen, bevor ich zum ndchsten Redner
komme: Ich habe mir das Protokoll zu Tagesordnungs-
punkt 9 — Armut in Deutschland — geben lassen. Da gab
es wihrend der Rede von Professor Zimmer aus der
CDU/CSU-Fraktion einen Zwischenruf des Kollegen
Gauland: ,,Ein elender Hetzer!*

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja, das
stimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will nur darauf
hinweisen, dass es bisher nicht Gepflogenheit des Hohen
Hauses war, so zu formulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich wire dankbar, wenn wir alle in uns gehen wiirden.
Ich verstehe die Emotionalitdt, gerade auch bei diesem
Punkt und bei den Reden, die gehalten wurden. Aber ich
bitte darum, dass wir uns bei unseren Formulierungen
wirklich zuriickhalten. Es wiirde der Wiirde dieses Hau-
ses nicht entsprechen, wenn wir das so einreiflen lassen.

Ich erteile das Wort der Kollegin Dr. Manuela Rott-
mann, Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Manuela Rottmann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Dr. Fechner, Sie
machen einen Fehler. Sie sagen, der BGH soll Zeit fiir
grundsitzliche Rechtsfragen haben. Aber ob eine Rechts-
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frage grundsétzlich ist, hat nichts damit zu tun, ob der
Streitwert iiber oder unter 20 000 Euro liegt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau deswegen
ist es ja auch moglich, dass bei Grundsatzfra-
gen auch Verfahren mit niedrigeren Streitwer-
ten zum BGH kommen!)

Dartiiber diskutieren wir gerade im Zusammenhang mit
der Musterfeststellungsklage. Insofern ist dieses Kriteri-
um gaga.

Sehr geehrter Herr Dr. Ullrich, ich weil3 nicht, wann
Sie das letzte Mal vor Gericht waren. Bei Ihrer Argumen-
tation habe ich mich irgendwann gefragt: Warum haben
wir lberhaupt eine zweite und dritte Instanz, wenn al-
les so prima lauft? Am liebsten wire Thnen gewesen, Sie
hitten diesen Gesetzentwurf hier und heute ohne Aus-
sprache durchhauen konnen. In ihm steht ja auch: Es gibt
keine Alternative dazu.

Ich will Thnen ein paar Anregungen geben, welches
die Alternativen sein konnten. Sie konnten nach den vie-
len Jahren endlich die lange geforderte Untersuchung in
Auftrag geben, warum sich die Zahlen bei den Eingangs-
instanzen in der Zivilgerichtsbarkeit so sehr in den Keller
bewegen, warum die Leute der Justiz offenkundig kein
Vertrauen mehr schenken.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was bringt das
dem BGH?)

Sie konnten sich auch mit Vorschldgen dariiber ausei-
nandersetzen, wie die Zivilsenate beim BGH anderweitig
entlastet werden konnten. Ein Beispiel — ich habe Thren
Parlamentarischen Staatssekretdr schon darauf hinge-
wiesen — Im November hat der EuGH entschieden, dass
die Zivilgerichte regulierte Trassenpreise nicht mehr pa-
rallel zur Bundesnetzagentur kontrollieren diirfen, weil
das gegen das Europarecht verstoft. Ware das nicht eine
Gelegenheit, sich einmal die Grundsatzfrage zu stellen,
ob die Kontrolle von Kartellrechtsentscheidungen und
von Entscheidungen der Regulierungsbehorde beim Zi-
vilgericht {iberhaupt richtig aufgehoben ist oder ob wir
da nicht langsam mal in Richtung Verwaltungsgerichts-
barkeit gehen sollten?

Sie konnten wenigstens die Riige der Verletzung des
Anspruchs auf rechtliches Gehor von der 20 000-Eu-
ro-Grenze ausnehmen. In der jetzigen Situation ist
namlich das Bundesverfassungsgericht Hilfsarbeiter
der Zivilgerichtsbarkeit. Jeder, der die Verletzung sei-
nes Anspruchs auf rechtliches Gehor riigt, muss seinen
Anspruch auf rechtliches Gehor iiber das Bundesverfas-
sungsgericht einklagen. Das ist alles andere als effizient.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Friedrich Straetmanns [DIE
LINKE])

Sie konnten sich auch die Frage stellen, ob die Riick-
kehr zum Kammerverfahren an den Landgerichten das
Vertrauen, die Verlésslichkeit und die Akzeptanz der
erstgerichtlichen Entscheidungen erhéhen und damit die
oberen Gerichte entlasten wiirde. Auch die Frage, ob der
Rechtsstandort Deutschland nicht einfach noch einen

weiteren Zivilsenat braucht, Herr Dr. Fechner, darf doch
kein Tabu sein, nur weil dann ein Strafsenat nach Leipzig
umziehen miisste. Das verstehe ich wirklich nicht.

Wir werden den Rechtsstaat handlungsfihig erhal-
ten. Dies stirkt auch das Vertrauen in die rechts-
staatliche Demokratie.

Das haben Sie in Ihren Koalitionsvertrag geschrieben.
Einen guten Monat spéter ist das als folgenlose Lyrik
enttarnt. Hier hat niemand — nicht im Justizministerium,
das Thnen die Hand gefiihrt hat, und nicht in Thren bei-
den groB3en Fraktionen — fiinf Minuten iiber Alternativen
zu diesem Verfahren nachgedacht. Mir wire das an Threr
Stelle zutiefst peinlich. Thnen ist es das leider nicht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Manuela Rottmann. — Thnen einen scho-
nen sonnigen Abend von mir!

Das Wort als letzter Redner in dieser Debatte hat
Dr. Patrick Sensburg fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir debattieren heute zum ersten Mal in dieser
Legislaturperiode tliber die Fortschreibung der Streitwert-
grenze bei der Nichtzulassungsbeschwerde. Die Kollegin
von der FDP hat eben aber zu Recht gesagt, dass wir das
nicht zum ersten, sondern zum wiederholten Mal disku-
tieren; denn mit der Einflihrung der Nichtzulassungsbe-
schwerde im Jahre 2002 — zum 1. Januar 2002 ist sie ein-
gefiihrt worden — haben wir auch eine Streitwertgrenze
in Hohe von 20 000 Euro eingefiihrt. Diese Regelung
ist liber die Jahre von den unterschiedlichen Koalitionen
regelmifig verldngert worden. Liebe Kolleginnen und
Kollegen von der FDP, auch die christlich-liberale Ko-
alition ab 2009 hat die Streitwertgrenze bei 20 000 Euro
beibehalten, weil wir es fiir richtig gehalten haben.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hort! Hort!)

Ich glaube, es ist richtig, zu sagen: Die Streitwert-
grenze hat sich liber die Jahre bewahrt. Sie deckt sich
auch mit den Regelungen in § 522 ZPO, in denen es zum
Beispiel um die Beschwerde gegen die nicht zugelassene
Berufung geht. Auch hier gibt es eine Streitwertgrenze in
Hohe von 20 000 Euro. Daneben miissen wir feststellen:
Auch in der Praxis hat sie sich bewéhrt. Von daher ist es
richtig, zu sagen: Wir halten an der Streitwertgrenze in
Hohe von 20 000 Euro, wie sie in der EGZPO geregelt
ist, fest.

Man wird in den Beratungen aber sicherlich iiber
einige Punkte diskutieren konnen. Ich glaube, dass der
vorgelegte Gesetzentwurf das eine oder andere noch of-
fenldsst. Vielleicht kdnnte man auch einmal nach hand-
werklichen Fehlern schauen. Wir sprechen zum Beispiel
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nicht von zweieinhalb Jahren, sondern von eineinhalb
Jahren, wenn ich den Entwurf richtig gelesen habe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es geht ndmlich um den Zeitraum vom 1. Juli 2018 bis
zum 31. Dezember 2019. Diesen handwerklichen Fehler
miisste man also noch beseitigen.

Wir kénnten daneben auch dariiber diskutieren, ob wir
bei der Berechnung des Streitwertes nicht auch noch das
eine oder andere Problem 16sen miissen. Es ist nimlich
sehr schwer zu berechnen, ob die Streitwertgrenze, wenn
man in Génze in die Revision geht, erreicht wird. Man
kann sich die Frage stellen, ob es Moglichkeiten gibt,
hier eine Vereinfachung der Berechnung des Streitwertes
zu erreichen, sodass Klarheit fiir die Rechtsuchenden und
die Anwilte geschaffen wird und sie bei der Streitwert-
berechnung nicht nach Gestaltungsmdglichkeiten suchen
miissen, um iiber die 20 000 Euro zu kommen. Auch das
Thema ,,Anspruch auf rechtliches Gehor sollten wir in
den Beratungen diskutieren. Ich glaube, wir kdnnen auch
beim Gesetz insgesamt dariiber diskutieren: Wie sieht es
denn mit den Verldngerungszeitrdumen aus?

Wir sollten jetzt schauen, dass wir die alte Regelung,
deren Geltungsdauer mit Termin vom 30. Juni dieses
Jahres auslduft, verniinftig in eine Nachfolgeregelung
iiberfiihren. Aber dann werden wir sicherlich auch mit
den Vertretern von Gerichten in eine Diskussion darii-
ber kommen, wie wir die Regelung, deren Giiltigkeit wir
jetzt seit dem Jahr 2002 fortschreiben, in Zukunft gestal-
ten wollen? Vielleicht gibt es da, wenn man mit dem ei-
nen oder anderen Richter in einen Dialog einsteigt, eine
endgiiltige Regelung. Dazu miissen wir aber alle bereit
sein.

Von daher glaube ich, dass im Gesetzgebungsverfah-
ren eine verniinftige Regelung gefunden werden kann.
Ich wiinsche mir, dass wir so ein Thema nicht zum Streit-
punkt werden lassen, sondern gemeinsam iiber alle Frak-
tionen hinweg eine kluge Regelung finden und hier eine
ausgewogene Norm im Sinne der revisionsrechtlichen
Uberpriifung eines einheitlichen Revisionsrechts mit ei-
nem Streitwert ab 20 000 Euro, bei dem wir bleiben soll-
ten, in diesem Bundestag verabschieden, wenn es denn
dazu kommt.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Dr. Sensburg. — Damit schlie3e ich die
Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung des Gesetzentwurfs
auf Drucksache 19/1686 an den Ausschuss fiir Recht und
Verbraucherschutz vorgeschlagen. Ich gehe davon aus,
dass es keine anderweitigen Vorschlidge gibt. — Dann ist
die Uberweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Konstantin von Notz, Tabea Rofner, Kerstin

Andreae, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

IT-Sicherheit stirken, Freiheit erhalten, Frie-
den sichern

Drucksache 19/1328

Uberweisungsvorschlag:

Innenausschuss (f)

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie
Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitére Hilfe
Ausschuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schitzung

Ausschuss Digitale Agenda

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Es gibt keinen
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eroffne die Debatte. Das Wort hat Dr. Konstantin
von Notz fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Konstantin von Notz (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Stuxnet 2010,
die Snowden-Verdffentlichungen 2013, WannaCry 2017,
der Angriff auf den Deutschen Bundestag oder, ganz
frisch, der Regierungshack: Seit vielen Jahren disku-
tieren wir hier tiber IT-Sicherheit und die Integritit von
Netzwerken und Gerédten in unserer durchdigitalisierten
Welt. Die Vorfille verdichten sich immer stirker. Man
kann nur konstatieren: Im Bereich der IT-Sicherheit
brennt die Hiitte lichterloh.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deutschland ist nach 13 Regierungsjahren der Union,
nach drei Innenministern von CDU und CSU, digital un-
sicherer als jemals zuvor. Es ist zwingend, dass dieses
Thema ein ganz zentrales Thema dieser Legislatur wird.
Wenn wir nicht alles unternehmen, um unsere digita-
len Infrastrukturen und unsere private Kommunikation
bestmoglich zu schiitzen, dann sind die ganzen schonen
IT-Gipfel, all die Sonntagsreden zur Digitalpolitik nicht
das analoge Papier wert, auf dem sie stehen, meine Da-
men und Herren. Deswegen miissen wir etwas tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

— Vielen Dank. — Die Risiken sind gro3. Deswegen brau-
chen wir so grofle Antworten. Diese vermisst man leider
bei Ihnen, bei der GroKo, bis heute. Von dem neuen fiir
die IT-Sicherheit und den Datenschutz zustdndigen Mi-
nister gab es bisher kein 6ffentliches Wort zu den weit-
reichenden IT-Angriffen, zu méglichen Wahlmanipulati-
onen und zu den aktuell beispiellosen Datenskandalen.
Das ist im Jahr 2018 einfach zu wenig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Eine groe Antwort hat das Bundesverfassungsge-
richt schon vor Jahren gegeben: das Recht auf Integritdt
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und Vertraulichkeit informationstechnischer Systeme.
Lange schon weisen fithrende Staatsrechtler darauf hin,
dass dem Staat hier eine direkte Schutzverantwortung
zukommt. Statt dieser Verantwortung nach zehn Jahren
gerecht zu werden, ist die inkohérente Politik der GroBlen
Koalition selbst zu einer Gefahr geworden: fiir die Si-
cherheit der Daten von Unternehmen und fiir die Vertrau-
lichkeit der Kommunikation. Sie ist aber auch Gift fiir
die Digitalwirtschaft. Denn wo Vertrauen erodiert, kann
keine Wirtschaft wachsen.

Nur drei Beispiele dafiir: Es gibt erstens eine vollige
Konfusion der Zustdndigkeiten und Befugnisse der Si-
cherheitsbehorden in diesem Bereich — Beispiel ZITiS:
eine Behorde ohne Rechtsgrundlage, mit der der Staat
selbst zum Hacker verschliisselter Kommunikation
wird —, zweitens das bewusste Offenhalten und die Nut-
zung von IT-Sicherheitsliicken, mit der eine massive Ge-
fahrdung der IT-Sicherheit fiir alle einhergeht, und drit-
tens die anhaltende Zusammenarbeit deutscher Behorden
mit obskuren IT-Sicherheitsfirmen, die ihre Software in
alle Despotenhénde dieser Welt liefern. — All das hat die
Grof3e Koalition direkt zu verantworten, und durch ihr
Vorgehen entstehen génzlich neue Gefahrdungslagen,
und die kénnen wir uns schlicht nicht leisten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der FDP)

Wir miissen endlich weg vom cyberpolitischen
Bullshit-Bingo

(Zurufe von der FDP: Oh! — Marian Wendt
[CDU/CSU]: Das ist das megakrasse Bei-
spiel!)

hin zu klaren Zustindigkeiten innerhalb der Bundesre-
gierung und der Behdrden, weg vom starren Festhalten
an der Vorratsdatenspeicherung und anderen Massen-
iiberwachungen und den damit verbundenen unkontrol-
lierbaren Datenanhdufungen, weg von der Missachtung
klarer rechtlicher Vorgaben, zum Beispiel zur Uberprii-
fung von Quellcodes durch die Datenschutzbeauftragten,
und weg von der Politik des digitalen Wettriistens, die
auch iiber verfassungsrechtlich hochumstrittene Hack-
backs und einen neuen Cyberwar fantasiert.

Stattdessen brauchen wir eine entschlossene wie be-
sonnene, an realen Bedrohungslagen orientierte Politik,
die auf effektiv geschiitzte digitale Infrastrukturen, auf
innovative und zivile IT-Sicherheitslosungen und auf
starke Institutionen zum Schutz der Verbraucherinnen
und Verbraucher setzt. Wie eine solche Politik konkret
aussehen kann, legen wir Ihnen heute noch einmal dar.

Wir brauchen eine Offensive fiir eine durchgehende
Ende-zu-Ende-Verschliisselung bei allen IT-GroBprojek-
ten. Wir brauchen klare Zusténdigkeiten in der Bundes-
regierung und ein neues IT-Sicherheitsgesetz, das nicht
nur auf KRITIS abzielt, sondern proaktive Anreize fiir
Unternehmen setzt, die in gute und innovative I'T-Sicher-
heitsldsungen investieren wollen.

AuBerdem brauchen wir klare Rechtsgrundlagen, zum
Beispiel fiir die Zusammenarbeit im Cyber-Abwehrzen-
trum, und wir brauchen eine Meldepflicht fiir Sicher-

heitsliicken, ein unabhéngiges BSI, neue Haftungsrege-
lungen, mehr freie und offene Software und vieles, vieles
mehr.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, eine gute IT-Sicherheit ist
die zentrale Bedingung fiir das Gelingen der Digitalisie-
rung, die Schaffung von Vertrauen in die digitalen Ange-
bote und den Erhalt von Freiheit und Frieden. Deswegen
sage ich: Bedienen Sie sich bei unseren Vorschldgen!
Machen Sie eine gute IT-Sicherheitspolitik!

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Konstantin von Notz. — Néchster Red-
ner: Armin Schuster fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich darf zunichst einmal in von Notz’scher Spra-
che sagen: Teile Ihrer Rede waren echt voll krass.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)

Das hat mit dem Inhalt Thres Antrags gar nicht viel zu tun
gehabt. Den finde ich ndmlich sehr umfangreich — sehr
fleiBig —, und es stort mich, dass ich nur fiinf Minuten da-
riiber reden darf; denn er verdient eigentlich mehr.

Sieben Seiten in SchriftgroBe 8: Ich habe mich im
Gegensatz zu Thnen wirklich durchgearbeitet. Sie haben
wenig dazu gesagt. Deswegen, meine Damen und Herren
von den Griinen, will ich Thnen an fiinf Punkten erklaren,
welches Schicksal diesen Antrag trotzdem ereilen wird.

Ich habe dies in zwei Kategorien aufgeteilt. Katego-
rie 1: wirklich gute Ideen in die richtige Richtung, drei
Jahre zu spiit.

Erster Punkt. Sie fordern eine neue IT-Sicherheitspo-
litik. Wir haben in der GroB3en Koalition — ich verstehe,
dass Sie gerne mitgemacht hétten; aber das ging nun ein-
mal nicht — eine Digitalisierungsstrategie und einen Na-
tionalen Pakt Cybersicherheit gerade frisch vereinbart.
Das ist ein ganz konkreter Vorschlag, aus dem hervor-
geht, wie wir uns in diesem Land auf die neuen Bedro-
hungen einstellen. Aber das sind keine Bedrohungen, die
von der Regierung ausgehen. Jedenfalls miissen sie be-
herrscht werden; dazu komme ich gleich noch.

Zweiter Punkt, das IT-Sicherheitsgesetz. Sie fordern
ein IT-Sicherheitsgesetz. Ein solches Gesetz haben wir
bereits 2015 gemacht. Damit sind wir Trendsetter in Eu-
ropa, ich vermute: sogar im Rest der Welt. Wir werden
iiberall gelobt. Ich gebe zu, dass der Fokus allein auf den
kritischen Infrastrukturen liegt. Aber das war im ersten
Schritt das Maximale, was wir im Einklang mit denje-
nigen, die davon betroffen sind, machen konnten. Nun
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kommt GroKo III. Was haben wir vereinbart? Was steht
im Koalitionsvertrag? Ein IT-Sicherheitsgesetz 2.0!

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Dann mal los!)

Auch wir wollen fortschreiben. Sorry, aber Thr kommt ein
bisschen spét. Wir wollen mehr Unternehmen, mehr Mit-
telstand und auch mehr Behorden in die Sicherheitsstruk-
turen einbeziehen. Ich sage ganz klar: Aus meiner Sicht
wird die Sicherheit in der IT — das haben viele Unterneh-
men noch nicht verstanden — zu dem entscheidenden Qua-
litatsmerkmal in der deutschen Wirtschaft, aber auch in den
Behorden werden. Deshalb lésst sich im Koalitionsvertrag
die Formulierung ,,Security by Design“ finden. Aufgabe
des Staates ist es, den Unternehmen klarzumachen, dass
Design und Entwicklung kiinftig das Thema Sicherheit in
der IT qualitativ beriicksichtigen miissen. Das alles haben
wir drauf; das miisst ihr noch lernen. Wir machen das viel-
leicht beim néchsten Mal zusammen.

Dritter Punkt. Sie fordern Standardisierung. Was
macht das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informati-
onstechnik? Es ist die deutsche Trendbehorde, die in
engster Zusammenarbeit mit dem DIN, dem Deutschen
Institut fiir Normung — seit Jahrzehnten ein Erfolgsinsti-
tut —, lingst das Giitesiegel ISO 27001 entwickelt hat,
um unter starker deutscher Beteiligung die Standardisie-
rung europaweit und international zu einem Markenzei-
chen zu machen. Die Kooperation von BSI und DIN ist
hervorragend. Ich hoffe, dass wir das fortsetzen werden.
Auch hier sind wir Thnen weit voraus. Sie haben die Ide-
en, wir die Losungen.

Zweite Kategorie. Wo sind wir nicht einig? Erstens.
Das BSI wegen des Grundrechtsschutzes aus dem BMI
herauszuoperieren, ist ungeféhr so, als ob man Fastfood
essen wiirde, um schlank zu werden. Entschuldigung,
aber das Bundesinnenministerium ist unser Biirgermi-
nisterium, unser Gesellschaftsministerium, unser Si-
cherheitsministerium und vor allen Dingen unser Grund-
rechtsministerium. Es ist das Verfassungsressort. Das
BSI dort herauszuholen, ist aberwitzig; denn nur dort
lasst sich Grundrechtsschutz schaffen. Wir wollen das
BSI zu einer nationalen Cybersicherheitsbehorde aus-
bauen, zu einer unabhdngigen, neutralen IT-Beratungs-
stelle fiir Biirger, Wirtschaft und Verwaltung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es war von Thnen eine ganz schlechte Idee, uns in den
Bereichen IT, Digitalisierung und Sicherheit anzugreifen.
Da sind wir im Koalitionsvertrag wirklich super stark.

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Davon kann sich niemand etwas
kaufen, Herr Schuster!)

Zweitens. In Zeiten der Bedrohungen, die Sie hier
skizziert haben — bis hin zum Cyberkrieg —, auf eine
aktive Abwehr verzichten zu wollen, bedeutet, dass
sich die angeblich modernen Griinen noch im Zeitalter
des mittelalterlichen Festungsbaus befinden. Man kann
doch solche Bedrohungen nicht allein durch das Bauen
von Firewalls beherrschen. Unsere Auffassung ist ganz
klar — dazu werden wir Thnen Vorschldge machen, die Sie
quédlen werden —: Ja, wir brauchen eine aktive Cyberab-

wehr. Das heif}t, ich will gestohlene Daten zuriickholen
konnen. Ich will sie beim Angreifer 16schen kénnen. Ich
will seinen Server iibernehmen und ihn als Ultima Ratio
abschalten konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wer das nicht will, kann nicht glauben, dass die Bedro-
hungen wirklich so groB sind. Aber das sind sie tatséch-
lich. Es schreit einem aus allen Sicherheitsbehorden
entgegen: Schutz der Biirger, der Wirtschaft und der
Verwaltung in den Bereichen IT und Digitalisierung! Wir
sind da absolut gesehen nicht spitze, aber relativ gesehen
sind wir in Europa und der Welt nicht schlecht.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Schuster, jetzt schreie ich Thnen entgegen: IThre
Redezeit ist krass tiberzogen.

(Heiterkeit)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU):
Aber es ist noch kein Skandal.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Nein. Sie diirfen natiirlich noch Thre Rede zu Ende
bringen.

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU):
Nein, jetzt haben Sie mich vollig — —

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Jetzt habe ich Sie rausgebracht.

(Heiterkeit)
So einfach geht es; gut. — Vielen Dank, Herr Schuster.

Néchste Rednerin in der Debatte: Kollegin Joana Co-
tar fiir die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Joana Cotar (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und
Herren! Die AfD begriif3it, dass das Thema IT-Sicherheit
heute auf der Tagesordnung steht, sie begriifit vor allem,
dass diese fiir unsere Zukunft so wichtige Aufgabe auch
und gerade mit dem Thema Freiheit verkniipft wird; denn
diese wird in Deutschland in den letzten Jahren allzu oft
mit Fiilen getreten.

So enthélt der vorliegende Antrag durchaus einige
Punkte, mit denen wir von der AfD konform gehen kon-
nen. Die Bundesregierung hat in den letzten Legislatur-
perioden die Themen Digitalisierung, digitale Infrastruk-
tur und Informationssicherheit stréflichst vernachléssigt.
Gleichzeitig startet diese Bundesregierung immer wieder
Angriffe auf die Privatsphére der Biirger, gefdhrdet selbst
die IT-Sicherheit und kann von staatlicher Uberwachung
unbescholtener Biirger gar nicht genug bekommen.

(Beifall bei der AfD)

Diesem Treiben gilt es entschlossen entgegenzutreten.
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Um das Thema IT-Sicherheit ganzheitlich anzuge-
hen, braucht es jedoch gerade nicht die Herauslosung
der Verantwortung aus dem Innenministerium und die
Schaffung einer neuen Institution. Gerade in der gegen-
wirtigen angespannten Sicherheitslage wire eine weitere
Zerfaserung der Kompetenzen absolut kontraproduktiv.
Was Sinn machen wiirde, wiére ein eigenstiandiges Di-
gitalministerium, das mit dem jetzt schon herrschenden
Zustandigkeits- und Koordinierungswirrwarr Schluss
macht.

Die Griinen fordern in ihrem Antrag noch mehr neue
Organisationseinheiten, mehr Biirokratie, mehr Vor-
schriften. Es ist schon amiisant, auf der einen Seite mehr
Freiheit zu wollen und das sogar in die Antragsiiber-
schrift zu schreiben, im Antrag selbst dann aber auf im-
mer mehr Vorgaben und Auflagen zu bestehen. Das passt
nicht zusammen.

(Beifall bei der AfD)

Das, was Sie in Threm Antrag so nett als Anreize be-
zeichnen, entpuppt sich bei ndherem Hinsehen schlicht
als Géngelung des Mittelstandes. Es ist wichtig, unsere
Unternehmen beim Thema IT-Sicherheit aktiv zu unter-
stiitzen, sie aber nicht gleichzeitig mit neuen gesetzlichen
Vorschriften zu {iberhdufen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Politik soll einen notwendigen rechtlichen Rah-
men schaffen und sich nicht im Klein-Klein verlieren;
genau das passiert hier aber. Bestes Beispiel: das elek-
tronische Anwaltspostfach. Im Antrag wird ausgerech-
net dieses gescheiterte Projekt als unterstiitzenswert
angesehen. Dabei hat uns doch gerade dieser Skandal
verdeutlicht, dass eine Institutionalisierung von Sicher-
heitsvorgaben sehr kontraproduktiv sein kann. Das An-
waltspostfach sollte zu Jahresbeginn Pflicht werden.
Ende letzten Jahres haben IT-Experten derart viele Mén-
gel gefunden, dass die Bundesanwaltskammer die Platt-
form vom Netz genommen hat. Daraus sollten wir lernen.
Statt branchenspezifische Vorgaben zu machen, sollte der
Bundestag besser Rahmenbedingungen zur Etablierung
von allgemeingiiltigen Standards, Best Practices und
Ausbildungskonzepten vorantreiben. Davon ist im vor-
liegenden Antrag wenig zu lesen.

(Beifall bei der AfD — Dr. Konstantin von
Notz [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Schrei-
ben Sie mal einen Antrag!)

Es gibt aber durchaus Punkte, in denen wir mit Thnen
konform gehen. Dem Wunsch der Bundesregierung, im-
mer weiter in das Privatleben der Biirger einzudringen,
sie immer besser iiberwachen zu konnen, miissen wir
entgegentreten. Verpflichtungen von Unternehmen, Hin-
tertiiren in Hardware und Software einzubauen, sodass
uns demnichst auch vernetzte Kiichenmaschinen iiber-
wachen konnen, klingen wie eine Textstelle aus dem Ro-
man ,,1984%. Das ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei der AfD)

Gleiches gilt fiir den Ankauf von sogenannten Zero-
Day-Exploits, Sicherheitsliicken im System, die noch
nicht einmal den Herstellern bekannt sind und die un-

sere Behorden nutzen wollen. Fest steht: Wenn der Staat
Computer hacken darf, dann macht das das Internet nicht
sicherer, sondern unsicherer. Sicherheitsliicken miissen
sofort geschlossen werden. Es liegt auf der Hand, dass
solche Informationen nicht nur von der Regierung ge-
kauft werden, sondern auch von Kriminellen, die damit
unserer deutschen Wirtschaft enormen Schaden zufiigen
konnen. Wenn die Bundesregierung an einer Aufdeckung
von Sicherheitsliicken wirklich interessiert wére, dann
wire das die Art und Weise, die Biirger zu schiitzen.

Statt Hintertiirchen, Sicherheitsliicken und staatlichem
Hacking, Staatstrojaner etc., ist Datenschutz gefragt. Wir
von der AfD rdumen diesem Thema einen hohen Stel-
lenwert ein. Die freie Meinungséuflerung und die freie
Entfaltung der Personlichkeit brauchen einen starken Da-
tenschutz.

Natiirlich, mit der Angst vor Terror und dem Wunsch
nach innerer Sicherheit kann man den Menschen immer
mehr Uberwachung verkaufen. Doch immer mehr Uber-
wachung fiihrt nicht automatisch zu mehr Sicherheit, erst
recht nicht beim Thema Terror. Alle 24 islamistischen
Attentéter, die in den letzten Jahren in der EU Anschli-
ge veriibt haben, waren den Behorden bekannt. Fiir mich
stellt sich da nicht die Frage nach noch mehr Uberwa-
chung; fiir mich stellt sich die Frage, wie viele Warn-
zeichen die Behorden noch brauchen, bevor sie endlich
aktiv werden. Dieses Nichthandeln ist das eigentliche
Problem, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Terror bekdmpfen wir nicht dadurch, dass wir Handys
in Wanzen verwandeln und das eigene Volk auf Schritt
und Tritt iiberwachen; Terror bekdmpfen wir vor allem
durch eine konsequente Sicherheits- und Innenpolitik.
Lassen Sie uns also gemeinsam an den Themen ,,mehr
IT-Sicherheit”, ,,mehr Datenschutz*, aber vor allem auch
,,mehr Freiheit* arbeiten!

Wir stimmen der Uberweisung des Antrags an die
Ausschiisse zu und freuen uns auf weitere Diskussionen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank. — Naéchster Redner in der Debatte:
Sebastian Hartmann fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Hartmann (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Digitalisierung ist mehr als eine
Frage der Technik. Es geht um die Frage, wie sich unsere
Lebensbereiche in jeglicher Hinsicht verdndern. Es wird
Verdanderungen geben, gewollt oder ungewollt: wie wir
leben, wie wir arbeiten, wie wir streiten, was der Wahr-
heit entspricht und was nicht. Wir erleben damit neue
Chancen und neue Mdglichkeiten, noch ungeahnt. P16tz-
lich sind wir auch konfrontiert mit neuen Problemen und
neuen Gefahren, die uns begegnen.
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Das ist nicht nur eine Frage der Sicherheit in der In-
formationstechnik; die Digitalisierung betrifft viel mehr:
wie wir arbeiten und wie wir im Privaten geschiitzt wer-
den wollen. Damit ist die IT-Sicherheit automatisch das
Riickgrat einer erfolgreichen Digitalisierung. Sie muss
aber gleichzeitig ein harter Schild sein und ein flexibel
atmender Schutzpanzer, der immer wieder aufs Neue
verstirkt wird, um die Daten zu sichern, die Daten zu
schiitzen und die Art und Weise, wie wir in unserem Land
leben, abzusichern.

Die SPD betrachtet das als ein Thema der progressi-
ven Entwicklung unseres Staates. Damit ist das fiir uns
eine Frage nicht nur der Digitalpolitik, sondern auch der
Gesellschaftspolitik. Ich habe jetzt die Rede des Kolle-
gen von Notz gehort. Eigentlich hat uns vieles von dem,
was Sie in [hrem Antrag dargelegt haben, Herr von Notz,
gefreut. Ich wiirde es nicht ganz so kritisch sagen, wie
der Kollege Schuster es formuliert hat.

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sie regieren auch seit geraumer
Zeit!)

Was schadet es denn, wenn man etwas aus unserem guten
Koalitionsvertrag abschreibt und sagt: ,,Das wollen wir
auch“? Das wire doch eine Basis, um gemeinsam vorzu-
gehen. Wir werden, vielleicht mithilfe der Griinen, den
Koalitionspartner etwas bremsen, wenn er deutlich iiber
das hinausgeht, was wir im Koalitionsvertrag festgelegt
haben,

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN], an die CDU/CSU gewandt: Hort!
Hort!)

und hier schon den néchsten Cyberwar ankiindigt — plus
das Zuriickverfolgen von Daten, die man nach Hause
bringen mochte. Meine Damen und Herren, so wird es
nicht funktionieren.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben uns im Koalitionsvertrag auf die Fort-
entwicklung dessen verstandigt, was wir in der letzten
Wabhlperiode begonnen haben. Das IT-Sicherheitsge-
setz 2.0, das der Kollege von den Griinen angekiindigt
hat, werden wir verantwortlich umsetzen, und zwar so,
dass es im Einklang mit unserem geltenden Datenschutz-
recht ist und nicht zu einem neuen Einfallstor oder gar
zur Bedrohung unserer Biirgerinnen und Biirger wird.

Umgekehrt: Wir haben die entsprechenden Infrastruk-
turen geschaffen, mit dem BSI im Mittelpunkt, um zum
Beispiel Biirgerinnen und Biirgern oder auch kleineren
Unternehmen zu helfen, um Dienstleister der Verwaltung
zu sein und iiber den Schutz der kritischen Infrastruktu-
ren hinauszugehen. Genau da wollen wir ansetzen. Wir
haben die Instrumente geschaffen und werden sie auf der
Basis der Rechtsstaatlichkeit zu einem schlagkréftigen
Instrument zum Zusammenhalt unserer Gesellschaft or-
ganisieren.

Die Bundesldnder haben sich auch auf den Weg ge-
macht. In unserem foderalen Staatsaufbau werden wir
auf Bundesebene gar nicht alle Punkte allein regeln kon-
nen. Ich bin fiir die Punkte zur IT-Sicherheit dankbar, die

die alte rot-griine Landesregierung in Nordrhein-West-
falen aufgenommen und dort formuliert hat, allen voran
die jetzige Bundesministerin Svenja Schulze. Die jetzige
Landesregierung hat es unterlassen, das in ihrem Koa-
litionsvertrag auch nur ansatzweise darzulegen. Wenn
das BSI jetzt sagt: ,,Wir helfen dem schénen Land Nord-
rhein-Westfalen; wir bringen es auf den Pfad der Tugend
zuriick, was die IT-Sicherheit angeht, und schreiben eine
gemeinsame Allianz fiir die IT-Sicherheit®, dann meine
ich: Genau da muss der Bund mit den Landern kooperie-
ren und als Verbund auch mit den Kommunen arbeiten.

Meine Damen und Herren, das ist die Chance, gemein-
sam vorzugehen. Wir werden es uns nicht so einfach
machen, den Koalitionsvertrag als Grundlage zu nehmen
und alles andere in Bausch und Bogen zu verdammen.
Wir haben uns darauf verstindigt, jetzt Verantwortung
zu libernehmen. Aber wir wollen auch dariiber hinaus-
gehen. Es ist aber auch richtig, dass wir nicht iiber das
hinausgehen werden, was wir vereinbart haben, wenn es
mit dem Bruch von Grundrechten oder — die Ankiindi-
gung, die unserem Koalitionspartner da herausgerutscht
ist — einem unkontrollierten Cyberwar einherginge. Ich
denke, Herr Schuster, wenn wir das noch einmal in Ruhe
diskutieren,

(Armin Schuster [Weil am Rhein] [CDU/
CSU]: Das macht keinen Spaf3!)

dann werden wir einsehen: Das wollte man eigentlich
nicht machen. Es war doch ein schoner sonniger Tag; da
sollten Sie sich noch einmal besinnen, ob das hier wirk-
lich der richtige Ort ist, so etwas anzubringen.

Umgekehrt lade ich die Griinen ein: Lassen Sie uns
aus dem Schema ,,Opposition — Koalition* heraustreten.
Sie haben doch Ansétze aufgegriffen, die wir mit dem
IT-Sicherheitsgesetz umgesetzt haben. Damit meine ich
auch die Moglichkeiten, dass wir Herstellerinnen und
Hersteller von Produkten in die Verantwortung nehmen,
dass wir Dinge auch weiterentwickeln, um dadurch einen
guten Standort in dieser Frage in Deutschland zu schaf-
fen.

Herr Kollege von Notz, ich habe Sie angesprochen —
auch wenn Sie jetzt schon wieder weiter sind. Das ist
doch etwas, was man gemeinsam bewegen kann, ohne
in dem alten Schema ,,Opposition gegen Koalition* zu
arbeiten.

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Daran erinnere ich bei der néchs-
ten Berliner Stunde!)

Ich habe Sie als progressiven Teil begriffen. Das ist eine
herzliche Einladung, und dartiber diirften Sie sich doch
freuen. Dann werden wir es gemeinsam schaffen, dass
Deutschland ein guter Standort ist, und konnen die Di-
gitalisierung unter Beachtung unserer Grundrechte und
mit der starken Infrastruktur, die wir auf Bundesebene
organisiert haben, voranbringen.

(Zuruf der Abg. Luise Amtsberg [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])
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Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Thomas
Jarzombek [CDU/CSU])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Sebastian Hartmann. — Néchster Redner,
der jetzt seine erste Rede im Deutschen Bundestag hilt,
ist Mario Brandenburg fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Mario Brandenburg (FDP):

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Wir Freien Demokraten sehen den Antrag der Griinen
durchaus als gute Diskussionsbasis an. Die FDP-Frakti-
on unterstiitzt einige Forderungen, die in diesem Antrag
enthalten sind. Ein Beispiel ist die Korrektur der uniiber-
sichtlichen Cybersicherheitslandschaft auf Bundes- und
Landesebene, in der weder eindeutige Zusténdigkeiten
noch eine transparente Koordination und Kompetenz
existieren — im Prinzip das gleiche Chaos wie bei der Di-
gitalisierung.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg.
Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Des Weiteren steht fiir uns Freie Demokraten fest,
dass Biirgerrechte auch im Internet gewahrt werden miis-
sen. Gesetzliche Beschrinkungen, Verbote oder kryp-
tografische Sicherheitsverfahren lehnen wir genauso ab
wie den Einsatz von Backdoors in Software. Auch Hack-
back ist der falsche Weg, um zukiinftige Cyberangriffe
zu vermeiden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Gerne diskutieren wir Freie Demokraten daher kon-
struktiv mit.

Eher skeptisch bin ich personlich jedoch, was den
Adressaten dieses Antrags betrifft; denn jeder sollte erst
einmal in seinem eigenen Hof kehren. Leider vermittelt
unsere Bundesregierung, was den Umgang mit dem Da-
tenschutz bzw. der Datenverarbeitung iiberhaupt betrifft,
nicht gerade den Eindruck, dass es ihre Spezialdisziplin
wire.

(Beifall bei der FDP)

Ob es die fehlenden Kabel fiir die Datenleitungen, die
Funkmaste zur Ubertragung sind, die gescheiterte De-
Mail im Versand oder die nicht vorhandene E-Akte als
Bestandteil des niemals realisierten E-Government ist:
All dies hat das Vertrauen der deutschen Bevolkerung
in die IT-Kompetenz ihrer Regierung auf ein Minimum
reduziert.

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der FDP: So
ist es! Richtig!)

Warum sonst geben Menschen ihre Daten freiwillig In-
ternetkonzernen? Und: Start-ups trauen ihrer eigenen
Regierung keine sichere zentrale Datenhaltung, etwa bei

den elektronischen Gesundheitskarten oder bei Personal-
ausweisen, zu.

Ich kann Thnen sagen, warum das so ist: Die Biirge-
rinnen und Biirger des Landes leben in der Gegenwart,
wihrend hier, in diesem Hohen Hause, noch gegen die
Zukunft angefaxt wird:

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Faxgerite, vergilbte Siemens-Telefone, VGA-Anschliis-
se, Videotext und Verwaltungsmitarbeiter, die im Jah-
re 2018 mit der Schreibmaschine — ich wiederhole: mit
der Schreibmaschine — eine Schliisselverwaltung organi-
sieren miissen:

(Beifall bei der FDP — Dr. Jens Zimmermann
[SPD]: Sie hat den Vorteil, dass sie funktio-
niert, auch wenn das Internet ausfllt!)

All dies ist traurige Realitdt im Deutschen Bundestag. All
dies fiihrt dazu, dass ich mich als neuer Abgeordneter —
sogenannter Digital Native — immer, wenn ich diese hei-
ligen Hallen betrete, eher fiihle, als wiirde ich zu einem
Exponat im Technikmuseum gehen als in die moderne
Schaltzentrale eines innovativen Landes.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Bei allem Optimismus, den ich als Freier Demokrat
durchaus im Uberfluss besitze: Die IT-Sicherheitsproble-
me unserer Regierung nur durch Gesetze beseitigen zu
wollen, ohne den flichendeckenden Einsatz von und den
Umgang mit zeitgeméfBen Medien selbst zu praktizieren,
ist ungefahr so, wie fiir die Tour de France durch das Le-
sen des Regelwerks zu trainieren, aber kein Fahrrad fah-
ren zu wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Abschliefliend bleibt zu erwihnen, dass auch wir Ab-
geordnete uns an die eigene Nase fassen miissen. Nur
wenn alle Ebenen zusammenarbeiten, schaffen wir es,
dass umfangreicher IT-Schutz bei uns selbst beginnt und
vorgelebt wird.

In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratung im
Ausschuss und bedanke mich fiir Ihre Aufmerksambkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, lieber Mario Brandenburg. — Ich bin ein
bisschen irritiert; denn nicht nur im Hohen Haus stehen
Faxgerite, sondern auch in meinem Haus. Sie kdnnen
mich ja mal aufkldren. Ich schreibe ndmlich immer noch
Briefe mit der Hand.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Néchster Redner in der sehr lebendigen Debatte:
Dr. André Hahn fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. André Hahn (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Die Biir-
gerinnen und Biirger, aber auch die Unternehmen in un-
serem Land haben Anspruch auf Schutz vor Cyberangrif-
fen jeglicher Art. Parlament wie Bundesregierung stehen
in der Pflicht, die entsprechenden Voraussetzungen dafiir
zu schaffen. Zu diesem Zweck braucht es weit mehr als
die 20 Punkte, die im Antrag der Griinen gefordert wer-
den. Aber dieser Antrag geht in die richtige Richtung.
Deshalb wird Die Linke ihn unterstiitzen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Nicht zuletzt die Enthiillungen von Edward Snowden,
der NSA/BND-Untersuchungsausschuss, die Hackeran-
griffe auf den Bundestag, das AuBenministerium und vie-
le andere Institutionen haben gezeigt, wie verletzlich wir
im IT-Bereich sind. Aus Zeitgriinden kann ich hier nur
vier Punkte nennen, die fiir Die Linke in puncto IT-Si-
cherheit von zentraler Bedeutung sind.

Erstens. Das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informa-
tionstechnik, BSI, muss eine eigensténdige, tatsdchlich
unabhingige und neutrale Behorde werden, deren Kern-
aufgabe die spiirbare Erhohung des digitalen Schutzes
fiir alle Biirgerinnen und Biirger ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafiir, meine Damen und Herren, muss das BSI zwin-
gend aus der Zuordnung zum Bundesinnenministerium
herausgelost werden. Vor allem aber muss sich das BSI
aus dem Dunstkreis der deutschen Inlands- und Aus-
landsgeheimdienste befreien.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Amt muss endlich Servicedienstleister fiir Biirger,
Offentliche Infrastruktur und Unternehmen und darf nicht
langer auch Zulieferer fiir die Geheimdienste sein.

Zweitens fordert Die Linke den Verzicht auf den
Ankauf und die Nutzung von Sicherheitsliicken durch
staatliche Einrichtungen. Es muss Schluss damit sein,
dass deutsche Behorden und Geheimdienste technische
und Softwareschwachstellen ausnutzen und Verschliisse-
lungsstandards gezielt unterwandern, um Kommunikati-
on auszuspdhen, und Staatstrojaner zur Strafverfolgung
oder zur Informationsbeschaffung einsetzen. Damit tritt
der Staat neben Kriminellen letztlich als ein Gefahrder
von IT-Sicherheit auf.

Drittens. Einige bei CDU und CSU — Herr Schuster
war heute wieder bestes Beispiel — wollen den Geheim-
diensten und der Bundeswehr sogar sogenannte Hack-
backs erlauben, also Cybergegenangriffe auf fremde
Server und Computer, um dort Daten oder gar die ganze
Technik zu zerstoren. Dadurch konnte die Sicherheits-
lage dramatisch eskalieren. Die allermeisten Cyberan-
griffe sind nicht eindeutig zuzuordnen und laufen haufig
iiber Systeme von Dritten, ohne deren Wissen oder gar
Einverstindnis. Dadurch kdnnen bei Gegenangriffen so-
genannte Kollateralschdden nicht ausgeschlossen oder
sogar provoziert werden. Was das im militérischen Be-
reich alles an Gefahren bedeuten kann, will ich hier gar

nicht ausmalen. Deshalb lehnen wir als Linke die Hack-
back-Forderungen entschieden ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens fordert Die Linke die Ausweitung der Pro-
dukthaftung fiir IT-Hersteller. Das ist vor allem fiir Nut-
zer von Smartphones von Bedeutung; denn diese konnen
zu Cyberangriffen genutzt werden, ohne dass deren Nut-
zer es jemals bemerken. Das IT-Sicherheitsgesetz von
2015 sieht dazu leider nichts vor. Das ist ein zentrales
Defizit, das dringend behoben werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Zwei weitere Themen kann ich hier nur anreiflen.
Das Betriebssystem Windows 10, das in Deutschland
millionenfach genutzt wird, leitet selbst bei den besten
Sicherheitsprogrammen Daten auf Serversysteme in den
USA aus. Was genau, ist selbst dem BSI und der Bun-
desdatenschutzbeauftragten nicht bekannt, da die Daten
verschliisselt ausgeleitet werden. US-Router haben ein-
gebaute Sicherheitsliicken, jene aus China vermutlich
auch. Deshalb brauchen wir eine Riickgewinnung an
technologischer Souverénitit durch die Forderung der
Entwicklung von eigener Hard- und Software.

(Beifall bei der LINKEN)

Letzter Punkt. Ein Journalist hat mich kiirzlich ge-
fragt, ob es denn stimme, dass jede dritte oder vierte
Planstelle im Bereich der Cyberabwehr in Deutschland
unbesetzt sei. Wenn das so stimmt, dann wére das ein un-
haltbarer Zustand. Ich erwarte vom Innenminister, dass
er dazu baldmoglichst Stellung bezieht.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wir miissen iiber die Chan-
cen von IT reden, aber eben auch iiber die Probleme und
die damit einhergehenden Risiken, und wir miissen Maf@-
nahmen zur Stirkung der IT-Sicherheit ergreifen. Die
heutige Debatte kann dazu sicher nur ein Anfang sein.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Dr. Hahn. — Nachster Redner fiir die
CDU/CSU-Fraktion: Christoph Bernstiel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph Bernstiel (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Werte Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Gaste auf den Tribiinen! Mehr als
82 000 Cybercrime-Straftaten registrierte das BKA allein
im Jahr 2016. Hinzu kommen 253 000 Fille, bei denen
das Internet als Tatmittel verwendet wurde. Im letz-
ten Jahr infizierte das Schadprogramm WannaCry circa
230 000 PCs in iiber 150 Landern, und erst kiirzlich ha-
ben wir uns hier im Bundestag mit einem Hackerangriff
auf das Regierungsnetz IVBB befasst, den unsere Behor-
den zum Gliick erfolgreich eindimmen konnten. Es gibt
demnach allen Anlass, um hier iiber das Thema IT-Si-
cherheit zu sprechen. Und iiberraschenderweise finden
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Christoph Bernstiel

sich in dem Antrag von Biindnis 90/Die Griinen — Kolle-
ge Schuster hat es bereits erwdhnt — tatsdchlich Punkte,
denen auch wir zustimmen kénnen.

Sie sprechen sich zum Beispiel dafiir aus, die For-
schungsforderung fiir die IT-Sicherheit zu stiarken. Das
ist zweifellos ein sehr wichtiges Thema. Und genau
deshalb fordert das BMBF heute schon das Center for
IT-Security, Privacy and Accountability in Saarbriicken
mit Gber 16 Millionen Euro. Ziel des Zentrums ist es, bis
2026 iiber 500 Forscher zu beschiftigen, die sich aus-
schlieflich mit dem Thema Cybersecurity befassen.

In Threm Antrag sprechen Sie sich zudem fiir eine
Starkung des BSI aus, und Sie wiinschen sich mehr Ko-
operation zwischen den Bundesldndern. Bereits heute
arbeiten GTAZ und das Internetzentrum im Bundesamt
fiir Verfassungsschutz sehr eng mit den Landesbehoérden
zusammen. Einigkeit besteht auch bei dem Thema ,,Sen-
sibilisierung und Schulung von Mitarbeitern in Behdrden
und Unternehmen®. Speziell fiir diesen Zweck hat der
Bund die Allianz fiir Cyber-Sicherheit ins Leben gerufen.
Die Allianz leistet mit einer Vielzahl von Veranstaltungen
wie zum Beispiel den Cyber-Informationstagen einen
wichtigen Beitrag zur Beratungs- und Aufklarungsarbeit.

Absolut uneinig sind wir uns jedoch bei den iibrigen
Punkten Thres Antrags. Sie reden von anlassloser Mas-
seniiberwachung durch unsere Sicherheitsbehdrden, die
es in Deutschland gar nicht gibt. Wir hingegen wollen
rechtsfreie Rdume im Internet schlieen. Sie reden von
Cyberwar-Fantasien. Wir nennen es: die Realitéit. Sie
wollen mehr Regulierung und Kontrollen. Wir wollen
mehr Sicherheit fiir unsere Biirgerinnen und Biirger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie wollen Eingriffsschwellen fiir Ermittler erhdhen. Wir
wollen Téter schnappen und verurteilen. Sie reden von
Spionagesoftware und unterstellen ausgerechnet den Be-
horden, die zu unserem Schutz da sind, dass diese rechts-
widrig handeln. Wir dagegen stehen fiir Waffengleichheit
im Cyberraum, und deshalb werden wir, wie im Koali-
tionsvertrag vereinbart, das IT-Sicherheitsgesetz weiter-
entwickeln. Sie sind strikt gegen jede Form der aktiven
Verteidigung — auch das klang hier heute schon an —, wie
zum Beispiel das Ausschalten von Botnetzen oder das
Loschen von gestohlenen Daten auf fremden Rechnern
durch einen gezielten Hackback.

Wenn man lhre Logik in die reale Welt {ibertragen
wiirde, dann diirfte man einem Einbrecher seine Beute
nicht mehr abnehmen, nachdem man ihn geschnappt hat.
Das kann doch nicht wirklich Thr Standpunkt sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir wollen jedenfalls nicht tatenlos am Spielfeldrand
stehen, wenn Kriminelle in unsere Netzwerke eindrin-
gen, sondern uns aktiv zur Wehr setzen.

Sie wollen Whistleblower stirken und damit den Ver-
rat von sicherheitsrelevanten Informationen auch noch
belohnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Fiir uns gilt nach wie vor der alte Grundsatz: Der Zweck
heiligt eben nicht alle Mittel.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Besser nicht!
Besser nicht!)

Meine Damen und Herren, ich konnte jetzt noch eine
ganze Reihe weiterer Punkte aufzéhlen, aber ich denke,
es ist deutlich geworden, dass in dem Antrag von Biind-
nis 90/Die Griinen eine gehdrige Portion Misstrauen
gegeniiber unseren Sicherheitsbehdrden mitschwingt.
Ich halte das fiir absolut unberechtigt und im Ubrigen
auch fiir unangemessen. Wir als Union stehen fiir eine
verantwortungsvolle und zukunftssichere Cybersicher-
heitspolitik, die es ermdglicht, die enormen Chancen und
Potenziale der Digitalisierung zu nutzen, ohne dabei die
Risiken zu vernachldssigen. Dazu miissen wir unsere Er-
mittlungsbehodrden so ausstatten, dass sie technisch, per-
sonell und auch rechtlich in der Lage sind, Kriminellen
im Internet die Stirn zu bieten.

Zum Schluss mochte ich die Gelegenheit nutzen, allen
Partnern zu danken, die sich im tdglichen Kampf fiir die
Sicherheit unseres Landes —

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Kollege.

Christoph Bernstiel (CDU/CSU):
—im digitalen Raum starkmachen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Kollege, die Frage war, ob Sie eine Zwischenfra-
ge zulassen.

Christoph Bernstiel (CDU/CSU):
Gerne.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Jetzt ist es eigentlich fast zu spiit.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das ist wie
beim Fuflball! Das war der Abpfift!)

Christoph Bernstiel (CDU/CSU):
Das miissen Sie entscheiden.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Also gut. Aber schnell: eine kurze Frage und eine
Ratzfatz-Antwort.

Martin Hebner (AfD):

Ich bin etwas iiberrascht. Ich habe jetzt eine Diskus-
sion zwischen Juristen und Politikwissenschaftlern etc.
erlebt. Ich bin ganz einfach Diplom-Informatiker, und
das, was ich hier in der Diskussion gehort habe, sind sehr
viele Schlagworte.
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Martin Hebner

Herr Bernstiel, Sie sagten, dass Sie alle Maflnahmen
ergriffen haben. Nehmen Sie zum Beispiel einmal an,
dass ein Netzknotenrechner der Deutschen Telekom,
dem zentralen Provider, von Huawei kommt und dort
Firmware des chinesischen Herstellers installiert ist, die
Sie nicht kennen. Was machen Sie dann? Wie operieren
Sie? Vorausgeschickt: Wissen Sie iiberhaupt, was Firm-
ware ist? Es wire fir mich interessant, zu erfahren, was
Sie in dem Fall tun? Wie gehen Sie vor?

Die Gesamtdiskussion war fiir mich etwas losgelost
von der Realitédt. Deswegen bitte ich Sie: Geben Sie doch
ein paar Fakten dazu.

Herzlichen Dank.

Christoph Bernstiel (CDU/CSU):

Wir sollen schnell antworten. Diese schnelle Antwort
kommt jetzt: Daflir haben wir das BSI. Und selbstver-
standlich weif3 ich, wovon Sie sprechen. Bitte unterstiit-
zen Sie uns doch bei dem Vorhaben, genau diese Offen-
sivfahigkeiten, von denen ich vorhin gesprochen habe,
auszubilden, damit wir in Zukunft in der Lage sind, ge-
gen unsere Feinde im Internet vorzugehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke, Herr Kollege Bernstiel. — Nachster Redner:
Dr. Jens Zimmermann fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Eigent-
lich wollte ich ja mit dem Antrag der Griinen beginnen,
aber zu dem Thema Hackback muss man, glaube ich,
doch noch einmal etwas sagen; denn so, wie es eben
dargestellt wurde, hitte das folgende Logik: Wir haben
einen Einbrecher entdeckt, der ein Auto mit einem Num-
mernschild aus Hamburg hat, und jetzt schieen wir ein-
fach mal auf alle Autos, die ein Hamburger Kennzeichen
haben.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Das stimmt
doch gar nicht!)

Das ist doch eines der groflen Probleme, die wir beim
Thema Hackback haben. Wen wollten Sie denn nach den
bisherigen Attacken eigentlich angreifen?

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: England!)

Man weil} nicht genau, von welchem Server der Angriff
kam, und am Ende schie3t man dann mit den Offensiv-
kapazitdten vielleicht ein Krankenhaus in Frankfurt ab.
Da bitte ich um ein bisschen mehr Zuriickhaltung und
weniger Kriegsgetdse, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Armin Schuster [Weil am Rhein] [CDU/
CSUJ: Das wiirde ich aber auch empfehlen!)

Die Griinen haben diesen Antrag gestellt, und ich kann
mich den Vorrednern anschlieBBen: Auch ich finde, dass es
eigentlich ein sehr guter Antrag ist. Er greift viele MaB-
nahmen aus dem Koalitionsvertrag auf.

Wenn ich aber zu den Kolleginnen und Kollegen der
Griinen hintiberschaue, vor allem zu denjenigen aus Hes-
sen, dann muss ich sagen: Vorsicht an der Bahnsteig-
kante! — Denn hier wird gesagt, dass es ein Problem ist,
dass sich der Verfassungsschutz zum Beispiel auch der
Instrumente des Internets bedient und das zu Sicherheits-
liicken fiithren kann. Das Problem hat ja die schwarz-grii-
ne Landesregierung auch, sonst wéren lhre Mitglieder
in Hessen nicht so auf der Palme und die schwarz-griine
Landesregierung in Hessen miisste nicht zum x-ten Male
die Verfassungsschutzreform verschieben.

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das ist Baden-Wiirttemberg!)

Dort passiert genau das Gleiche wie hier im Bundestag:
Wir fithren eine kontroverse Diskussion iiber die Frage:
Was miissen wir konnen, um Sicherheit zu gewéhrleis-
ten, und was miissen wir verhindern, um Freiheitsrechte
nicht aufzugeben? Ich finde es gut, dass ihr in Hessen die
gleichen Diskussionen wie wir hier im Bundestag durch-
machen miisst. Ich bitte aber darum, das bei der Rhetorik
an der einen oder anderen Stelle zu bedenken.

Die Jamaika-Verhandlungen sind noch nicht so lange
her. Wire Jamaika zustande gekommen, wiirden wir das
Ganze hier vielleicht mit anders verteilten Rollen disku-
tieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Das ist, glaube ich, ein ganz wichtiger Punkt, den ich
den Kolleginnen und Kollegen der Griinen noch mit auf
den Weg geben mochte. Die Diskussion iiber den Antrag
ist wichtig, und die Notwendigkeit, das IT-Sicherheitsge-
setz weiterzuentwickeln, besteht. Wir haben Ideen, was
beim BSI verbessert werden muss. Da sind wir, was die
Zielrichtung angeht, glaube ich, einer Meinung.

Deswegen freue ich mich auf die weitere Debatte iiber
dieses Thema, und freue mich natiirlich auch, zu beob-
achten, wie man am Ende in Hessen zu einem Ergebnis
kommen wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Dr. Zimmermann. — Letzter Redner in
der Debatte: Hansjorg Durz fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hansjoérg Durz (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir wissen genau: Cyberangriffe finden stindig
statt; sie sind eine stindige Bedrohung. Die Wenigsten
von ihnen werden offentlich diskutiert. Vor wenigen Ta-
gen haben die Cybersicherheitsbehdrden der USA und
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Hansjorg Durz

Grof3britanniens vor Angriffen auf Internetnetzwerke
und IT-Infrastrukturen gewarnt. Besonders wahrgenom-
men haben wir vor wenigen Wochen den Angriff auf die
Netze der Bundesregierung, und natiirlich ist uns auch
der Angriff auf den Bundestag im Jahr 2015 in beson-
derer Erinnerung. Diese Angriffe zeigen beispielhaft und
eindrucksvoll, welch zentrale Aufgabe IT-Sicherheit ist
und welch zunehmende Bedeutung der Schutz unserer
IT-Infrastrukturen und unserer IT-Systeme hat. Insofern
kann man die IT-Sicherheitspolitik der Bundesregierung
durchaus , kritisch* hinterfragen, wie es im vorliegenden
Antrag der Griinen heif3t. Allerdings sollte dies — das 14sst
der Antrag vermissen — schon bei Betrachtung der objek-
tiven Tatsachen geschehen. Sie kénnen doch nicht iiber-
sehen haben, dass die Koalitionsfraktionen in der letzten
Legislaturperiode dieses Thema ganz entscheidend vo-
rangetrieben haben.

Zur Erinnerung mochte ich auch noch einmal, wie ein-
gangs bereits erwéhnt, drei Beispiele herausgreifen.

Erstens. Wir waren das erste Land mit einem IT-Si-
cherheitsgesetz in Europa. Dadurch haben wir den Stan-
dard fiir die européische Richtlinie gesetzt.

Zweitens. Die Cyber-Sicherheitsstrategie, die den res-
sortiibergreifenden strategischen Rahmen fiir die Aktivi-
titen der Bundesregierung bildet, haben wir in der letzten
Legislaturperiode neu gefasst.

Drittens. Wir haben eine deutliche Stirkung, auch
personelle Starkung, des Bundesamtes fiir Sicherheit in
der Informationstechnik, unserer nationalen Cybersi-
cherheitsbehorde, vorgenommen, die iibrigens bei allem
staindigen Wandel und Anpassungsbedarf weltweit hoch
geschitzt ist.

(Dr. Konstantin von Notz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sind auch gute Leute!)

Sie sehen: Das Thema beschéftigt uns nicht erst seit
Bekanntwerden der jiingsten Cyberattacken. Uns ist be-
wusst: Wir befinden uns in einem stindigen Wettlauf ge-
gen Cyberkriminelle. Wir beobachten auch eine zuneh-
mende Professionalisierung der Cyberangriffe. Deshalb
muss natiirlich eine stetige Anpassung an den Stand der
Technik erfolgen. Die Cybersicherheit muss kontinuier-
lich verbessert werden. Das gilt fiir die 6ffentliche Hand,
das gilt fiir Unternehmen, und das gilt natiirlich auch fiir
Privatpersonen. Aber genau das nimmt der Koalitions-
vertrag auf.

Beim Lesen des Antrages fillt auf, dass der Verfas-
ser den Koalitionsvertrag mindestens sehr genau gelesen
haben muss. Eine Vielzahl von Ideen und von Vorschlé-
gen — auch das ist schon dargestellt worden — finden sich
so oder so dhnlich bereits im Koalitionsvertrag. Veriibeln
konnen wir das nicht; denn die Vorschldge dort sind tat-
sédchlich sehr gut. Ich moéchte einmal fiinf Beispiele her-
ausgreifen: erstens den Nationalen Pakt Cybersicherheit,
also ein Cyberbiindnis zwischen Staat und Wirtschaft;
zweitens — es ist heute mehrfach angeklungen — die
Fortschreibung des IT-Sicherheitsgesetzes; drittens den
weiteren Ausbau des BSI als nationale Cybersicherheits-
behorde und die Stirkung seiner Rolle als unabhéngiger
neutraler Beratungsstelle; viertens — auch das ist schon

angeklungen — die Forderung des Entwicklungsprinzips
»Security by Design®; flinftens die Forderung kleiner und
mittlerer Unternehmen im Bereich der IT-Sicherheit. Das
sind nur fiinf Beispiele, aber daran wird deutlich: Wir ar-
beiten stetig und zukunftsgerichtet an der Verbesserung
der IT-Sicherheit. Letztendlich enthdlt der debattierte
Antrag der Griinen zwar durchaus gute und sinnvolle
Ansitze. Angereichert werden diese allerdings durch
altbekannte Forderungen. Aus meiner Sicht helfen orga-
nisatorische Uberlegungen in Bezug auf das BSI iiber-
haupt nicht bei der Stirkung der IT-Sicherheit. Unsere
Sicherheitsbehdrden miissen schon — das verweist noch
einmal zuriick auf die intensive Diskussion — die Mog-
lichkeit haben, den Angreifern anndhernd auf Augenhoéhe
zu begegnen. Die engagierte Diskussion hat gezeigt: Wir
werden auch in den Ausschiissen wieder intensiv dariiber
diskutieren.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Damit schlieBe ich die Aussprache.

Ich bedanke mich, wie Herr Durz es auch gesagt hat,
fiir die lebendige Debatte. Es ist ja immer vom lebens-
langen Lernen die Rede. Mein FDP-Kollege hat meinen
Wortschatz erweitert und mir versichert, dass das Wort
,,Bullshit Bingo* bei den FDP-Parteitagen sozusagen zu
Hause ist. Vielen herzlichen Dank! Es hat Spal} gemacht.
Ich habe auch was gelernt. Und Sie kommen zu mir nach
Hause und rdumen mein Faxgerit weg. — Gut.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1328 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen. — Sie sind damit ein-
verstanden.

Dann darf ich bitten — Sie sind schon dabei —, die Plat-
ze zu wechseln, wenn Sie sich an der kommenden Debat-
te nicht mehr beteiligen wollen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 sowie Zusatz-
punkt 6 auf:

12. Beratung des Antrags der Abgeordneten
Marc Bernhard, Karsten Hilse, Udo Theodor
Hemmelgarn, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der AfD

Uberpriifung der EU-NO,-Grenzwerte, die
seit 2010 in deutschen Stidten zur Anwen-
dung kommen

Drucksache 19/1213

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (f)

Innenausschuss

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank

Sitta, Judith Skudelny, Daniel Fost, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP
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Vizeprisidentin Claudia Roth

Luftreinhaltung im StraBenverkehr — Okono-
misch, 6kologisch und sozial

Drucksache 19/1693

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (f)
Federfiihrung strittig
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Sie sind ein-
verstanden.

Dann erdffne ich die Aussprache. Als erster Redner
hat Marc Bernhard fiir die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Wir haben in den letzten Wochen und Mo-
naten viel iiber Schadstoffe in der Luft, iiber Stickoxide,
Fahrverbote, Grenzwerte und auch iiber eine sogenannte
Studie mit hochgerechneten angeblichen Todesféllen ge-
sprochen. Aber ging es denn bei dieser ganzen Debatte
wirklich um eine gesiindere Umwelt und um eine bessere
Volksgesundheit? Nein, es ging vor allem um die Ab-
schaffung des Individualverkehrs.

(Beifall bei der AfD)

Auch die derzeit in Deutschland giiltigen Grenzwer-
te fiir Stickoxide dienen letztlich nur diesem einen Ziel:
das Automobil zu verteufeln und damit Millionen von
Arbeitsplitze in Deutschland zu gefahrden.

(Beifall bei der AfD)

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern,
dass es das klare Ergebnis des Diesel-Untersuchungsaus-
schusses hier im Deutschen Bundestag war, dass keine
Gesundheitsbeeintrachtigungen durch Stickstoffdioxid in
Konzentrationen unter 900 Mikrogramm pro Kubikmeter
nachweisbar sind.

(Beifall bei der AfD)

Der Stickoxidgrenzwert fiir Arbeitspldtze betragt
dementsprechend auch 950 Mikrogramm. Wo liegen die
Grenzwerte filir Stickstoffdioxid in der AuBenluft? Bei
gerade einmal 40 Mikrogramm. Dort also, wo sich die
Menschen in diesem Land acht Stunden und mehr jeden
Arbeitstag aufhalten, diirfen sie mehr als das 20-Fache
dessen einatmen, das sie an einer Kreuzung, wo sie nur
wenige Minuten am Tag sind, einatmen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Das wird auch durch
Wiederholung nicht wahrer!)

Daran sicht man: Hier geht es nicht um die Gesundheit
der Menschen, sondern hier ist jedes Augenmal, jede
Abwiégung, jede VerhdltnismaBigkeit und ZweckméaBig-
keit auf dem Altar eine irrationalen Autoabschaffungsi-
deologie geopfert worden.

(Beifall bei der AfD)

Eurokratisch griine Grenzwertfanatiker wollen nicht
die Umwelt oder die Gesundheit schonen. Sie wollen

géngeln, und sie wollen iiberwachen. Kein Fleisch in den
Kantinen und kein Auto auf den Stralen — das ist das
griine Leitmotiv, mit dem ganz offensichtlich auch die
EU-Biirokraten gehirngewaschen wurden.

(Beifall bei der AfD — Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Jetzt fehlen
nur noch die Fliichtlinge!)

Selbst in Kalifornien, das mit die strengsten Umwelt-
vorschriften der Welt hat, gibt es wie im Rest der USA
einen Grenzwert von 100 Mikrogramm pro Kubikmeter;
das ist das Zweieinhalbfache des Wertes in Deutschland.
Die US-Umweltbehdrden haben diesen Grenzwert erst
kiirzlich noch einmal ausdriicklich bestétigt, und zwar
mit der Begriindung, dass dieser — so wortlich — einen an-
gemessenen Schutz der 6ffentlichen Gesundheit gewéhr-
leistet und insbesondere — horen Sie da mal gut zu! — eine
ausreichende Sicherheitsmarge auch fiir dltere Menschen,
Kinder und Menschen mit Asthma beriicksichtigt. Dass
Europa und Deutschland diesen Grenzwert noch einmal
auf weniger als die Hilfte herabgesetzt haben, kann nicht
ernsthaft mit Gesundheitsbedenken begriindet werden,
sondern zielt vielmehr auf eine weitere Drangsalierung
der Automobilindustrie und der Dieselbesitzer ab.

(Beifall bei der AfD)

Und so werden dann auch statistische Hochrechnun-
gen, die Durchforstung ganzer Datenberge nach allen
moglichen Korrelationen als wissenschaftlich serids
dargestellt und als epidemiologische Studien bezeich-
net, mit denen sich angeblich 6 000 vorzeitige Dieseltote
nachweisen lassen, um dies dann medienwirksam auszu-
schlachten. Dass das Umweltministerium im Nachhinein
jedoch kleinlaut einrdumen musste, dass die urséchliche
Wirkung von Stickoxiden hinsichtlich dieser angeblichen
Todesfélle mit einer solchen Studie gar nicht belegt wer-
den kann, wird dagegen gerne verschwiegen.

(Beifall bei der AfD)

Selbst die sagenumwobene WHO-Empfehlung eines
Grenzwertes von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter aus
dem Jahr 1997 basiert nur auf epidemiologischen Unter-
suchungen, also auf rein statistischen Hochrechnungen.
Versuche der WHO in den Jahren 2000 und 2005, diesen
Grenzwert mit klinischen Studien zu bestétigen, sind kra-
chend gescheitert.

(Beifall bei der AfD)

Der damalige Verhandlungsfiihrer in Briissel und Ab-
teilungsleiter im Bundeswirtschaftsministerium hat vol-
lig zu Recht in seiner Stellungnahme fiir das Bundesver-
waltungsgericht im Zusammenhang mit dem Dieselurteil
klargestellt, dass der EU-Grenzwert willkiirlich gew&hlt
wurde. Wir schlieBen uns dieser Expertenmeinung an
und fordern das Ende der Verteufelung des Individual-
verkehrs und die unverziigliche Uberpriifung der Stick-
oxidgrenzwerte.

(Beifall bei der AfD)

Denn diese Grenzwerte sind ungerechtfertigt, sagt der
Diesel-Untersuchungsausschuss, diese Grenzwerte sind
unsinnig, sagen die Fachmediziner, diese Grenzwerte sind
willkiirlich festgelegt, sagt der damals im Wirtschaftsmi-
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Marc Bernhard

nisterium Zustéindige. Horen Sie deshalb endlich damit
auf, ohne haltbare wissenschaftliche Basis in rein ideolo-
gischer Verblendung Millionen von Dieselbesitzern kalt
zu enteignen, die Existenz vieler kleiner Handwerksbe-
triebe zu gefiahrden und Millionen von Arbeitsplitze in
der deutschen Automobilindustrie zu vernichten.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke schon. — Néchster Redner in der Debatte:
Oliver Grundmann fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Oliver Grundmann (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege Antrag-
steller von der AfD, ein Stiick weit weniger Polemik und
Ubertreibung hitte bei der Vorstellung Ihres Antrages
gutgetan. Dann hétten wir hier auch eine sachliche De-
batte fiihren kdnnen.

(Zuruf von der AfD: Bla, bla, bla!)

Wir wollen hier weill Gott nicht alles schlechtmachen,
was aus Threr Feder kommt und in Threm Antrag steht.
Grundsitzlich schliee ich mich ausdriicklich den Aus-
fithrungen der Kollegin Skudelny von der FDP an: Es
muss Schluss sein mit dieser ideologischen Hexenjagd
auf unseren Dieselmotor. Es muss auch Schluss sein mit
entsprechenden fragwiirdigen Studien des UBA — das ha-
ben wir auch klar zum Ausdruck gebracht —, das damit
renommierten Wissenschaftlern vor den Kopf stof3t.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
AfD und der FDP)

Denn das verunsichert die Menschen in diesem Land — da
gebe ich Thnen durchaus recht —, und das wollen wir aus-
driicklich nicht, das wollen wir entschieden verhindern.

Kurz zu Thnen, liebe Kollegen der FDP. Es stehen
durchaus wertvolle Dinge in Threm Antrag, {iber die es
sich zu sprechen lohnt, iiber die wir in den zustéindigen
Ausschiissen diskutieren werden: iiber Maoglichkei-
ten zur Digitalisierung unserer Infrastruktur, {iber not-
wendige Umgehungsstralen und auch iiber objektivere
Schadstoffmessungen. Dazu werden wir entsprechende
Ausfiihrungen horen, und dariiber werden wir auch dis-
kutieren. Wir als Union arbeiten mit Hochdruck an inno-
vativen Losungen und lassen uns bestimmt nicht durch
die Panikmache der Deutschen Umwelthilfe und anderer
Interessenverbinde hetzen, die als kraftvolles Orchester
aufspielen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir verweh-
ren uns gegen eine solche Dieselpanikmache, aber wir
verwehren uns gleichermallen gegen die scheinbar einfa-
chen Antworten der AfD. Sie legen hier zwei Seiten vor,
schrauben ein Stiick weit an den Grenzwerten und geben
jedenfalls vor, dann seien die Probleme vom Tisch. So

lauft das aber nicht. Das ist einfacher Populismus, das
sind ganz einfache Antworten.

Ich will Thnen auch sagen, warum solch ein Antrag in
die falsche Richtung geht: weil die Grenzwertdiskussi-
on in unseren Augen iiberhaupt nicht nétig ist. Ganz im
Gegenteil: Es wiére sogar hochst fahrléssig, jetzt an den
Grenzwerten herumzuschrauben. Das ist eben der sprin-
gende Punkt in dieser Debatte, und da unterscheidet sich
unsere Position fundamental von der Position der AfD,
aber gleichermaflen von der Position der Griinen. Wir
stehen ndmlich zum Diesel. Wir vertrauen der Dieselan-
triebstechnologie.

(Dieter Janecek [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Diesel muss ins Grundgesetz! — Hei-
terkeit bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir sehen unseren Diesel nicht lediglich als Verursacher
von NO,-Uberschreitungen an, sondern als Teil einer
Losungsstrategie. Das wird uns helfen, unsere ambitio-
nierten Ziele im Bereich des Klimaschutzes zu erreichen.
Gleichermaflen werden wir mit den neuen Euro-6d-Die-
seln zukiinftig die Grenzwerte einhalten. Ich weiB, ihr
von den Griinen wollt das nicht. Thr habt eine vollig an-
dere Ausrichtung. Ihr findet den Diesel per se schlecht.

Zu den Kollegen von der AfD: Ich habe mir schon die
Augen gerieben, als ich mir Thren Antrag durchgelesen
habe. Im Grunde wollen auch Sie den Diesel nicht zu-
kunftsfadhig machen; jedenfalls erreichen Sie das nicht
einem so formulierten Antrag. Sie gebérden sich als Die-
selretter, aber Sie bewirken im Grunde genau das Gegen-
teil von dem, was wir hier als richtig erachten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Grundmann, erlauben Sie eine Zwischenfrage

oder Zwischenbemerkung des Kollegen Spaniel von der
AfD?

Oliver Grundmann (CDU/CSU):
Ja, gerne.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jetzt kommt der Mercedes-Experte!)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage gestatten. —
Sie haben gerade ausgefiihrt, dass Sie zum Diesel ste-
hen und dass Sie davon ausgehen, dass Sie durch eine
Anpassung der Dieseltechnologie die vorgeschriebenen
Luftgrenzwerte erreichen. Ich frage Sie: Kennen Sie die
Studie, in der die Luftreinhaltepléne der Stadt Stuttgart
untersucht wurden? Da steht ndmlich drin, dass nur ein
totales Fahrverbot fiir alle Fahrzeuge in der Stadt Stutt-
gart dazu fiihrt, dass man die Grenzwerte erreicht. Das
passt nicht zu Threr Aussage.

Mich wiirde gerne generell auch interessieren, welche
Verbindung Sie zwischen Luftgrenzwerten und Fahr-
zeuggrenzwerten sehen. Sie ist bisher gar nicht beleuch-
tet worden. Deshalb finde ich Thre Aussage sehr mutig.

©

D)



(A)

(B)

2422

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Dr. Dirk Spaniel

Aber ich wiirde gerne etwas dazulernen. Wie kann diese
Verbindung in Bezug auf die Ergebnisse der vom Ver-
kehrsministerium Baden-Wiirttemberg initiierten wis-
senschaftlichen Studie eingeordnet werden?

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was war jetzt die Frage?)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Es muss nicht eine Frage sein, es kann auch eine Be-
merkung sein.

Oliver Grundmann (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Kollege, ich werde darauf im Rah-
men meiner Rede noch eingehen. In der kurz bemessenen
Redezeit werde ich auch noch auf die Moglichkeiten der
Luftreinhaltung im Rahmen des Sofortprogramms einge-
hen. Uber die Studie werden wir bei der Beratung der
Antriage in den Ausschiissen ausfiihrlich diskutieren. —
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie schreiben in Threm Antrag fleiBig, dass mit den
neuen Dieselmotoren die NO,-Belastungen automatisch
zurlickgehen werden. Das ist richtig, dem stimme ich
ausdriicklich zu. Wir werden, wenn das so weitergeht,
an zahlreichen Messstellen bald keine Grenzwertiiber-
schreitungen mehr zu verzeichnen haben; ich bin sehr
zuversichtlich, dass das auch in anderen Stddten mog-
lich sein wird. Gleichzeitig heifit es in Threm Antrag,
die Grenzwerte seien viel zu streng und miissten auf den
Priifstand. Ich frage mich schon: Wie soll das zusammen-
gehen? Sollen wir der Automobilindustrie sagen — jeden-
falls denjenigen, die fleiig waren, die sich angestrengt
haben —: ,Liebe Autobauer, wir haben uns geirrt. Die
sauberen Diesel, die ihr entwickelt habt, konnt ihr be-
halten, die brauchen wir nicht mehr. Wir reduzieren die
Grenzwerte, alles fein*“? Was fiir ein fatales, was fiir ein
falsches Signal wire das fiir die deutsche Automobilin-
dustrie? Sie braucht Planungssicherheit. Das, was hier
heraufbeschworen bzw. gefordert wird, ist im Grunde
Industriepolitik aus Zeiten des Sozialismus: Was nicht
passt, wird passend gemacht.

(Heiterkeit bei der AfD)
Genau dem widersetzen wir uns entschieden.

Warum sind die NO,-Belastungen in den letzten Jah-
ren so drastisch gesunken, um 60 Prozent allein in den
letzten 25 Jahren? Warum haben wir diese hochentwi-
ckelten Dieselmotoren tiberhaupt am Markt? Wir haben
sie am Markt, weil die Motoren fortwahrend weiterent-
wickelt wurden und weil wir klare staatliche Vorgaben
gemacht haben, um einen entsprechenden Innovations-
druck zu erzeugen. Diesen wollen Sie jetzt einfach ver-
puffen lassen?

Ich will nicht alles schlechtreden, aber man kann
schon sagen: Das ist ein Stiick weit pubertdr. Da kommt
ein Schiiler nach Hause, er hat schlechte Noten und ver-
sucht deshalb, das gesamte Benotungssystem zu verén-
dern, anstatt sich um bessere Leistungen zu bemiihen.
Das ist ein Ansatz, der in die falsche Richtung geht. Mit

diesem Ansatz verabschiedet sich Deutschland in die
MittelméBigkeit. Das wire ein Albtraum fiir unsere deut-
sche Wirtschaft und deren Ansehen in der Welt.

Betrachten wir das Ganze aus einer anderen Perspek-
tive. Alle 28 EU-Staaten haben sich auf verbindliche
EU-weite Grenzwerte verstindigt. Und jetzt soll ausge-
rechnet das Land der Autobauer, der VW-Siinder, bei der
EU-Kommission vorstellig werden? Wir wiirden erstens
keinerlei Zustimmung bekommen, zu Recht. Wir wiirden
uns lacherlich machen. Wir wiirden uns blamieren. Ich
will Thnen sagen: Wir stehen fiir Verldsslichkeit und Ver-
tragstreue gegeniiber unseren européischen Partnern — so
wie wir es festgeschrieben haben. Sie hingegen wollen
im Grunde einen irrlichternden Trump-Staat im Herzen
Europas. Das lehnen wir entschieden ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Ulli Nissen [SPD])

Ein zweiter Punkt: Was wire das fiir ein fatales Zei-
chen fiir unsere Biirger? Sagen wir denen dann: ,,Das
mit den Grenzwerten haben wir nicht hingekriegt, macht
nichts, Grenzwerte runter, ob Tausende Diesel unter Wert
verkauft oder verschrottet werden, ist uns egal, das ist
euer Problem*? Ist das AfD-Politik? Ist das eine biirger-
nahe Politik?

(Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Grenz-
werte, die wir haben, sind eine wichtige Arbeitsgrundla-
ge; wir halten daran fest. Wir haben das ,,Sofortprogramm
Saubere Luft” der Bundesregierung: Elektrifizierung von
Fahrzeugflotten, Digitalisierung kommunaler Verkehrs-
leitsysteme. Ich komme von der Kiiste und weifl: Auch
im maritimen Bereich haben wir noch grofle Chancen,
groBBe Potenziale: LNG, Windwasserstoff, Landstrom,
Zero-Emission-Antriebe. All das sind gute Wege in die
Zukunft. Damit kénnen wir die Stddte sauberer, moder-
ner und lebenswerter machen. Mit einem solchen Maf3-
nahmenpaket bleibt Deutschland Mobilitédtsland und In-
novationsfiihrer.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Oliver Grundmann (CDU/CSU):

Das sind die Chancen der Zukunft, die wir kraftvoll
anpacken werden. Thr Antrag — das muss ich hier aus-
fiihren — ist leider riickwértsgewandt. Wir schauen nach
vorne.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Lachen bei Abgeord-
neten der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Ich habe gesehen, dass Sie eine Frage stellen wollten.
Aber wir sind zeitlich schon extrem spét dran. Ich bitte
Sie, da schon eine Frage aus Threr Fraktion gestellt wur-
de, dazu beizutragen, dass wir jetzt ein bisschen schnel-
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Vizeprisidentin Claudia Roth

ler vorankommen. Sind Sie einverstanden? — Ja, Sie sind
einverstanden.

Dann kommt jetzt als ndchste Rednerin Judith
Skudelny fiir die FDP.

(Beifall bei der FDP)

Judith Skudelny (FDP):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Der Die-
selfahrer darf nicht zum Bauernopfer der Nation werden.
Die EU-Grenzwerte wurden 2008 auf Basis von Korre-
lationsstudien festgelegt. Ich mochte Thnen einmal zei-
gen, was Korrelationsstudien konnen: Wissenschaftler
haben festgestellt, dass die Ehedauer korreliert, das heifit
zusammenhingt, mit dem Umfang der Béuche der Ehe-
manner.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das heil}t, je ldnger eine Ehe dauert, desto grofier wird
der Bauch. Das heif3t aber im Umkehrschluss nicht unbe-
dingt, dass der ausschlaggebende Punkt fiir den Bauch-
umfang tatsdchlich die Tatsache der Ehe ist. Vielmehr
sind andere Tatsachen wie ein verdnderter Stoffwechsel,
das Alter, mangelnder Sport und eine andere Erndhrung
Grund dafiir, dass der Bauch ein bisschen groBer wird.

Genauso wie man bei Ehe und Bauchumfang nicht
eins zu eins Riickschliisse ziehen kann, ist auch das Stick-
oxid bei der Frage der Herz-Kreislauf-Erkrankungen das
geringste der auftretenden Risiken. Nach wie vor sind
die grofiten Risiken fiir Herz-Kreislauf-Erkrankungen in
Deutschland Ubergewicht, Rauchen, mangelnder Sport
und falsche Erndhrung. Das sollten wir den Menschen da
drauen noch einmal sagen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg.
Marie-Luise Do6tt [CDU/CSU])

Aber nicht nur das: Wir Deutschen sind auch so ein
bisschen die Messidioten Europas. Wihrend andere voll-
kommen im Rahmen der europdischen Gesetzgebung
ihre Messstationen ein Stiick weit weg von den Stral3en,
teilweise unter Palmen, aufstellen, hat man das Gefiihl,
dass die Lander und Stidte in Deutschland bemiiht sind,
Hochstergebnisse zu messen. Ich sage es einmal mit
Dieter Nuhr, der gesagt hat: Das ist so, wie wenn man
versucht, den Korpergeruch eines Menschen an seinem
Hintern zu messen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Das ist die Gemengelage von superstrengen Grenz-
werten der EU und radikalen Messmethoden in Deutsch-
land. Genau in dieser Gemengelage drohen die deutschen
Dieselfahrer zum Opfer der Politik zu werden.

(Beifall bei der FDP)

Eines mochte ich sagen: Nachhaltig ist das nicht. Nach-
haltig ist ein ausgewogenes Mal} von 6kologisch, 6kono-
misch und sozial. Schauen wir einmal, was ein Fahrver-
bot fiir Dieselfahrzeuge bewirken wiirde: Damit wiirden
die wirtschaftlichen und sozialen Belange derer, die kalt
enteignet werden, derer, die Familie und Beruf verein-
baren wollen, derer, die im Handwerk und Mittelstand

wirtschaften mochten, dem geringen 6kologischen Nut-
zen einer leichten Senkung geopfert werden.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Karsten
Hilse [AfD] — Ulli Nissen [SPD]: Das ist aber
recht kompliziert!)

In Deutschland miissen wir drei Dinge noch viel ent-
schlossener angehen.

Erstens. Die Messstellen miissen wir bundeseinheit-
lich — weil auch die Bundesbiirger die Konsequenzen tra-
gen — innerhalb des européischen Rechtsrahmens, aber
unter Ausnutzung der Toleranzen aufstellen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ja, ja! So lange tricksen, bis es passt!)

Wir miissen zweitens beziiglich des Vertragsverlet-
zungsverfahrens mit der EU im Gesprédch bleiben. Wir
miissen zeigen, dass wir durchaus noch nachhaltige MaB3-
nahmen haben, die wir anwenden kénnen und miissen,
um die Grenzwerte einzuhalten. Wir miissen zeigen, dass
wir nach den Erfolgen, die wir bereits erzielt haben — die
Luft in Deutschland ist so gut wie seit 30 Jahren nicht —,

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das sagt man uns schon seit zehn Jah-
ren!)

nur noch etwas mehr Zeit brauchen, um die Grenzwerte
einzuhalten.

Drittens — das unterscheidet uns — Auch bei der
Luftreinhaltung ist Stillstand ein Riickschritt. Natiirlich
wollen wir besser werden. Es gibt eine Malnahme, mit
der wir ganz einfach den gesellschaftlichen Belangen
und den okologischen Belangen Rechnung tragen kon-
nen: Wir miissen unsere Fahrzeuge zum Fahren bringen,
und wir miissen den Verkehr zum FlieBen bringen. Dann
sind die geringsten Schadstoffausstéfe vorhanden.

(Beifall bei der FDP—Oliver Krischer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Das war schon in
den 60er-Jahren falsch! — Weiterer Zuruf vom
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Mehr Straen
gleich mehr Staus!)

UmgehungsstraBen, bessere Infrastruktur, digitalisierte
Verkehrslenkung und ein attraktiver OPNV: So betreibt
man nachhaltigen Luftschutz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Kollegin Skudelny. — Nichste Red-
nerin: Ulli Nissen fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)
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Ulli Nissen (SPD):

Liebe Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Mich erstaunt der Antrag der AfD nicht. Die AfD
bestreitet bekanntlich auch den Klimawandel.

(Karsten Hilse [AfD]: Den menschengemach-
ten Klimawandel! Machen Sie doch mal die-
sen Unterschied! Der ist wichtig!)

Sie nimmt anscheinend auch den Gesundheitsschutz
der Bevolkerung nicht besonders ernst. Da féllt mir ein
Spruch von Otto Waalkes ein: Rauchen ist nicht gesund-
heitsschédlich, sagt Dr. Marlboro. — Dazu passt, dass
es bei der AfD einen Kollegen gibt, der langjéhrig bei
Daimler beschéftigt war und die Gesundheitsgefahrdung
durch Stickoxide kleinredet.

(Beifall des Abg. Ralph Lenkert [DIE
LINKE] — Zurufe von der AfD: Nein, so ein
Quatsch! — Das macht er nicht!)

Die 39. Bundes-Immissionsschutzverordnung sicht
aus Griinden des Gesundheitsschutzes vor, dass der
Jahresmittelgrenzwert von 40 Mikrogramm fiir Stick-
stoffdioxid nicht iiberschritten werden darf. Auch in
meinem Frankfurter Wahlkreis sind an diversen Mess-
stellen Uberschreitungen aufgetreten. Hauptursichlich
fiir die Uberschreitung ist in Deutschland der Verkehr
und hier insbesondere der Diesel. Schadlich im Diesel-
abgas ist vor allem das Stickstoffdioxid. Der Mensch
reagiert auf eine hohere Konzentration mit Husten und
Halsschmerzen, spiter kommen Schwindel, Ubelkeit und
Kopfschmerzen hinzu. Im schlimmsten Fall fiihrt das zu
einem Lungenddem, zu Atem- oder Herz-Kreislauf-Ver-
sagen oder auch zu Asthma.

Ich erinnere mich an unsere Debatte zu den Abgas-
tests an Affen. Nach Meinung der Experten standen diese
angeblich im Zusammenhang mit einer Veroffentlichung
der WHO, die Dieselabgase als krebserregend eingestuft
hatte. Da wollte die Automobilindustrie wohl eine eigene
Studie, die etwas anderes beweist. Aber dummerweise
entsprachen die Ergebnisse nicht den Vorstellungen von
VW. Denn auch bei den modernen Dieselfahrzeugen
stellten die Forscher kritische Effekte fest, als sie den Af-
fen spéter Blut abnahmen und Lungenabstriche bei ihnen
machten. Es kam zu erhohten Entziindungswerten und
Reizungen. Zufilligerweise wurden die Untersuchungs-
ergebnisse dann nicht verdffentlicht.

Bereits 2017 haben sich alle Beteiligten auf das ,,So-
fortprogramm Saubere Luft™ verstindigt. Dafiir stehen
1 Milliarde Euro zur Verfiigung. 750 Millionen Euro
kommen allein vom Bund. Das Sofortprogramm umfasst
folgende MaBinahmen: die Elektrifizierung des Wirt-
schaftsverkehrs, die Elektrifizierung von Taxis, Mietwa-
gen und Carsharingfahrzeugen, die Elektrifizierung von
Busflotten im OPNV, die Férderung der Ladeinfrastruk-
tur, die Nachriistung von Dieselbussen im OPNV mit Ab-
gasnachbehandlung und die Digitalisierung kommunaler
Verkehrssysteme.

Es gibt schon gute Umsetzungsiiberlegungen. Mein
heimischer Verkehrsverbund, der RMV, will zum Beispiel
auf Strecken der Taunusbahn Brennstoffzellenfahrzeuge
einsetzen. In meinem Frankfurter Wahlkreis wird darii-

ber nachgedacht, Abwrackprdmien fiir alte Mopeds bei
gleichzeitiger Neuanschaffung von Elektrozweirddern zu
zahlen. Da tut man nicht nur etwas fiir bessere Luft, son-
dern auch fiir weniger Larm. Diesen Unterschied merke
ich, wenn ich mit meinem Elektroroller — mit ihm bin ich
seit neun Jahren unterwegs — neben einem alten Moped-
stinker stehe.

Der Lieferverkehr nimmt immer mehr zu. Eine gute
Losung waren Mikrodepots. Diese konnen drei Paket-
fahrzeuge ersetzen. Die Stadt Gent in Belgien hat fiir
den Lieferverkehr tolle Konzepte entwickelt. Paketfahr-
zeuge, die unterwegs sind, sollen nur noch elektrische
Transporter sein. DHL geht mit seinem Streetscooter po-
sitiv voran. Es gibt bei diesen Modellen sogar Tests, den
Feinstaub von den Reifen direkt aufzufangen. Das finde
ich wirklich hervorragend.

Auch die E-Mobilitdt im Giiterverkehr muss angegan-
gen werden. Bei mir in Frankfurt wird jetzt auf der A 5
eine Teststrecke fiir Lastwagen gebaut. Ab 2019 sollen
dort Trucks an Oberleitungen fahren. Es gibt daneben
Uberlegungen, E-Lkws von der Maut zu befreien. Darii-
ber sollten wir diskutieren.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie wiegen 9 Tonnen!)

Die Klimaziele miissen auch in der Seeschifffahrt
engagierter angegangen werden. Die dringende Hard-
warenachriistung fiir dreckige Dieselfahrzeuge ist heute
Abend ja noch einmal ein Extrathema.

Aus meiner Sicht ist es vollkommen klar, dass wir
zum Schutz der Gesundheit unserer Bevolkerung weite-
re Aktivitdten ergreifen miissen, um die Luftreinhaltung
in Deutschland zu verbessern. Lassen Sie uns daran ge-
meinsam arbeiten.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollegin Ulli Nissen. — Nachster Red-
ner: Ralph Lenkert fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Alle diskutieren iiber den Dieselskandal,
es drohen Fahrverbote, und da hort der Spal3 auf.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN so-
wie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Die Debatte zu den Antragen von AfD und FDP gibt
mir die Chance, fiir etwas mehr Klarheit zu sorgen. Als
Maschinenbautechniker eines Automobilzulieferers bin
ich es gewohnt, Parameter und ihre Wirkung auf Prozes-
se im Einzelnen und in Zusammenhingen zu beleuchten
und zu analysieren.

Liebe Zuhorerinnen und Zuhorer, jetzt wird es leider
technisch. In der Natur ist ein Stickoxidgehalt von bis
zu 9 Mikrogramm je Kubikmeter iiblich. In der EU gilt
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ein Grenzwert von 40 Mikrogramm je Kubikmeter — er
entspricht der Empfehlung der Weltgesundheitsorganisa-
tion —, und das Stundenmittel, also der durchschnittliche
Wert in einer Stunde, soll 200 Mikrogramm nicht {iber-
schreiten.

Wieso ist bei Arbeitspldtzen ein Grenzwert von
950 Mikrogramm zulédssig? Ist das gute Lobbyarbeit,
oder sind das andere Betrachtungsweisen? Es sind Zuge-
standnisse an die Industrie, weil manche Prozesse anders
einfach nicht finanzierbar oder durchfiihrbar sind, und
man handelt mit gesunden Beschéftigten. Diese haben
zwei Moglichkeiten: Sie halten das entweder aus, oder
sie wechseln den Job.

In Kammerversuchen mit Menschen hat man festge-
stellt, dass Stickoxidbelastungen von iiber 375 Mikro-
gramm je Kubikmeter schon nach 30 Minuten zu Re-
aktionen in der Lunge fiihrten. Menschen mit Asthma,
Kinder, Senioren und Kranke sind empfindlicher als
ein junger kerngesunder Mann. Deswegen miissen die
Grenzwerte deutlich niedriger sein. Grenzwerte sollen
alle schiitzen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Kollege Lenkert.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):

In Tierversuchen wurde festgestellt, dass sich die
NO,-Auswirkung, also die Stickoxidauswirkung, im
Korper addiert, dhnlich wie bei Quecksilber. Wenn Sie
jeden Tag eine winzige Quecksilbermenge zu sich neh-
men, passiert akut nichts. Irgendwann ist aber die Grenze
in Threm Korper iiberschritten, und dann leiden Sie an
einer Quecksilbervergiftung, die schleichend Thre Ge-
sundheit vernichtet.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Lenkert, erlauben Sie — damit das ganz klar ist:
ich lasse nur eine zu — eine Zwischenfrage oder -bemer-
kung von einem CDU/CSU-Kollegen? — Das muss nicht
sein.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Mdring
heif3it er! — Ulli Nissen [SPD]: Moring kann
man gut zuhoren!)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Kollege Moring.

Karsten Moring (CDU/CSU):

Herr Kollege Lenkert, vielen Dank, dass Sie die Zwi-
schenfrage zulassen. Ich mache es auch ganz kurz.

Zu der Betrachtung der Grenzwerte bei der Industrie
und ihrer Argumentation dazu: Wiirden Sie auch vor dem
Hintergrund, dass im Biirobereich 60 Mikrogramm pro
Kubikmeter als Grenzwert gelten, wihrend es im Ver-
kehrsbereich 40 Mikrogramm pro Kubikmeter sind, so
argumentieren?

Ralph Lenkert (DIE LINKE):

Es gibt einen Unterschied zwischen der Biiroarbeits-
zeit und der Gesamtzeit des tiglichen Lebens. Wir reden
hier tiber das Jahresmittel von 40 Mikrogramm pro Ku-
bikmeter. Selbst ich halte mich mit 70 Arbeitsstunden in
der Woche nicht 8 700 Stunden im Jahr in meinem Biiro
auf.

(Ulli Nissen [SPD]: Nicht?)

Das heifit also im Klartext: Es ist eine Summenwirkung,
und es liegt durchaus im Interesse der Arbeitgeber, einen
etwas hoheren Grenzwert anzusetzen.

Bei gesunden Menschen passiert zwar nicht sofort et-
was, aber das heifit doch nicht, dass ich im Jahresmittel
auch in meiner Freizeit unbedingt denselben Belastungen
ausgesetzt sein muss. Das ist ein Kompromiss, um das
Mogliche mit dem Machbaren zu verbinden.

Ich zitiere an dieser Stelle den ersten und einzigen
DDR-Umweltminister, der sagte: Grenzwerte sind der
Kompromiss zwischen dem, was wir bereit sind an Ge-
sundheitsschiden in Kauf zu nehmen, und dem, was un-
sere Bequemlichkeit oder Wirtschaft erfordert.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Da kann ich Thnen ein einfaches Beispiel nennen: Wie
viele Menschen sind bereit, fiir die Einfithrung eines
Tempolimits zu stimmen, obwohl sie wissen, dass mit ei-
nem Tempolimit viele Menschen Gesundheit und Leben
behalten wiirden?

(Zuruf von der AfD: Grenzkontrollen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Weltgesund-
heitsorganisation berichtete von einem Unfall an einer
Gasheizung. Kinder atmeten iiber zwei Wochen 30 Mi-
krogramm je Kubikmeter Stickoxide ein. Die Atem-
wegserkrankungen stiegen um 20 Prozent. Wenn man
das weil}, sind selbst 40 Mikrogramm zu hoch.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sich in Europa einfach auf amerikanische Grenzwer-
te zu berufen, zeugt davon, dass man den Unterschied
zwischen den Schutzsystemen in Amerika und in Europa
nicht kennt. In Amerika gibt es nur dann strenge Grenz-
werte, wenn eindeutig nachgewiesen ist: Es ist schadlich.
Aber wenn VW oder jemand anderes Schiaden verursacht
und es wird nachgewiesen, dass sie Schuld haben, dann
wird es richtig teuer.

In Europa ist das anders. In Europa herrscht das Vor-
sorgeprinzip. Das bedeutet: Wenn Schiden auftreten
konnten, miissen Sie nachweisen, dass dies nicht passiert,
ansonsten bekommen Sie keine Zulassung. Treten trotz-
dem Schiden auf, miissen Sie so gut wie gar nicht haften.
Wenn hier also jemand fordert, amerikanische Grenzwer-
te und amerikanische Regelungen zur Zulassung ohne
die amerikanischen Haftungsregeln einzufiihren, handelt
er grob verantwortungslos und gefihrdet die Gesundheit
unserer Bevolkerung, unserer Menschen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Die Linke steht fiir das Vorsorgeprinzip. Das lassen wir
nicht aufweichen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich weif3
nicht, wie vielen von Thnen bewusst ist, dass Stickoxi-
de zu Ozon fithren. Ozon entsteht aus Stickoxiden. Fiir
den Herrn Techniker oder Ingenieur einmal die Formel
zur Erinnerung: NO, plus O, plus UV-Licht ergibt Stick-
stoffmonoxid plus Ozon, so lange, wie Energie zugefiihrt
wird. Bei Sonnenschein und Stickoxidkonzentration ent-
steht also Ozon. Wollen Sie jetzt wetterabhidngige Grenz-
werte einfithren, dass also der Daimler bei Sonnenschein
nicht fahren darf? Oder muss VW eine Wetterprognose
berticksichtigen, bevor Menschen mit ihren Autos losfah-
ren diirfen? Mal ehrlich: So etwas kénnen wir uns sparen.

Es ist vielen kranken Menschen egal, ob ihr Asthma
durch die Stickoxide oder durch das Ozon, das durch
Stickoxide entsteht, ausgelost wird. Demzufolge sind
Grenzwerte zwingend einzuhalten. Technisch ist dies er-
reichbar. Unsere Kinder und unsere Gesundheit werden
es uns danken.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN
und des Abg. Arno Klare [SPD])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Ralph Lenkert. — Nachste Rednerin:
Dr. Bettina Hoffmann fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Bettina Hoffmann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir unterhalten uns hier tiber die Frage: Wie
gefahrlich ist es, wenn wir langfristig Stickoxide einat-
men? Um es ganz klar zu sagen: Es ist gefdhrlich. Es ist
auch vollkommen unstrittig, dass Stickoxide das Gewe-
be in den Lungen schédigen, dass sie Herz-Kreislauf-Be-
schwerden verstdrken und dass sie Allergien hervorrufen.

Um die Gesundheit von uns allen zu schiitzen, gibt
es ebendiesen Jahresgrenzwert von 40 Mikrogramm
pro Kubikmeter Luft. Er gilt fiir alle Menschen an allen
Orten und zu jeder Zeit. Damit ist dieser Grenzwert da-
rauf ausgelegt, dass auch empfindliche Menschen keine
Probleme bekommen. Dieser Grenzwert ist nicht aus der
Luft gegriffen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

— Dartiiber konnen Sie ruhig lachen. — Epidemiologische
Studien sind wissenschaftlich anerkannte Verfahren. Ich
finde es nicht gut, Frau Skudelny, dass Sie diese mit ko-
mischen Vergleichen iiber dicke Bauche von Ehemin-
nern in Misskredit bringen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN — Widerspruch der Abg.
Judith Skudelny [FDP])

Experimentelle Versuche an Menschen und Tieren ver-
bieten sich. Deshalb muss man auf diese Studien zuriick-
greifen.

Der Unterschied zwischen Grenzwerten im Allge-
meinen und den Grenzwerten am Arbeitsplatz wurde
gerade schon angedeutet. Ich will hier keinen belehren,
aber vielleicht muss man es doch noch einmal sagen:
Der entsprechende Grenzwert errechnet sich aus zwei Si-
cherheitsfaktoren, die miteinander multipliziert werden.
Ein Arbeitsleben dauert bei uns typischerweise 40 Jahre
a 220 Arbeitstage. Diese Zahl mal acht Stunden ergibt
etwa 70 000 Stunden. Bei einer Lebenserwartung von
80 Jahren atmet man aber in 700 000 Stunden insgesamt
zehnmal so viel Luft ein und aus wie am Arbeitsplatz.
Dazu kommt eine um den Faktor zwei bis fiinf erh6h-
te Empfindlichkeit von 10 Prozent der Bevolkerung, die
zwar Uberwiegend gesund, aber empfindlich sind. Das
sind zum Beispiel Kinder; sie wurden schon erwihnt.
Multipliziert man diese Faktoren, dann kommt man auf
einen Wert von 20 bis 50 Mikrogramm pro Kubikmeter
als einen vorsorgeorientierten Wert.

Aber seien Sie doch ehrlich: Worum geht es hier wirk-
lich? Was ist hier die Frage? Soll die Politik Vorsorge
betreiben, und wie intensiv soll sie das machen? Wir
Griine finden, es ist richtig, das Vorsorgeprinzip streng
anzuwenden,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

damit Schwangere sich keine Sorgen um ihre Babys ma-
chen miissen, damit auch alte Menschen die Luft in ih-
rer Strafle atmen konnen und damit auch Menschen mit
Asthma sich noch nach drauflen trauen kénnen. Und ja,
das Vorsorgeprinzip schlieft auch ein, dass der Staat das
freie Spiel des Marktes dort einengt, wo es notig ist, und
das gilt jetzt insbesondere auch fiir die Autoindustrie.
Sie liegt ndmlich keinesfalls am Boden, sondern macht
Milliardengewinne, und zwar indem sie daran gespart
hat, eine ordentliche Abgasreinigung in ihre Autos einzu-
bauen, obwohl sie es konnte. Das ist ndmlich der wahre
Skandal in dieser ganzen Diskussion, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Aber zurlick zu den magischen 40 Mikrogramm
Stickoxiden pro Kubikmeter Luft. Grenzwerte sind im-
mer relativ, aber man kann sie priifen. Das wird gemacht,
und dann stellt man fest: Der heutige Grenzwert ist sogar
eher zu lasch als zu streng. Nur weil wir ihn nicht ein-
halten, ist er nicht falsch. Das Problem 16st man nicht,
indem man Grenzwerte verschiebt oder die Messstation
ein bisschen weiter weg aufstellt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN —
Karsten Hilse [AfD]: Das steht aber in der
EU-Verordnung! 25 Meter von der nichsten
Kreuzung weg! Bis zu 10 Meter von der Stra-
Be!)
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2015 haben sich die Experten der Weltgesundheitsor-
ganisation alle Studien zur Langzeitwirkung von Sticko-
xiden noch einmal genau angeschaut. Sie kamen zu dem
Schluss, dass mit gesundheitsrelevanten Wirkungen bei
einer langfristigen durchschnittlichen Exposition von
20 Mikrogramm kalkuliert werden miisse, und empfeh-
len sogar, den Grenzwert bei der nichsten Revision zu
verscharfen. Dem schlieen sich auch Experten aus dem
Sachverstdndigenrat fiir Umweltfragen an. Sogar der
VDI, der nun wirklich nicht griinennah ist, hat das besté-
tigt, und zwar 2004 und 2017.

Genau vor diesem Hintergrund empfehle ich Thnen:
Weg mit dem Schaum vorm Mund, wenn es um Grenz-
werte geht!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Machen Sie sich bitte einmal Gedanken dariiber, ob es
nicht besser ist, mit hohen Anforderungen die Wirtschaft
gut fiir die Zukunft aufzustellen, ganz im Sinne von Le-
bensqualitit und Gesundheit der Menschen, und zwar der
Gesundheit von allen Menschen!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN — Karsten Hilse [AfD]:
Auf der ganzen Welt!)

— Auf der ganzen Welt.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Bettina Hoffmann. — Néichste Rednerin:
Dr. Anja Weisgerber fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):

Werte Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Menschen in unserem Land haben ein Anrecht auf
saubere und gesunde Luft. Das wollen wir gewéhrleisten,
und dafiir arbeiten wir.

Die Frage ist doch, ob die Uberpriifung der europa-
weit geltenden NO,-Werte der richtige Weg ist und ob
die Europiische Union mit 28 Mitgliedstaaten dies iiber-
haupt dndern wird bzw. ob dies iiberhaupt durchsetzbar
ist. Lassen Sie uns lieber den Weg in eine Mobilitét der
Zukunft gehen, mit einem hohen Gesundheitsschutz fiir
unsere Biirgerinnen und Biirger. Denn das ist das einzige
richtige Signal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn Sie sich in der Europapolitik auskennen wiir-
den, dann wiissten Sie auch, dass fiir eine Anderung der
Grenzwerte die EU-Kommission einen Vorschlag fiir die
Anderung der Luftqualititsrichtlinie vorlegen miisste.
Zum einen wird die Kommission diesen Vorschlag zur
Aufweichung der Grenzwerte sicher nie vorlegen, und
zum anderen wiirde sich dann ein langwieriges Gesetzge-
bungsverfahren zwischen Europdischem Parlament und
Rat anschlieBen. Das kann Jahre dauern.

Bis dahin ist Deutschland ldngst verklagt. Die deut-
sche Automobilindustrie wire im internationalen Wett-
bewerb um Umwelttechnologien abgehingt. Das kann

doch nicht ernsthaft Thr Vorschlag fiir die Zukunft sein,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
sowie des Abg. Klaus Mindrup [SPD])

Wir gehen einen anderen Weg, und zwar den Weg ei-
ner modernen, zukunftsgerichteten Mobilitit. Dabei ist
uns Folgendes besonders wichtig: Wir wollen generelle
Fahrverbote vermeiden. Denn wir wollen all diejenigen,
die aus wirtschaftlichen Griinden und in gutem Glauben
einen Diesel gekauft haben, nicht mit generellen Fahr-
verboten bestrafen.

(Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):

Ich wiirde das heute gerne ausnahmsweise zu Ende
fithren. Er kann sich ja spiter zu einer Kurzintervention
melden.

Eine blaue Plakette 16st die Probleme nicht, sondern
schafft durch die Verlagerung der Emissionen neue Pro-
bleme. Deswegen lehnen wir die blaue Plakette ganz klar
ab, meine Damen und Herren.

Die Mobilitédt wird sich in den nédchsten Jahren grund-
legend verdndern. Ich sage als Klimapolitikerin: Das ist
auch aus klimapolitischen Griinden notwendig. Das in-
ternationale Klimaabkommen und unser eigener Klima-
schutzplan 2050 geben den Weg vor. So steht es auch
im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD. Daran
konnen Sie von der AfD-Fraktion, die Sie den menschen-
gemachten Klimawandel im 21. Jahrhundert noch immer
leugnen, nichts dndern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alle Sektoren werden einen Beitrag leisten miissen,
auch der Verkehrssektor. Das birgt Chancen fiir die Wirt-
schaft. Durch die Entwicklung von Umweltinnovationen
werden wir auf dem Markt punkten kénnen. Damit wer-
den neue Arbeitsplitze geschaffen. Wenn wir es nicht
tun, werden wir abgehédngt werden. Dann werden sogar
Arbeitspldtze verloren gehen. Diesen Aspekt diirfen wir
bei der ganzen Diskussion nicht vergessen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Koalitionsvertrag enthélt eine ganze Reihe von
MaBnahmen fiir eine moderne Mobilitit: die Férderung
der Elektromobilitét, die Weiterentwicklung der Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie oder die Verlage-
rung des Pendelverkehrs auf die Schiene. Aullerdem wird
derzeit ein umfassendes Biindel aus Anreizen und konkre-
ten MaBBnahmen umgesetzt. Bis Ende des Jahres werden
5,3 Millionen Diesel-Pkw der Schadstoffklassen Euro 5
und Euro 6 umgeriistet mit dem Ziel, die NO,-Emissi-
onen dieser Autos um 25 bis 30 Prozent zu reduzieren.
Wir haben das ,,Sofortprogramm Saubere Luft* gestartet.
Damit wird der tagliche Verkehr, zum Beispiel Busse des
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OPNV oder Taxis in den Stidten, weiter elektrifiziert.
Erst in der letzten Woche hat Verkehrsminister Scheuer
einen Forderbescheid iiber 2,4 Millionen Euro fiir elekt-
rifizierte Polizeiautos in Niedersachsen tiberreicht. Auch
die Digitalisierung der kommunalen Verkehrssysteme
wird gefordert, ebenso die Nachriistung von Bussen im
OPNV mit Abgasnachbehandlungssystemen. Es macht
doch viel mehr Sinn, Busse des OPNV, Taxen und Po-
lizeiautos, die den ganzen Tag in den Innenstédten un-
terwegs sind, emissionsarm zu gestalten, anstatt einer
Familie, die zweimal im Jahr in die Innenstadt fahrt, die
Einfahrt mit ihrem Diesel zu verbieten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Damit noch nicht genug: Verkehrsminister Scheuer hat
kiirzlich angekiindigt, Elektro-Lkws von der Maut fiir
Bundesstrafien und Autobahnen zu befreien. Das ist ein
weiteres Signal flir eine moderne Mobilitdt in unserem
Land.

Abschliefend schauen wir uns einmal an, wo wir
eigentlich stehen. 2016 haben noch 90 deutsche Stid-
te den Grenzwert iiberschritten. Heute sind es 66 Stid-
te. Die groBe Mehrheit dieser Stddte liberschreitet die
Grenzwerte nur noch geringfiigig. Das zeigt doch: Wir
sind auf dem richtigen Weg und konnen es schaffen, das
EU-Recht einzuhalten, und das ohne Uberpriifung der
Grenzwerte. Von 1990 bis 2015 war ein Riickgang der
NO,-Emissionen um rund 60 Prozent zu verzeichnen.
Das gilt es erst einmal anzuerkennen. Wir entscheiden
uns dafiir, den Weg in die Mobilitdt der Zukunft zu ge-
hen, fiir die Gesundheit der Biirgerinnen und Biirger, im
Einklang mit ihren Interessen — auch der der Dieselfah-
rer —, fiir das Klima und fiir die Wirtschaft, die von den
Innovationen sicherlich profitieren wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Ulli Nissen [SPD])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Kollegin Weisgerber. — Das Wort
zu einer Kurzintervention — ich habe das dreimal nicht
gemacht — hat Dr. Spaniel.

Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Vielen Dank. — Sehr geehrte Frau Weisgerber, ich
meine, in der CDU/CSU-Fraktion gibt es da ein Miss-
verstandnis. Herr Bernhard hat von den Immissions-
grenzwerten und nicht von den Emissionsgrenzwerten
geredet, die Sie dauernd angefiihrt haben. Wir wollen
die Bedingungen der Umwelt so reglementieren, dass sie
erfiillbar sind. Es geht nicht darum, die Emissionsgrenz-
werte der Fahrzeuge vorzuschreiben. Wir stehen selbst-
verstandlich zu den Zulassungskriterien. Auch bei [hrem
Kollegen ging es um die Emissionen. Wir wollen selbst-
verstindlich nicht die Euro-5- und die Euro-6-Norm neu
aufrollen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wollen Sie den Diesel abschaffen, oder
wie?)

Keiner von uns hat so etwas gesagt. Vielmehr wollen wir
die Umweltgrenzwerte, also die Immissionsgrenzwerte,
auf einen erfiillbaren Wert erhéhen.

(Dieter Janecek [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Die Umwelt muss sich an die Fahrzeu-
ge anpassen!)

Soweit ich weil}, ist momentan keineswegs geklért, dass
sich der Grenzwert von 40 Mikrogramm NO, an allen
Stellen mit einem totalen Fahrverbot tiberhaupt erreichen
lasst. Deshalb mochte ich Thnen da ganz massiv wider-
sprechen.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Dr. Spaniel, bleiben Sie bitte stehen. — Frau
Dr. Weisgerber zur Erwiderung.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):

Es ist mir durchaus bewusst, dass man zwischen
Emissionen an der Quelle und Immissionsgrenzwerten
unterscheiden muss.

Aber die Frage ist: Was ist letztendlich der Inhalt Threr
Forderung? Sie wollen eine Uberpriifung und eine Auf-
weichung der Grenzwerte. Wir haben in vielen Reden
klargestellt, dass die Grenzwerte durchaus wissenschaft-
lich fundiert sind und dass man sich einfach mal fragen
muss: Ist es Tiberhaupt realistisch, diese Grenzwerte an-
zugreifen, etwas an den Grenzwerten zu dndern und eine
Entwicklung auf der européischen Ebene in diesem Sinn
anzugehen? Dazu sagen wir Nein. Wir wollen den Weg in
die Mobilitdt der Zukunft gehen. Wir wollen letztendlich
die Chancen dieser Zukunftsinnovationen auch fiir un-
sere deutsche Automobilindustrie nutzen. Wir wollen sie
fit machen fiir die Zukunft. Das ist vorwértsgewandt und
nicht riickwirtsgewandt, wie Sie es wiinschen.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Ulli Nissen [SPD])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen herzlichen Dank. — Néachster Redner in der De-
batte: Mario Mieruch, der fraktionslose Kollege.

Mario Mieruch (fraktionslos):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Im Verlauf der Debatte habe ich gelernt,
dass die Fraktion der Griinen mittlerweile die Welt retten
mdchte.

(Katharina Droge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Schon, dass Sie es erkannt haben! —
Ulli Nissen [SPD]: Herr Kollege, ich will auch
die Welt retten!)

In der Unionsfraktion hat man Sorge vor Klageverfahren
der EU.

Es ist ein tolles Thema, das aufzeigt, wie wir die ei-
gene Souverdnitét bereits in vielen Fillen nach Briissel
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verlagert haben und wie das Ganze auf uns zuriickfallt. In
diesem Zusammenhang sollten wir uns auch einmal die
Panikmache und die Hysterie ndher vor Augen fiihren;
denn das ist nicht das Einzige, was aus Organisationen
wie der Deutschen Umwelthilfe mit ihren sagenhaften
274 Mitgliedern, die erstaunlicherweise auch noch aus
unseren eigenen Ministerien mit einer Millionenforde-
rung gepampert wird, zuriickkommt. Augenscheinlich
haben sich ndmlich genau diese Damen und Herren beim
Gang durch die Institutionen sowohl hier als auch in der
EU eingenistet, sodass sie offenbar wesentlichen Einfluss
auf die Legislative nehmen kdnnen oder iiber Ableger
noch lukrative Dienstleistungsauftrage zugeschustert be-
kommen. An dieser Stelle passt also etwas grundlegend
nicht mehr.

Zu den Kollegen von der FDP. In Punkt 8 sprechen Sie
von Hintergrundemissionen. Nennen Sie es beim Namen.
Sagen Sie ,,Hauptemissionen®; denn es gibt erheblichere
und noch eine ganze Menge anderer Quellen als nur den
Verkehr.

Wir sollten auch einmal die Rolle des Umweltbundes-
amtes kritisch hinterfragen. Denn wenn es um die Serio-
sitdt all dieser Werte geht, ist es sehr spannend, festzu-
stellen, dass das UBA eine Konzentration von 400 ppm
CO, bereits als alarmierend wertet, andererseits aber
iiber die DIN EN 13779 einen Wert von 800 ppm CO,
als hohe Raumluftqualitdt deklariert. Das ist ein bisschen
seltsam, und das wirft erhebliche Zweifel an der tatsich-
lichen Objektivitét auf, die sich im Bereich der NOx und
der Feinstaubthematik fortsetzen.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU und der FDP)

Das gefallt Thnen nicht — das ist mir vollig klar —; aber
Realitdt ist etwas, womit Sie sowieso groflere Probleme
haben.

Die groBe Herausforderung bei der Neubewertung
dieses Komplexes wird also sein, iiberhaupt noch jeman-
den zu finden, der das alles objektiv anpackt. Deshalb
brauchen wir ein unabhingiges Moratorium, das wis-
senschaftlich serios Werte definiert, die als kiinftige Ent-
scheidungsgrundlage gelten konnen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Gibt es auch abhidngige Moratorien?)

Danke.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke schon. — Der letzte Redner in der Debatte: Arno
Klare fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Arno Klare (SPD):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 40 Mikro-
gramm pro Kubikmeter Stickstoffdioxid ist einer der
Grenzwerte. Wenn ich mit der Automobilindustrie rede,
sagt man mir: Grenzwerte wie diesen konnen wir locker
einhalten; gar kein Problem. Der Diesel kann das; gar
keine Frage.

Es gibt einen weiteren Grenzwert fiir die Stickstoffdi-
oxidbelastung — er ist gerade schon einmal erwahnt wor-
den —: 200 Mikrogramm pro Kubikmeter im Stundenmit-
tel diirfen nicht 6fter als 18-mal pro Jahr {iberschritten
werden. Die deutschen Autobauer konnen das; die krie-
gen das hin. Die Autos, die das kdnnen, sind schon langst
gebaut. Da muss man jetzt nicht die Unterscheidung ma-
chen, die hier gerade gemacht worden ist; ich kenne sie
natiirlich auch. Die Fahrzeuge, die heute gebaut werden
konnen, schaffen diese Werte, und die Unternechmen sind
viel weiter, als es diese ideologischen Verriicktheiten
oder diese wissenschaftstheoretischen ,,Schwachkopf-
heiten®, die da gesagt worden sind, nahelegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Ich kann es nicht mehr horen.

Die Unternehmen haben ndmlich ldngst begriffen:
Sustainability sells. Diejenigen werden auf dem Welt-
markt vorne sein, die die Fahrzeuge mit den besten Wer-
ten haben werden. — Das miissen unsere Hersteller sein
und keine anderen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Abg.
Judith Skudelny [FDP] meldet sich zu einer
Zwischenfrage)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Klare, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Arno Klare (SPD):
Nein.

Woher kommen die Werte? Es ist gerade schon gesagt
worden: Die WHO legt diese Werte fest, bzw. sie macht
einen Vorschlag in den Air Quality Guidelines. Es sind
eigene Messungen, eigene Studien, die da gemacht wer-
den. Die WHO erstellt regelméBig sogenannte Metastu-
dien. Die letzte groe Metastudie ,,Review of evidence
on health aspects of air pollution” von 2013 ist durch die
Europaische Kommission beauftragt worden. Die Frage
war: Ab welcher Expositionsschwelle — bei NOx zum
Beispiel — sind adverse gesundheitliche Effekte nach-
weisbar? Die WHO hat eine Studie gemacht und hat die
seit 2005 erschienenen Studien — 120 an der Zahl welt-
weit — ausgewertet. Alle Studien — alle! —, die die WHO
ausgewertet hat — bis auf eine; die erwéhne ich gleich —,
bestitigen die Validitdt der Grenzwerte, die wir gesetzt
haben.

(Beifall der Abg. Ingrid Remmers [DIE
LINKEY])

Es gibt eine Studie, die das nicht tut; das ist die berithmte
NMMAPS von 2003, eine Multi-City-Studie, die in den
USA gemacht worden ist. Das ist die einzige Studie, die
die Werte nicht bestétigt.

Das heif3t, die Werte, die wir haben, sind wissenschaft-
lich valide. Epidemiologie besteht nicht darin, in eine
Glaskugel zu gucken, sich mal ein wenig mit Wissen-
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schaftstheorie zu befassen und vielleicht mal Karl Popper
zu lesen. Den kann ich Thnen gern mal schenken; dann
werden Sie begreifen, dass das eine ernstzunehmende
Wissenschaft ist.

Die Werte sind technisch einzuhalten. Auch das ist
kein Problem. Es ist kein Hexenwerk.

Das heiit, die Werte, die wir haben, sind 6kono-
misch — sustainability sells —, sie sind dkologisch, weil
sie Menschen schiitzen, und sie sind auch sozial, weil
sie die Arbeitspldtze unserer OEMs sichern. Das sind die
besten Autobauer der Welt. Ich mochte, dass die ihre Ar-
beitsplédtze behalten. Aber mit so einem Unsinn, wie er
heute von zwei Seiten gekommen ist, werden wir diese
Arbeitsplatze nicht erhalten, sondern gefahrden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der
LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN - Christian Diirr [FDP]: Er denkt nur an
die reichen Leute, die sich jedes Jahr ein neues
Auto kaufen konnen! Was ist mit dem norma-
len Arbeitnehmer? Die SPD denkt nicht an die
Arbeitnehmer!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Herr Klare. — Das Wort zu einer Kurzin-
tervention hat die Kollegin Skudelny.

(Ulli Nissen [SPD]: Kommt jetzt wieder das
mit dem Bauch und Herrn Lindner?)

— Jetzt hat die Kollegin Skudelny das Wort.

Judith Skudelny (FDP):

Herr Kollege, Sie haben gesagt, dass die neuen Au-
tos, die entwickelt und gebaut und verkauft werden, die
Grenzwerte einhalten konnen. Ist Thnen eigentlich klar,
dass Millionen Menschen in Deutschland ein Fahrzeug
kaufen, sich aber nicht jedes Jahr ein neues Fahrzeug
kaufen konnen, dass die Laufleistung von Dieselfahr-
zeugen Uiber 100 000 Kilometer betrdgt und dass Sie mit
Fahrverboten genau diejenigen belasten, die nicht ein
Abgeordnetengehalt haben, sondern ein ganz normales
Gehalt und ihr Fahrzeug iiber 10 oder 15 Jahre fahren
und auf Mobilitit angewiesen sind?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der AfD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Jetzt hat Herr Klare die Mdglichkeit, zu antworten.

Arno Klare (SPD):

Fiir den ndchsten Tagesordnungspunkt sind, glaube
ich, 38 Minuten vorgesehen, und dann folgt ein Antrag
der Linken. Da werde zumindest ich {iber Nachriistung
und die Notwendigkeit derselben reden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Da konnen Sie mir zuh6ren. Dazu miissen Sie einfach nur
hierbleiben. Mehr will ich im Moment dazu nicht sagen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Christian
Diirr [FDP]: Dann frage ich Sie, ob Herr Weil
das genauso sicht wie Sie! Da ist die SPD mit
sich nicht im Reinen!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Damit schlieBe ich auch diese lebendige Debatte.

Ich wiinsche auch schone Debatten in der Ausschuss-
arbeit. Jetzt miissen wir aber gucken, wo debattiert wird.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1213 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen. — Sie sind einverstan-
den. Dann ist die Uberweisung so beschlossen.

Die Vorlage auf Drucksache 19/1693 soll ebenfalls an
die in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse iiber-
wiesen werden. Die Federfithrung ist aber strittig. Die
Fraktionen der CDU/CSU und SPD wiinschen Federfiih-
rung beim Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruk-
tur; die Fraktion der FDP wiinscht Federfiihrung beim
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit.

(Unruhe)

— Es wiire nett, wenn Sie zuhoren; wir sind ndmlich mit-
ten in einem Abstimmungsverfahren. Sonst entscheiden
wir drei hier oben, wohin liberwiesen wird. So machen
wir das dann.

(Heiterkeit)

Ich lasse zuerst iiber den Uberweisungsvorschlag der
Fraktion der FDP abstimmen: Federfiihrung beim Aus-
schuss fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit. Wer stimmt fiir diesen Uberweisungsvorschlag? —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthilt sich? — Niemand.
Dann ist der Uberweisungsvorschlag abgelehnt. Zuge-
stimmt haben —

(Zurufe von der FDP: Zéhlen!)

das war sehr eindeutig — dem Uberweisungsvorschlag die
FDP, die Griinen, Die Linke und die AfD. Dagegenge-
stimmt haben CDU/CSU und SPD. Damit ist der Uber-
weisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen iiber den Uberweisungs-
vorschlag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD: Fe-
derfiilhrung beim Ausschuss fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur. Wer stimmt fiir diesen Uberweisungsvor-
schlag? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der
Uberweisungsvorschlag ist angenommen. Zugestimmt
haben CDU/CSU und SPD. Dagegen waren die Frakti-
onen AfD, FDP, Biindnis 90/Die Griinen und Linke. Es
war knapp, aber ich glaube, es war eindeutig.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Sandra
Weeser, Michael Theurer, Reinhard Houben,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2431

Vizeprisidentin Claudia Roth

Rechtssicherheit im internationalen Investiti-
onsschutz

Drucksache 19/1694

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind wie-
der 38 Minuten fiir die Aussprache vorgesehen. — Ich
hore keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen,
und ich wiirde die Kollegen, die nicht an der Debatte teil-
nehmen wollen, bitten, entweder den Raum zu verlassen
oder die Gesprache einzustellen, sodass ich die Debatte
eroffnen kann.

Ich er6ffne die Debatte. Das Wort hat die Kollegin
Sandra Weeser fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP — Unruhe)

— Ich meinte es wirklich ernst: Hinsetzen oder Rausge-
hen! Jetzt ist ndmlich die Frau Kollegin an der Reihe.
Bitte.

Sandra Weeser (FDP):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Gerechte Regeln fiir Globalisierung — dafiir
wollen wir mit unserem Antrag einen Beitrag leisten. In
Deutschland wissen wir, wie wichtig es ist, Schutz fiir
Investitionen und Schutz fiir Eigentum zu leisten, damit
die Wirtschaftsentwicklung und damit die Wohlfahrt der
Menschen gewéhrleistet ist. Auch weltweit gilt: Die Léan-
der, in denen Eigentum gesichert ist, sind wirtschaftlich
erfolgreicher und konnen ihren Einwohnern bessere Le-
bensbedingungen bieten.

Internationale Direktinvestitionen leisten einen bedeu-
tenden Beitrag zur Uberwindung von Hunger und Armut
und zur Wohlfahrtssteigerung in allen beteiligten Lan-
dern. Deshalb ist internationaler Investitionsschutz ein
wichtiges Ziel, das bislang alle Bundesregierungen un-
terstiitzt haben. So hat zum Beispiel die rot-griine Regie-
rung von 1998 bis 2005 23 bilaterale Investitionsschutz-
abkommen unterzeichnet, die Schiedsgerichtsklauseln
enthalten. Das erkennen wir an. Die Zahl internationa-
ler Schiedsverfahren hat sich in den letzten Jahrzehnten
leicht erhoht, und das ist bei knapp 3 000 neu abgeschlos-
senen Investitionsvertrdgen und stark steigenden Direkt-
investitionen auch nicht anders zu erwarten. 2017 gab es
weltweit 65 neue Investor-Staat-Schiedsgerichtsverfah-
ren, und das zeigt: Die Unternehmen wenden diese Mittel
nur restriktiv an. Wir sehen aber auch: Je verflochtener
die Weltwirtschaft wird, umso besser und préziser miis-
sen auch unsere Abkommen werden.

(Beifall bei der FDP)

Und wir brauchen transparentere Verfahren, die Mog-
lichkeit von Revisionsentscheidungen und unabhédngigen
Schiedsgerichten.

Unser Ziel ist die Installation eines multinationalen
Investitionsgerichtes. Wir fordern die Bundesregierung
auf, sich auf EU-Ebene international intensiv dafiir ein-
zusetzen.

(Beifall bei der FDP)

Das zu erreichen, ist wahrscheinlich eine Generationen-
aufgabe. Aber die Frage ist: Was tun wir in der Zwischen-
zeit? Wollen wir einfach keinen internationalen Investi-
tionsschutz mehr, zu dem Preis, dass Direktinvestitionen
unterbleiben und damit Menschen die Chance auf Ent-
wicklung und Wohlstand verlieren? Oder wollen wir
nicht doch lieber ein bislang bewihrtes, funktionierendes
System erhalten und verbessern?

(Beifall bei der FDP)

Wir schlagen in unserem Antrag vor, das System der In-
vestitionsschutzabkommen zu verbessern.

Ein entscheidendes Problem besteht in der Vereinbar-
keit von Schiedsgerichtsklauseln mit dem EU-Recht. Das
Urteil des EuGH im Mairz stellt faktisch alle Schiedsge-
richtsklauseln in internationalen Vertrdgen erst einmal
unter Vorbehalt.

(Beifall bei der LINKEN)

— Sie klatschen. Aber damit entsteht eine riesige Rechts-
unsicherheit fiir Unternehmen, die im Vertrauen auf vol-
kerrechtlich giiltige Vertrige investiert haben.

(Beifall bei der FDP)
Diesen Unternehmen schulden wir Vertrauensschutz.

Die Bundesregierung glaubt, das Urteil wiirde Ver-
trige mit Drittstaaten nicht betreffen — aber Meinen und
Glauben bringen leider keine Rechtssicherheit. Die Bun-
desregierung muss jetzt auf EU-Ebene politische Initiati-
ven ergreifen, damit rechtssicher klar ist, welche Vertrage
zweifelsfrei weiter gelten und wo es problematisch wird.

(Beifall bei der FDP)

Diese miissen dann in einem geordneten Verfahren in
EU-kompatible Strukturen iberfiihrt werden. Unsere
Unterstiitzung haben Sie. Deshalb sollten Sie auch unse-
ren Antrag unterstiitzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Kollegin Weeser. — Néchster
Redner in der Debatte: Stefan Rouenhoff fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Schutz von ausldndischen Direktinvesti-
tionen ist eine zentrale Voraussetzung fiir unternehmeri-
sches Engagement in anderen Landern. Kein deutsches
oder europdisches Unternehmen investiert in einem
Drittstaat in Produktionsanlagen und schafft Arbeitsplét-
ze, wenn Enteignung oder Diskriminierung drohen.

In der Logik unterscheidet sich unternehmerisches
Handeln hier iiberhaupt nicht von privatem Handeln. Ich
mochte hierzu ein Beispiel geben: Wenn Sie als Privat-
person nicht sicher sein konnen, ob auf die Thnen recht-
méiBig erteilte Baugenehmigung fiir ein Einfamilienhaus
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Verlass ist und womoglich ein Abriss droht, wenn Sie
das Haus einmal errichtet haben, dann werden Sie Ihren
Hausbau sicherlich nicht in Angriff nehmen. Das zeigt ei-
nes ganz deutlich: Es ist ein rechtlicher Rahmen notwen-
dig, der vor willkiirlichem staatlichen Handeln schiitzt,
egal ob fiir Privatpersonen oder fiir Unternehmen.

Einen solchen rechtlichen Rahmen gegeniiber Dritt-
staaten bieten Investitionsschutzvertrige mit ihren Streit-
beilegungsmechanismen, und zwar nach wie vor. Sie
schaffen Rechtssicherheit fiir die im Ausland tétigen Un-
ternehmen und fordern ausléndische Direktinvestitionen.

Die Diskussion, die uns von den Linken regelméBig
unter dem Totschlagbegriff der Paralleljustiz aufgetischt
wird, ist irrefiihrend und unredlich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Tosen-
der Applaus!)

Es geht uns weder um Paralleljustiz noch um Sonder-
rechte fiir Unternehmen. Es geht uns um die Absicherung
von Eigentumsrechten, einen wirksamen Investitions-
schutz, der ohne entsprechende volkerrechtliche Vertrige
nur schwer durchsetzbar ist.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Rouenhoff, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Nein.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Auch nicht von Herrn Ernst?

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Nein, auch nicht von Herrn Ernst.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Gut.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):

Die CDU/CSU-Fraktion sieht deshalb Investitions-
schutzvertrdge mit Drittstaaten weiterhin als geeigne-
tes Instrument an, um dieses Ziel zu erreichen. Fir die
Linken scheint wirksamer Investitionsschutz jedoch
grundsitzlich Teufelszeug zu sein. Das ist zumindest der
Eindruck, den man aus der Debatte der letzten Jahre ge-
winnen muss.

Meine Damen und Herren, Deutschland ist Vorreiter
bei bilateralen Investionsschutz- und -fordervertragen.
Bis heute hat die Bundesregierung, und zwar mit Zustim-
mung des Deutschen Bundestages, rund 130 Vertriage
geschlossen. Ja, auch die Griinen haben in der rot-grii-
nen Bundesregierung von 1998 bis 2005 fleiBig fiir neue
Investitionsschutzvertrdge inklusive der darin enthalte-
nen Streitbeilegungsmechanismen gestimmt. Und das ist
auch gut so. Vielen Dank dafiir! Denn auch wenn Linke
und Griine heute im Bundestag regelméBig behaupten,
die Regelungen kdmen nur GroBkonzernen zugute, so
mochte ich doch festhalten, dass von den Investitions-

schutzvertrdgen gerade auch kleine und mittlere Unter-
nehmen profitieren; denn fiir sie stellt fehlende Rechts-
sicherheit bei Investitionen im Ausland die mit Abstand
grofBite Hiirde fiir den Markteintritt dar.

Ich mochte aber auch nicht unter den Tisch kehren,
dass wir den Investitionsschutz modernisieren und an
die Anforderungen unserer heutigen Zeit anpassen miis-
sen. Aber wir haben genau diesen Weg auf europdischer
Ebene bereits vor einigen Jahren beschritten. So hat sich
die Bundesregierung in Nachverhandlungen zum Frei-
handelsabkommen mit Kanada fiir einen reformierten
Investitionsschutz eingesetzt, und zwar mit Erfolg. Im
CETA-Vertragstext ist heute ein bilateraler Investitions-
gerichtshof mit 6ffentlich bestellten Richtern und einer
echten Berufungsinstanz verankert. Die Richterauswahl
erfolgt nach strengen Kriterien. Alle Schriftsitze eines
Verfahrens miissen kiinftig verdffentlicht werden; das
Right to Regulate wurde gestirkt. Diesen auf europdi-
scher Ebene eingeschlagenen Weg miissen wir natiirlich
konsequent fortsetzen.

Meine Damen und Herren, der EuGH hat am 6. Mérz
2018 geurteilt, dass die Vorschriften zum Inves-
tor-Staat-Schiedsverfahren im niederldndisch-slowaki-
schen Investitionsschutzvertrag nicht mit Unionsrecht
vereinbar sind. Damit macht das EuGH-Urteil Reformen
bei den innereuropiischen Investitionsschutzvertrigen
notwendig. An dieser Notwendigkeit hat auch die Bun-
desregierung keinen Zweifel gelassen. Reformvorschla-
ge, an denen Deutschland und andere EU-Mitgliedstaa-
ten gearbeitet haben, liegen ja bereits auf dem Tisch. All
jenen, die angesichts des EuGH-Urteils jetzt aber das
Ende von Investitionsschutzvertragen mit Drittstaaten
heraufbeschworen, sei gesagt: Freuen Sie sich nicht zu
frith! Denn Gegenstand des Urteils waren ja gerade nicht
Investitionsschutzvertrige mit Drittstaaten. Hierauf hat
der EuGH auch noch einmal ganz explizit hingewiesen.
Deshalb: Keine vorschnellen Riickschliisse an dieser
Stelle!

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich
habe mich tiber Thren Antrag durchaus gefreut,

(Beifall bei der FDP)

weil er einige Forderungen enthilt, die die CDU/
CSU-Fraktion im Grundsatz unterstiitzen konnte. Bei
genauerem Hinsehen muss ich allerdings feststellen: Die
vorgebrachten Punkte werden bereits von der Bundesre-
gierung bzw. der EU-Kommission mit Nachdruck abge-
arbeitet. Wenn es etwa um die Schaffung eines multila-
teralen Investitionsgerichtshofs geht, war, ist und bleibt
Deutschland eine treibende Kraft bei den Verhandlun-
gen — zumal der multilaterale Gerichtshof auch auf deut-
sche Initiative zuriickzufiihren ist. Bei anderen Aspekten
im FDP-Antrag ist die CDU/CSU-Fraktion der Uberzeu-
gung, dass Sorgfalt vor Schnelligkeit gehen sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Eine iberstiirzte Positionierung der Kommission zu
den Rechtsfolgen des EuGH-Urteils vom 6. Mirz 2018
wire womdglich kontraproduktiv fiir den innereuropé-
ischen Investitionsschutz. Darauf hat die Bundesregie-
rung ja gestern auch im Wirtschaftsausschuss hinge-
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wiesen. Deshalb sollte hier nichts libers Knie gebrochen
werden. Die FDP ist mit ihrem Antrag in einen aus
meiner Sicht unnétigen Aktionismus verfallen. Wir als
CDU/CSU-Fraktion wollen Sie vor diesem Aktionismus
bewahren.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege. — Liebe Kolleginnen und
Kollegen, Sie sehen, das Prasidium hat gewechselt. Die
Kollegin Roth hat dem Kollegen Ernst eine Kurzinter-
vention zugesagt. Dem schliefe ich mich an. Da er als
bekennender Porschefahrer beim letzten Tagesordnungs-
punkt nicht zu Wort kam,

(Heiterkeit)
sollten wir ihm das jetzt gestatten.

Herr Kollege Ernst, Sie haben zu einer Kurzinterven-
tion das Wort.

Klaus Ernst (DIE LINKE):

Herr Prisident, besten Dank. — Herr Rouenhoff, ich
mochte Sie einfach nur darauf hinweisen, dass nicht nur
Die Linke mit diesen Investitionsschutzverfahren, insbe-
sondere mit den Schiedsgerichten, Probleme hat, sondern
zum Beispiel auch der Deutsche Richterbund. Jetzt sind
das ja, wie Sie vielleicht vermuten, nicht alles Linke. Sie
gehen also mit einem Rechtsverstdndnis an diese Frage
ran. Und das Rechtsverstidndnis dieser Richter ist offen-
sichtlich das des europdischen Rechtssystems. Auch das
Rechtssystem zum Beispiel in Kanada — wenn man auf
CETA schaut — reicht vollkommen aus, dass die Haus-
chen, um die es Ihnen offensichtlich geht, geschiitzt wer-
den.

Haben Sie, Herr Rouenhoff, denn wirklich den Ein-
druck, dass das Rechtssystem Kanadas so schwierig ist,
dass man, wenn man dort ein Hauschen kauft, permanent
der Gefahr ausgesetzt ist, dass es einem weggenommen
wird? Oder geht es bei dieser Frage vielleicht doch um
etwas anderes, nidmlich um den Sonderstatus, der fiir
die Unternehmen mit einem Sondergericht — dabei ist es
iibrigens egal, ob es sich um ein privates Schiedsgericht
oder um ein Schiedsgericht in Form eines Staatsgerichts-
hofs handelt — vorgesehen wird. Genau darum geht der
Streit.

Am Urteil des Europdischen Gerichtshofes im Fall
Achmea ist im Ubrigen deutlich geworden, dass die
Systematik, die dort geschaffen wurde, gegen europii-
sches Recht verstoBt. Ich wiirde deshalb einfach sagen:
Das ist der Punkt, und dem schlieen wir uns an. Fakt
ist dann, dass wir solche Verfahren kiinftig nicht mehr
haben werden. Im Ubrigen wire das fiir die Bundesre-
publik Deutschland sehr preiswert; denn das Verfahren,
das zurzeit zwischen Vattenfall und der Bundesrepublik
Deutschland lauft und ebenfalls vor solch einem Schieds-
gericht ausgetragen wird, konnte fiir die Bundesrepublik
Deutschland nach letzten Aussagen circa 5 Milliarden
Euro Kosten mit sich bringen. Da wire es eigentlich Thre

Aufgabe als Abgeordneter, Deutschland vor Vattenfall zu
schiitzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege Ernst, herzlichen Dank. — Herr Kolle-
ge Rouenhoff, wollen Sie antworten? — Nein? — Doch.
Schade.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):

Ich mochte nur ganz kurz einen Punkt aufgreifen.
Sie haben auf das Freihandelsabkommen CETA hin-
gewiesen. Jetzt frage ich Sie: Glauben Sie denn allen
Ernstes, dass innerhalb der Européischen Union, in al-
len Mitgliedstaaten, gleicher Rechtsschutz herrscht wie
in Deutschland? Ich glaube, diese Frage haben sich auch
die kanadischen Verhandler gestellt. Nun kann man zu
der einen oder anderen Schlussfolgerung kommen; aber
dass von kanadischer Seite das Interesse an einem Inves-
titionsschutzabkommen besteht, ist, glaube ich, unzwei-
felhaft und nicht zu bestreiten.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank. Kléren Sie das bilateral. — Als
Nachstes hat das Wort fiir die AfD der Kollege Hansjorg
Miiller.

(Beifall bei der AfD)

Hansjorg Miiller (AfD):

Hohes Présidium! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Gleich vorweg: Internationaler Investitionsschutz
ist gut fiir die Exportnation Deutschland. Rechtssicher-
heit beim Investitionsschutz ist dann gegeben, wenn die
beteiligten Staaten das Uber Investitionsschutzabkom-
men gewdhrleisten und die Umsetzung iiber die nationa-
len Rechtssysteme erfolgt. Fiir Streitfélle, um die es auch
in Threr Rede ging, gibt es seit Jahrzehnten ein bewihrtes
Instrument: Das sind die Schlichtungsstellen bei den In-
ternationalen Handelskammern.

Das heif3t, ich kann schon einmal feststellen: Es exis-
tiert bereits ein funktionierender Rechtsschutz fiir Inves-
toren im internationalen Geschift. Deshalb stelle ich mir
die Frage: Warum méochte die FDP das mit der Unter-
stiitzung der Union weiter vorantreiben? Zur Beantwor-
tung der Frage habe ich in den Antragstext geschaut. Dort
steht: Die FDP lobt — ich zitiere wortlich — unabhéngige
Schiedsrichter als unbefangene Schiedsinstanz und vol-
kerrechtliche Errungenschaft und hélt andererseits natio-
nale Gerichte fiir mdglicherweise befangen. — Das heifit,
wir konnen konstatieren, dass aus dem Antragstext der
Freien Demokraten — das haben Sie ganz richtig gesagt,
Herr Kollege Ernst — ein tiefes Misstrauen gegen die
Rechtssysteme souverdner Staaten spricht. Man mochte
hier etwas dndern, indem man supranationale Sonderge-
richte obendrauf setzt.

(Beifall bei der AfD — Sandra Weeser [FDP]:
Unsiéglich!)

©

D)



(A)

(B)

2434

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Hansjorg Miiller

In dem Antrag wird behauptet, dass lediglich 8 Pro-
zent der Schiedsgerichtsverfahren von den 100 groften
multinationalen Unternehmen angestrengt werden. Und
Sie schreiben auch, dass sogar 20 Prozent der Verfahren
von Einzelpersonen oder Kleininvestoren stammen. Das
stimmt. Aber laut OECD-Studie aus dem Jahr 2012, die
Sie hier bemiihen, ist bei 40 Prozent der Schiedsgerichts-
verfahren die UnternehmensgroBe aufgrund fehlender
statistischer Angaben iiberhaupt nicht bekannt. Dazu
muss ich Thnen schon sagen: Aufgrund dieser viel zu
hohen statistischen Dunkelziffer von 40 Prozent sind die
eindeutigen Schlussfolgerungen, die Sie daraus ziehen,
statistisch gar nicht zuldssig.

(Beifall bei der AfD — Zuruf des Abg.
Christian Diirr [FDP])

Was in Threr Statistik, die Sie heranziehen, auch fehlt,
ist die Hohe der Streitwerte; denn selbst ein einziges
Schiedsgerichtsverfahren kann die Statistik total verzer-
ren, und zwar dann, wenn die Steuerzahler eines Landes
in einem einzigen Fall viele Milliarden Euro an einen
Konzern zahlen miissen. Ich bitte die Kolleginnen und
Kollegen der Freien Demokraten doch herzlich, diese
Unschérfen in ihrem Antrag nachzuarbeiten.

(Beifall bei der AfD)

Es wird weiterhin behauptet, dass 37 Prozent der Fal-
le im Sinne der beklagten Staaten entschieden werden
und nur 27 Prozent der Fille im Sinne der klagenden In-
vestoren. Auch das ist richtig. Aber sie verbinden damit
eine unterschwellige Botschaft, die da lautet: Vor diesem
Sondergericht miisse man keine Angst haben, weil die
Staaten angeblich nicht entmachtet werden. — Das sind
aber Vergangenheitsbetrachtungen, die Sie hier durch-
fiihren. Wir miissen nach vorne schauen. Sind Sie sich
sicher, dass diese Zahlen aus der Vergangenheit auch in
der Zukunft Bestand haben werden, wenn es diesen mul-
tilateralen Investitionsgerichtshof geben wird, den Sie
anstreben? Denn dadurch werden wir eine sehr deutliche
Verschiebung im Machtgefiige zwischen Staaten und su-
pranationalen Organisationen erleben.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Ja! Gott
sei Dank!)

Ich bin mir nicht sicher, dass die Statistik dann weiterhin
in dieser Form Bestand haben wird.

(Beifall bei der AfD)

Zu Threr Feststellung, dass zwischen 2015 und 2017
die Zahl der ISDS-Schiedsgerichtsverfahren von 80 Fal-
len im Jahr auf 65 Fille im Jahr gesunken sei, kann ich
nur sagen: Die Tendenz erscheint immer so wie das Zeit-
fenster, das man willkiirlich herausschneidet.

(Dr. Matthias Heider [CDU/CSU]: Es geht
nicht um Statistik, sondern um Vertrauens-
schutz!)

In diesen drei Jahren ist die Zahl gesunken. Ich habe mir
die gesamte Entwicklung angeschaut. Die gesamte Ent-
wicklung von 1998 bis 2017 belegt einen durchschnittli-
chen Anstieg der Schiedsgerichtsfélle um 3,2 Félle pro

Jahr. Ich bitte, die Statistiken nicht durch Weglassen der
Tatsachen, die Thnen nicht gefallen, zu verzerren.

(Beifall bei der AfD)

Summa summarum erkennt die Alternative fiir
Deutschland an, dass Sie sich bemiihen, den internationa-
len Rechtsschutz bei Investitionen zu steigern. Auf dem
Weg dorthin stiitzen Sie sich aber auf Statistiken, die Lii-
cken aufweisen und die auf tonernen Fiilen stehen. Die
machtpolitischen Risiken supranationaler Schiedsgerich-
te will die FDP nicht sehen und schweigt sie durch diese
Tricks, die ich genannt habe, statistisch klein. Deswegen
ist es die Aufgabe der Alternative fiir Deutschland, —

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Zum Schluss zu kommen.

Hansjorg Miiller (AfD):
— diese Entwicklung weiter kritisch zu begleiten und

bei Bedarf einzugreifen, wie Sie, Herr Président, es auch
gerade gemacht haben.

Ich danke Thnen.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Miiller, herzlichen Dank. Ich mache das auch
nur, weil die Zeit schon so weit fortgeschritten ist. Nor-
malerweise bin ich etwas groBziigiger, aber ich bin der
Auffassung, wir sollten vor 24 Uhr fertig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Als Néchstes hat fiir die SPD-Fraktion der Kollege
Markus Tons das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Markus Tons (SPD):

Vielen Dank, Herr Prisident. — Meine Damen und
Herren! Die Diskussionen um TTIP und CETA zeigen
doch ganz deutlich, dass Biirgerinnen und Biirger wissen
wollen, wie Handelspolitik gestaltet wird. Das gilt ganz
besonders fiir die Frage, wie Streitigkeiten zwischen
Staaten und Investoren geregelt werden. Lassen Sie mich
vorab sagen: Fiir uns Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten ist klar, dass wir zurzeit nur eine politische und
keine juristische Bewertung vornehmen kénnen.

Das von Belgien beantragte Gutachten des EuGH zur
Vereinbarkeit des Investitionsgerichtssystems mit dem
Unionsrecht steht noch aus. Dass die juristische Bewer-
tung des Gutachtens oberste Prioritdt hat, versteht sich,
glaube ich, von selbst. Deshalb habe ich mich schon
gewundert, dass im Antrag der FDP zu lesen war, der
Bundestag teile die Auffassung, dass die angenommene
Unvereinbarkeit von Investitionsabkommen zwischen
EU-Staaten und dem EU-Recht schidlich fiir die Mit-
gliedstaaten sei. Damit vertritt die FDP eine Position,
die ldngst durch ein Urteil auf hochstrichterlicher Ebene
widerlegt ist.
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Verstehen Sie mich nicht falsch: Natiirlich ist es le-
gitim, dass sich die Bundesregierung im Vorfeld des
EuGH-Urteils zu dieser Frage positioniert. Das ist Teil
des normalen rechtsstaatlichen Prozesses. Wenn der
EuGH aber in seinem Urteil eine Unvereinbarkeit zwi-
schen Unionsrecht einerseits und Schiedsklauseln zwi-
schen EU-Mitgliedstaaten andererseits feststellt, dann ist
das keine angenommene Unvereinbarkeit mehr, dann ist
das gerichtlich festgestellte Unvereinbarkeit. Hier 1auft
die FDP der aktuellen Debatte deutlich hinterher.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Aber der Antrag der FDP kommt nicht nur zu spit,
sondern es gibt auch gravierende inhaltliche Probleme
damit. Im Antrag heilit es — ich zitiere wiederum —, der
Bundestag solle den EuGH bitten, ,,so schnell wie mog-
lich das von Belgien ... angestrengte Gutachtenverfah-
ren ...abzuschlieBen ...“. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der EuGH braucht nun wirklich keine Aufforderung
von der FDP, wie er seine Arbeit zu machen hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das ist eine Art Bedienmentalitét gegeniiber dem hochs-
ten europdischen Gericht, die wir in keiner Weise un-
terstiitzen konnen. Leider ist das nicht der einzige Teil
des Antrags, der mich am Rechtsstaatsverstdndnis der
FDP-Fraktion zweifeln lisst; das muss ich Thnen ganz
deutlich sagen. Wenn Sie schreiben, dass privatrechtliche
Schiedsverfahren mit unabhingigen Schiedsrichtern den
moglicherweise befangenen nationalen Gerichten vorzu-
ziehen seien, ist das aus rechtsstaatlicher Sicht zumindest
problematisch. Ich will einmal sagen: Wer sagt mir denn,
dass ein ISDS unabhingig ist? Ich kann das nicht unbe-
dingt teilen.

Meine Damen und Herren, Sie fordern von der Bun-
desregierung, die Verhandlungen der EU-Kommission
iiber die Einrichtung eines multilateralen Investitions-
gerichtshofs zu unterstiitzen. Das ist zu begriilen. Sie
wollen, dass private Schiedsgerichte in dem Falle nicht
mehr zustande kommen, weil sie keine Berufungsinstanz
haben. Die SPD-Fraktion hat sich eindeutig positioniert.
Sie sagt, das Investitionsgerichtssystem, wie es etwa in
CETA angelegt ist, beinhaltet gegeniiber dem ISDS-Sys-
tem erhebliche Vorteile: Es wird ein stindiges bilaterales
Investitionsgericht verankert; iiber Klagen entscheiden
Richter, die tiber eine feste Amtszeit ernannt sind; die
miindlichen Verhandlungen werden offentlich gefiihrt;
und es gibt eine Berufungsinstanz. Das alles gibt es bei
den privaten Schiedsgerichten nicht. Das alles kann im
CETA-Vertrag nachgelesen werden.

Angesichts der Kritik von Griinen und Linken am In-
vestitionsgerichtssystem — das will ich abschlieBend sa-
gen — muss eines klargestellt werden: Die Ablosung von
Investitionsgerichtssystemen durch einen multilateralen
Investitionsgerichtshof fithrt doch nicht automatisch
dazu, dass es in Zukunft keine Investitionsschutzklauseln
mehr gibt, sondern sie fiihrt automatisch dazu, dass wir
wieder in intransparenten ISDS-Verfahren landen, die zu

Recht zu kritisieren sind. Aus diesem Grund kann ich an
dieser Stelle nur sagen: Wir lehnen den Antrag der FDP
ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege Tons. — Als Néchstes ho-
ren wir die erste Parlamentsrede des Kollegen Pascal
Meiser fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Pascal Meiser (DIE LINKE):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
FDP fordert in ihrem Antrag Rechtssicherheit im inter-
nationalen Investitionsschutz. Worum es eigentlich geht,
wird schnell klar: um bessere und exklusive Klagemog-
lichkeiten fiir international agierende Konzerne, und das
mit allen nur denkbaren Mitteln, auch manchen undenk-
baren Mitteln. Deshalb gleich vorweg: Wir Linke lehnen
jegliche Paralleljustiz flir ausldndische Investoren wei-
terhin ab, und das ohne Wenn und Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn bei Investitionsschutzabkommen wie TTIP und
CETA und vielen anderen weniger bekannten Abkom-
men geht es ja nicht in erster Linie um freien Handel oder
den Abbau von Zollen. Es geht darum, dass auslédndische
Investoren ganze Linder mit Milliardenklagen {iberzie-
hen koénnen,

(Dr. Matthias Heider [CDU/CSU]: Nein, da-
rum geht es nicht!)

und zwar genau dann, wenn sie glauben, dass politische
Entscheidungen ihre Gewinne gefihrden, selbst dann,
wenn diese Entscheidungen von demokratisch gewahl-
ten Parlamenten oder Regierungen getroffen werden
und dem Schutz von Mensch und Umwelt dienen. Und
iiber diese Klagen entscheiden dann nicht unabhingige
Gerichte, wie wir sie kennen, sondern einzig und allein
spezielle Schiedstribunale, in der Regel besetzt mit hoch-
dotierten Anwiélten. Das alles passiert nicht blof} in ir-
gendwelchen fernen Léndern, sondern schon jetzt auch
mitten in Europa.

Ein Beispiel: Der kanadische Bergbaukonzern Gabriel
Resources wollte in Ruménien mittels Zyanid Gold for-
dern. Nach massiven Protesten stellten die ruménischen
Behorden fest, dass der Konzern nicht in ausreichendem
MaBe fiir die Sicherheit von Mensch und Umwelt garan-
tieren kann — und untersagten den Abbau. Die Folge: Der
Konzern verklagte Ruménien auf Grundlage eines In-
vestitionsschutzabkommens auf Schadensersatz in Hohe
von 4 Milliarden Euro.

Aufgrund solcher und dhnlicher Beispiele haben in
den letzten Jahren Millionen Menschen in Europa gegen
neue Investitionsschutzabkommen wie TTIP und CETA
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protestiert, und das zu Recht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie aber von der FDP — leider auch Sie von der Union
und von der SPD — machen weiter, als wire nichts ge-
schehen. Und dann wundern Sie sich, warum viele Men-
schen das Vertrauen in die Politik verlieren. Das ist doch
absurd, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Deshalb bin ich froh, dass der Européische Gerichts-
hof dem jetzt einen ersten, kleinen Riegel vorgeschoben
hat. Im sogenannten Achmea-Urteil vom 6. Mirz sagt er
klipp und klar: Investitionsschutzabkommen zwischen
zwei Mitgliedstaaten der Européischen Union sind mit
dem europdischen Recht nicht vereinbar. — Ja, der Eu-
ropdische Gerichtshof deutet sogar an — das sehen wir
wie die FDP —, dass er die Autonomie der européischen
Rechtsprechung generell durch Investitionsschiedsge-
richte gefahrdet sieht. Das Urteil ist insofern auch eine
Ohrfeige fiir die Bundesregierung; denn anders als bei-
spielsweise die EU-Kommission hat sie sich selbst in
diesem Verfahren bis zuletzt dafiir ausgesprochen, die
Schadensersatzklage des niederldndischen Achmea-Kon-
zerns gegen die Slowakei zuzulassen.

Das Urteil diirfte jetzt nichtsdestotrotz auch positive
Auswirkungen fiir uns, fiir die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler in Deutschland, haben; denn der schwedi-
sche Vattenfall-Konzern — Sie wissen es — hat Deutsch-
land aufgrund des Atomausstiegs auf Schadensersatz in
Hoéhe von iiber 4 Milliarden Euro verklagt und beruft sich
dabei auf eine Investitionsschutzvereinbarung wie die,
tiber die wir hier reden, und wie Sie, Kolleginnen und
Kollegen von der FDP, sie gerne iiberall hétten und iiber-
all abfeiern. Nach dem Achmea-Urteil spricht jetzt aber
zum Gliick vieles dafiir, dass auch die Vattenfall-Klage
nicht mit EU-Recht vereinbar ist. Und das ist gut so, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Katharina Droge [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Aber ich frage Sie: Wie glaubwiirdig ist diese Bundes-
regierung, die sich einerseits mit allen juristischen Mit-
teln wehrt, wenn sie, wie bei Vattenfall, selbst mit einer
Milliardenklage iiberzogen wird, die aber gleichzeitig
nicht davor zuriickschreckt, Sonderklagerechte fiir Kon-
zerne in anderen Abkommen weiter zu rechtfertigen oder
wie bei CETA und TTIP sogar aktiv voranzutreiben? Das
ist doch schizophren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sollten Sie all unserer Kritik keinen Glauben schen-
ken wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann emp-
fehle ich Thnen dringend, sich die Stellungnahme des
Deutschen Richterbunds zur Einrichtung eines multila-
teralen Investitionsgerichtshofs zu Gemiite zu fithren. Er
sagt klar: Solchen internationalen Investitionsgerichten
fehlt zurzeit jegliche demokratisch legitimierte Rechts-
grundlage.

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Und
die haben wenigstens Ahnung davon!)

Meine Fraktion Die Linke fordert daher, erstens die
bestehenden Investitionsschutzabkommen schnellstmog-
lich aufzukiindigen,

(Beifall bei der LINKEN)

zweitens CETA, das Investitionsschutzabkommen mit
Kanada, nicht zu ratifizieren

(Beifall bei der LINKEN)

und drittens der EU-Kommission umgehend das Mandat
fiir Verhandlungen iiber einen multilateralen Investiti-
onsgerichtshof und vergleichbare Konzernschutzabkom-
men zu entzichen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Meiser. — Als Néchs-
tes fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen die Kollegin
Katharina Droge.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Katharina Drége (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben es gerade gehort: EON,
RWE und Vattenfall haben Deutschland wegen des Atom-
ausstiegs auf Schadensersatz in Milliardenhohe verklagt.
Das Absurde an diesem Verfahren ist — neben dem Inhalt
des Verfahrens selbst —, dass Vattenfall gleich zweimal
geklagt hat: einmal vor dem Bundesverfassungsgericht
und einmal vor einem internationalen Schiedsgericht.
Und was ist der Grund fiir diese absurde Situation? Es ist
genau ein solcher Investitionsschutzvertrag zur Etablie-
rung von Schiedsgerichten, die die FDP in ihrem Antrag
so feiert. Aufgrund solcher Schiedsgerichtsvertrige kann
Vattenfall auf der Basis der Energiecharta der Européi-
schen Union zweifach klagen. Das heif3t: zwei Verfahren,
zwei unterschiedliche Rechtsgrundlagen, unterschiedli-
che Richter und mdglicherweise auch unterschiedliche
Urteile.

Wenn man wissen will, zu welchem Chaos diese Si-
tuation fiihrt — so viel zum Thema Rechtsstaatlichkeit
und Ordnung, die diese Schiedsgerichtsvertrage mit sich
bringen sollen —, muss man sich den Vattenfall-Fall an-
schauen. Gestern haben wir im Wirtschaftsausschuss da-
riiber beraten: Wie gehen wir jetzt mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes um? Welche Moglichkeiten
gibt es? Gibt es vielleicht Laufzeitverlingerungen oder
Schadensersatzzahlungen fiir die Atomkonzerne? — Zur
gleichen Zeit haben wir das Verfahren von Vattenfall
gegen die Bundesrepublik Deutschland. Jetzt sind wir
in der Situation, dass wir uns fragen miissen: Was pas-
siert eigentlich, wenn die Gerichte unterschiedlich ent-
scheiden? Was passiert, wenn einerseits das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts Laufzeitverlingerungen fiir
die Atomkonzerne vorsieht und andererseits das Schieds-
gericht Vattenfall eine Schadensersatzzahlung zuspricht?
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Wird Vattenfall dann entschédigt, obwohl die Rechts-
grundlage entfallen ist, obwohl der Schaden entfallen ist?

(Beifall der Abg. Britta Halelmann [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])

Koénnen Sie mir die Frage beantworten, wie diese Situa-
tion aufgeldst wird?

Oder was passiert, wenn sowohl das Bundesverfas-
sungsgericht als auch das Schiedsgericht sagen, dass
Vattenfall Schadensersatz zusteht? Wird das dann gegen-
einander aufgerechnet? Kriegt Vattenfall dann mehr als
RWE? Was ist dann eigentlich mit dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz, dem der Staat verpflichtet ist?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Warum sollte Vattenfall fiir denselben Schaden mehr be-
kommen als RWE? Muss der Staat nicht eigentlich jedes
Unternehmen in diesem Land gleich behandeln?

Auf all diese Fragen haben Sie aus meiner Sicht bis-
lang keine verniinftige Antwort gegeben. Bisher hatte
kein Jurist, mit dem ich gesprochen habe, eine verniinf-
tige Antwort. Und diese Chaossituation wollen Sie jetzt
einfach, ohne nachzudenken, fortbestehen lassen.

Nun gibt es auch noch das Urteil des Europdischen
Gerichtshofs im Achmea-Fall, das besagt, dass Schieds-
gerichte innerhalb der Europdischen Union unionsrechts-
widrig sind. Ich finde, das ist eine gute Nachricht; denn
auf der einen Seite sind Schiedsgerichte innerhalb der
Européischen Union nicht nur problematisch, sie sind
auch schlichtweg tiberfliissig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Auf der anderen Seite ist es eine Peinlichkeit fiir die Bun-
desregierung; denn sie hat sich seit vielen Jahren diesen
Fragen nicht gestellt, obwohl ein Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages vor-
liegt, in dem genau diese Fragen aufgeworfen werden.
Miissen Sie erst ein solches Urteil in der Hand haben, um
sich mit diesen Fragen tiberhaupt zu beschéftigen?

Die Politik, immer wieder wegzuschauen, setzen
Sie jetzt fort, wenn es um die Frage geht, welche Rol-
le Schiedsgerichte in Abkommen mit Drittstaaten wie
CETA spielen. Sie sagen einfach: Das wird schon irgend-
wie gut gehen, das Urteil des EuGH bezieht sich nicht
darauf. — Da wére ich mir nicht so sicher.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Es gibt schon wissenschaftliche Gutachten, in denen es
heiflt: Auch in diesen Fillen konnte der EuGH zu dem
Urteil kommen, dass das Rechtsprechungsmonopol des
EuGH betroffen ist, wenn Unionsrecht ausgelegt wird.
In diesem Zusammenhang verweise ich noch einmal
auf das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des
Deutschen Bundestages von vor vier Jahren, in dem es
genau um diese Frage ging.

Vor dem Hintergrund der Haltung der FDP, fiir Ord-
nung und Rechtstaatlichkeit eintreten zu wollen,

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Und Freihandel!)

kann ich nicht verstehen, wieso sie diese Fragen nicht
kldren wollen, sondern einfach so weitermachen wie bis-
her. Auch bei CETA wollen Sie so weitermachen; {iber
einen entsprechenden Antrag haben wir gestern im Aus-
schuss diskutiert. Auch da priift das Bundesverfassungs-
gericht die VerfassungsméBigkeit verschiedener Aspekte
des CETA-Vertrages, und trotzdem fordern Sie einfach:
Ratifizieren! — Was ist das denn fiir ein Rechtsstaatsver-
stindnis, obwohl Verfassungsfragen nicht geklart sind,
das einfach durchziehen zu wollen?

Mein letzter Satz. — Sie sagen, Sie sind eine Rechts-
staatspartei. Ich finde, Sie sind Rechtsstaatspessimisten.

(Dr. Matthias Heider [CDU/CSU]: Das ist
doch keine Generaldebatte hier!)

Was schwingt denn dabei mit, wenn Sie sagen: ,,Wir wol-
len Schiedsgerichte in der Europédischen Union“? Das
bedeutet: Sie geben in gewisser Weise bei Rechtsstaat-
lichkeit in der Europdischen Union auf. Die Nachbar-
lander sind anscheinend keine Rechtsstaaten, denn sonst
brauchte man solche Schiedsgerichte ja gar nicht.

(Zurufe von der FDP)

Sie setzen nicht auf Rechtsstaatsentwicklung oder auf ge-
meinsame Anstrengungen in der Européischen Union zur
Verbesserung von Rechtssystemen.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin!

Katharina Droge (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sie schaffen ein Parallelsystem und geben einfach auf.
Fiir eine Rechtsstaatspartei finde ich das schon merkwiir-
dig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank. — Rein mathematisch betrachtet:
Aus einem Satz fiinf zu machen, auch das ist eine beson-
dere Leistung.

Als Nichstes fiir die CDU/CSU der Kollege
Dr. Matthias Heider.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Matthias Heider (CDU/CSU):

Herr Président! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Debatte bekommt immer mehr die Ziige einer
Generaldebatte zum Freihandel. Ich mochte in diesem
Zusammenhang zumindest darauf hinweisen, dass es der
Fraktion der FDP in ihrem Antrag eigentlich um Rechts-
sicherheit und um die Reichweite von Schutzklauseln im
internationalen Investitionsbereich geht.

Ich will einige Punkte klarstellen, um zu verdeutli-
chen, dass der EuGH mit der Achmea-Entscheidung im
Mirz ein Machtwort zur Auslegung europdischen Rechts
gesprochen hat. Schiedsklauseln in bilateralen Vertrigen,
in Investitionsschutzabkommen zwischen zwei europa-
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ischen Mitgliedstaaten, sind unzulissig. Uber die Aus-
legung und Anwendung des europdischen Rechts muss
man schon ein bisschen ldnger nachdenken. Damit ist
gewissermalfen iiber Nacht eine Reihe anderer Vertrige
infrage gestellt worden. Dabei geht es, liebe Kolleginnen
und Kollegen, um eine Kernfrage des europdischen Bin-
nenmarktes.

Die meisten der bilateralen Schutzabkommen, die
auch Deutschland abgeschlossen hat — zum Beispiel
1961 mit Griechenland, mit Malta 1973, mit Lettland
1993; tibrigens wie alle anderen européischen Lander —,
sind jetzt infrage gestellt. Wir brauchen sie fiir den eu-
ropdischen Binnenmarkt eigentlich auch nicht; denn mit
dem 1. Januar 1993 — Stichwort ,,Einheitliche Europa-
ische Akte* —haben wir gewissermaB3en den Wendepunkt
markiert. Wir haben Marktfreiheiten definiert, und die-
se Marktfreiheiten miissen wir entwickeln. Die Harmo-
nisierung von Rechtsvorschriften in der Europiischen
Union dient dazu, den Binnenmarkt zu vollenden. Mit
anderen Worten: Die Rechtsangleichung in der Euro-
paischen Union muss weitergehen. Sie erfasst natiirlich
auch Anwendungsvorschriften aus alten volkerrechtli-
chen Vertragen.

Der Europiische Gerichtshof hat in Bezug auf die zu-
grundeliegenden Fragen einfach Nein gesagt. Darauf hat
er sich beschrinkt; er ist nicht dariiber hinausgegangen.
Das bedeutet, dass Klauseln iiber Investor-Staat-Streit-
verfahren zwischen Mitgliedstaaten nicht per se mit dem
Primérrecht unvereinbar sind. Vielmehr stellt sich die
Frage, ob deren Ausgestaltung im Einzelnen die Auto-
nomie der Unionsrechtsordnung wahrt. Das wird wahr-
scheinlich auch bei anderen Vertrdgen festgestellt wer-
den.

Lassen Sie mich noch zu ein paar anderen Punkten die-
ser Debatte etwas sagen. Ich fand es bemerkenswert, dass
sich ganz links und ganz rechts in diesem Hohen Hause
bei bestimmten Punkten einig waren, dass da Schnitt-
punkte zum Vorschein kamen: Sie sind gemeinsam gegen
Freihandel und fiir Protektionismus. Das muss man sich
einmal auf der Zunge zergehen lassen.

(Zuruf des Abg. Hansjorg Miiller [AfD])

Fiir die Union will ich an dieser Stelle klarstellen, weil
die Kollegin Droge das mit Blick auf die CETA-Vertra-
ge gerade noch einmal infrage gestellt hat: Das Recht
zur Regulierung ist in diesen Vertrigen gewihrleistet.
Ein Investitionsschutz zielt nicht darauf ab, Staaten zur
Anderung ihrer Gesetze zu zwingen, ganz und gar nicht.
Es entsteht vielmehr ein Schadenersatzanspruch, wenn
Rechte durch willkiirliche, unverhéltnisméBige oder dis-
kriminierende MaBnahmen verletzt werden. Im Ubrigen
gibt es auch keine Offnungsverpflichtungen bei der 6f-
fentlichen Daseinsvorsorge zulasten der Kommunen. Ge-
rade das ist bei CETA ausgeschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Lassen Sie mich noch einen Satz zum Thema ,,Paral-
leljustiz sagen. In jeder Debatte iiber dieses Thema in
diesem Hohen Hause kommt es vor, dass Schiedsgerichte
als abnormale, unsoziale, undemokratische Elemente ne-

ben der ordentlichen Gerichtsbarkeit dargestellt werden.
Ich will einfach einmal deutlich machen: Schiedsgerichte
sind unserer Rechtsordnung immanent. Sie sind Instru-
mente der Streitbeilegung, die eine lange Tradition ha-
ben.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: So ist das!)

In der Zivilprozessordnung steht das Schiedsgericht seit
1879.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wenn Sie es ein bisschen sportlicher machen wollen,
dann gucken Sie sich einmal das Sportgericht des Deut-
schen FufBball-Bundes an: Letzte Instanz dort ist ein
Schiedsgericht. Wenn Sie Streitbeilegungen nicht trauen,
dann schauen Sie von den Linken und der AfD mal in die
Satzungen Threr Parteien: Auch Sie haben ein Schieds-
gericht. Ich finde, Schiedsgerichte sind iiberhaupt nicht
zu verteufeln. Streitbeilegungen gehoren ganz selbstver-
standlich zur Kultur.

Das gilt umso mehr im internationalen Handel zwi-
schen Unternehmen, aber eben auch zwischen Staaten
und fiir die Beziehungen zwischen Staaten und Unter-
nehmen. Gerade im letzteren Fall kommt es darauf an,
dass man sich gegenseitig bei Investitionen im jeweils
anderen Land einen besonderen Rechtsgewéhrleistungs-
anspruch einrdumt. Unternehmer und Kaufleute, die das
nicht machen, laufen Gefahr, dass sie ihrer Investitionen
durch staatliche Maflnahmen verlustig gehen. Wenn Sie
in einem anderen Staat zehn Jahre lang auf ein Gerichts-
urteil warten miissen, dann sind Sie als Kaufmann pleite,
dann miissen Sie Thre Arbeitnehmer nach Hause schi-
cken. Das wollen wir schon allein mit Blick auf die Inte-
ressen der Beschéftigten in unserem Land nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Im Ergebnis ist festzustellen: Das Anliegen der FDP,
das sie in ihrem Antrag formuliert, ist berechtigt, und es
ist richtig beschrieben. Aber das Gras wichst eben auch
nicht schneller, wenn man hier heute Abend daran zieht.
Deshalb miissen wir bei der Rechtsangleichung im Bin-
nenmarkt weiter Gas geben. Wir miissen daran weiterar-
beiten.

Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Heider. — Lassen Sie
mich eine Bemerkung machen, weil wir mit dem Finger
immer auf andere Lénder zeigen: Auch in Deutschland
kann es vorkommen, dass Sie bis zu zehn Jahre und lan-
ger auf eine rechtskréftige Entscheidung warten miissen.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Ja, deshalb gibt es
Schiedsgerichte!)

Das ist ja eines unserer Probleme.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Deshalb
brauchen wir Schiedsgerichte!)
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— Wir reden jetzt nicht iiber das Verhiltnis zwischen
CDU und CSU, sondern iiber die zivile Justiz.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Jetzt aber
Vorsicht!)

Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt
fiir die SPD die Kollegin Dr. Nina Scheer.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Nina Scheer (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Antrag der FDP ist meines Erachtens von
gravierenden Widerspriichen gekennzeichnet; das ist
schon angeklungen. Einerseits wird ein dickes Bekennt-
nis zu Vertrdgen mit Schiedsklauseln abgegeben. An-
dererseits begriilen Sie das Mandat zur Aufnahme von
Verhandlungen iiber einen Multilateralen Investitionsge-
richtshof. Das ist, denke ich, ein Widerspruch in sich. Sie
halten am Alten fest, wollen aber trotzdem etwas Neues.

Mir scheint es so zu sein, dass nicht richtig durchdrun-
gen wurde, welche Zasur das Achmea-Urteil des EuGH
bedeutet. Ich mochte darauf im Detail eingehen. Herr
Heider hat gerade schon einiges dazu gesagt. Ich meine
aber, man muss noch ein bisschen tiefer ins Detail ge-
hen. Es ist von der Anwendung und Auslegung die Rede.
Dabei geht es dem EuGH in seiner Begriindung im Kern
darum, dass sowohl in der Anwendung als auch in der
Auslegung von EU-Recht — das ist nie auszuschlief3en,
wenn es um Investitionsschutzstreitigkeiten geht — nie-
mand anderes als eine europdische offentlich-rechtliche
Gerichtsbarkeit zu entscheiden hat.

Wenn es Investitionsschutz und eine Schiedsge-
richtsbarkeit {iber den Investitionsschutz gibt, man eu-
ropdisches Recht auch nur streift und hierbei nicht das
europdische Gericht als Instanz hat, sondern eben die
Schiedsgerichtsbarkeit, so sicht der EuGH hierin eine
Unzuléssigkeit und einen Verstol3 gegen EU-Recht. Des-
wegen denke ich, das ist sehr wohl {ibertragbar, und zwar
auf sehr viele andere Investitionsschutzvertrage und die
darin enthaltenen Schiedsklauseln. Das ist 6fter der Fall,
als wir uns momentan vor Augen fithren. Insofern ist
auch die Sorge, die Sie, Herr Heider, zum Ausdruck ge-
bracht haben, dass man jetzt alles im Detail iberpriifen
und wahrscheinlich zu einer Neuordnung kommen muss,
schon berechtigt.

Ich mochte kurz etwas zu dieser Neuordnung sagen.
Es ist schon angeklungen, dass uns zurzeit das Vatten-
fall-Urteil beschéftigt. Es weist insofern eine Parallele
auf — ich finde, eine sehr anschauliche Parallele —, als
auch hier eine Schiedsgerichtsbarkeit vorgesehen ist.
Auch hier ist Investitionsschutz vorgesehen. Es ist ge-
kennzeichnet durch Intransparenz. Gut, gegen die In-
transparenz kann man moglicherweise etwas tun. Aber
es ist eben auch dadurch gekennzeichnet, dass es keine
ordentliche Gerichtsbarkeit gibt. Vor allem ist es gekenn-
zeichnet durch unbestimmte Rechtsbegriffe. Das alles
sind iibrigens Dinge, die die SPD in den letzten Jahren
aufgegriffen und tiber die sie intensiv diskutiert hat. Wir
haben in Konventbeschliissen hinterlegt, dass das defi-

nitiv nicht unser Verstdndnis von Gerichtsbarkeit und
Rechtssicherheit und auch nicht unser Verstindnis von
modernem Handelsrecht und Investitionsschutzrecht ist.

(Beifall bei der SPD)

Insofern war es die SPD, die es geschafft hat, einige
Neuerungen in die laufenden Verhandlungen zu bringen
und eine Abkehr vom bisherigen System zu erreichen,
und zwar in Form des schon erwdhnten Multilateralen
Investitionsgerichtshofes, den es zu etablieren gilt. Auch
da muss man natiirlich schauen, inwieweit uns die Aus-
sagen des EuGH im Achmea-Urteil nun zu weiteren
Entwicklungen fithren. Ich denke, dass wir als SPD in
der Tat einen guten Ansatz verfolgen und einen guten
ersten Schritt unternommen haben, um dieses System
aufzubrechen. Weitere Schritte miissen nun auf Grund-
lage des Achmea-Urteils folgen. Ich denke, dass man
sehr wohl alles auf den Priifstand stellen muss, was nicht
Offentlich-rechtliche Gerichtsbarkeit ist. Denn nur durch
Letztere kann man dem Anspruch an eine demokratie-
konforme Marktwirtschaft gerecht werden und Rechtssi-
cherheit, die ja gewiinscht wird, und zwar auch von der
FDP, tatséchlich gewihrleisten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank. — Damit schliee ich die Ausspra-
che.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1694 an den Ausschuss fiir Wirtschaft
und Energie vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. Dann ist die Uberweisung so be-
schlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 sowie Zusatz-
punkt 7 auf:

14. Beratung des Antrags der Abgeordneten Ingrid
Remmers, Amira Mohamed Ali, Jorg Cezanne,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Hersteller zur wirksamen technischen Nach-
riistung von Diesel-Pkw auf ihre Kosten ver-
pflichten — Fahrverbote vermeiden

Drucksache 19/1360

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit

ZP7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Oliver
Luksic, Torsten Herbst, Bernd Reuther, weiterer

Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Intelligente Mafilnahmen zur Verbesserung
der Luftqualitit in deutschen Stidten ergrei-
fen — Fahrverbote verhindern

Drucksache 19/1695
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Vizeprisident Wolfgang Kubicki

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich er6ffne die Aussprache und rufe als erste Rednerin
die Kollegin Ingrid Remmers fiir die Fraktion Die Linke
auf.

(Beifall bei der LINKEN)

Ingrid Remmers (DIE LINKE):

Herr Président! Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Biirgerinnen und Biirger! Die heutige Debatte beruht
auf dem Betrug der Autoindustrie und dem Versagen der
Bundesregierung in gleich zwei Bereichen:

Erstens haben Sie bei der Luftreinhaltung jahrelang
blind auf die Versprechen der Autoindustrie gesetzt, dass
die neuen Autos schon weniger Schadstoffe ausstofen
werden und Sie so die europdischen Grenzwerte einhal-
ten kdnnen. Das ist ein groBer Irrtum, der Thnen nun aber
auch schon seit Jahren bekannt ist.

Zweitens haben Sie bei der Aufarbeitung des Abgas-
skandals — —

(Unruhe)

— Es ist hier vorne ein bisschen laut.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Frau Kollegin, ich bedaure sehr, dass Sie mich darauf
hinweisen miissen, dass es hier sehr unruhig ist. — Ich
bitte die Kolleginnen und Kollegen, der Rednerin zuzu-
horen, auch wenn wir jetzt schon zu vorgeriickter Stunde
sind. Noch einmal: Wir wollen es wirklich schaffen, vor
24 Uhr zum Ende zu kommen.

Frau Kollegin, Sie haben das Wort, und ich greife das
nichste Mal viel frither ein.

Ingrid Remmers (DIE LINKE):

Danke. — Zweitens haben Sie bei der Aufarbeitung des
Abgasskandals auf ganzer Linie versagt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben mit der Autoindustrie einen schmutzigen Deal
gemacht: Die Hersteller haben sich zu einem Software-
update mit geringer Wirkung verpflichtet, im Gegenzug
verzichtet die Bundesregierung darauf, die Rechtswid-
rigkeit der Manipulation festzustellen.

Im Ergebnis der Aussitzerei durch die Bundesregie-
rung schichtet sie ein Problem auf das néchste. Die seit
2010 geltenden Grenzwerte werden immer noch nicht
eingehalten. Eine Klage der EU-Kommission steht quasi
vor der Tiir.

Die Gesundheit der Bevolkerung wird weiter hoch be-
lastet. Die betrogenen Dieselbesitzer haben schon jetzt
einen erheblichen Wertverlust ihres Autos erlitten und
miissen nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts

auch noch befiirchten, bald nicht mehr in die Innenstad-
te fahren zu diirfen. Mit diesem wegen Threr Untétigkeit
wachsenden Problem verhdhnen Sie die Biirgerinnen und
Biirger.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit unserem Antrag zeigen wir als Linke einen recht-
lichen Weg auf, wie Sie den gordischen Knoten Ihres
schmutzigen Deals in verniinftiger Weise 16sen kdnnen.

(Erich Irlstorfer [CDU/CSU]: Bitte ein biss-
chen sachlicher!)

Das Kraftfahrt-Bundesamt hat mit der européischen
Fahrzeuggenehmigungsverordnung eine Grundlage, die
dazu erméchtigt, die Hersteller zu einer Hardwarenach-
ristung zu verpflichten. Liegt ndmlich ein erhebliches
Risiko fiir die 6ffentliche Gesundheit vor, ist das KBA
sogar befugt, die Typengenehmigung zu widerrufen oder
zu entziehen, das heif3t das Auto stillzulegen.

Das Umweltbundesamt bestitigt noch einmal das er-
hebliche Risiko fiir die 6ffentliche Gesundheit, unabhin-
gig davon, was hier heute Abend fiir ein Mist losgelassen
wurde. — Entschuldigung!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Na, na, na!)

Es geht in seiner neuesten Studie davon aus, dass in
Deutschland 6 000 Menschen aufgrund der Belastung
mit Stickoxiden vorzeitig sterben und dass 8 Prozent
der bestehenden Diabetes-mellitus-Erkrankungen auf
Stickoxide in der AuBenluft zuriickzufiihren sind.

(Oliver Luksic [FDP]: Was?)
Bei Asthmaerkrankungen sind es sogar rund 14 Prozent.

Wie viele Griinde braucht die Bundesregierung denn
noch, um die massive Gesundheitsbelastung der Bevdl-
kerung schnellstens zu beenden?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Natiirlich wollen wir dafiir nicht die Fahrzeuge still-
legen, auch wenn das hier heute behauptet wurde. Das
kéme ja einer Enteignung von Millionen Dieselbesitzern
gleich. Wir wollen, dass sie endlich sauber werden.

(Beifall bei der LINKEN)

§ 25 Absatz 2 der EG-Fahrzeuggenehmigungsverord-
nung sieht vor, dass das KBA bei fehlender Vorschrifts-
méfigkeit von Fahrzeugen im Wege einer Anordnung
nachtréglich Nebenbestimmungen erlassen kann, um die
VorschriftsméBigkeit wiederherzustellen. Aus unserer
Sicht muss als Nebenbestimmung die Hardwarenachriis-
tung der Fahrzeuge gefordert werden. Das wére gerecht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es gibt also im bestehenden Recht eine Grundlage
dafiir, die Autoindustrie zu verpflichten, ihre Fahrzeuge
wirklich wirksam nachzuriisten. Auch die Gelder dafiir
sind aufseiten der Industrie vorhanden. BMW, Daimler
und VW haben allein im vergangenen Jahr nach Steu-
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ern iiber 30 Milliarden Euro Gewinn gemacht. Was fehlt,
ist der politische Wille der Bundesregierung, endlich zu
handeln. Andernfalls wird Deutschland wohl schon in
der nédchsten Woche von der EU-Kommission wegen der
Nichteinhaltung der Grenzwerte teuer verklagt —und das
vollig zu Recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt also eine geeignete MaBnahme, es gibt eine
Rechtsgrundlage zur Anordnung dieser MaBBnahme, und
es gibt eine ausreichende Finanzierungsgrundlage der
Autoindustrie. Was noch fehlt, ist die im Gesetz vorgese-
hene Strafe fiir die Autoindustrie. Dariiber sprechen wir
ein anderes Mal.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Ingrid Remmers (DIE LINKE):

Ja. — Frau Bundeskanzlerin, Herr Verkehrsminister,
Frau Umweltministerin, wir haben Thnen hiermit den
Rechtsweg aufgezeigt. Handeln Sie endlich!

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank. — Ich bitte auch die Kolleginnen
und Kollegen von der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen —
Frau Kollegin Droge, das ist bis hierher horbar —, die Ge-
spriache einzustellen.

Als Nichstes mit seiner ersten Parlamentsrede der
Kollege Felix Schreiner fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Felix Schreiner (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehore dem
Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestags erst weni-
ge Wochen an, kenne aber natiirlich die Diskussionen aus
meiner Zeit im Landtag von Baden-Wiirttemberg schon
intensiv. Ich glaube, es ist nichts Neues, dass die Biirge-
rinnen und Biirger zu Recht von uns als Parlamentariern
im Deutschen Bundestag Antworten auf ganz konkrete
Fragen erwarten.

Die Diskussion iiber die Nutzbarkeit von Diesel-
fahrzeugen ist keine abstrakte. Sie wird ganz konkret.
Da kommt bei mir im Schwarzwald der junge Azubi zu
mir, der sich ein gebrauchtes Auto gekauft hat, weil er
zu seiner Ausbildungsstitte fahren muss und kein OPNV
vorhanden ist und fragt: Wie kann ich das Auto weiter
nutzen? Da kommt der Familienvater mit seinem Fami-
lienvan, der jeden Monat beim Autohdndler sein Auto
abstottert und fragt: Wie geht es weiter? Da kommt der
Handwerksmeister aus Stuttgart und fragt: Ich habe drei
Pritschenwagen auf meinem Hof stehen. Wie kann ich
diese weiter einsetzen? Wie kann ich meine Leute zur
Arbeit schicken? Oder ist das in Zukunft gar nicht mehr

moglich, wenn ihr mir verbietet, mit meinem Auto in die
Stadt zu fahren? — Das sind alles konkrete Fragen, mit
denen wir uns hier zu beschéftigen haben.

(Zuruf von der LINKEN: Was sagt der Ver-
kehrsminister? — Pascal Kober [FDP]: Sie sol-
len mal ein paar Antworten haben! — Sabine
Leidig [DIE LINKE]: Dann miissten Sie doch
einfach unserem Antrag zustimmen! Dann ist
das Problem gelost!)

Deshalb mochte ich vorwegschicken, dass wir als
Unionsfraktion, CDU und CSU, hier immensen Hand-
lungsbedarf sehen. Ich betone vorweg: Denjenigen, die
betrogen haben, die bei den Schadstoffbescheinigungen
den kleinen Mann hinters Licht gefiihrt haben, gehort
klar gesagt: Thr miisst einen Beitrag fiir die Nachriistung
der vielen Dieselfahrzeuge in Deutschland leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber wer sich den Antrag der Linken anschaut, wer
sich damit im Detail beschéftigt, der kann beinahe den
Eindruck bekommen, dass in den vergangenen Monaten
iiberhaupt nichts geschehen wire.

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
So ist es ja auch!)

Das Gegenteil ist der Fall.
(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Oh!)

Als Sofortmafinahme wurde beschlossen, die 5,3 Milli-
onen betroffenen Dieselfahrzeuge nachzuriisten. Anfang
2018: Das Ergebnis ist positiv. 92 Prozent der betroffe-
nen VW-Fahrzeuge sind nachgeriistet. Bei den freiwilli-
gen Fahrzeugumriistungen sind es 72 Prozent. Das sind
in der Summe 2,5 Millionen Fahrzeuge,

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Vergleichen
Sie doch nicht Apfel mit Birnen!)

die insgesamt zu einer Reduzierung der Stickoxidemis-
sionen um 30 Prozent bis Ende des Jahres beitragen. Ich
finde, auch dariiber kann man an dieser Stelle reden, sehr
geehrte Damen und Herren von der Linksfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthias W.
Birkwald [DIE LINKE]: Aber das reicht nicht!
Denken Sie an Helmut Kohl: Wichtig ist, was
hinten rauskommt!)

Es ist uns gelungen, seit 2000 die Stickoxidbelastung
um 60 Prozent zu reduzieren. Wir haben es vorhin — Kol-
lege Grundmann hat es in der anderen Debatte gesagt —
schon gehort: Es gibt das ,,Sofortprogramm Saubere
Luft“. Ja, meine Damen und Herren: 500 Millionen Euro
fiir die Digitalisierung der kommunalen Verkehrssyste-
me, 390 Millionen Euro fiir die Elektrifizierung des Ver-
kehrs, 107 Millionen Euro fiir die Nachriistung von Die-
selbussen im OPNV, also die Busse, die in den Stidten
fiir die Verschmutzung verantwortlich sind. Wer da nicht
von Erfolgen spricht, der verkennt schlicht und ergrei-
fend die Wahrheit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU — Ingrid Remmers
[DIE LINKE]: Das reicht alles nicht!)
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Wissen Sie, Frau Remmers, das ist eben der Unter-
schied zwischen der linken Hilfte dieses Hauses und uns.

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Der rechten
Hilfte!)

Sie fordern pauschal: Wir brauchen einen Zwang zur
Umriistung auf Kosten der Industrie. — Sie fordern das,
obwohl Sie ganz genau wissen, dass das rechtlich hoch-
umstritten ist und dass sich damit gerade eine Kommis-
sion beschéftigt.

In der Politik geht es auch immer um die Verhiltnis-
méBigkeit und um die Betrachtung der Wirklichkeit.

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Fragen Sie
mal die Diesel-Pkw-Besitzer nach der Verhalt-
nismaBigkeit!)

Da sage ich Thnen ganz offen: Horen Sie auf, pauschal
auf eine Industrie zu schimpfen. Sie gefdhrden damit den
Wirtschaftsstandort Deutschland,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Reden
Sie doch mal aus der Perspektive der Diesel-
fahrerinnen und Dieselfahrer!)

und Sie gefdhrden damit 1,8 Millionen Arbeitsplétze in
Deutschland, die von der Automobilindustrie direkt ab-
héngig sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Jirgen Braun [AfD])

Klar ist auch: Die Mobilitidt der Zukunft, ein Umden-
ken hin zu schadstoffarmen, ja vielleicht sogar schad-
stofffreien Fahrzeugen, wird uns nur dann gelingen und
uns werden nur dann Lénder auf der Welt folgen, wenn
wir beides schaffen: auf der einen Seite die Nachriistung
und die Weiterentwicklung der Dieselfahrzeuge und der
Fahrzeugflotten insgesamt und auf der anderen Seite die
Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit in Deutschland und
damit eine starke Automobilindustrie.

AbschlieBend muss ich sagen: Es ist das Ziel und sollte
das Ziel von uns allen sein, Fahrverbote in Deutschland
zu verhindern. Dazu brauchen wir einen Schulterschluss
mit der Automobilindustrie.

Herr Kollege Gastel — wir kennen uns schon aus den
Koalitionsverhandlungen in Baden-Wiirttemberg —, dazu
muss ich Thnen sagen: In der Stadt Stuttgart gibt es einen
Oberbiirgermeister der Griinen, und es gibt Mafinahmen,
die er sofort von seinem Schreibtisch aus beschlieBen
konnte. Dabei geht es um die intelligente Ampelsteue-
rung: nicht umgesetzt. Es geht um die Flottenerneuerung
fiir die Kommune in Stuttgart und um die OPNV-Erneu-
erung: alles nicht gemacht.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Alles lauft! Alles lauft! Wo leben Sie
denn?)

Stattdessen macht man es sich leicht und sagt: Berlin
soll es richten. — Es sind aber alles MaBBnahmen, die vor
Ort in der Stadt ganz schnell erledigt werden kdnnten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich glaube, es geht um Ver-
trauen, das wir zuriickgewinnen mdochten. Ich bitte Sie
herzlich: Lassen Sie uns eine Versachlichung der Diskus-
sion herbeifiihren. Lassen Sie uns dem Handwerksmeis-
ter in Stuttgart wie dem Azubi bei mir im Schwarzwald
klipp und klar sagen, was wir fiir MaBBnahmen ergreifen
konnen, damit auch in Zukunft Vertrauen moglich ist.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Schreiner. Es war Ihre
erste Bundestagsrede, nicht lhre erste Parlamentsrede;
ich muss mich insoweit korrigieren. — Als Néchster der
Kollege Dr. Dirk Spaniel fiir die AfD.

(Beifall bei der AfD — Ulli Nissen [SPD]:
Aha! Der Daimler-Vertreter redet wieder!)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Nachriistung von dlteren Fahrzeugen ist
nach Thren Ausfithrungen die einzig zielfithrende Maf3-
nahme zur Luftreinhaltung und Vermeidung von Fahr-
verboten. Alle diese Fahrzeuge stellen Thren Ausfiihrun-
gen nach ein unmittelbares Problem fiir die Gesundheit
der Halter und der Gesamtbevolkerung dar.

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Das habe ich
mir nicht ausgedacht!)

In der Regierungskoalition gibt es ebenfalls Stim-
men, zum Beispiel die CDU-Generalsekretédrin oder die
SPD-Umweltministerin, die eine Kosteniibernahme der
Nachriistung durch die Hersteller fordern.

(Zuruf von der LINKEN: Richtig! — Zuruf
vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ja!)

Der Reihe nach: Luftschadstoffe werden seit mehr als
25 Jahren gemessen. Die Europédische Union hat vor cir-
ca 20 Jahren Grenzwerte fiir Schadstoffe definiert. Die-
se Grenzwerte wurden mit Studien begriindet, die bis
zu 25 Jahre alt sind. In der Zwischenzeit haben sich die
Messwerte fiir Stickoxide drastisch verringert.

Warum erzéhle ich das? Es gibt tiberhaupt keinen aku-
ten Handlungsbedarf.

(Kirsten Lithmann [SPD]: Doch! Wir haben
Gesetze!)

Die ganze Diskussion um Stickoxide ist reine Panikma-
che, gesteuert von dubiosen Umweltverbanden wie der
Deutschen Umwelthilfe.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt wollen Sie die Autohersteller zur Kosteniiber-
nahme bei der Nachriistung verpflichten. Das hat einen
technischen, einen praktischen und einen juristischen
Aspekt.

Technisch sieht es so aus, dass man in gebrauchte Fahr-
zeuge einen SCR-Katalysator, eine Einspritzleitung, eine
Pumpe, gegebenenfalls ein Steuergerit und einen ziem-
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lich groBen Tank einbauen muss. Damit das Ganze auch
dauerhaft funktioniert, testen Autohersteller iiber Zigtau-
sende Kilometer die Befestigung und die Funktion. Dazu
muss man {ibrigens noch die Einspritzzeiten des Motors
anpassen. Sonst konnte es sein, dass es zu Fehlfunktio-
nen oder drastischen Mehrverbrauchen kommt.

Kurz gesagt: Keiner weil3, wie lange so eine Nach-
riistungslosung jemals funktioniert. Der Kunde verliert
die Garantieanspriiche und hat gegebenenfalls Nachteile
beziiglich Haltbarkeit, Mehrverbrauch und Funktionssi-
cherheit.

Rein praktisch betrachtet stellt sich die Frage: Wer soll
denn die Millionen Fahrzeuge umbauen, und wie lange
dauert das?

(Ulli Nissen [SPD]: Die Werkstéitten freuen
sich!)

Und juristisch ist die Frage: Wie kann es sein, dass
man den Hersteller eines Produktes, das ordnungsgeméf
zugelassen wurde, nachtraglich verpflichtet, Anpassun-
gen an seinem Produkt vorzunehmen, nur weil der Ge-
setzgeber die Zulassungsbedingungen Jahre nach der
Zulassung vollig tiberraschend éndert?

(Beifall bei der AfD — René Rospel [SPD]:
Was?)

Wir haben es gerade gehort: Zu den wichtigsten Kri-
terien in einem modernen Industriestaat gehoren die
Rechtssicherheit und der Investitionsschutz. Unternch-
mer und Kéufer miissen sich darauf verlassen konnen,
dass Investitionen auch in der Zukunft vom Staat ge-
schiitzt und nicht geschiadigt werden.

Alle drei Aspekte — der technische, der praktische
und der juristische Aspekt — zeigen, dass die technische
Nachriistung von Dieselfahrzeugen ein fiktives Problem
angeht und viele reale Probleme erst neu schaftt.

(Beifall bei der AfD)

Sie miissen kein Experte fiir Motorentechnik sein, um
das zu verstehen. Sie, die Damen und Herren von Lin-
ken, Griinen und SPD, sollten aber bereit sein, Experten-
meinungen zu akzeptieren, auch wenn diese nicht in Thr
politisches Weltbild passen.

Und an die realitdtsnahen Damen und Herren der Uni-
on:

(Lachen bei der SPD und der LINKEN)

Es geniigt nicht, im stillen Kdmmerlein der AfD zuzu-
stimmen.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Keiner stimmt
der AfD zu!)

Sie miissen endlich auch bereit sein, verniinftige und kla-
re Positionen zu beziehen und diese in Ihrer Partei durch-
zusetzen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn das nicht geht, dann sind Sie vielleicht in der fal-
schen Partei.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Hochmut
kommt vor dem Fall!)

Ich méchte gerne noch auf den Antrag der FDP-Frak-
tion eingehen. Das Umweltministerium des Landes Ba-
den-Wiirttemberg hat eine Studie fiir Stuttgart erstellt,
die besagt, dass die Nachriistung bzw. die Elektrifizie-
rung der Dieselbusse im Hinblick auf die Stickoxide in
der Luft fast nichts nutzen. Eine plausible Studie, wo-
nach die Digitalisierung die Luftschadstoffe reduziert, ist
mir iibrigens auch nicht bekannt. Wenn eine Mafinahme
keinen Effekt hat, dann sollte man sie auch nicht fordern.

(Oliver Luksic [FDP]: Verkehrssteuerung! Sie
sind also dagegen?)

— Es gibt keine Studie, die das bestétigt.

Das Problem sind nicht die Abgase der Fahrzeuge,
sondern die absurd niedrigen Grenzwerte fiir Stickoxide.

(Beifall bei der AfD)

Diese Vorgaben der EU hitten Sie, sehr geehrte Damen
und Herren von der GroB3en Koalition, in den letzten zehn
Jahren infrage stellen sollen. Jetzt haben Sie sich argu-
mentativ in die Sackgasse manovriert. Die fehlende klare
Linie in den Regierungsparteien zu diesem Thema und
diesen offensichtlich sinnlosen Antrdgen ist ein Symbol
dafiir, wie sehr Sie mit der Fiihrung eines modernen In-
dustriestaates liberfordert sind.

(Beifall bei der AfD — Widerspruch bei der
SPD)

Unter verniinftigen Politikern wiirde es eine solche Dis-
kussion zur Nachriistung tiberhaupt nicht geben.

Die AfD-Fraktion stimmt der Uberweisung in beiden
Féllen zu, lehnt aber die beiden Antrége inhaltlich ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Ulli Nissen [SPD]: Hat
Ihnen das ein Komiker aufgeschrieben?)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege Dr. Spaniel, herzlichen Dank. — Als
Néchstes fiir die SPD-Fraktion der Kollege Arno Klare.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Arno Klare (SPD):

Herr Prisident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich beschéfti-
ge mich mit diesem Thema jetzt schon verdammt lange.
Ich habe die rechtlichen Uberpriifungen, die hier ange-
stellt worden sind, schon hinter mir. Das letzte Gesprich
in dieser Sache habe ich mit dem UBA gefiihrt, das be-
kanntlich keine Vorfeld- oder Nebenorganisation des
VDA ist. Es hat mir gesagt: Vergiss die Nachriistpflicht!
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Das ist rechtlich nicht durchsetzbar. — Mehr ist zu dem
entsprechenden Antrag erst einmal nicht zu sagen.

(Oliver Luksic [FDP]: Das haben Sie im Aus-
schuss noch anders gesagt!)

Was ist nun wichtig? Uns ist wichtig, das unselige
Spiel auf Zeit, das hier gespielt wird, zu beenden.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundesregierung kann durchaus hilfreich sein, das
zu beenden; die auf dem Dieselgipfel eingesetzte AG I,
die sich mit diesem Thema befasst hat, muss unbedingt
wieder einberufen werden. Sie muss wieder arbeiten,
weil der Endbericht der AG noch fehlt; er muss finalisiert
werden.

(Oliver Luksic [FDP]: Wenn ich nicht mehr
weiterweil3, griinde ich einen Arbeitskreis!)

Wir miissen aber nicht nur den Bericht finalisieren. Ich
warte auch darauf, dass die vorliegenden Gutachten ver-
Offentlicht werden, sowohl das von Herrn Koch vom KIT
in Karlsruhe als auch das von Herrn Wachtmeister von
der Technischen Universitdt Miinchen. Ich neige eher
zu Herrn Wachtmeister, der klar festgestellt hat, dass die
technischen Nachriistungen durchaus funktionieren.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist: Wir miissen die Ver-
braucher in das Zentrum unserer Uberlegungen riicken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
Abg. Ingrid Remmers [DIE LINKE])

Da ist ein hoher, mehrstelliger Milliardenbetrag an Ver-
mogen vernichtet worden. Es gibt einen gewaltigen
Wertverlust.

(Oliver Luksic [FDP]: Ja, durch Thre Politik!)

Ebenfalls wichtig ist: Wir miissen den Dieselmotor als
Briickentechnologie begreifen, der erstens noch etliche
Jahre auf der Strale im Gebrauch sein wird und zweitens
die Cashcow der Unternehmen ist, um die Transformati-
on hin zu alternativen Antrieben finanzieren zu kénnen.
Die Automobilindustrie muss sich vergegenwartigen,
dass die bisher in der Produktion titigen Belegschaften
um 50 Prozent verringert werden, wenn der Antriebs-
strang auf Elektrisch umgeriistet wird. 50 Prozent we-
niger Beschiftigung in diesem Bereich! Das sind keine
verriickten Studien, sondern wohlgemerkt Studien des
VDA und der IG Metall, die das vorhersagen. Insofern
miissen die OEMs ein vitales Interesse daran haben, den
Diesel sauber zu bekommen.

Das Fazit, das daraus zu ziehen ist, ist im Grunde ganz
einfach: Wir brauchen eine technische Hardwarenachriis-
tung, die fiir die Zulieferer ein riesiges Produktionspro-
gramm darstellt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei den Zulieferern arbeiten im Ubrigen genauso viele
Menschen wie bei den groflen Herstellern. Es ist kein
Hexenwerk. 90 Prozent der Teile, die nachgeriistet wer-
den, lassen sich schon heute aus den Ersatzteillagern
der OEMs beschaffen. Es muss also nichts vollig Neues
im Hochreinlabor erfunden werden; das ist Unsinn. Die

nachgeriisteten Wagen, die auf den Straflen unterwegs
sind, sind getestet und funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es ist im Sinne der Verbraucher, die die Fahrzeuge ha-
ben. Es ist auch im Sinne der Hersteller, die ihre Zukunft
damit sichern miissen. Ein ganz wichtiger Punkt: Es ist
im Sinne derjenigen Menschen, die bei diesen Herstel-
lern arbeiten, die dort verdammt gute Arbeit leisten und
deren Arbeitsplitze ich gesichert sehen mochte.

Deshalb brauchen wir diese technische Hardware-
nachriistung; allerdings geht es nicht so, wie die Linken
es vorgeschlagen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Klare. — Als Néachstes
fiir die Freien Demokraten der Kollege Oliver Luksic.

(Beifall bei der FDP)

Oliver Luksic (FDP):

Es gibt eine massive Verunsicherung in der Bevol-
kerung, bei Millionen Dieselfahrern. Die Hofe der Ge-
brauchtwagenhéndler stehen voll, weil Handlungsbedarf
besteht. Da hat Kollege Schreiner recht: Sie von der Bun-
desregierung haben es versdumt, zu handeln. Es drohen
Fahrverbote. Wir brauchen allerdings ein klares Signal
der Bundesregierung, dass etwas unternommen wird,
dass der Diesel sicher ist. Wir brauchen eine Garantie fiir
die Millionen Autofahrer und nicht Ihre Politik, die zur
Unsicherheit, zum Wertverlust und zum Verlust des Ver-
trauens der Biirger in diesen Rechtsstaat beitrégt.

(Beifall bei der FDP)

Sie verhindern keine Fahrverbote. Schon seit 2015 ist
bekannt, dass Dieselfahrverbote drohen. Aber nachdem
jahrelang nichts getan wurde, erleben wir jetzt Aktionis-
mus. Es gibt keine Strategie der Bundesregierung. Das ist
wieder klar geworden durch die Anfrage der Bundestags-
fraktion der Freien Demokraten, die unbeantwortet blieb.
Auf die Frage, was jetzt gemacht werde, antwortete der
eine Staatssekretdr im Ausschuss dieses; im Plenum wur-
de etwas anderes gesagt; in der Antwort auf die Anfrage
wurde nichts gesagt. Entweder hat die Bundesregierung
keinen Plan, oder sie behilt den Plan fiir sich, oder Par-
lamentsrechte werden missachtet. In jedem Fall ist das
eine schlechte Politik. Ich hitte auch erwartet, dass der
Minister heute an dieser Debatte teilnimmt.

(Beifall bei der FDP — Daniela Ludwig [CDU/
CSU]: Der ist auf der Verkehrsministerkonfe-
renz, Herr Luksic!)

Nicht nur Hamburg, sondern auch andere Stidte sind
jetzt gezwungen, streckenbezogene Fahrverbote ein-
zufithren. Die Bundesregierung arbeitet an der Rechts-
grundlage, auch wenn sie dies 6ffentlich nicht sagt. Das
ist in der Tat das schlechte Erbe, das ibernommen wurde:
Nicht nur die Pkw-Maut kommt nicht auf die Straf3e; auch
beim Thema Fahrverbote wird es, wenn nicht endlich ge-
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handelt wird, dazu kommen, dass Minister Scheuer als
der Fahrverbotsminister in die Geschichte eingehen wird.
Deswegen miissen Sie den Kurs korrigieren. Gehen Sie
raus aus der Sackgasse, in der Sie sich befinden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Verunsicherung der Biirgerinnen und Biirger ist das
Ergebnis. Keiner kauft mehr einen Diesel. Millionen
Fahrzeuge verlieren an Wert. Ja, bei der Nachriistung
muss etwas getan werden; da tut sich zu wenig. Sie set-
zen stattdessen auf den E-Bus. Sinnvoller und effektiver
wire es, die Nachriistung bei Dieselbussen zu beschleu-
nigen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Wir brauchen innovative Mobilitdtsformen.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Machen wir
doch! 100 Millionen!)

Auch da tut sich viel zu wenig. Wo bleibt die Reform
des Personenbeforderungsgesetzes? Wo bleibt die effek-
tive Hilfe fiir Kommunen bei der digitalen Steuerung des
Verkehrs? Auch wenn es Herr Spaniel nicht verstanden
hat: Wenn der Verkehr flief3t, gibt es auch weniger Emis-
sionen. — Auch bei der innovativen Mobilitét tut sich zu
wenig bei dieser Regierung.

(Beifall bei der FDP)

Wie wir eben in anderer Debatte gehort haben, brau-
chen wir ein kritisches Hinterfragen der Grenzwerte. Wir
brauchen eine Bundesregierung, die in Briissel fiir ein
Moratorium sorgt. Wir brauchen Zeit, und wir brauchen
vor allem eine bundeseinheitliche Anwendung in den
Kommunen. Hoéren Sie doch auf mit diesem Flickentep-
pich, wie er sich angesichts dessen, was die Kommunen
derzeit machen, zeigt. Nutzen Sie die Spielrdiume der
Verordnung. Sorgen Sie fiir ein Moratorium in Briissel.
Das wiirde uns in unserer Debatte sofort weiterhelfen.

(Beifall bei der FDP)

Beim nichsten Dieselgipfel brauchen wir ein klares
Signal, dass die neuen Fahrzeuge sauber und sicher sind.
Die Bundesregierung muss endlich fiir bessere Rahmen-
bedingungen in den Haftungsfragen sorgen, die eben zu
Recht angesprochen worden sind. Es kann nicht sein,
dass das Risiko beim Nutzer liegt. Wir brauchen einen
Rechtsrahmen auch fiir die Hardwarenachriistung. Wir
brauchen Druck auf die Automobilindustrie in diesem
Punkt. Vor allem brauchen wir ein klares Signal. Es geht
ja auch um Psychologie. Die Menschen miissen wieder
wissen, dass der Diesel sicher ist, dass er wertbestéindig
ist. Deswegen sorgen Sie mit Threr Politik endlich dafiir,
dass Fahrverbote verhindert werden und dass der Diesel
sicher ist. Sorgen Sie fiir ein klares Signal, und horen Sie
mit der Verunsicherung von Millionen Autofahrern in
Deutschland auf.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege Luksic. — Als Néchstes der
Kollege Stephan Kiihn fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Stephan Kiihn (Dresden) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir reden
heute iiber die technische Umriistung von schmutzigen
Diesel-Pkw, und zwar nicht deshalb, weil das Bundes-
verwaltungsgericht fiir das Recht auf saubere Luft und
damit auch fiir den Gesundheitsschutz der Biirgerinnen
und Biirger geurteilt hat, sondern vor allem deshalb, weil
die Automobilhersteller beim Schadstoffaustausch von
Diesel-Pkw jahrelang getrickst und betrogen haben und
die letzten Bundesregierungen die Grenzwerte fiir Luft-
schadstoffe ignoriert haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Verkehrsminister Scheuer spricht mit Blick auf dro-
hende Fahrverbote von einer Quasienteignung der Die-
selbesitzer.

(Oliver Luksic [FDP]: Ja!)

Meine Damen und Herren, diese Quasienteignung findet
aber schon durch den Wertverlust der Autos statt, weil
diese Bundesregierung die Autohersteller nicht zu einer
Hardwarenachriistung verpflichtet.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Hardwareumriistungen kdnnten weitere Wertverluste flir
die Fahrzeughalter vermeiden. Damit wiirden die gesché-
digten Verbraucherinnen und Verbraucher endlich die
iiberfallige Unterstiitzung bekommen, die ihnen bisher
von dieser Bundesregierung verwehrt wurde.

Es ist schon bemerkenswert, welche Fahrzeuge
Andreas Scheuer einfallen, um vom eigentlichen Pro-
blem abzulenken. Dieselautos von Paketzustellern, Miill-
fahrzeuge, Krankenwagen, Taxen, Busse will er sauber
machen. Das ist schon und gut, aber zum Beispiel Die-
selbusse sind nur fiir lediglich 4 Prozent der Schadstoff-
belastung verantwortlich. Der Diesel-Pkw aber ist fiir
72,5 Prozent der verkehrsbedingten Stickoxidbelastung
in den Stddten verantwortlich. Wer die wahren Problem-
verursacher verschont, macht sich zum Buddy der Auto-
mobilindustrie, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Man muss auch nicht héhere Mathematik studiert ha-
ben, um zu erkennen, dass Softwareupdates fiir Dieselau-
tos nicht ausreichen.

(Kai Gehring [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wohl wahr!)

Das Umweltbundesamt hat im letzten Jahr festgestellt,
dass Euro-5-Diesel auf der Strale durchschnittlich
906 Milligramm Stickoxid pro Kilometer ausstoen. Da-
mit haben sie fiinfmal so hohe Emissionen, als nach dem
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Grenzwert von 180 Milligramm erlaubt sind. Die Soft-
wareupdates sollen eine Verbesserung um 25 bis 30 Pro-
zent bringen. Nachgewiesen ist das allerdings nicht.
Selbst mit diesen Softwareupdates sind die Emissionen
eines durchschnittlichen Euro-5-Diesels im besten Fall
immer noch 3,5-mal so hoch wie der Grenzwert.

Diese Reduktion setzt iibrigens voraus, dass iiberhaupt
Updates aufgespielt werden. Verkehrsminister Scheuer
tont, es seien schon 2,5 Millionen der 5,3 Millionen Die-
sel-Pkw umgeriistet. Das sind — fast ausschlieflich — die
Fahrzeuge von Volkswagen, die die Betrugssoftware hat-
ten; da war VW verpflichtet, eine Softwarednderung vor-
zunehmen. Das heifit andersherum, dass bei den 2,8 Mil-
lionen Diesel-Pkw der anderen Hersteller, die freiwillig
umgeriistet werden sollen, fast nichts passiert ist. Seit der
Vereinbarung vom Dieselgipfel im August letzten Jahres
wurde gerade mal 1 Prozent dieser Fahrzeuge umgeriis-
tet. Nur Ankiindigungen der Automobilindustrie, nicht
mehr! Das ist vollig indiskutabel, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der ADAC hat mit Unterstiitzung des Verkehrsmi-
nisteriums in Baden-Wiirttemberg nachgewiesen, dass
Hardwarenachriistungen bei Euro-5-Dieselautos — da
reden wir nicht von alten Karren — nicht nur moglich,
sondern auch extrem wirksam sind. Bis zu 70 Prozent
innerorts bzw. 90 Prozent auBlerorts weniger Emissio-
nen lassen sich durch Nachriistung erreichen. Es wére
ein weiterer Kniefall vor der Automobilindustrie, wenn
die Bundesregierung diese Hardwarenachriistung nicht
durchsetzt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Klar ist auch: Die Zeche hat die Automobilindustrie als
Verursacher des Problems zu zahlen, nicht die Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Schluss sagen: Das Urteil des Bundesverwaltungsge-
richt muss der Startpunkt fiir die Verkehrswende sein.
Ein einmaliges ,,Sofortprogramm Saubere Luft fiir die
Kommunen reicht nicht, um den Herausforderungen der
stadtischen Mobilitét zu geniigen.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Stephan Kiihn (Dresden) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Unsere Stidte brauchen zusétzliche Milliarden vom
Bund fiir den Ausbau des Nahverkehrs, fiir Rad- und

FuBverkehr. Nur so sorgen wir fiir saubere Luft, fiir emis-
sionsfreie Mobilitdt und fiir lebenswerte Stéadte.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. — Als niachster Redner fiir die CDU/CSU
der Kollege Markus Uhl.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Uhl (CDU/CSU):

Herr Président! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei dieser
Debatte, die wir heute Abend erneut fithren, geht es um
Luftqualitit, um Mobilitét, und es geht um Arbeitsplétze.
Es geht um die Menschen, die in den besonders belaste-
ten Stidten leben. Es geht um die Menschen, die auf ihr
Auto angewiesen sind, weil sie es fiir ihre Arbeit brau-
chen, und die verunsichert sind, weil sie nicht wissen,
ob sie ihr Auto wie gewohnt nutzen koénnen. Und es geht
natiirlich um jene Menschen, deren Arbeitsplatze direkt
oder indirekt von den weiteren Entwicklungen abhingen,
und von ihnen habe ich in meinem Wahlkreis ganz viele.
Diese Menschen fragen mich natiirlich.

Die Interessen all dieser Menschen gilt es in den Mit-
telpunkt unseres Handelns zu stellen und auszugleichen.
Das ist das Ziel. Auf dem Weg zu diesem Ziel haben wir
bereits deutliche Fortschritte erzielt. Wir haben dazu
schon einiges gehdrt, meine Damen und Herren. Ich
glaube, wir sollten hier auch nicht dramatisieren und die
Debatte ein gutes Stiick versachlichen.

Wir haben schon gehort, dass die Schadstoffbelastung
unserer Luft in den vergangenen 25 Jahren deutlich abge-
nommen hat. Die Stickoxidbelastung im Stralenverkehr
ist seit 1990 um 70 Prozent gesunken — und das bei zu-
nehmendem Verkehr. Meine Damen und Herren von den
Freien Demokraten: In Threm Antrag ist viel Verniinftiges
enthalten; da gebe ich Thnen recht. Aber dass nichts pas-
siert sei, meine Damen und Herren, stimmt nicht.

(Zuruf des Abg. Oliver Luksic [FDP])

Jetzt gibt es ja auch das ,,Sofortprogramm Saubere Luft®,
das letztes Jahr aufgelegt wurde und nun Wirkung zeigt.
Es enthdlt {ibrigens auch zahlreiche ganz konkrete intel-
ligente MaBinahmen zur Digitalisierung des Verkehrs in
den Kommunen. Und, meine Damen und Herren, es gibt
auch einen Zeitplan, den man sich ganz einfach aus dem
Internet herunterladen kann.

Es gibt natiirlich Softwareupdates, die zu einer Re-
duktion des Stickoxidausstoles um 30 Prozent gefiihrt
haben. Natiirlich leistet auch hier die Automobilindustrie
ihren Beitrag, wie beispielsweise bei den 250 Millionen
Euro, die in den Fonds ,,Nachhaltige Mobilitédt“ flieen,
und bei den Wechselpramien, die ausgelobt wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, natiirlich miissen wir auch
iiber Hardwarenachriistungen reden. Diese Hardware-
nachriistungen — da gibt es in der Tat Studien — kénnen
den StickoxidausstoB um bis zu 90 Prozent reduzieren.
Aber erwecken Sie hier bitte nicht den Eindruck, Hard-
warenachriistungen seien das simple, das einzige, das al-
lein selig machende Mittel,

(Zuruf von der LINKEN: Das wichtigste!)

um eine Reduktion zu erreichen.
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Es gibt eben noch offene Fragen, meine Damen und
Herren, in technischer und in rechtlicher Hinsicht, und es
gibt auch die logistischen Fragestellungen. Genau diese
Dinge sollen in der schon erwdhnten Expertengruppe I
im ,,Nationalen Forum Diesel®, das sich konkret mit die-
sen Fragen beschiftigt und in Kiirze auch den Bericht
vorlegen wird, erdrtert werden. Den sollten wir abwar-
ten, und dann sollten wir entscheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage es an dieser Stelle auch klar und deutlich:
Da, wo eine Hardwarenachriistung technisch und recht-
lich moglich ist und in einem verniinftigen Kosten-Nut-
zen-Verhéltnis steht, muss sie auch kostenfrei angeboten
werden. Die Autohersteller — das sage ich an dieser Stelle
auch — sind in der Pflicht, verlorengegangenes Vertrauen
wiederherzustellen. Es gilt das Verursacherprinzip, und
es gilt, den Vertrauensschutz der Kunden zu gewihrleis-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es darf keine Bestrafung derjenigen geben, die sich auf
Zusicherungen verlassen haben.

Meine Damen und Herren, es gilt natiirlich auch,
Fahrverbote zu verhindern. Dazu brauchen wir die schon
beschriebenen passgenauen MafBinahmen, die die indivi-
duelle Situation in den betroffenen Stédten erfassen. Wer
Fahrverbote verhindern will, der muss vor allen Dingen
auch Pauschalisierungen verhindern. Eine blaue Plakette
wire genau eine solche Pauschalisierung.

(Beifall der CDU/CSU)

Die deutsche Automobilindustrie ist unsere Schliis-
selindustrie. Sie sichert die Arbeitsplitze und den Wohl-
stand in unserem Land. Der Verbrennungsmotor ist kein
Auslaufmodell, das schlagartig verschwindet. Gleich-
wohl gilt, heute die Weichen fiir die Zukunft unserer Mo-
bilitdt zu stellen, fiir eine Mobilitét, die dkologisch, die
technologieoffen und digital ist, in einem Miteinander
aus Politik, Wirtschaft und den Interessen der Menschen
in unserem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Uhl. — Als Néchster
spricht fiir die SPD-Fraktion der Kollege Falko Mohrs.

(Beifall bei der SDP)

Falko Mohrs (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Linken,
Sie haben mit Threm Antrag das Kunststiick vollbracht,
alles, aber auch wirklich alles zusammenzuschmeiflen —
und das teils vollig ungetriibt von Sachkenntnis.

(Zurufe von der LINKEN)

Mein Kollege Arno Klare hat es eben deutlich gemacht —
da brauchen Sie sich nicht aufzuregen —, wo zum Bei-
spiel die rechtlichen Probleme bei [hrem Antrag liegen.

Sie ignorieren vollkommen, dass es ein ,,Sofortpro-
gramm Saubere Luft” gibt, das Fortschritte erzielt hat;
ich sage dazu gleich noch etwas. Sie werfen die Manipu-
lation in einen Topf mit den alten Dieselfahrzeugen. Sie
ignorieren die Vorteile des Dieselfahrzeugs gegeniiber
dem Benziner im Bereich der CO,-Werte. Und Sie igno-
rieren vollig die Bedeutung der Millionen Arbeitsplétze
in diesem Land.

Aber das ist kein Problem. Wir helfen Thnen gerne,
alles ein bisschen differenziert zu betrachten. Klar ist:
Erstens. Manipulation und Betrug miissen bestraft wer-
den. Zweitens. Fahrverbote miissen vermieden werden,
und zwar im Sinne der Handwerker und der Kundinnen
und Kunden. Drittens. Die Automobilhersteller miissen
sich ihrer Schliisselrolle, in der sie sich befinden, ebenso
bewusst sein wie der Verantwortung, die sie selber fiir die
Gesundbheit, fiir die Kunden und fiir die Arbeitsplétze ha-
ben, und sich entsprechend auf die Zukunft vorbereiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Insbesondere die Vorstinde und gutbezahlten Top-
managementebenen der deutschen Automobilhersteller
haben eine Verantwortung dafiir. Das Problem darf am
Ende nicht bei den Kunden oder bei den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern liegen, die dann die Suppe aus-
zul6ffeln haben, die die gutbezahlten Ebenen ihnen ein-
gebrockt haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir miissen — das war klar — die Fahrverbote vermei-
den; denn die treffen insbesondere die kleinen Unterneh-
men, zum Beispiel Handwerker, und die, die sich trotz
der Zuschiisse nicht jedes Mal ein neues Fahrzeug kaufen
konnen. Bei allen Fortschritten, die in den letzten Jahren
durch das Programm erreicht wurden — ich habe es eben
schon erwihnt —, muss aber deutlich gemacht werden:
Das reicht am Ende noch nicht. Hier miissen insbeson-
dere die ausldndischen Hersteller deutlich eine Schippe
draufiegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Automobilindustrie ist eine Schliisselindustrie in
Deutschland. Die iiber 820 000 Mitarbeiter, die direkt
dort arbeiten, plus die vielen Hunderttausende, die fiir
Zulieferer, Spediteure, Dienstleister arbeiten, sprechen
hier eine deutliche Sprache.

Klar ist aber: Die Hersteller miissen sich — ich habe
das mehrfach gesagt — der Verantwortung stellen; denn
sie tragen die Verantwortung dafiir, sich fiir die Zukunft
fit zu machen. Wir brauchen in den néchsten Jahren sau-
bere — ich betone: saubere — Diesel und Benziner als Brii-
ckentechnologie, um das Geld zu verdienen, das fiir die
Forschung und Entwicklung im Bereich der E-Mobilitit,
im Bereich der Brennstoffzelle, im Bereich der gasange-
triebenen Fahrzeuge notwendig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Hier gibt es ebenfalls eine Verantwortung, nédmlich
die, die gesamte Wertschopfungskette, beispielsweise
in der E-Mobilitét, in Deutschland zu behalten. Es geht
darum, zum Beispiel im Bereich der Batteriezellen zu
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forschen, sie zu bauen — ganz wichtig an dieser Stelle —,
sie weiterhin einzubauen und hinterher zu recyceln und
wiederzuverwerten.

Wir alle tragen hier eine Verantwortung. Uns muss
klar sein, dass dieses Thema nicht so eindimensional
ist, wie uns manche glauben machen wollen. Wir tragen
die Verantwortung fiir die Kunden, die Gesundheit in
Deutschland und fiir die Arbeitsplitze heute und in Zu-
kunft. Lassen Sie also diese sachkenntnisfreien Schnell-
schiisse. Billigen Populismus und Verweigerung von Re-
alitdten sollten wir anderen iiberlassen.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege Mohrs. — Als Néchstes
spricht zu uns der fraktionslose Abgeordnete Mario
Mieruch.

Mario Mieruch (fraktionslos):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren! Herr Luksic, noch einmal vielen Dank, dass
Sie die Idee mit dem Moratorium aufgegriffen haben;
denn solange die aktuellen Grenzwerte unberiihrt bleiben
und die Antwort auf diese Grundsatzfrage gewiirfelt statt
wissenschaftlich fundiert ist, ist die ganze Diskussion ei-
gentlich obsolet, da wir gar nicht wissen, in welche Rich-
tung wir die Nachriistsysteme optimieren sollen.

Das Schlimme in Bezug auf den Antrag von der Links-
fraktion, der sich auf die Real-Driving-Emissions-Me-
thode beruft, ist, dass die ICCT, die Organisation, die das
ganze VW-Thema in den USA ins Rollen gebracht hat,
dieses Verfahren bereits wieder kritisiert, die Zweckma-
Bigkeit der Methode hinterfragt und nach Verdnderungen
schreit.

Das Gleiche hat auch die Deutsche Umwelthilfe an-
gekiindigt, indem sie sich mit den Direkteinspritzern be-
schéftigen will, bei denen seit einiger Zeit statt 40 Mil-
ligramm schon wieder 20 Milligramm als Grenzwert
durch den Raum schwirren. Das heif3t letzten Endes —
dieser Begriff ist vorhin schon angeklungen — Von Pla-
nungssicherheit kann an dieser Stelle leider keine Rede
sein, solange wir hier nicht Nigel mit K&pfen machen
und verldssliche und glaubhafte Werte entsprechend be-
schlieen. Ohne seridse, anerkannte Grenzwerte werden
wir uns im Kreis drehen.

Und wer glaubt, dass die Dieseltechnologie — es ist
schlichtweg Fakt, dass die deutschen Hersteller die
saubersten Diesel der Welt bauen, auch nach der Real-
Driving-Emissions-Methode — eine Ubergangstechno-
logie ist, der wird sich wahrscheinlich auf sehr viele
Jahre einstellen miissen. In den USA zum Beispiel — die
dortigen Grenzwerte werden immer wieder gern her-
angezogen — ist Diesel bisher gar keine weitverbreitete
Antriebstechnologie. Aber sie wird es immer mehr, weil
man auch dort festgestellt hat, dass die Dieselmotoren
den Benzinern aufgrund der Vorteile beim Wirkungsgrad
deutlich tiberlegen sind.

Das flichendeckende Problem, das wir mit AGR-Sys-
tem, Verkokung und Ansaugtrakt haben, bleibt bestehen.
Das heil3t, Softwareldsungen helfen uns nicht wirklich
weiter. Uber die Hardwareldsung wurde dementspre-
chend auch schon genug gesagt. Da sind unheimlich
viele Forderungen der Politik schon erfiillt worden. Im
Rahmen der Verringerung des CO,-Ausstosses und der
Spritersparnis wurde jede Menge stromungsgiinstige
Unterbodengestaltungen usw. bereits realisiert, die die-
se ganzen Forderungen entsprechend erfiillen sollten. Da
man packt nicht mal eben einfach einen Katalysator rein;
so einfach ist das leider nicht.

Vielen Dank.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Herr Kollege Mieruch. — Als letzter
Redner zu diesem Tagesordnungspunkt spricht zu uns
der Kollege Karl Holmeier fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karl Holmeier (CDU/CSU):

Sehr verehrter Herr Prisident! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zum wiederholten Male debattieren wir heute einen
Antrag der Linken zum Thema Diesel-Pkw. Nach dem
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ist es die Auf-
gabe der betroffenen Kommunen, vor Ort zu handeln.
Eine bundeseinheitliche Regelung ist nicht erforderlich.
Grenzwertliberschreitungen konnen nur von den punktu-
ell betroffenen Kommunen gelést werden. Wir miissen
aber einen Weg finden, die negative Berichterstattung
und das Schlechtreden des Dieselkraftstoffes zu beenden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier ist auch die Industrie gefordert, dort, wo ge-
schummelt worden ist, im Sinne der betroffenen Au-
tofahrer anzupacken und Losungen anzubieten. Er-
forderliche Umriistungen miissen schnell und effektiv
durchgefiihrt werden. Es miissen auch Losungen fiir die
vielen Kfz-Héndler gefunden werden,

(Oliver Luksic [FDP]: Genau!)

die aufgrund eingebrochener Preise und der allgemeinen
Verunsicherung keinen Absatzmarkt mehr fiir ihre ge-
brauchten, auf dem Hof stehenden Diesel-Kfz haben.

(Oliver Luksic [FDP]: So ist es!)
Es geht hier um Existenzen, meine Damen und Herren.

Das Thema ,,saubere Luft* verfolgen wir seit Jahren.
Durch die bisherigen Malnahmen haben sich die Werte
in den vergangenen Jahren deutlich verbessert; und sie
werden sich weiter verbessern. In immer weniger Stidten
werden die Grenzwerte iiberschritten. Die allgemeinen
MaBnahmen, die wir schon vor Jahren eingefiihrt haben,
zeigen Wirkung. Bevor irgendwelche noch nicht ausge-
reiften Umriistungen von Millionen von Dieselfahrzeu-
gen mit einem Milliardenaufwand durchgefiihrt werden,
miissen wir neben der Forderung der Elektromobilitét,
der Forderung von gasbetriebenen Pkws und Lkws auch
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die Entwicklung von alternativen Dieselkraftstoffen for-
cieren.

Unter alternativem Dieselkraftstoff verstehe ich den
synthetischen Diesel, der aus Erdgas gewonnen wird.
Dieser alternative Dieselkraftstoff verbrennt deutlich
sauberer als der herkdmmliche Diesel auf Erddlbasis. Er
produziert weniger Emissionen vor Ort, weniger Parti-
kel, weniger Stickoxide und weniger Schwefeloxide. Der
aus Erdgas gewonnene Diesel ist zudem nicht giftig, na-
hezu geruchslos und leichter biologisch abbaubar. Dieser
neue Diesel kann ohne jegliche Anderung des Fahrzeugs
eingesetzt werden, also ohne Umriistung und ohne Um-
bau am Fahrzeug.

Warum also nicht diesen neuen Dieselkraftstoff in den
betroffenen Stddten oder bundesweit auf den Markt brin-
gen? Ein mittelstindischer Fuhrunternehmer aus meinem
Heimatort nutzt diesen synthetischen Diesel seit einigen
Wochen in seinen Lkws. Die Anderungen gegeniiber
dem herkdmmlichen Diesel auf Rohélbasis werden zur-
zeit mit einem aufwendigen Messverfahren ausgewertet.
Der verwendete neue synthetische Diesel ist sehr klar,
nahezu geruchslos und daher fiir den erprobten Diesel-
fahrer eigenartig. Die Reaktion der Lkw-Fahrer beim
erstmaligen Tanken lautete: Chef, wir haben Wasser im
Tank. — Die Firma, meine Damen und Herren, fahrt die
saubersten Diesel-Lkw in ganz Deutschland.

Auch die Berliner Verkehrsbetriebe haben in einem
Test die Vorteile dieses synthetischen Diesels bei Bussen
im OPNV nachgewiesen. Die Senkung der NOy-Emissi-
onen lag bei mehr als 6 Prozent, der Ausstofl von Koh-
lenstoffmonoxid wurde sogar um 20 Prozent reduziert,
allein durch den Wechsel von einem Standarddieselkraft-
stoff auf einen Dieselkraftstoff aus Erdgas, ohne an den
Fahrzeiten etwas zu verdndern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bevor ich also die deutsche Wirtschaft mit irgend-
welchen Nachriistungsverpflichtungen stranguliere oder
unsere Dieselfahrer in Deutschland iiber Nacht enteigne,
setze ich auf den soeben beschriebenen alternativen Weg,
um die Luft in den Stidten sauberer zu machen. Wir miis-
sen viele Wege beschreiten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Alternative Antriebe wie Elektro- und
Gasantriebe oder der eben genannte neue Dieselkraftstoff
gehodren dazu.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege Holmeier, nun kommen Sie zum Schluss,
bitte.

Karl Holmeier (CDU/CSU):
Ja, sofort.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Ja, das meine ich auch so.

Karl Holmeier (CDU/CSU):

Wir sind mit dem von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Programm auf einem guten Weg, die Luftwerte in un-

seren Stddten zu verbessern. Den Diesel zu verteufeln,
ist nicht der richtige Weg. Den Antrag der Linken lehnen
wir ab; er ist zu einseitig und zu kurz gesprungen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege Holmeier, herzlichen Dank. Ich habe
groBes Verstindnis dafiir, dass Sie stolz darauf sind, dass
in Threm Wohnort der sauberste Diesel fahrt; aber wenn
ich Sie bitte, zum Ende zu kommen, dann meine ich das
ernst.

Ich schliee damit die Aussprache.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, interfraktionell wird
Uberweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 19/1360
und 19/1695 an die in der Tagesordnung aufgefiihrten
Ausschiisse vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. Dann sind die Uberweisungen so
beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf.

Erste Beratung des von den Abgeordneten Katja
Keul, Luise Amtsberg, Canan Bayram, weiteren
Abgeordneten und der Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Anderung des Asylgesetzes zur
Beschleunigung von Verfahren durch erwei-
terte Moglichkeit der Zulassung von Rechts-
mitteln

Drucksache 19/1319

Uberweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore hierzu
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eroffne die Aussprache und erteile zunéchst der
Kollegin Katja Keul fiir Biindnis 90/Die Griinen das
Wort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir legen Thnen heute einen Gesetzent-
wurf vor, der dazu dienen soll, Asylrechtsverfahren zu
beschleunigen und die Verwaltungsgerichte zu entlas-
ten, ohne dabei die Rechte der Schutzsuchenden zu be-
schneiden. Es ist ein Gesetzentwurf, der sehr gut zu dem
in Threm Koalitionsvertrag angekiindigten Pakt fiir den
Rechtsstaat passt. Die Uberlastung der Verwaltungsge-
richtsbarkeit ist offenkundig. Da braucht es dringend
Abhnilfe.

Die Zahl der anhdngigen Verfahren hat sich seit 2014
fast verachtfacht. Asylsachen machen derzeit Dreiviertel
der Gesamtbelastung der bundesweit etwa 1 700 Verwal-
tungsrichter aus. Auch die Personalaufstockung durch die
Lénder von circa 400 Stellen wird das Problem kurzfris-
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tig nicht 16sen konnen. Trotz der hervorragenden Arbeit
der Richterinnen und Richter kann der Riickstau so in
angemessener Zeit nicht abgebaut werden. Der Stau der
Klageverfahren hat viele Griinde, unter anderem ist er die
Folge der gestiegenen Zahl der Asylantrige und damit
der Asylbescheide.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Frau Kollegin, erlauben Sie mir eine kurze Unter-
brechung. — Die Bitte, nicht zu reden, bezieht die Re-
gierungsbank mit ein. Ich bitte darum, der Rednerin im
Hause auch wirklich Aufmerksamkeit zu schenken, vor
allen Dingen bei dem Thema, um das es jetzt gerade geht.

(Beifall beim BUNDN_IS 90/DIE GRUNEN"—
Britta Halelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Herr Bilger, Sie sind auch gemeint!)

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank. — Auflerdem war das BAMF schon 2014
trotz der absehbar steigenden Fliichtlingszahlen perso-
nell unterbesetzt, sodass hektisch ein Vielfaches an Per-
sonal eingestellt werden musste, was wiederum auf die
Qualitit der Bescheide Auswirkungen hatte.

Es gibt aber auch noch einen weiteren Hintergrund:
Seit der Einfilhrung der Zulassungsberufung im Verwal-
tungsgerichtsverfahren 1996 sind die Hiirden fiir den
Weg durch die Instanzen immer weiter erhoht worden.
Man wollte Verfahren straffen und beschleunigen. Dabei
hat man allerdings iibersehen, dass auch obergerichtliche
Rechtsprechung notwendig ist, um erstinstanzliche Ver-
fahren zu beschleunigen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ubertrieben hat es der Gesetzgeber diesbeziiglich be-
sonders im asylgerichtlichen Verfahren. Anders als im
sonstigen verwaltungsgerichtlichen Verfahren konnen
nicht einmal die Richter selbst Berufung zulassen. Feh-
lende Rechtsmittel fithren zu fehlenden Leitentscheidun-
gen, oder einfacher ausgedriickt: Oben kommt nichts an.

In der Praxis bedeutet dies, dass gleich gelagerte Fal-
le immer wieder neu entschieden werden miissen. Dies
fiihrt zu einem erhohten Priifungsaufwand bei den Ge-
richten und einem Flickenteppich an divergierenden Ein-
zelentscheidungen sowie Unsicherheit bei den Rechts-
anwendern. So wird beispielsweise die Frage nach dem
Status gefliichteter Wehrpflichtiger aus Syrien immer
wieder unterschiedlich beantwortet. Die gerichtliche
Entscheidung ist teilweise davon abhingig, in welchem
Bundesland der Betroffene wohnt. Mit unserem Ge-
setzentwurf wollen wir die Zulassung der Berufung bei
grundsitzlicher Bedeutung des Falles oder Abweichung
von obergerichtlicher Rechtsprechung

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

durch das Verwaltungsgericht selbst ermdglichen und
Beschwerden gegen Entscheidungen in Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes zulassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Der Bundesrat hatte bereits 2017 einen dhnlichen
Vorschlag gemacht, von dem zwischenzeitlich aber nur
die Sprungrevision zum Bundesverwaltungsgericht ein-
gefiihrt wurde. Wir wollen dariiber hinaus die Revision
kiinftig auch bei falliibergreifenden allgemeinen Tatsa-
chenfragen zulassen. Dadurch konnte sich eine oberge-
richtliche Rechtsprechung etablieren, die wegweisend
wire fur viele erstinstanzliche Gerichte.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Langfristig reduziert dies den Priifungsaufwand der
Richter und fordert die effiziente Verfahrenserledigung.
Gleich gelagerte Fille konnen ziigiger und einheitlich
entschieden werden, und nicht jedes Verwaltungsge-
richt miisste die Lage im Herkunftsland immer wieder
selbst neu bewerten. Grundsatzentscheidungen entlasten
gleichzeitig das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlin-
ge. Eine einheitliche Rechtsprechung schafft verldssli-
che PriifungsmalBstdbe fiir die Behorde, die sich bei ih-
ren kiinftigen Entscheidungen an der obergerichtlichen
Rechtsprechung orientieren kann.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dies fiihrt zu steigender Qualitdt bei den Entscheidun-
gen des BAMF und wiederum zu einem geringeren Ge-
schéftsanfall bei den Gerichten. Auch das Bundesverfas-
sungsgericht wiirde entlastet, das heute zunehmend als
Superrevisionsinstanz herhalten muss.

Unser Vorschlag findet nicht nur Unterstiitzung im
Bundesrat, sondern auch vom Bund Deutscher Verwal-
tungsrichter und Verwaltungsrichterinnen, der Neuen
Richtervereinigung, dem Deutschen Anwaltverein sowie
nicht zuletzt vom Présidenten des Bundesverwaltungs-
gerichts. Gerade im Oktober 2017 hat die Jahrestagung
der Prasidenten der Oberverwaltungsgerichte genau die-
se Vorschldge einstimmig beschlossen. Machen Sie sich
also bitte von dem ungeschriebenen Gesetz frei, dass
Vorschldge der Opposition grundsétzlich abzulehnen
sind. Wenn Sie es ernst meinen mit dem Pakt fiir den
Rechtsstaat, wire dieses Gesetz eine gute Gelegenheit,
das unter Beweis zu stellen. Die Verwaltungsrichter wer-
den es Thnen danken.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der FDP und der LIN-
KEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Frau Kollegin. — Als nachster Redner fiir
die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
Anliegen des vorliegenden Gesetzentwurfes ist durchaus
nachvollziehbar und auch zu begriiBen. Zwischen 2015
und 2017 haben sich die Eingangszahlen bei den Verwal-
tungsgerichten deutlich erhoht. Wéhrend in den anderen
Bereichen die Eingénge relativ stabil bei 100 000 im Jahr
liegen, haben sie sich bei Asylsachen vervierfacht, von
50 000 auf jetzt 200 000 im Jahr. Rund 365 000 Asyl-
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klagen sind derzeit anhingig. Mit den 1 700 Verwal-
tungsrichtern in der ersten Instanz kann man aber nur
200 000 Faille jahrlich erledigen. Selbst wenn die Zahl
der Neuzugénge auf das Niveau des Jahres 2015 zuriick-
ginge, was wir derzeit aber nicht absehen kénnen, wiir-
de der Riickstand jéhrlich um nur 50 000 Félle reduziert
werden. Das Ganze ist also ein Projekt, das uns in jedem
Fall noch iiber Jahre begleiten wird.

Die Verwaltungsgerichte wenden derzeit drei Vier-
tel ihrer Energie nur fiir die Asylverfahren auf, obwohl
das ein Teilaspekt ihrer Zustdndigkeit ist. Ganz wichti-
ge Bereiche sind auch Ausbildungsférderung, Baurecht,
Beamtenrecht, Gewerberecht, Kinder- und Jugendhilfe-
recht, Kommunalrecht, Polizei- und Ordnungsrecht, Prii-
fungsrecht, Schulrecht, Wohngeldrecht usw. usf. Es gibt
also noch viele weitere Zustéindigkeiten. Meine Damen
und Herren, an dieser Stelle ein Lob an die Verwaltungs-
richter. Wenn ich bedenke, was diese im Moment zu be-
arbeiten haben und wie hoch dennoch die Qualitit der
Arbeit ist, kann man nur den Hut vor ihnen ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, d;_:r FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Aber eines muss doch klar sein: Auch mit dem héchsten
Einsatz und Verdnderungen des Prozessrechts wird man
das aktuelle Problem nicht 16sen konnen, sprich: zu zii-
gigen Verfahren kommen, die auch unseren rechtsstaat-
lichen Anforderungen entsprechen. Es sind Mainahmen
erforderlich. Die Frage ist nur, welche.

Anderungen am Prozessrecht — dariiber kann man
diskutieren — werden das Grundproblem der personellen
Unterbesetzung nicht beheben. 400 zusétzliche Stellen
reichen nicht. Hier miissen die Lénder bei der ersten In-
stanz noch einmal deutlich nachbessern.

Im vorliegenden Gesetzentwurf geht es im Kern da-
rum, in Fragen von grundsitzlicher Bedeutung auch die
Berufung durch die Verwaltungsgerichte zuzulassen.
Weiterhin sollen Verwaltungsgerichte bei Fragen von
grundsitzlicher Bedeutung die Beschwerde gegen Be-
schliisse im einstweiligen Rechtsschutz zulassen kénnen.
Um fallibergreifende allgemeine Tatsachenfragen der
Entscheidung in hochster Instanz zuzufiihren, sehen Sie
die Moglichkeit der Revision vor.

Richtig ist, dass obergerichtliche Entscheidungen bei
schwierigen und streitigen Fragen nicht nur den Gerich-
ten, sondern sicherlich auch dem BAMF Orientierung
geben werden. Aber es ist doch zweifelhaft, ob es tat-
sdchlich zu der gewiinschten Verfahrensbeschleunigung
kommt. Niemand kann vorhersehen, in wie vielen Fillen
von der Moglichkeit der Berufung, Beschwerde und Re-
vision Gebrauch gemacht wird. Eines ist doch klar: Wer
zusdtzliche Rechtsmittel einfiihrt, wird zundchst einmal
erreichen, dass die Verfahren langer dauern, dass sie in
jedem Fall komplizierter werden — zumindest vorrii-
bergehend — und dass die Verfahren insgesamt nicht so
schnell der Erledigung zugefiihrt werden konnen. Die
Entscheidung wird nicht so schnell rechtskréftig werden.
Der Aufenthaltsstatus der Betroffenen wird sich sogar
noch verfestigen. In letzter Instanz konnte das auch zu

fehlender Akzeptanz der aktuellen Politik, die wir ma-
chen, fithren.

Heute findet die erste Lesung statt. Das ist nicht der
Ort, an dem man einen Korb gibt. Ich habe gesagt, dass
es ein guter Ansatz ist. Aber wir miissen die Risiken mit
dem abwégen, was wir moglicherweise erreichen kon-
nen. Die Bundesregierung priift aktuell, ob und wenn ja,
welche Gesetzesianderungen zur weiteren Verfahrens-
beschleunigung, -vereinfachung und -vereinheitlichung
moglich sind. Es ist auch eine Vorabentscheidung beim
Bundesverwaltungsgericht im Gesprach. Das ist viel-
leicht ein guter Ansatz, um durch eine entsprechende Ge-
setzesdnderung die Einheitlichkeit herbeizufiihren. Egal
wie das Ergebnis der weiteren Beratung aussehen wird,
am Schluss muss die Beschleunigung der Verfahren ste-
hen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege Seif. — Als Néchster

spricht zu uns der Abgeordnete Tobias Peterka von der
AfD.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Werte verbliebene Kol-
legen! Der vorliegende Gesetzentwurf soll angeblich
dafiir sorgen, dass deutsche Verwaltungsgerichte nicht
mehr heillos {iberlastet werden. Er stammt gleichzeitig
von der Partei, die diesen Missstand am frohlichsten, am
buntesten und — um es auf den Punkt zu bringen — am
ideologischsten herbeigefiihrt hat.

(Beifall bei der AfD — Katja Keul [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Ach, wegen der Grii-
nen sind die alle gekommen! — Ulli Nissen
[SPD]: Vielleicht fillt Ihnen mal etwas Neues
ein!)

Hier wird nicht nur der Bock zum Gértner gemacht, hier
macht sich der Bock gleich selbst dazu.

(Tabea R6Bner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: So ein Quatsch!)

Ich personlich wiirde gerne glauben, dass Sie die Aus-
filhrungen in der Begriindung auch ernst meinen, dass
Thnen ein Licht in dieser Sache aufgegangen ist. Aber es
tut mir leid, ich bin nicht ganz naiv.

Sie beklagen, dass die Explosion bei der Zahl der ein-
gehenden Asylklagen drei Viertel der laufenden Kapa-
zitdt der Verwaltungsgerichte lahmlegt. Doch dies wird
sodann als gerichtsorganisatorische Herausforderung
verniedlicht. Ich nenne es Rechtsstaatsversagen auf gan-
zer Linie und mit Ansage.

(Beifall bei der AfD)

Dem Normalbiirger auBerhalb der heiligen Kuh Asyl-
recht wird der Abbau des Rechtsschutzes seit Jahren in
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homoopathischen Dosen verabreicht und von dem auch
so geschluckt. Das ist der bloe Verdrangungseffekt. Sie
geben auch noch vor, darum besorgt zu sein. Sie wollen
vielmehr die weitere Verfestigung von Aufenthaltstiteln
durch Zeitablauf oder Freifahrtscheine durch die Ober-
gerichte.

(Beifall bei der AfD — Canan Bayram
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das Gegen-
teil!)

Per 2016 hat tiibrigens das Bundesverfassungsge-
richt zuletzt klargestellt, dass es nicht zu beanstanden
ist, unterschiedliche Materien auch mit unterschiedli-
chen Rechtsziigen auszustatten. Die AfD sagt: Wéhrend
die meisten Lénder auf ihren Rechtswegen wenigstens
auf einen Sozialstaat mit Rundumversorgung verzich-
ten, gewdhrt Deutschland die bleierne Kombination
von Sozialstaat und subjektivem Asylanspruch. Dies ist
vollkommen aus der Zeit gefallen und fiihrt bei unserer
geografischen Lage nachgewiesenermafien in die Kata-
strophe, die Sie anscheinend befiirworten.

(Beifall bei der AfD)

Zuerst kapitulieren die Verwaltungsgerichte, wie Sie sel-
ber erkennen, folgen werden Polizei, Behorden, Gemein-
den, Schulen,

(Luise Amtsberg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jetzt nicht schon wieder die Unter-
gangsfantasien!)

ganze Nachbarschaften, Thre natiirlich zuletzt.
(Beifall bei der AfD)

Ihr Antrag verschlimmert den Kern des Desasters ja
erst: das Geschéftsmodell der sogenannten angemaf3ten
Rechtsposition. Es geht den umfassend betreuten An-
tragstellern genauso wenig wie lhnen um einen sauberen
Rechtsweg.

(René Rospel [SPD]: Was ist das bloB fiir ein
Weltbild?)

Es geht stets um die Vorwegnahme von Fakten: Erstens.
Die Antragsteller sind ja schon hier. Zweitens. Sie wer-
den wihrend des kostenlosen Verfahrens weiter hier sein.

(René Rospel [SPD]: Es gibt einen Rechtsan-
spruch in diesem Land! — Ulli Nissen [SPD]:
Lesen Sie sich mal das Grundgesetz durch!)

Drittens. Je linger dieses Verfahren dauert, umso eher er-
halten sie eine humanitir bedingte Duldung. Der Wisch
mit dem Urteil geht dann oft ungesehen ins Archiv des
Anwalts, da dem Klienten der Ausgang inzwischen oh-
nehin egal ist — er bleibt sowieso bei uns.

(Beifall bei der AfD)

Sie, liebe Griine, wollen nun eine Berufung an den
Obergerichten, die iibrigens in Ausnahmefillen bereits
zuléssig ist, zum Normalfall machen, durch bloBe Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts selber, und wenn dies
es nicht mdchte, soll sogar ein Anwalt der Asylindustrie
es erzwingen kdnnen.

Um dem Ganzen noch den Hut aufzusetzen, soll eine
Revision beim Bundesverwaltungsgericht eingefiihrt
werden, um falliibergreifende, allgemeine Tatsachenfra-
gen kldren zu kdnnen. Zunéchst befassen sich Revisionen
iiblicherweise nur mit Rechtsfragen. Die beabsichtigten
Lénderleitentscheidungen sollen doch nur Riickfiihrun-
gen in befriedete Gebiete auf Monate blockieren. Soll-
ten diese Leitentscheidungen und allgemein die Ober-
gerichtsentscheidungen asylfreundlich ausfallen, wiirde
das Thnen natiirlich gefallen. Sollten sie asylfeindlich
ausfallen, konnte der Anwalt — Sie schreiben es selber
hinein — ohnehin weiter dagegen vorgehen, dieses Mal in
drei Instanzen statt nur einer.

(Beifall bei der AfD — Britta HaBelmann
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Was ist denn
jetzt Thre Haltung?)

Letzte Rettung sind dann wohl der EuGH und der
EGMR; es kann nach Threr Ansicht endlos weitergehen.
Die Asylindustrie kann hier nur gewinnen, Deutschland
nur verlieren.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Griine, geben Sie einfach zu, was Sie hier
mochten: die Erosion des Rechtsstaats, der durch einen
Asylgeberstaat ersetzt werden soll. Meinetwegen schrei-
ben Sie in jeden zweiten Satz ,,Solidaritdt™ hinein. Aber
wenn Sie das tun — das wissen Sie genau —, bleibt auch
dem Arzteehepaar in Stuttgart beim Friihstiick das Miisli
im Hals stecken, und deswegen schreiben Sie es nicht
hinein.

(Canan Bayram [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: H4? Den Witz habe ich jetzt nicht ver-
standen! — Luise Amtsberg [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Kénnen Sie das noch mal
sagen? Ich habe das nicht mitbekommen! Wie
war das mit dem Miisli, dem Friihstiick und
dem Kaffee?)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Tobias Matthias Peterka (AfD):

Sie, liebe Griine, wollen hier tarnen und tduschen. In
die Ausschiisse kann die Sache trotzdem gehen. Viel-
leicht legen Sie dort die Karten etwas offener auf den
Tisch. Die AfD steht weiterhin fiir sofortigen Asylstopp,
Reduzierung der Fallzahlen und eine grundlegende An-
derung dieses Anspruchssystems.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist
ja genau das Problem!)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Thr letzter Satz, bitte.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Und nun fiir die Fraktion der SPD die Kollegin
Gabriela Heinrich.

(Beifall bei der SPD)

Gabriela Heinrich (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Hinter jedem Asylantrag steht eine Hoffnung:
die Hoffnung auf Schutz, die Hoffnung auf Sicherheit,
manchmal auch einfach die Hoffnung auf ein besseres
Leben. Egal, ob ein Asylantrag berechtigt ist oder nicht —
Hoffnung steckt immer dahinter. Deswegen ist es nach-
vollziehbar — das kann man beklagen, so viel man will —,
dass fast alle Betroffenen gegen einen abgelehnten Asyl-
antrag klagen. Dabei gilt, dass viele Asylantrige mit zeit-
licher Verzogerung auch zu vielen Klagen fiihren.

Zum 31. Dezember 2017 waren bundesweit rund
372 000 Asylklagen anhéngig. Thre Zahl ist massiv ge-
stiegen. Vor allem die Verwaltungsgerichte in allen Bun-
desldndern sind massiv iiberlastet. Wir miissen diese
Uberlastung ernst nehmen, zumal die Verfahrensdauer —
derzeit sind es im Schnitt rund acht Monate — sich weiter
verlangert, wenn nichts getan wird. Das haben wir ver-
standen, und wir werden reagieren.

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart — die Kol-
legin Keul hat es erwahnt —, dass wir die Gerichte entlas-
ten. Wir haben deswegen einen Pakt fiir den Rechtsstaat
vereinbart, den wir schnell umsetzen miissen. In diesem
Rahmen sollen 2 000 neue Richterstellen bei den Gerich-
ten der Lander und des Bundes und entsprechende Stellen
fiir Folgepersonal geschaffen werden. Wir sind uns auch
einig, dass Gesetzesdnderungen — so habe ich auch den
Kollegen von der CDU/CSU verstanden — zur weiteren
Beschleunigung, Vereinfachung und Vereinheitlichung
der Verfahren auf den Priifstand miissen. In der letzten
Legislaturperiode wurde auch aus diesem Grund bereits
die Moglichkeit der Sprungrevision erdffnet.

Eine aktuelle Lénderinitiative der SPD-gefiihrten Re-
gierungen von Berlin, Bremen, Brandenburg und Ham-
burg hat konkrete Vorschldge gemacht. In dieser Ini-
tiative werden wesentliche Forderungen aus der Praxis
aufgegriffen, an denen sich ja auch der Gesetzentwurf
der Griinen orientiert. Im Kern geht es darum, mehr Leit-
und Orientierungsentscheidungen zu erméglichen, damit
die Verwaltungsgerichte sich besser an hoherinstanzli-
chen Entscheidungen orientieren kdnnen. Das soll die
Verfahren einfacher und die Rechtsprechung bundesweit
einheitlicher machen. Aus unserer Sicht ist das der rich-
tige Weg.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Fiir die Forderungen der Landerinitiative gibt es eine
breite Unterstiitzung der Fachwelt. Wir nehmen das sehr
ernst, und wir werden dariiber, wie besprochen, in der
Groflen Koalition und auch im Ausschuss gemeinsam
mit der gebotenen Sorgfalt beraten.

Wir werden das Problem dagegen nicht 16sen, wenn
wir einfach mit dem Finger auf das Bundesamt fiir Migra-
tion und Fliichtlinge zeigen. Das mdochte ich an dieser

Stelle durchaus betonen. Nur weil es viele Klagen gibt,
ist das noch lange kein Beleg fiir eine schlechte Verfah-
rensqualitét. Fakt ist, dass fast 80 Prozent der Klagen vor
den Verwaltungsgerichten keinen Erfolg haben. Aber: In
immerhin 32 500 Féllen — bei 146 000 Entscheidungen —
wurde im letzten Jahr ein abweichender Schutz zuge-
sprochen. Und das heilit eben auch: In einem Rechtsstaat
kann es iiberhaupt nicht darum gehen, die Klagemoglich-
keiten einfach einzuschranken.

(Beifall bei der SPD)

Was wir jetzt brauchen, ist eine schnelle, aber auch
sorgfiltige Losung. Sie muss mit ganz gezielten Eingrif-
fen insbesondere die Verwaltungsgerichte entlasten und
gleichzeitig eine bundesweit einheitliche Rechtsprechung
beférdern. Die SPD ist dazu bereit, und das Gleiche er-
warten wir jetzt auch vom neuen Bundesinnenminister.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Heinrich. — Als
Néchster spricht zu uns der Kollege Stephan Thomae fiir
die Freien Demokraten.

(Beifall bei der FDP)

Stephan Thomae (FDP):

Sehr geehrter Herr Président! Verehrte Kolleginnen!
Verehrte Kollegen! Jedes gerichtliche Verfahren kostet
Zeit und Geld, und weil Zeit Geld ist, kostet es umso
mehr, je langer ein Verfahren dauert. Deshalb ist nur
schnelles Recht auch gutes Recht.

Bei den Verwaltungsgerichten hat sich die Verfahrens-
dauer in den letzten Jahren erheblich gesteigert. Im Zu-
standigkeitsbereich des Verwaltungsgerichtes Berlin dau-
ert ein Verfahren bis zur Rechtskraft der Entscheidung im
Schnitt um die 20 Monate, also fast zwei Jahre kostbare
Zeit. Dies betrifft nicht nur Asylverfahren, sondern auch
jedes andere verwaltungsgerichtliche Verfahren. Jede Fa-
milie, die gerne ein Eigenheim bauen mochte, sich aber
in einem Offentlich-rechtlichen Bauprozess befindet,
muss die Dauer des Verfahrens ebenfalls einkalkulieren.

Die Losung des Problems konnte nun sein — der Kol-
lege Seif hat es geschildert —, zu sagen: Dann stellen wir
mehr Richter ein. Aber ein Stellenaufwuchs im o6ffent-
lichen Sektor ist zum Ersten nicht besonders originell
und zum Zweiten auch teuer. Hinzu kommt, dass diese
Stellen auch dann noch bedient werden miissen, wenn
hoffentlich irgendwann die Arbeitsbelastung der Gerich-
te wieder sinkt.

Der Losungsansatz, den die Griinen heute mit ihrem
Gesetzentwurf vorgelegt haben, ist eigentlich der viel
schlauere und der intelligentere.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Der Antrag sieht vor, dass Effizienzreserven gehoben
und Verfahrensabldufe hinsichtlich einer méglichen Ver-
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besserung gepriift werden. Ich finde, das ist eine sehr
nachdenkenswerte Idee. Zunichst einmal dauern die
Verfahren dann ldnger — Herr Kollege Seif, da haben Sie
recht —, weil weitere Rechtsmittelmdglichkeiten gegeben
werden; man muss aber noch einen zweiten Blick auf den
Vorschlag der Griinen werfen. Man muss fragen: Was
passiert im zweiten Schritt? Die Zahl der offenen Antrige
beim Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge ist inzwi-
schen auf unter 100 000 gefallen. Viele Fille landen aber
woanders, ndmlich bei den Verwaltungsgerichten. Mo-
mentan sind bundesweit 320 000 Fille in Bearbeitung.
Die Gerichte miissen im Augenblick jedem Einzelfall
nachgehen und die Verfolgungssituation in jeder Provinz,
in jeder Region fiir jede Bevdlkerungsgruppe eines Lan-
des priifen, weil es nur diese eine Tatsacheninstanz und
eben keine obergerichtlichen Entscheidungen dazu gibt.
Wir haben in § 78 Absatz 6 Asylgesetz zwar die Moglich-
keit der Sprungrevision zum Bundesverwaltungsgericht;
aber das ist eine reine Rechtspriifungsinstanz. Dort wer-
den die Tatsachen nicht {iberpriift. Das heifit, wir haben
eine zersplitterte Rechtsprechung. Es bleibt dabei, dass
jedes Gericht die Tatsachen noch einmal priifen muss,
und das braucht Zeit.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Wenn nun das Bundesverwaltungsgericht als neue
Tatsacheninstanz auch allgemeinverbindlich Tatsachen
iiberpriifen und feststellen kann, dann entlastet das im
Endeffekt, also im zweiten Schritt, wenn das Verfahren
durchschritten ist, natiirlich die Gerichtsbarkeit in der
ersten Instanz. Das hilft dem Bundesamt fiir Migration
und Fliichtlinge und den Verwaltungsgerichten in erster
Instanz bei ihren Entscheidungen und fiihrt im Endeffekt
dazu, dass Verfahren effizienter und schneller werden.
Ubrigens erfolgen dann auch die Ablehnungen schneller.
Die Verfahren werden berechenbarer. Man weil3, was ei-
nen erwartet. Aulerdem werden die Verfahren einheitli-
cher. Das heifit, wir bekommen am Ende schnellere Ent-
scheidungsprozesse, schnellere Verfahren. Dann haben
die Gerichte auch wieder mehr Zeit und mehr Luft, dann
haben sie die Hande frei fiir den Prozess der Familie, die
gerne endlich den ersten Spatenstich fiir ihr Familien-
heim machen wiirde.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Das ist ein schlauer Antrag. Er konnte auch von uns
sein.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Dr. Patrick Sensburg [CDU/
CSU]: Oder vom DAV!)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Thomae, ich enthalte mich hierzu jeden
Kommentars.

Als Nachste spricht zu uns die Kollegin Gokay
Akbulut. Ich weise darauf hin, dass das ihre erste Bun-
destagsrede ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Gokay Akbulut (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir debattieren hier iiber einen Gesetz-
entwurf von Biindnis 90/Die Griinen zur Anderung des
Asylgesetzes. Konkret soll das Rechtsmittelsystem in
Asylverfahren reformiert werden, indem die Zulassung
der Berufung durch das Verwaltungsgericht und der Be-
schwerdemoglichkeiten im Verfahren des vorldufigen
Rechtsschutzes eingefiihrt werden. Dadurch soll den
Verwaltungsgerichten eine Kldrung offener Rechtsfragen
ermdglicht werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen, Die Linke begriiit ausdriicklich die
Forderung, dass die Asylverfahren beschleunigt und so
den Verfahren nach dem allgemeinen Verwaltungsrecht
wieder ein Stiick weit angeglichen werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Derzeit belasten die gravierenden Méngel in der Ent-
scheidungspraxis des BAMF nicht nur Asylsuchende,
die iber Monate und Jahre hinweg in Unsicherheit leben,
sondern sie tiberfordern auch die Verwaltungsgerichte.
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit verzeichnet seit gerau-
mer Zeit hohe Eingénge von Asylverfahren. Es gibt einen
Hochststand bei den anhéngigen Gerichtsverfahren im
Asylbereich. 2017 gab es 328 382 Klagen gegen Asylbe-
scheide. Das ist fast eine Verdoppelung gegeniiber dem
Vorjahr. Gegen 91,3 Prozent aller ablehnenden Beschei-
de des BAMF wurde im Jahr 2017 geklagt. Wegen ei-
nes nur subsididren Schutzstatus waren Ende 2017 noch
66 247 Klagen anhéngig, sogenannte Upgrade-Klagen.
Die Erfolgsquote der Klagenden in erster Instanz lag bei
inhaltlichen Asylentscheidungen bei 59,6 Prozent. Bei
Syrerinnen und Syrern war sie sogar noch hdher. Meine
Damen und Herren, es kann nicht sein, dass die Haupt-
aufgabe der Gerichte darin besteht, stindig die falschen
Entscheidungen des BAMF zu kassieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die Linke setzt sich entschieden dafiir ein, dass die
Entscheidungspraxis des BAMF auf den Priifstand ge-
stellt wird. Wichtig ist im Ergebnis, dass Gefliichtete in
schnelleren und fairen Verfahren eine richtige Entschei-
dung erhalten.

Durch die erweiterte Moglichkeit der Zulassung von
Rechtsmitteln geht der Gesetzentwurf der Griinen in die
richtige Richtung. Das Asylgesetz sieht derzeit noch ei-
nen dulerst beschrinkten Rechtsmittelzug vor. Anders
als im allgemeinen Verwaltungsprozess kann das Ver-
waltungsgericht weder in Hauptsacheverfahren die Beru-
fung noch in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
die Beschwerde zulassen. Dies hat zu einer nicht mehr
hinnehmbaren Uneinheitlichkeit der Rechtsprechung
gefiihrt. Gleich gelagerte Fille werden unterschiedlich
entschieden und sorgen filir Rechtsunsicherheit. Die Lin-
ke befiirwortet ausdriicklich, dass durch einheitlichere
Entscheidungen mehr Rechtssicherheit fiir Gefliichtete
entsteht.

(Beifall bei der LINKEN)
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In der bisherigen Uneinheitlichkeit der Entscheidungen
sieht Die Linke eine nicht hinnehmbare Ungleichbehand-
lung von Schutzsuchenden. Dies darf nicht zum Regel-
fall werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem Zusammenhang mdchte ich noch einmal
ausdriicklich darauf hinweisen, dass der Gesetzentwurf
der Griinen das Problem der fehlerhaften Entscheidungen
des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge, welche
wir als das Hauptproblem ansehen, nicht beheben wird.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die wirksamste Entlastung der Gerichte wiirde immer
noch darin bestehen, dass das BAMF endlich sorgfil-
tige Asylpriifungen durchfilhren und gut begriindete
Bescheide erstellen wiirde. Das BAMF sollte bei Her-
kunftslandern mit einer Vielzahl von gerichtlichen Auf-
hebungen — das betrifft insbesondere Syrien und Afgha-
nistan — negative Bescheide von sich aus iiberpriifen und
gegebenenfalls korrigieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Den Zugang zu einem ziigigen Verfahren zu ermog-
lichen, in welchem in guter Qualitét iiber das Begehren
der Schutzsuchenden entschieden wird, liegt in der Ver-
antwortung des Staates. Das Recht der Schutzsuchenden
auf ein faires Verfahren muss hierbei mafigebend sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulle
Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Die Linke unterstiitzt deshalb den Gesetzentwurf, sicht
aber noch weiteren Handlungsbedarf. Es muss umgehend
flichendeckend in ganz Deutschland eine gute, friihzeiti-
ge und dabei kostenlose Rechtsberatung fiir alle Schutz-
suchenden geben. Wir werden auch weiterhin solidarisch
sein und die Rechte der Gefliichteten stérken.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Vielen Dank, Frau Kollegin. — Als Nichstes der Kolle-
ge Michael Kuffer fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU):

Herr Président! Kolleginnen und Kollegen! Sie haben,
liebe Kolleginnen und Kollegen von den Griinen, auf je-
den Fall eine zutreffende Situationsbeschreibung vorge-
nommen; das muss ich Thnen zugestehen. Die Belastung
der Verwaltungsgerichte ist immens. Wir miissen aufpas-
sen, dass wir hier nicht einen Flaschenhals bekommen,
der uns bei unserem Ziel, insgesamt zu einer Beschleuni-
gung zu kommen, im Wege steht.

Man sieht an dem Ganzen natiirlich eines — das ist der
Punkt, auf den die CSU seit Jahren hinweist —: dass wir,
wenn wir die Belastungen, die mit der Fliichtlingskrise
verbunden sind, richtig ermessen wollen, weit iiber die
Primirfolgen hinausblicken und die Sekundéarfolgen und

Sekundéraspekte umfassend mit einbeziehen miissen. In-
sofern — das kann ich Ihnen nicht ersparen —: Sie werden
uns noch dafiir dankbar sein, dass wir die Obergrenze
durchgesetzt haben. Auch hier sicht man es wieder.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Alexander
Gauland [AfD]: Wo liegt denn diese Ober-
grenze? — Weiterer Zuruf von der AfD: Wel-
che Obergrenze?)

Ich kann den Gedanken, der mit dem Gesetzentwurf
verbunden ist, nachvollziehen, durch obergerichtliche
Grundsatzentscheidungen ein Rechtsgebiet und dessen
Tatsachenumgebung gewissermaflen so zu kartographie-
ren, dass sich die Instanzgerichte darin einfacher zurecht-
finden. Ich kann das, wie gesagt, nachvollziehen, aber ich
kann es — ich werde Thnen gleich sagen, warum — jeden-
falls nicht ohne Weiteres teilen. Ich sage deshalb ,,nicht
ohne Weiteres*, weil ich fiir richtig halte, worauf wir uns
im Koalitionsvertrag geeinigt haben: dass wir zwar die
Moglichkeiten der Verfahrensoptimierung nutzen, aber
genau priifen wollen. Das ist das, was jetzt ansteht. Ich
glaube, dass dies dem Thema gut zu Gesicht steht und
angemessen ist. Es gibt ja das Sprichwort: ,,Das Bessere
ist der Feind des Guten.* Insofern miissen wir aufpassen,
dass wir das Ziel der Beschleunigung und Vereinfachung
im Blick behalten.

Ich sage Ihnen aber auch: Mit einer Vereinheitlichung
ohne Beschleunigung, wenn wir im Gegenteil sogar noch
das Risiko der Ausweitung bzw. der Aufbldhung des
Rechtsschutzes eingehen, wiirden wir dem Anliegen eher
einen Béarendienst erweisen. Anders gesagt: Wir miissen
die Beschleunigungskrifte, die wir mit dem Vorschlag
auf der materiell-rechtlichen Ebene erreichen koénnen,
sehr sauber gegen die Bremskréfte abwigen, die auf der
prozessualen Seite drohen, und da kommt mir durchaus
der eine oder andere Zweifel.

Zunéchst vielleicht noch mal zur Klarstellung: Wir
haben auch bisher schon nach § 78 des Asylgesetzes die
Moglichkeit der Zulassung einer Berufung bei grundsétz-
licher Bedeutung, allerdings eben nicht von vornherein
durch die Instanzgerichte, sondern durch die Oberver-
waltungsgerichte. Der Einwand, dass eine obergericht-
liche Kldrung vereitelt werden kann, wenn Zulassungs-
antrdge den prozessualen Anforderungen nicht geniigen,
iiberzeugt mich nicht so wahnsinnig. Wenn némlich
schon der Zulassungsantrag nicht sauber gestellt werden
kann, dann erscheint es mir mehr als unwahrscheinlich,
dass Grundsatzfragen im Berufungsverfahren unter die-
sen Bedingungen sauber heraus- und auch aufgearbeitet
werden kdnnen.

Natiirlich konnen wir rechtliche Grundsatzfragen
obergerichtlich ausleuchten. Trotzdem sind wir im Asyl-
verfahren natiirlich stark von Tatsachenfragen gepragt.
Hier erscheint es mir sehr fraglich, ob sie sich oberge-
richtlich vereinheitlichen lassen und ob das dann wirk-
lich zu einer Beschleunigung fiihrt.

Schlussendlich als letzter Gedanke: Wir miissen auf-
passen, dass wir nicht das Risiko eines Perpetuum mo-
bile eingehen; denn wenn wir mehr obergerichtliche
Rechtsprechungen produzieren, dann erhdhen wir natiir-
lich auch die Wahrscheinlichkeit, dass Instanzgerichte,

©

D)



(A)

(B)

2456 Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26

. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Michael Kuffer

gerade wenn sie sich mit Tatsachenfragen beschéftigen
und den Besonderheiten des Einzelfalls folgen wollen,
davon abweichen miissen, wodurch wir wiederum neue,
eigenstdndige Berufungsgriinde schaffen.

Insofern bitte ich wirklich herzlich darum, dass wir
uns die Zeit nehmen, die Dinge ordentlich zu priifen und
jetzt dartiber nachzudenken, wo die richtigen Ansatz-
punkte liegen.

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herr Kollege Kuffer, kommen Sie jetzt wirklich zum
Schluss.

Michael Kuffer (CDU/CSU):
Dann, glaube ich, sind wir auf dem richtigen Weg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Wolfgang Kubicki:

Herzlichen Dank. — Als Nachstes der Kollege Helge
Lindh fiir die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
zitiere:

Die Gerichte sind der Reparaturbetrieb fiir die poli-
tischen und biirokratischen Versdumnisse der letz-
ten Jahre.

Das schrieb 2017 die ,,Augsburger Allgemeine®

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ich
erinnere mich!)

sehr pointiert, grob vereinfachend und auch nicht ganz
gerecht. Es gibt darin aber zumindest einen Punkt, an
dem man ins Nachdenken tiber die gewiss nicht europa-
isch-solidarisch bewiltigte Massenflucht und iiber unsere
sehr komplexen Regelungsversuche derselben Situation
kommt. Im Ergebnis war dies unweigerlich tatsdchlich
eine Arbeitsbeschaffung fiir viele Anwiltinnen und An-
wilte.

Diese Anwiltinnen und Anwaélte berichten uns, dass
unterschiedliche Spruchkdrper in demselben Verwal-
tungsgericht zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen
kommen. Diese Gerichte sind in der Tat so etwas wie die
Produktionsstitten von Urteilen. Heutzutage féllen sie
diese — das sage ich mit viel Respekt, der ihnen gebiihrt —
fast am Flieband. Gleichzeitig sind sie auch nicht we-
niger als die Produktionsstitten unseres Rechtsstaates.
Denn wann, wenn nicht jetzt, und wo, wenn nicht dort,
wird der Biirger zu einem wiirdigen Biirger, der sich ge-
gen die Behorden wehren kann?

Sie sind aber noch mehr und miissen auch noch mehr
sein. Diese Gerichte und das BAMF sind — und das mei-
ne ich ganz ernst — Produktionsstéitten von Demokratie
und Humanitét, und sie miissen es sein. Sie sind viel-
leicht auch so etwas wie — das Wort ist ja wieder in Mode

gekommen, und ich bin bald ja nicht mehr nur Innenpoli-
tiker, sondern auch Heimatpolitiker —

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

die Heimat von Demokratie und Menschenrechten. Wenn
sie das nicht hinreichend sein konnen, so ist es unsere
verdammte Pflicht und Schuldigkeit, uns darum zu kiim-
mern und zu priifen, wie sie es sein kdnnen.

(Beifall bei der SPD)

Aufgrund der Komplexitit all dieser Regelungen und
der Dynamik der Gesetzgebung haben wir, denke ich,
in den Strukturen — ich denke auch an die Statistiken,
um die wir uns sicher guten Willens gekiimmert haben —
manchmal jemanden am Wegesrand vergessen, ndmlich
den Menschen in all seinen Dimensionen: als betroffe-
nen Gefliichteten, als Dolmetscher und als Richterin bzw.
Richter.

Versetzen wir uns einmal in die typische Situation: ein
ziemlich kahler Saal, eine Richterin mit Diktiergerit, ein
Dolmetscher, ein Gefliichteter mit oder ohne Rechtsbei-
stand. Was wird da verhandelt? Da wird ein Menschen-
schicksal verhandelt.

Nicht wesentlich anders verhilt es sich beim BAMF:
ein kahler Raum, eine Anhoérerin, ein Dolmetscher, ein
betroffener Fliichtling. Wie erlebt man es beispielswei-
se, wenn eine Frau plotzlich in Trénen ausbricht, weil ihr
die Bilder wieder vor Augen kommen, dass ein Soldat
mit sauber entfernten GliedmaBlen aufgekniipft wurde?
Sie hat es mit ansehen miissen. Was macht das mit ei-
ner Betroffenen? Was macht das mit den Dolmetschern?
Was macht das mit den Richterinnen und Richtern? Sind
wir uns bewusst, was wir ihnen zumuten und vor welche
Aufgaben wir sie stellen? Ich denke, dieser Verantwor-
tung miissen wir uns bewusst sein.

Wir miissen alles Erdenkliche tun und die Bedingun-
gen ihrer Arbeit so gut, so effizient und so wiirdig ge-
stalten, wie es nur geht. Dieser Aufgabe miissen wir uns
stellen. Diese beiden Rdume, der Gerichtssaal und der
Raum beim BAMF, sind so etwas wie kommunizierende
Roéhren. Wir werden im Ausschuss darum ringen miissen,
denke ich, ob eine zweite Tatsacheninstanz Sinn macht,
wie sinnvoll sie ist, wie sie sich zur Sprungrevision ver-
hélt und wie das Ganze im Zusammenhang mit den neu
geschaffenen und auch neu zu schaffenden Richterstellen
steht. Diese Fragen werden wir beantworten miissen.

In unserer Demokratie funktioniert Legitimation
durch Verfahren. Genau darin zeigt eine Demokratie ihr
menschliches und rechtsstaatliches Antlitz — eben im
Unterschied zu Diktaturen und autoritidren Regimen. Be-
kenntnisse, die wir alle abgeben, sind wichtig. Sie sind
auch richtig und notwendig, aber sie reichen nicht; denn
wir brauchen Praxis. Gute Gesinnung ist wichtig. Sie ist
notwendig, aber sie reicht nicht; denn wir brauchen —
auch dariiber diskutieren wir heute — einen humanitiren
Pragmatismus.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Roland Hartwig [AfD])
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Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist
der Professor Dr. Patrick Sensburg, CDU/CSU-Frakti-
on. — Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich freue mich, dass wir uns in diesem
Haus iiber alle Fraktionen hinweg einig sind — das ist
auch nicht immer der Fall —, dass wir handeln miissen.
Dass die Zahl der Fille an unseren Verwaltungsgerichten
steigt, das war eigentlich vorhersehbar. Wer ein bisschen
Erfahrung hat, die bis in die 80er- und bis in die 90er-Jah-
re reicht, der konnte wissen, dass die Zahl der Fille stei-
gen wird.

Wir kénnen auch davon ausgehen, dass die Félle nicht
ganz unkompliziert werden, gerade angesichts der gro-
Ben Zahl der schnellen Verfahren, die das BAMF abwi-
ckeln musste. Da wird auf unsere Verwaltungsgerichte
viel zukommen. Ich glaube, wir sind uns darin einig, dass
wir etwas tun miissen.

Wie der Gesetzentwurf von Biindnis 90/Die Griinen
da helfen soll, hat sich mir in den letzten Minuten nicht
erschlossen, weder bei der Rede der Kollegin Keul noch
bei der Rede des Kollegen Thomae. Die Moglichkeit der
Berufung einer weiteren Tatsacheninstanz soll erweitert
werden.

Es wurde gerade vom Kollegen Lindh gesagt, der
Grund sei, dass Spruchkorper zu unterschiedlichen Er-
gebnissen kommen. — Ja, es ist nun mal bei Einzelfall-
entscheidungen so, dass man zu unterschiedlichen Er-
gebnissen kommt; denn jeder Fall ist anders. Dahinter
verbergen sich ein ganz individueller Werdegang und ein
ganz individueller Antrag.

Die Frau Kollegin Keul hat gesagt: Oben kommt
nichts an. Es kommt zu einer unterschiedlichen Recht-
sprechung, und das fiihrt zu Unsicherheit. — Jetzt mochte
ich doch einmal ins Gesetz gucken. Ich habe es mir extra
mitgenommen, das schadet ja auch nicht. Ein Blick ins
Gesetz erleichtert die Rechtsfindung, das lernt man im
Studium.

(Ulli Nissen [SPD]: Schlauberger!)
§ 78 des Asylgesetzes:

Das Urteil des Verwaltungsgerichts, durch das die
Klage in Rechtsstreitigkeiten nach diesem Gesetz
als offensichtlich unzuléssig oder offensichtlich un-
begriindet abgewiesen wird, ist unanfechtbar.

In Absatz 2 steht dann:

In den iibrigen Féllen steht den Beteiligten die Be-
rufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts zu,
wenn sie von dem Oberverwaltungsgericht zugelas-
sen wird.

Die Berufung ist also mdglich, wenn sie vom Ober-
verwaltungsgericht zugelassen wird. Ich habe mich ein-
mal bei Verwaltungsrichtern umgehdrt, ob sie meinen,
oben bei ihnen komme nichts an. Sie sagen: Wenn etwas

ankommen soll, dann geht es auch bei Entscheidungen,
die eben nicht offensichtlich unbegriindet sind.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sehr
richtig!)

Sie wollen, dass bei denen noch eine weitere Tatsa-
cheninstanz moglich ist. Wenn man sich ein bisschen mit
den Asylverfahren beim BAMF befasst hat, dann weil3
man, dass sich im Laufe der Zeit Sachverhalte ganz an-
ders darstellen kdnnen und dass sich der Vortrag der An-
tragsteller sehr stark verdndern kann.

Sie wollen jetzt die Moglichkeiten der Berufung, die
schon im Gesetz enthalten sind — Herr Kollege Tho-
mae hat auf die Sprungrevision hingewiesen, bei der
die rechtlichen Fragen im Streitfall noch geklért werden
konnen —, verbreitern. Ich mochte noch einmal darauf
hinweisen und wiinsche mir, dass bitte noch einmal alle
einen Blick ins Gesetz werfen und feststellen, dass es die
Berufung schon gibt.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Die Richter haben auch ins Gesetz geguckt!
Meine Giite, Herr Kollege Sensburg!)

Da schafft eine Erweiterung bei der Vielzahl der Falle
keine Beschleunigung. Sie fiihrt vielmehr zur Lahmung
und Verlangsamung. Ich empfehle Thnen einen Blick in
die 6. VwGO-Novelle aus dem Jahr 1997.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Habe ich noch gut in Erinnerung! Da habe ich
Examen gemacht!)

Man muss nicht alles teilen, was da steht, aber man er-
kennt, dass sie bei der groBen Klagewelle an den Verwal-
tungsgerichten einen Erfolg gebracht hat. Wir hatten in
den Jahren fast 500 000 Streitigkeiten bei den Verwal-
tungsgerichten. Durch sie wurde die Klagewelle einge-
diammt, sodass unsere Verwaltungsgerichtsbarkeit mit
den vielen Fillen klarkam.

Sie wollen das jetzt vollig negieren und weitere Be-
rufungsmoglichkeiten schaffen. Das kann ich verstehen,
aber nennen Sie es dann nicht Beschleunigung. Dann
sollten Sie auch sagen, dass Sie die Berufungsmdglich-
keiten stark erweitern und unsere Justiz bzw. unsere
Verwaltungsgerichtsbarkeit mit viel, viel mehr Fillen be-
trauen wollen. Das, glaube ich, mdchten wir nicht.

Danke schon fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich schlieBe die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt.

Interfraktionell wird Uberweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 19/1319 an die in der Tagesord-
nung aufgefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen, wobei die
Federfiihrung beim Innenausschuss liegen soll. Gibt es
dazu andere Vorschlige? — Das ist nicht der Fall. Dann
ist die Uberweisung so beschlossen.
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Vizeprisident Dr. Hans-Peter Friedrich

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jiirgen
Braun, Dr. Anton Friesen, Verena Hartmann,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Christenverfolgung stoppen und sanktionie-
ren

Drucksache 19/1698

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitire Hilfe (f)
Auswirtiger Ausschuss

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Es gibt dazu
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Zu seiner ersten Rede bitte ich den Kollegen Jiirgen
Braun von der AfD-Fraktion ans Mikrofon.

(Beifall bei der AfD)

Jiirgen Braun (AfD):

Herr Prasident! Liebe Kollegen! Vor allem kommu-
nistische und islamische Staaten verfolgen Christen.
Christen werden diskriminiert und ausgegrenzt, einge-
sperrt und ermordet.

Noch nie in der Geschichte war die Situation fiir Chris-
ten so katastrophal wie heute. So stellen es unabhingige
Experten fest. Nach einer Studie des Pew Research Cen-
ter ist die Religionsfreiheit von Christen in 128 Léndern
eingeschriankt. Open Doors schétzt die Zahl verfolgter
Christen weltweit auf rund 200 Millionen Menschen.

Die AfD-Fraktion nimmt diese entsetzliche Entwick-
lung nicht hin.

(Beifall bei der AfD)

Die Christenverfolgung muss gestoppt und bekdmpft
werden. Der Arabische Frithling wurde von der deut-
schen Politik und den Medien unkritisch bejubelt. Je-
doch: Weltliche Diktaturen wurden durch islamische Re-
gime abgelost, begleitet vom Terror fanatischer Horden
auf den Stralen.

Christen werden mitten in ihren Kirchen angegriffen,
mit Messern, Schusswaffen und Bomben: Dutzende von
Toten, abgerissene GliedmaBlen, im Kirchenraum ein
Meer von Blut.

Beispiel Agypten: Die Wahl ausgerechnet des Mos-
lembruders Morsi zum Présidenten wurde im Westen und
besonders in Deutschland bejubelt. Damit begann aber
eine entsetzliche Zeit fiir die koptischen Christen. Erst
unter dem Prasidenten el-Sisi, so bedenklich seine Politik
sonst ist, hat sich die Lage der Christen wieder deutlich
verbessert.

Die Kopten in Agypten stellen noch immer rund
10 Prozent der Bevdlkerung, trotz massiver Verfolgung.
Eines der vielen Beispiele in diesem Zusammenhang
sind die gekopften Christen am libyschen Strand. Der
grofle Martin Mosebach setzt den mutigen Kopten nun

ein literarisches Denkmal mit ,,Die 21°, vermutlich das
politische Buch des Jahres.

Auch in Asylbewerberheimen in Deutschland werden
Christen unterdriickt. Sie sind vor dem Islam geflohen
und treffen hier ihre Peiniger wieder, nicht in jedem
Heim, aber tiberall in Deutschland.

(Ulli Nissen [SPD]: Was?)

Mehrfach bin ich in meinem Wahlkreis von Asylhelfern
darauf angesprochen worden. Unsere Befiirchtungen be-
treffend die illegale Grenzoffnung vor drei Jahren sind
leider eingetreten. Auch wenn Sie es nicht wahrhaben
wollen: Durch das Totalversagen der Regierung Merkel
sind Hunderttausende Judenhasser und Christenhasser in
unser Land gestromt.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben einige sinnvolle Ma3nahmen in unserem
Antrag genannt, um die Christenverfolgung in vielen
Staaten der Welt zu bekdmpfen. Wir wollen zum Beispiel
gezielt die Entwicklungshilfe kiirzen und Handelsprivi-
legien fiir Verfolgerstaaten abschaffen. Wenn Sie andere
gute Vorschlidge haben, dann freuen wir uns sehr auf die
Unterstiitzung der anderen Fraktionen im Ausschuss.

Deutsche Bischdfe legen in Jerusalem das Kreuz ab.
Sie unterwerfen sich dem Islam. Das deutsche Parlament
sollte mutiger sein.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat nun das Wort der Kol-
lege Michael Brand.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):

Religionsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht,
das weltweit zunehmend eingeschrénkt oder kom-
plett infrage gestellt wird. Das gilt fiir zahlreiche
religiose Minderheiten weltweit. Unsere Solidaritét
gilt allen benachteiligten religiosen Minderheiten.
Dazu zéhlt der beharrliche Einsatz fiir viele Millio-
nen verfolgter Christinnen und Christen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Lieber Herr Prisident! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! So steht es an prominenter Stelle im neuen
Koalitionsvertrag, weil es uns ein Anliegen und eine
Verpflichtung fiir unsere Arbeit ist. Vor allem Minder-
heiten sind betroffen, deren Religionszugehorigkeit ge-
nutzt wird, um Vorurteile zu schiiren oder zu verstirken,
sie zu verfolgen: die Bahai, die Ahmadiyya, die Jesiden,
Schabak, die Aleviten, die Juden — diese werden in Threm
Antrag trotz der Ereignisse in diesen Tagen nicht einmal
erwdhnt — oder Schiiten und Sunniten, Tibeter, Uigu-
ren oder die muslimischen Rohingya. Um die Situation
von Christen ist es besonders schlecht bestellt. Weil sich
Menschen zu Jesus Christus bekennen, werden sie dis-
kriminiert und verfolgt, bis hin zu Folter und Hinrich-
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Michael Brand (Fulda)

tung. Mehr als 100 Millionen Christen leben in Léndern,
in denen ihr Menschenrecht auf Religionsfreiheit nicht
geachtet wird. Damit sind Christen die grofite verfolgte
Gemeinschaft in Nordkorea, Pakistan, Eritrea und Nige-
ria, in China, der Tiirkei, im Nahen Osten oder anderswo.

Das Thema Christenverfolgung ldsst sich keineswegs
auf einen Kulturkampf zwischen Christentum und Islam
reduzieren, wie mancher behauptet, auch um bewusst zu
spalten oder das eigene politische Siippchen zu kochen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Beim Terror des sogenannten ,,Islamischen Staates* sind
nach wie vor die meisten Opfer Muslime, die eben nicht
die aggressive Ideologie der Krieger teilen. Ich bekenne:
Mein Einsatz als Christ fiir die Religionsfreiheit schlief3t
immer den Einsatz fiir alle Menschen ein, die wegen ih-
res Glaubens verfolgt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, d.er SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Der Bamberger Erzbischof Ludwig Schick hat es auf den
Punkt gebracht: ,,Unser Einsatz fiir die Christen ist exem-
plarisch, aber nicht exklusiv.“

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Der Einsatz der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag fiir die Religionsfreiheit grundsitzlich sowie
fiir bedréngte und verfolgte christliche Schwestern und
Briider im Glauben im Besonderen ist ein Einsatz fiir
unser aller Freiheit. Dieser Einsatz ist seit Jahren stark,
beharrlich und konkret.

(Zurufe von der AfD: Wo?)

In Zusammenarbeit mit einer grof3en, internationalen Ge-
meinschaft von Parlamentsangehdorigen aller Religionen,
dem International Panel of Parliamentarians for Freedom
of Religion or Belief, dem Stephanuskreis, mit Fachta-
gungen und Konferenzen, auf Delegationsreisen wie im
Fall des Klosters Mor Gabriel in der Tiirkei, mit vielfal-
tigem Engagement oder mit parlamentarischen Paten-
schaften fiir bedringte Menschen wie die tapfere Chris-
tin Asia Bibi, die in pakistanischer Haft sitzt, wirken die
Mitglieder meiner Bundestagsfraktion und anderer Frak-
tionen fiir das Recht jedes Menschen auf Glaubens- und
Bekenntnisfreiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Biblisches Ausmal} hat die Gewalt gegen religiose
Minderheiten in Teilen des Nahen Ostens. Durch die Ta-
ten des IS ist das Uberleben des Christentums in seiner
Ursprungsregion in akuter Gefahr. Angesichts der Riick-
kehr von Vertriebenen in die vom IS befreiten Gebiete
im Irak oder in Syrien ist die zentrale Frage, ob religiose
Vielfalt von Christen, Muslimen, Juden und anderen dort
mdglich bleibt oder wieder mdglich wird.

In anderen Liandern wie in China, Vietnam oder auch
in einigen Nachfolgestaaten der Sowjetunion bekampfen
autoritdre Regime systematisch Religionen. Sie werden

mit allen Mitteln aus dem offentlichen Raum verbannt.
Jede Regung wird engmaschig tiberwacht und gnadenlos
ins Visier genommen. Auch in Europa gibt es Entwick-
lungen, die mehr als besorgniserregend sind. Probleme
durch wachsende religiose Pluralitdt 16st man sicher
nicht, indem man Religion aus dem offentlichen Raum
verbannt. Auch in Deutschland gibt es einen sich ausbrei-
tenden aggressiven Sdkularismus.

Zu dem vorgelegten Antrag der AfD mdchte ich aus
dem heutigen Beitrag einer Journalistin von ,,Focus On-
line* zitieren und mich dieser Einschétzung ausdriicklich
anschlieBen:

Auf den ersten Blick konnte man denken, ein An-
trag zu verfolgten Christen kdnne auch aus der
Union kommen. Damit will die AfD den Eindruck
vermitteln, man fordere ja nur Dinge, die konser-
vative Unionspolitiker auch vertriten. Die Ahnlich-
keit ist aber sehr oberflachlicher Natur: Wéhrend
es CDU-Politikern wie Kauder wirklich um das
Schicksal verfolgter Christen geht,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

nutzt die AfD das Thema nur als Aufhénger, um
Stimmung gegen den Islam und Muslime zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CDU/CSU wird
ihren Einsatz konsequent fortsetzen, mit Offenheit und
nicht mit Tunnelblick wie andere. Auch deshalb war es
uns besonders wichtig, dass das neue Amt des Beauftrag-
ten der Bundesregierung fiir weltweite Religionsfreiheit
geschaffen wurde. Ich freue mich, dass Markus Griibel
hier ist. Wir freuen uns auf diese wichtige Zusammen-
arbeit. Alle zwei Jahre wird es kiinftig einen Bericht der
Bundesregierung zur weltweiten Lage der Religions-
freiheit geben, und zwar mit einem systematischen Léan-
deransatz. Als Parlamentarier haben wir hier die Erwar-
tung, dass sich die Erkenntnisse im Handeln deutscher
Regierungspolitik widerspiegeln und dass wir diesen
Kurs fortsetzen konnen — fiir den Schutz der Religions-
freiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Ich erteile das Wort zu ihrer ersten Rede im Deutschen
Bundestag der Kollegin Gyde Jensen.

(Beifall bei der FDP)

Gyde Jensen (FDP):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Fazit gleich vorweg: Der vorliegende Antrag der
AfD-Fraktion ist nichts anderes als ein Feigenblatt fiir
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die Ausgrenzung von Religionsgemeinschaften insge-
samt.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja
natiirlich! Das hétten Sie sich sparen konnen!
Das ist ja mal was richtig Neues!)

Ich will Thnen das auch gerne erkléren. Ja, Christen wer-
den verfolgt, aber auch Buddhisten, Muslime und Juden.
Es gibt Juden, die in muslimisch geprdgten Ladndern
verfolgt werden. Es gibt Muslime, die in buddhistisch
gepriagten Landern verfolgt werden. Es gibt aber auch
Christen, die in christlich geprigten Léndern verfolgt
werden, sogar von Christen selbst. Die Realitét ist eben
komplex.

In Threm Antrag werden Sie der komplexen Realitét
einfach nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die Folge ist: Christenverfolgung wird in Threm Antrag
einseitig als ein Problem islamischer Staaten deklariert.
Damit legen Sie bewusst die Axt an die Gleichwertigkeit
aller Glaubensgemeinschaften.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Dr. Bernd
Baumann [AfD]: Neun von zehn Verfolgten in
islamischen Staaten!)

Sie sagen, Sie wollten Christen schiitzen. Tatsdchlich
aber spielen Sie Religionen gegeneinander aus. Die For-
derungen in Threm Antrag sind so nichts weiter als Ab-
schottungsromantik:

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: ,,Abschot-
tungsromantik®! Mein Gott, was ist aus denen
geworden!)

Entwicklungshilfe kiirzen, Handelsprivilegien abschaf-
fen, Visaerteilung einschranken, wenn Austausch, dann
nur fiir Christen.

(Jirgen Braun [AfD]: Sagen Sie das bitte mal
Thren FDP-Wiéhlern!)

Interreligidser Dialog? Fehlanzeige. Eine Differenzie-
rung findet schlicht nicht statt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CPU/CSU, der SPD, der LINKEN und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Haben Sie einmal einen Blick ins Grundgesetz gewor-
fen?

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Das kennen
die nicht!)

Studienplatzvergabe und Fliichtlingshilfe an die Religi-
onszugehorigkeit zu kniipfen, das ist mit unserer Verfas-
sung nicht vereinbar, iibrigens auch nicht mit christlichen
Werten.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der
SPD, der LINKEN und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN — Matthias W. Birkwald [DIE

LINKE]: Mit der Verfassung haben die nichts
am Hut!)

Fiir die AfD-Fraktion geht es bei diesem Thema nicht um
Verfolgung an sich; es geht vor allem um Ausgrenzung
von Muslimen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Diese Art der Politik hat bei IThnen Methode. An Threm
Versuch, Religionsgemeinschaften gegeneinander auszu-
spielen, werden wir Freie Demokraten uns nicht beteili-
gen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN — Dr. Alexander
Gauland [AfD]: Das haben wir auch nicht er-
hofft!)

Meine Damen und Herren, die Religionsfreiheit je-
des Einzelnen ist haufig dann gefdhrdet, wenn Glaube
und Politik miteinander vermischt werden, und die AfD
macht genau das. Mit Threm Mantra der Islamisierung
politisieren Sie jeden einzelnen Muslim. Dabei wird
Deutschland heute, im 21. Jahrhundert, ebenso wenig
islamisiert, wie Deutschland zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts judaisiert wurde. Ab und an sollten auch Sie aus der
Geschichte lernen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]:
Was sind das fiir Vergleiche? Das fehlt gerade
noch, dass Sie mir Geschichtsunterricht ge-
ben! Das ist eine Unverschimtheit!)

,Aus der Geschichte lernen® bedeutet auch, die Vertei-
digung von Religionsfreiheit nicht nur rein rechtlich zu
betrachten, sondern diese auch im Alltag vorzuleben.
Was wir vorgestern im Prenzlauer Berg gesehen haben,
zeigt: Religionsfreiheit muss jeden Tag aufs Neue ver-
teidigt werden.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Fiir uns Freie Demokraten steht fest: Antisemitismus
darf in Deutschland nie wieder einen Platz haben, und re-
ligids motivierte Straftaten miissen konsequent verfolgt
und bestraft werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD — Jiirgen Braun
[AfD]: Es geht um Christenverfolgung!)

Auch wir als Européer miissen Religionsfreiheit aus-
reichend schiitzen. Wenn ein Viktor Orban die Wahl in
Ungarn mit einer Kampagne gegen sogenannte muslimi-
sche Invasoren gewinnen kann,

(Jirgen Braun [AfD]: So ist die FDP! Links-
griines Geschwitz! Links-griines Geschwitz
von der FDP!)
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so sehen wir, wie schnell sich Vorurteile in unserer Ge-
sellschaft verfestigen kdnnen.

(Beifall bei der FDP und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Meine Damen und Herren, Deutschland und auch die
Bundesregierung miissen ihren Beitrag leisten. Wir Freie
Demokraten fordern eine aktive Menschenrechtspolitik,
die weltweit fiir Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit
eintritt und die Menschenrechte auch lokal umsetzt;

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

denn Religionsfreiheit ist immer auch ein Gradmesser
fiir die Toleranz und Integrationsfahigkeit einer ganzen
Gesellschaft. Es braucht auch hier Mut zu neuen Ideen.

(Martin Hebner [AfD]: Gehen Sie mal nach
Saudi-Arabien!)

Das House of One in Berlin ist so eine Idee, den interre-
ligiosen Dialog zu stirken.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN - Jiirgen
Braun [AfD]: Links-Griin-FDP, das ist der
Hinweis!)

Aktive Menschenrechtspolitik bedeutet auch, sich von
Verfolgungssuperlativen zu distanzieren, so wie es die
Evangelische und die Katholische Kirche in ihrem Be-
richt zum Thema Christenverfolgung getan haben. Das
erwarte ich auch von jedem einzelnen Abgeordneten in
diesem Parlament.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der LINKEN
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was Sie alles
erwarten! — Jiirgen Braun [AfD]: Sie haben gar
nichts zu erwarten! Frechheit! — Dr. Alexander
Gauland [AfD]: Wer solche Reden halt, hat
nichts zu erwarten!)

Ich komme zum Schluss. — Meine Damen und Herren,
Anschlige auf Christen wie in Agypten oder in Pakistan
mahnen Staaten und Kirchen gleichermaflen. Religioser
Fanatismus in Verbindung mit staatlicher Gewalt muss
weltweit gedchtet werden.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ob Christen in Agypten, die Rohingya in Myanmar oder
Jesiden in Syrien — vielerorts sind Religionsgemeinschaf-
ten unterdriickt. Staaten, Kirchen und alle friedliebenden
Religionsgemeinschaften miissen miteinander die Reli-
gionsfreiheit verteidigen, anstatt sich gegeneinander aus-
spielen zu lassen.

(Martin Hebner [AfD]: Sie ignorieren Morde
an Christen!)

Lassen Sie uns ein Stiick dazu beitragen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]:
Die Rede war fast so gut wie die von Herrn
Zimmer heute! — Jiirgen Braun [AfD]: 3 Pro-
zent fiir die FDP sind nahe!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege
Dr. Anton Friesen. Bitte.

Dr. Anton Friesen (AfD):

Vielen Dank erst einmal. — Ich will nur darauf hinwei-
sen, dass die Behauptung, dass die weltweite Verfolgung
insbesondere von Christen nichts mit dem Islam zu tun
habe, einfach nicht der Wirklichkeit entspricht. Schauen
Sie sich einmal den Weltverfolgungsindex an: Acht der
zehn Top-Staaten sind mehrheitlich muslimische Léander.
Es trifft also einfach nicht zu, dass der Islam da gar keine
Rolle spielt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Das hat sie auch nicht behaup-
tet!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Wollen Sie antworten, Frau Kollegin?

Gyde Jensen (FDP):

Ich mochte mit dieser Rede betonen — und ich den-
ke, das haben Sie auch am Beifall des Hauses gesehen —,
dass das durchaus keine Meinung ist, die die Freien De-
mokraten teilen.

(Widerspruch bei der AfD)
Mochten Sie meine Erwiderung horen?

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nein, eigent-
lich nicht! — Gegenruf des Abg. Michael Brand
[Fulda] [CDU/CSU]: So viel Selbstgefillig-
keit, Herr Gauland! — Weitere Zurufe von der
CDU/CSU: Hort! Hort! — Wie schrecklich! —
Unparlamentarisch!)

— Dann diirfen Sie keine Kurzinterventionen machen.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Konnten Sie jetzt bitte der Kollegin zuhdren!

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Was
fiir ein Schwichling! — Michael Brand [Fulda]
[CDU/CSU]: Was fiir ein Feigling! — Lachen
des Abg. Dr. Alexander Gauland [AfD] —
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Selbst-
gefallig!)
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Vizeprisident Dr. Hans-Peter Friedrich

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kollegin Gyde
Jensen mochte gerne auf die Kurzintervention antworten.
Bitte horen Sie ihr zu. — Frau Kollegin, bitte schon.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Mann, Mann, Mann, was fiir ein Typ
da in der ersten Reihe!)

Gyde Jensen (FDP):

Ich m&chte mit dieser Rede auch zeigen, dass nicht
nur die junge Generation, sondern das gesamte Haus —
mit Ausnahme von Thnen, der AfD — dafiir steht, dass es
hier nicht nur um Christenverfolgung geht, sondern da-
rum, die Religionsfreiheit weltweit zu gewéhrleisten.

(Lebhafter Beifall bei der FDP, der CDU/
CSU, der SPD, der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN - Michael Brand
[Fulda] [CDU/CSU]: Herr Gauland, Alter
schiitzt vor Torheit nicht! — Gegenruf des Abg.
Dr. Alexander Gauland [AfD] — Gegenruf der
Abg. Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Aufgewacht!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Die néchste Rednerin ist die Kollegin Gabriela
Heinrich von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Gabriela Heinrich (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Menschenrechte gelten fiir jede und fiir
jeden und sind somit universell.

(Beatrix von Storch [AfD]: Auch fiir Chris-
ten!)

In der Menschenrechtspolitik ist es dabei vollig legitim,
wenn wir auf bestimmte Gruppen hinweisen, die einen
besonderen Schutzbedarf haben, zum Beispiel weil sie
unter besonderer Verfolgung leiden. Dazu gehdren in
vielen Landern unzweifelhaft auch Christen.

Die Menschenrechte sind unteilbar und gelten fiir alle.
Sie gelten fiir die, die wegen ihrer Religion verfolgt wer-
den. Sie gelten fiir die, die wegen ihrer Meinung, ihrer
Herkunft, ihrer sexuellen Orientierung diskriminiert wer-
den oder wegen der bloBen Tatsache, dass sie weiblich
sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen mochte ich gleich zu Anfang sagen: Wenn
man nicht die Menschenrechte von allen verteidigen will,
sondern nur die von ausgewdhlten Gruppen, dann han-
delt es sich nicht um Menschenrechtspolitik.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Deswegen halte ich den vorliegenden Antrag auch nicht
fiir einen menschenrechtspolitischen Antrag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Religionsfreiheit oder Bekenntnisfreiheit ist ein wich-
tiges Menschenrecht. Wird jemand wegen seines Glau-
bens angegriffen oder diskriminiert, ist das eine klare
Verletzung der Menschenrechte, und hier darf keine Re-
ligion bevorzugt oder isoliert betrachtet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Diese Sichtweise entspricht auch dem christlichen Ver-
standnis. Christ sein heif3t, dass es immer um alle Néchs-
ten geht. Trennlinien diirfen nicht zwischen West und
Ost, Nord und Siid oder zwischen den Religionen gezo-
gen werden.

Vergleichen Sie einmal den Christenverfolgungsindex
von Open Doors mit Projekten von Caritas international.
Sie werden in fast jedem Land fiindig: Zum Beispiel liegt
Afghanistan im Weltverfolgungsindex von Open Doors
auf Platz zwei — Platz zwei bei der Verfolgung von Chris-
ten. Aber die Caritas arbeitet dort in mehreren Projek-
ten, unter anderem um die Gesundheit von Miittern und
Kindern zu verbessern. Der Sudan liegt auf Platz vier,
aber Caritas international fordert in den Nuba-Bergen
vier Grundschulen, eine weiterfiihrende Schule sowie ein
Lehrerausbildungsseminar. Und dafiir sagen wir: Danke!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Soll die Caritas aufhdren, im Sudan zu arbeiten? Na-
tirlich nicht. Denn ein christliches Weltbild bedeutet,
auch in Landern zu arbeiten, in denen es fiir Christen
wahrlich nicht leicht ist. Und {ibrigens: Gerade Christen
in unserem Land kiimmern sich ungeheuer engagiert um
Fliichtlinge, die sehr hdufig Muslime sind. Ich habe noch
nie gehort, dass Fliichtlingshelfer ihr Engagement von
der Religionszugehdrigkeit abhidngig machen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Auch fiir das Kirchenasyl ist die Zugehdrigkeit zum
Christentum durchaus keine Bedingung.

Wer sich nur fiir Christen einsetzt, treibt Spaltung vo-
ran — und eine Spaltung in ,,gute” Religion und ,,bose*
Religion schiirt doch in Wirklichkeit Konflikte, anstatt
zu versohnen. In Myanmar hetzen buddhistische Mon-
che gegen Muslime. ,,Mehr als 20 Gemeinden Myan-
mars haben sich inzwischen zu ,no-go zones’ fiir Mus-
lime erklart™, schreibt der ,,Tagesspiegel™ im Mérz 2018.
Moscheen werden angeziindet, die Polizei tut nichts
dagegen. Deswegen beschiftigen wir uns morgen aus
menschenrechtlicher Perspektive mit der Verfolgung der
Rohingya.

Die Verfolgung von religiosen Minderheiten ist nicht
zwingend staatlich. Oft geht die Verfolgung, die Hetze
von religiosen Fiihrern aus — Sie haben es selbst be-
schrieben —, man denke an Agypten. Wenn koptische
Kirchen brennen, geschieht das nicht auf Anweisung des
Présidenten.

Im Antrag geht es nicht darum, eine besonders
schutzwiirdige Gruppe zu schiitzen. Der Antrag will spal-
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ten und treibt einen Keil zwischen die Menschen unter-
schiedlichen Glaubens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Zuruf der
Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Die Forderung, Lédndern Entwicklungsgelder zusam-
menzustreichen, greift mehr als nur zu kurz. Wollen wir
Staaten bestrafen, die sich um Demokratie und Rechts-
staatlichkeit bemiihen, wenn die Diskriminierung von
Christen in der Gesellschaft angelegt ist, wie zum Bei-
spiel in Tunesien? Wer Entwicklungszusammenarbeit
nur vom Recht einer Minderheit auf Religionsfreiheit
abhingig machen will, schadet gerade der Minderheit,
um die es geht. Die ist in den Kopfen der Menschen dann
auch noch schuld.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein Hauptziel von Entwicklungsarbeit muss es sein,
die Menschenrechte insgesamt voranzubringen: soziale
Menschenrechte, wenn es um Hunger, Wasser, Gesund-
heit oder Bildung geht; Freiheits- und Ausdrucksrechte,
wenn es um Meinung oder eben um Religion geht.

Es gibt iiberaus sinnvolle Forderungen, etwas zu ver-
andern. Wir setzen uns zum Beispiel dafiir ein, in den
Botschaften Stellen fiir Menschenrechtsexperten zu
schaffen. Wichtig ist, das Thema Menschenrechte noch
viel mehr in den Botschaften zu verankern, damit wir
hier noch mehr Wirksamkeit entfalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich beobachte in den letzten Jahren zwei Tendenzen:
Einerseits wird Religionsfreiheit besonders betont. Es
entsteht dann der Eindruck, dieses Menschenrecht sei
wichtiger als alle anderen Freiheitsrechte. Ja, es ist zen-
tral, aber nicht zentraler als zum Beispiel die Meinungs-
freiheit. Andererseits wird die Religionsfreiheit haufig
nur bestimmten Religionen zugestanden.

Grundsitzlich gilt die Religionsfreiheit fiir alle gleich,
sogar fiir das Fliegende Spaghettimonster.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Aber Religionsfreiheit steht nicht als Hochstes im Ran-
king der Menschenrechte; es gibt hier ndmlich gar kein
Ranking. Mein Eindruck ist, dass hier Religionsfreiheit
fiir Christen genutzt wird, um sich gegen vermeintlich
Fremdes abzugrenzen. Ich nenne das Instrumentalisie-
rung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Wir miissen unermiidlich daran arbeiten, alle Minder-
heiten zu schiitzen, ethnische und religidse ebenso wie
Minderheiten hinsichtlich der sexuellen Orientierung.
Wir miissen uns fiir die Gleichberechtigung von Frauen
einsetzen. Wir miissen, wo immer es geht, die Zivilge-
sellschaft stirken; das machen wir auch.

Wir fordern durch unsere Entwicklungszusammenar-
beit 155 Projekte mit einem Gesamtvolumen von iiber
1 Milliarde Euro in folgenden Bereichen: Rechtsstaat-
lichkeit, demokratische Teilhabe und Zivilgesellschaft,
Parlamente, Medien und freier Informationsfluss. Denn
eines ist klar: Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sind
der beste Schutz vor Verfolgung — fiir alle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
de_y CDU/CSU, der FDP, der__LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die deutsche Poli-
tik muss die Religionsfreiheit weltweit voranbringen und
vor Ort das friedliche Zusammenleben aller Menschen
fordern.

(Zuruf von der AfD: Erdogan!)

Dazu steht uns ein breites Instrumentarium zur Verfii-
gung. Nutzen wir es! Im Antrag steht dazu nichts Hilfrei-
ches. Er nutzt die Allgemeine Erklarung der Menschen-
rechte dazu, Menschen zu spalten. Darauf muss man erst
einmal kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Fir die Fraktion Die Linke erteile ich das Wort der
Kollegin Zaklin Nastic.

(Beifall bei der LINKEN)

Zaklin Nastic (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Président! Meine Damen und
Herren! Laut Artikel 18 der Allgemeinen Erkldrung der
Menschenrechte ist die Religionsfreiheit, aber auch die
Freiheit, keine Religion zu haben, ein hohes Gut.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai
Gehring [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

In dem Wissen, dass nahezu jede grof3e Religion in ihrer
Geschichte sowohl grofle Humanisten als auch Leichen-
berge verzeichnet, basiert unser Grundgesetz deshalb auf
einer Vorsichtsmafinahme: der Trennung von Staat und
Religion.

(Beifall bei der LINKEN)

Die AfD-Fraktion versucht heute erneut, mit einem
demagogischen Antrag kiinstlich Angst zu schiiren, statt
den echten Sorgen des sozialen Abstiegs, wie den miesen
Renten, der Kinderarmut oder der Sorge: ,,Wie bezahle
ich meine Miete oder sogar meine Milch am Monatsen-
de?, Rechnung zu tragen. Aber fiir Losungen zur Be-
kdmpfung der sozialen Ungleichheit war die AfD ja noch
nie zu haben. Die AfD tut das, was Rechte immer und
iiberall auf der Welt tun und schon immer getan haben:
Die Wut und den Zorn der Menschen auf die Macht der
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Konzerne, Grof3banken und Steuerhinterzieher umzulen-
ken auf alles Fremdwirkende und alles Andersglaubige

(Beifall bei der LINKEN — Lachen bei der
AfD)

und — wie es in Threm Lieblingsstaat Ungarn oder in
meinem Herkunftsland Polen der Fall ist — auch auf
Gewerkschaften, Sozialisten oder linke Organisationen,
die sich fiir Frauenrechte und soziale Gerechtigkeit ein-
setzen. Sie von der AfD spielen sich auf als Verteidiger
des sogenannten christlich-jiidischen Abendlandes. Aber
wer vom Holocaustmahnmal als Mahnmal der Schande
spricht, der verbannt das Tagebuch der Anne Frank aus
dem humanistischen Diskurs.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Und wo Sie von der CSU glauben, der AfD beim Hass
den Rang ablaufen zu miissen, schwadronieren Sie von
deutscher Leitkultur.

(Lachen bei der AfD — Dr. Alexander Gauland
[AfD], an die CDU/CSU gewandt: Da seht ihr
mal: Thr kommt mit der Anpassung nicht weit!
Da habt ihr den Salat! — Gegenruf des Abg.
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist
nicht unsere Anpassung, Herr Gauland! Sie
sind denen niher als uns!)

SchlieBlich war es einer der christlichen Religionsgriin-
der, der gepredigt hat: Was du getan hast meinem ge-
ringsten Bruder, das hast du auch mir getan. —

(Beifall bei der LINKEN)

In Threm Antrag behaupten Sie, Christinnen und Christen
wiirden weltweit am meisten unter Verfolgung leiden;
aber es sind, und das belegen Sie in [hrem Antrag selbst
mit Thren Quellen, in Wirklichkeit Juden, Hindus und
Muslime, die am meisten unter Verfolgung leiden miis-
sen. Christen stehen dabei an sechster Stelle.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hort!
Hort!)

Zu Recht beteiligen sich die grofien Kirchen in
Deutschland nicht an Threr demagogischen Debatte. Ge-
rade erst wurde eine Studie verdffentlicht, die belegt,
dass gerade mal 3 bis 4 Prozent der kirchennahen Chris-
ten die AfD wiéhlen. Sie schwingen sich hier als Verteidi-
ger von Menschen auf, die sich Thre Fiirsprache zu Recht
verbitten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Sie beziehen sich auf die Einschrinkung der Religions-
freiheit in Landern, in denen ein Grofteil der Bevolke-
rung muslimisch ist.

Der IS und andere islamistische Terrorbanden stellen
eine krasse Minderheit unter den Muslimen dar.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, natiirlich!)

Und die Opfer dieser Terrorbanden sind und waren in al-
ler Regel iiberwiegend Muslime.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Einzige, was Thnen dazu einfallt, ist, die Realita-
ten zu verzerren und plétzlich Fliichtlingskontingente fiir
verfolgte Christen schaffen zu wollen. Auf Nichtchristen,
die vor Verfolgung und Krieg fliichten miissen, darf dann
geschossen werden, Frau von Storch,

(Widerspruch bei der AfD)

auch auf Kinder, die sich nicht mal ein eigenes Urteil
iiber Religion und Glauben bilden kdnnen.

Meine Damen und Herren, fiir das Recht, die eigene
Religion frei zu leben, aber auch das Recht, keine Re-
ligion haben zu miissen, muss noch gehdrig gekdmpft
werden

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Allein die Angriffe auf Muslime und Juden in Deutsch-
land machen dies alarmierend deutlich. Die AfD hat To-
leranz nur fiir jene iibrig, die genauso denken und glau-
ben, wie sie es selbst tut.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Wir als Linke sagen: Jeder Mensch hat die Freiheit des
Andersdenkenden, ob gewerkschaftlich, religiés oder
nichtgldubig. Nur wer andere aushélt, ist auszuhalten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich erteile das Wort dem Kollegen Kai Gehring, Biind-
nis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Kai Gehring (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Priasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Fiir
uns Griine im Bundestag ist klar: Das Grundrecht auf Re-
ligionsfreiheit muss fiir alle Menschen gelten, hierzulan-
de und weltweit, unteilbar und universell.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der
LINKEN)

Daraus folgt: Wir miissen Hass auf Juden bekdmpfen.
Wir miissen Hass auf Muslime bekdmpfen. Wir miissen
Hass auf Christen bekdmpfen. Wir wenden uns gegen
jede Diskriminierung und Verfolgung von Gldubigen,
Glaubensgemeinschaften, religiosen Minderheiten und
Konfessionslosen — egal wo. Anschliage auf Kirchen,
Synagogen, Moscheen oder Tempel sind gleichermal3en
widerlich, und die Téter gehoren bestraft.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Es darf auf keinen Fall passieren, dass wir uns in ei-
nen Krieg der Religionen hineinhetzen lassen. Mit der
Erlaubnis des Présidenten zitiere ich Papst Franziskus
aus seinem Schreiben Evangelii Gaudium:

Der interreligiose Dialog ist eine notwendige Be-
dingung fiir den Frieden in der Welt und darum eine
Pflicht fiir die Christen wie auch fiir die anderen Re-
ligionsgemeinschaften.

Recht hat er.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir miissen auf Dialog und die Starke des Rechts statt
auf Hass und Populismus setzen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Michael
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die von der AfD
haben den Papst nicht verstanden!)

Die AfD hingegen macht das genaue Gegenteil. Sie
spielen Religionen gegeneinander aus. Sie sprechen
Menschen wegen ihrer Religionszugehorigkeit oder
wegen der Herkunft ihrer Eltern ja sogar die deutsche
Staatsangehorigkeit ab.

Wir sagen: Jede einzelne Diskriminierung, auch auf-
grund der Religion, ist eine zu viel und gehort gedchtet.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und der LINKEN)

Sie von der AfD glauben doch wohl selber nicht, dass
Sie auf Ihrer furchtbaren Stippvisite bei Gromufti Has-
sun im kriegszerstorten Syrien auf gleiche Menschen-
rechte und Religionsfreiheit gepocht haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD — Michael
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die uns mit
Selbstmordattentaten drohen!)

Ich sage auch klar: Keine religiose Schrift steht in un-
serer Demokratie iiber dem deutschen Grundgesetz, kei-
ne! Und es gibt keine Religion, die iiber einer anderen
steht. Deshalb darf es in der deutschen Aulen-, Entwick-
lungs- und Menschenrechtspolitik keine Verfolgten ers-
ter und zweiter Klasse geben, so wie die AfD es offenbar
will.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD)

Ja, Christen sind eine vielerorts verfolgte religiose
Gruppe. Sie werden Opfer von Terrortruppen wie Boko
Haram oder von Anschligen, wie die Kopten in Agyp-
ten. In Myanmar wurden in den letzten Monaten mehrere
Tausend Angehdrige der muslimischen Rohingya-Min-
derheit getdtet; mehr als 700 000 Menschen mussten
flichen. Die AfD schweigt drohnend dazu, wohl deshalb,
weil Muslime in ihrem Weltbild Téter sind und keine Op-
fer. Aber unsere Welt ist nicht so schwarz-weil.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Die Weltgemeinschaft muss iiberall dort einschreiten
und helfen, wo Menschenrechte verletzt werden. Reli-
gionsfeindlichkeit gehdrt genauso wie aggressiver reli-
gioser Fanatismus, der Menschenrechte mit Fiiflen tritt,
konsequent bekdmpft. Um dabei erfolgreich zu sein,
braucht es alle: Christen, Muslime sowie Anders- oder
Nichtglaubige.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dazu gehort auch, Verfolger zu bestrafen. Es ist je-
doch vollig abwegig, Christenverfolgung exklusiv zu
sanktionieren. Genau das fordert die AfD aber. Wer
Grundfreiheiten so selektiv handhabt, steht nicht auf der
Basis internationalen Volkerrechts.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Ich kann Thnen meine Einschédtzung nicht ersparen:
Religiose Fundamentalisten und rechte Nationalisten der
AfD haben verdammt viel gemeinsam: Beide haben mas-
sive Probleme, religiésen Pluralismus und gesellschaftli-
che Vielfalt anzuerkennen, und sie bringen anderen Reli-
gionen keinen Respekt entgegen.

Ihr Abgeordneter Glaser hat gefordert, dem Islam das
Grundrecht auf Religionsfreiheit zu entziehen. Das ist
maximal schibig und spaltet. Mit dieser Muslimfeind-
lichkeit unterhdhlt die AfD unsere Religionsfreiheit und
damit die Werte unseres Grundgesetzes, auf die wir stolz
sind.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Von der AfD werden im Ubrigen tagtéiglich christliche
Werte wie Néchstenliebe und Toleranz verdchtlich ge-
macht, wenn Sie Fliichtlinge, Schwerstbehinderte, Mus-
lime, Schwule und viele andere Minderheiten abwerten
und sie zu Stindenbdcken erklaren.

(Dr. Gotz Fromming [AfD]: Zum Gliick gibt
es die AfD!)

Und dann ist die AfD auch noch pikiert, wenn sie mit
ihrer unchristlichen Gesinnung auf Kirchentagen nicht
besonders erwiinscht ist. Merken Sie es eigentlich noch?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Zum Schluss: Zu Deutschland gehdren Christentum,
Judentum, Islam sowie iiber 200 weitere Weltanschau-
ungen, und immer mehr Menschen leben ganz ohne Re-
ligion. Beenden wir endlich die spaltenden Diskussionen
dariiber, welche Religion dazugehort. Kiimmern wir uns
lieber noch stirker darum, wie wir in Deutschland und in
der Welt Fundamentalismus bekdmpfen und in Frieden
und Freiheit zusammenleben.
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Danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der nichste Redner ist der Kollege Sebastian Brehm,
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herzlich willkommen zu einem ganz besonde-
ren Schauspiel am heutigen Tag zu spéter Stunde, einem
Antrag der AfD zum Thema ,,Christenverfolgung stop-
pen und sanktionieren“. In der ganzen Diskussion, wo
Rede und Gegenrede abwechseln, sitzen Sie da: selbstge-
fallig, aggressiv, respektlos und iiberheblich.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wir sind aber
gut da vorne!)

Das ist eine Art und Weise, wie man in der Politik nicht
miteinander umgeht. Das ist eine Art und Weise, wie wir
nicht miteinander umgehen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]:
Fragen Sie mal Thren Herrn Zimmer, der die
Rede heute gehalten hat! — Gegenruf des Abg.
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Behalten
Sie doch mal die Nerven, Herr Gauland! So
eine Agression! Ist ja unfassbar!)

— Sie sind ja ganz schon aufgeregt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man den
Antrag der AfD liest und die Reden der AfD aufmerk-
sam verfolgt, wird man das Gefiihl nicht los, sie wolle
sich zum Retter diskriminierter und verfolgter Christen
aufspielen. Die AfD: ein Leuchtturm im Kampf fiir die
Menschenrechte, Religionsfreiheit und die Christen in
der Welt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: So ist es auch!
Weil Sie es nicht mehr machen!)

Eine Farce, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das,
nicht mehr als eine reine Farce.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Deshalb kann man die simple Wahrheit gar nicht oft ge-
nug wiederholen: Antisemitismus und das Schiiren von
Hass und Fremdenfeindlichkeit vertragen sich eben nicht
mit Menschenrechten und Religionsfreiheit. Das sollten
Sie sich merken, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Thre eigenen Aussagen zeigen doch Thr wahres Welt-
bild auf. Bernd Hocke meint, das Holocaustmahnmal sei
ein ,,Denkmal der Schande®. Albrecht Glaser spricht von
der Einschrankung von Grundrechten fiir den Islam.

(Zuruf von der AfD: Recht hat er!)

Kay Gottschalk fordert, Geschifte von Tiirken zu boy-
kottieren. Auf den Social-Media-Accounts von Jens
Maier wurden Muslime als ,,Schleiereulen® und ,,Gesin-
del* bezeichnet. Ich verzichte an dieser Stelle auf das Zi-
tieren weiterer zahlreicher Beschimpfungen und Ausfille
Threr Kollegen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Reden Sie mal
zur Christenverfolgung! Das wére mal was! —
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ver-
zerrte Gesicht von Frau von Storch spricht
auch fiir sich!)

Ich verzichte aber nicht darauf, darauf hinzuweisen, dass
solche Aussagen nicht unkommentiert bleiben diirfen.
Wer solche Aussagen duldet, der tritt die Grundprinzi-
pien von Menschenrechten und Religionsfreiheit mit
Fiilen, und das im eigenen Land, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Lassen Sie uns doch genauer auf die Forderungen im
Antrag eingehen.

Sie fordern einen regelméfigen Bericht zur Religions-
freiheit. Dieser erste ,,Bericht der Bundesregierung zur
weltweiten Lage der Religions- und Weltanschauungs-
freiheit wurde im Juni 2016 von der jetzigen Koalition
bereits vorgelegt. Im Koalitionsvertrag haben wir zudem
festgelegt, den Religionsfreiheitsbericht im zweijahrigen
Rhythmus fortzuschreiben. Anscheinend haben Sie das
nicht mitbekommen. Lesen bildet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Sie fordern einen besonderen Fokus der Bundesregie-
rung auf verfolgte Christen in der Welt. Wieso kommt in
Threm Wahlprogramm kein einziges Wort dazu vor? Im
Gegensatz zu Thnen setzen sich die Union, die Koaliti-
on und alle Parteien hier im Bundestag seither mit aller
Kraft fiir Millionen im Ausland verfolgter Christen ein.

(Martin Hebner [AfD]: Das ist eine Unwahr-
heit!)

Sie fordern die pauschale Kiirzung von Mitteln fiir
Entwicklungszusammenarbeit und die Isolation von iiber
100 Staaten, in denen es zur Diskriminierung von Chris-
ten kommt.

(Martin Hebner [AfD]: Welche denn?)

Doch mit Threr Keule treffen Sie genau diejenigen, die Sie
schiitzen wollen. Unser beharrlicher Einsatz fiir Christen
im Ausland setzt voraus, dass wir im Dialog bleiben.

Auch in Zukunft, liebe Kolleginnen und Kollegen,
werden wir verldsslich fiir Religionsfreiheit in Deutsch-

©

D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

2467

Sebastian Brehm

land und in der ganzen Welt einstehen. Dazu gehort
auch die Unterstiitzung des Kirchenbaus in allen Teilen
unserer Welt. In dieser Legislaturperiode unterstreichen
wir diese Bemiihungen durch das neu geschaffene Amt
des Beauftragten fiir internationale Religionsfreiheit. Es
zeigt, wie wichtig es uns ist, den Kampf fiir die Rechte
religioser Minderheiten aufzunehmen. Wir sagen aber
auch, dass wir uns Fanatismus und Terror entschieden
entgegenstellen. Hier gilt der alte Grundsatz: Null Tole-
ranz gegen jegliche Form der Gewalt. Egal ob es religio-
ser Fanatismus oder politischer Extremismus ist: Gewalt
bleibt Gewalt. Sie sollten sich wirklich schidmen, liebe
Kolleginnen und Kollegen der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP)

Die Bekdmpfung der Christenverfolgung in der Welt ist
ein ernstzunehmendes und wichtiges Thema.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Eben!)

Dieses Thema als Plattform der politischen Agitation
nutzen zu wollen, ist ein Schlag ins Gesicht fiir die,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie
doch!)

um die es eigentlich geht.
Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN — Dr. Alexander
Gauland [AfD]: Sie agitieren die ganze Zeit
gegen uns! Wir haben einen Antrag gestellt!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Ich erteile das Wort dem Kollegen Volker Miinz von
der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Volker Miinz (AfD):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau
Nastic, ein Wort an Sie: Die Partei, die einen Schie3be-
fehl ausgegeben hat, war die SED, die sich heute Die
Linke nennt — Thre Partei.

(Beifall bei der AfD — Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE]: Das haben Sie nicht richtig
mitbekommen! Einmal aufpassen!)

Mit der Verfolgung, Vertreibung und Ermordung von
Christen in muslimischen Staaten findet seit Jahren eine
ethnisch-religiose Séuberung statt, und das christlich ge-
pragte Europa schaut zu. Dies ist eine Schande, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Die Reaktionsmuster sind immer die gleichen, wie
auch nach islamistischen Anschldgen in Deutschland:
Auf Trauer und Emporung folgen Appelle an das fried-
liche Miteinander der Kulturen. Wiahrend die orientali-
schen Christen sich zu ihrem Glauben auch in Bedrangnis
bekennen, findet in Europa eine Abkehr vom christlichen

Glauben statt. Hier in Deutschland werden Kreuze aus
offentlichen Gebauden abgehéngt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSUJ: Also bei
uns nicht! Vielleicht in Threm Fraktionssaal!)

Selbst die Oberhirten der beiden deutschen Amtskirchen
haben in Jerusalem ihr Kreuz abgelegt — welch ein trauri-
ges Signal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin von den Griinen?

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Im Sit-
zungssaal der CDU/CSU hingt das Kreuz!)

Volker Miinz (AfD):

Es ist meine erste Rede. Trotz meiner ersten Rede las-
se ich sie zu. Bitte schon.

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Ich wusste nicht, dass es Thre erste Rede ist. — Gut.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Das steht hier nicht!)

Volker Miinz (AfD):

Ein offentliches Bewusstsein fiir das Schicksal der
verfolgten Christen zu schaffen, ist wichtig. Ich erkenne
den Einsatz von Volker Kauder ausdriicklich an.

(Markus Griibel [CDU/CSU]: Das war der
erste verniinftige Satz!)

Es miissen jedoch auch konkrete Maflnahmen folgen.
Konferenzen reichen nicht.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie
haben wieder nicht komplett zugehort!)

In der Bibel steht geschrieben: Lasst uns Gutes tun an je-
dermann, besonders aber an unseren Glaubensgenossen.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Von wem
wurde denn Martin Luther King erschossen? —
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie ken-
nen den barmherzigen Samariter?)

Und was tun wir? Was tut die Bundesregierung? Deutsch-
land will das Elend der Welt in Deutschland retten. Wih-
rend reiche arabische Staaten jegliche Solidaritét vermis-
sen lassen, nimmt Deutschland Millionen von Muslimen
auf. Das ist nur scheinbar christlich.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSUJ: Sie sind
doch zum radikalen GroBmufti gereist, nicht
wir!)

Damit iibernehmen wir uns in unserer nationalen Uber-
heblichkeit

(Beifall bei der AfD)
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und 16sen keine Probleme,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Was
fiir eine Heuchelei! — Christian Hirte [CDU/
CSU]: Schauen Sie einmal, wie viele Fliicht-
linge es im Libanon und in der Tiirkei gibt!)

sondern schaffen neue, sodass auch hier Christen und
Juden, wie erst gestern in Berlin, von Muslimen drang-
saliert werden, wéhrend die orientalischen Christen, die
keine Fluchtmdglichkeiten in der Region haben, allein-
gelassen werden.

Die volkerrechtswidrigen Interventionen der USA und
ihrer Verbiindeten im Irak, in Libyen und aktuell in Syri-
en haben die Lénder erst recht destabilisiert und die Lage
der Christen verschlimmert. Ich fordere die Bundesregie-
rung auf:

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Redezeit!)

Setzen Sie sich fiir einen Stopp der volkerrechtswidrigen
Militdrintervention gegen Syrien ein! Stoppen Sie die
Waffenlieferungen aus Deutschland in Lander, in denen
Christen verfolgt werden! Das gilt auch fiir die Tiirkei.

(Beifall bei der AfD)

Setzen Sie sich fiir Wirtschaftssanktionen gegen Verfol-
gerstaaten ein!

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Drei Minuten Redezeit!)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, auch wenn es Thre erste Rede ist: Den-
ken Sie an die Redezeit.

Volker Miinz (AfD):
Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Der letzte Redner in der Debatte ist der Kollege Frank
Heinrich von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten"der SPD und des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich hatte vermutet, dass das Thema Emotionen
erzeugt. Dass es so weit kommt, war mir nicht bewusst.

Ich habe dieses Liederbuch — mit Verlaub, ich mochte
es nur kurz zeigen —

(Der Redner hilt ein Buch hoch)

in einer Kirche in Nigeria auf dem Boden gefunden, sie-
ben Tage nachdem das Dorf samt Kirche von marodie-
renden Banden und Boko Haram iiberfallen wurde. Es
war vor der Kollekte; denn darin fand man noch einen ni-
gerianischen Dollar. Dieses Buch ist mir in meinem Biiro

eine Mahnung, eine Erinnerung, dass Christen in vielen
Regionen der Welt Not leiden, und da miissen wir helfen.

In der gleichen Region gibt es ein Projekt, in dem mir
Christen, die mich auch dorthin gefiihrt haben, erzéhlten,
wie eine Moschee und ein christliches Gemeindehaus
zerstort wurden, aber die Christen die Einzigen waren,
die tiber Ressourcen und Spenden verfiigten. Und so ha-
ben sie beides gemeinsam wiederaufgebaut, weshalb der
christliche Prediger hinterher eingeladen wurde, beim
Freitagsgebet der Moschee zu sprechen. Das ist ein deut-
liches, praktisches Zeichen fiir Religionsfreiheit; denn
auch Muslime sind — das haben wir jetzt mehrfach ge-
hort — von Boko Haram betroffen. Was gibt es Besseres
oder Trotzigeres gegen das Wiiten von Extremisten, die
die Religion fiir sich vereinnahmen wollen?

(Beifall bei der CDU/CSU, d_er SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

In vielen Fillen — gerade in denen, die Sie in Threm An-
trag erwdhnen — sind es eben nicht nur Christen, die unter
der Verfolgung durch Radikale leiden miissen. In Nige-
ria — ich war vor wenigen Wochen im extremen Norden
von Kamerun — sind es im Vergleich weit mehr Muslime,
die unter den muslimischen Extremisten zu leiden haben.

Spéter auf dieser Reise hatte ich ein Gesprich mit ver-
schiedensten christlichen Leitern und Bischofen aus der
nordostlichen, von Boko Haram kontrollierten Region,
die etwa 11 Millionen Christen stellvertraten. Sie haben
mir am Schluss sehr ruhig, sehr sachlich zwei Botschaf-
ten mitgegeben. Sie wussten, dass ich vorher Pastor war,
aber sie haben mir zuerst eine Botschaft als Politiker mit-
gegeben: Vergessen Sie uns hier nicht! Wir sind nicht so
in den Medien wie der Nordirak. — Und sie sagten zu
mir als Christ: Vergessen Sie bitte nicht, auch fiir Boko
Haram zu beten! — Das war eine vollig andere Haltung
dieser Christen als die, mit der Ihr Antrag geschrieben
wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir miissen uns um das Prinzip der Religionsfreiheit
in diesen Landern bemiihen, fiir Christen, aber auch fiir
Muslime, fiir Bahai und alle anderen religiésen Min-
derheiten, die teilweise heute genannt wurden, und weit
dartiber hinaus. Ich zitiere eine Pressemitteilung des
Stephanuskreises unter anderem zu Ihrem Antrag heute —
das ist uns schon ziemlich nah gegangen —:

Natiirlich fithlen wir uns als Christen unseren Glau-
bensbriidern und -schwestern ganz besonders ver-
bunden.

Sie haben das gerade zitiert.
Anders als der AfD geht es uns im Stephanuskreis
— den wir in unserer Fraktion haben —

aber nicht darum, Christen anderen Glaubigen ge-
geniiber zu bevorzugen. Téten wir das, wiirden Vor-
behalte ihnen gegeniiber nur weiter geschiirt. Wir
helfen ihnen am meisten, wenn wir in unsere Bemii-
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hungen auch andere unterdriickte Glaubensgruppen
mit einschliefen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
bei Abgeordneten der LINKEN)

Das horen wir auf unseren Reisen von den Christen in
diesen Landern. Deren Stimme scheinen Sie hier eben
nicht wirklich zu vertreten.

Nein, es geht um das Prinzip der Religionsfreiheit, das
wir auch im eigenen Land — Kollegin Jensen hat es vor-
hin gesagt — einfordern miissen, wenn wir, wie gestern,
horen, was jiidischen Mitbiirgern passiert, was Muslimen
in unserem Land geschieht, was Christen teilweise auch
in Fliichtlingslagern von muslimischen Mitbiirgern, von
Andersglaubigen an Priigel kassieren. Das tut die Uni-
on seit langem; das muss ich nicht wiederholen, es ist
mehrfach heute gesagt worden. Der Beauftragte fiir Reli-
gionsfreiheit sitzt hier, wir haben Konferenzen dazu, und
wir setzen uns vor Ort und in den Landern immer wieder
dafiir ein. Dafiir stehen wir als Union. Das ist mir auch
personlich in den Landern, die ich als Menschenrechtler
bereisen darf, wichtig. Da spreche ich dann in China mit
Christen in Untergrundkirchen, im Irak mit Jesiden, die
unter schrecklicher Folter durch den IS zu leiden haben,
und in Pakistan bemiihe ich mich um die Rechte der Ah-
madiyya-Muslime.

Zum Schluss noch einmal die Pressemitteilung:

Wer sich in den Landern, in denen keine Religions-
freiheit herrscht, exklusiv fiir Christen einsetzt, wird
keinen Frieden unter den Glaubigen bekommen,
sondern nur neuen Hass séen.

Dafiir stehen wir nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP,
der LINKEN und dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schliee die
Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 19/1698 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen, wobei die Federfiih-
rung beim Ausschuss fiir Menschenrechte und humanité-
re Hilfe liegen soll. Sind Sie damit einverstanden? — Ich
hore keinen Widerspruch. Dann ist die Uberweisung so
beschlossen.

Wir sind am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nachste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, 20. April 2018, 9 Uhr, ein.

Kommen Sie gut nach Hause, schlafen Sie gut, damit
Sie alle morgen fit sind. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 0.04 Uhr)
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DIE GRUNEN
Brackmann, Norbert CDU/CSU 19.04.2018
Miintefering, Michelle SPD 19.04.2018
Brantner, Dr. Franziska BUNDNIS 90/ 19.04.2018
DIE GRUNEN Pasemann, Frank AfD 19.04.2018
Biilow, Marco SPD 19.04.2018 Pohl, Jiirgen AfD 19.04.2018
Frohnmaier, Markus AfD 19.04.2018 Schéfer (Saalstadt), CDU/CSU 19.04.2018
Anita
Held, Marcus SPD 19.04.2018
Scheuer, Andreas CDU/CSU 19.04.2018
Helfrich, Mark CDU/CSU 19.04.2018
Schimke, Jana * CDU/CSU 19.04.2018
Herdt, Waldemar AfD 19.04.2018
Schlund, Dr. Robby AfD 19.04.2018
Thnen, Ulla FDP 19.04.2018
Schulz, Jimmy FDP 19.04.2018
Juratovic, Josip SPD 19.04.2018
Schulz, Uwe AfD 19.04.2018
Jurk, Thomas SPD 19.04.2018
Solms, Dr. Hermann FDP 19.04.2018
Keuter, Stefan AfD 19.04.2018 Otto
Kindler, Sven-Christian BUNDNIS 90/ 19.04.2018 Walter-Rosenheimer, BUNDNIS 90/ 19.04.2018
DIE GRUNEN Beate DIE GRUNEN
Kotting-Uhl, Sylvia BUNDN}S 90/ 19.04.2018 Weiler, Dr. h. c. Albert CDU/CSU 19.04.2018
DIE GRUNEN

Anlage 2

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremiums geméif

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Ergebnis und Namensverzeichnis

§ 10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung teilgenommen haben

(Zusatztagesordnungspunkt 3 b)

Abgegebene Stimmkarten: 650

Ergebnis
Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungiiltige Stimmen
Marcus Biihl 327 269 51 3

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.
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CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron

Stephan Albani

Norbert Maria Altenkamp

Philipp Amthor

Artur Auernhammer

Peter Aumer

Dorothee Bar

Thomas Bareif3

Maik Beermann

Manfred Behrens (Borde)

Veronika Bellmann

Sybille Benning

Dr. André Berghegger

Melanie Bernstein

Christoph Bernstiel

Peter Beyer

Marc Biadacz

Steffen Bilger

Peter Bleser

Michael Brand (Fulda)

Dr. Reinhard Brandl

Dr. Ralf Brauksiepe

Dr. Helge Braun

Silvia Breher

Sebastian Brehm

Heike Brehmer

Ralph Brinkhaus

Dr. Carsten Brodesser

Gitta Connemann

Astrid Damerow

Alexander Dobrindt

Marie-Luise Dott

Michael Donth

Hansjorg Durz

Thomas Erndl

Hermann Farber

Uwe Feiler

Enak Ferlemann

Axel E. Fischer (Karlsruhe-
Land)

Dr. Maria Flachsbarth

Thorsten Frei

Dr. Hans-Peter Friedrich
(Hof)

Michael Frieser

Hans-Joachim Fuchtel

Ingo Gédechens

Dr. Thomas Gebhart

Alois Gerig

Eberhard Gienger

Eckhard Gnodtke

Ursula Groden-Kranich

Hermann Gréhe

Klaus-Dieter Grohler

Michael Grosse-Bromer

Namensverzeichnis

Astrid Groteliischen
Markus Griibel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Fritz Giintzler

Olav Gutting

Florian Hahn

Dr. Stephan Harbarth
Jiirgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte

Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier

Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jiirgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung

Alois Karl

Anja Karliczek
Torbjorn Kartes
Volker Kauder

Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael KieBling

Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein

Axel Knoerig

Jens Koeppen
Carsten Korber
Markus Koob
Alexander Krauf3
Gunther Krichbaum
Dr. Giinter Krings
Riidiger Kruse

Dr. Roy Kiihne
Michael Kuffer

Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Katharina Landgraf
Ulrich Lange

Dr. Silke Launert
Jens Lehmann

Paul Lehrieder

Dr. Katja Leikert

Dr. Andreas Lenz

Dr. Ursula von der Leyen

Antje Lezius

Andrea Lindholz

Dr. Carsten Linnemann

Patricia Lips

Nikolas Lobel

Bernhard Loos

Dr. Jan-Marco Luczak

Daniela Ludwig

Karin Maag

Yvonne Magwas

Dr. Thomas de Maiziére

Dr. Astrid Mannes

Matern von Marschall

Hans-Georg von der Marwitz

Andreas Mattfeldt

Stephan Mayer (Altotting)

Dr. Michael Meister

Jan Metzler

Dr. h. ¢. Hans Michelbach

Dr. Mathias Middelberg

Karsten Moring

Dietrich Monstadt

Marlene Mortler

Elisabeth Motschmann

Axel Miiller

Dr. Gerd Miiller

Sepp Miiller

Carsten Miiller
(Braunschweig)

Stefan Miiller (Erlangen)

Dr. Andreas Nick

Petra Nicolaisen

Michaela Noll

Dr. Georg Niif3lein

Wilfried Oellers

Florian OBner

Josef Oster

Henning Otte

Sylvia Pantel

Martin Patzelt

Stephan Pilsinger

Dr. Christoph Plof3

Thomas Rachel

Kerstin Radomski

Alexander Radwan

Alois Rainer

Dr. Peter Ramsauer

Eckhardt Rehberg

Lothar Riebsamen

Josef Rief

Johannes Roring

Dr. Norbert Réttgen

Stefan Rouenhoff

Erwin Riiddel

©

Albert Rupprecht

Stefan Sauer

Dr. Wolfgang Schiuble

Tankred Schipanski

Christian Schmidt (Fiirth)

Patrick Schnieder

Nadine Schon

Felix Schreiner

Dr. Klaus-Peter Schulze

Uwe Schummer

Armin Schuster (Weil am
Rhein)

Torsten Schweiger

Detlef Seif

Johannes Selle

Reinhold Sendker

Dr. Patrick Sensburg

Thomas Silberhorn

Bjorn Simon

Tino Sorge

Jens Spahn

Katrin Staffler

Dr. Frank Steffel

Dr. Wolfgang Stefinger

Albert Stegemann

Andreas Steier

Peter Stein (Rostock)

Sebastian Steincke (D)

Johannes Steiniger

Christian Frhr. von Stetten

Dieter Stier

Gero Storjohann

Stephan Stracke

Max Straubinger

Karin Strenz

Michael Stiibgen

Dr. Peter Tauber

Dr. Hermann-Josef Tebroke

Hans-Jiirgen Thies

Alexander Throm

Dr. Dietlind Tiemann

Antje Tillmann

Markus Uhl

Dr. Volker Ullrich

Arnold Vaatz

Oswin Veith

Kerstin Vieregge

Volkmar Vogel (Kleinsaara)

Christoph de Vries

Kees de Vries

Dr. Johann David Wadephul

Marco Wanderwitz

Kai Wegner

Marcus Weinberg (Hamburg)

Dr. Anja Weisgerber

Peter Weifl (Emmendingen)
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Sabine Weiss (Wesel I)

Ingo Wellenreuther

Marian Wendt

Kai Whittaker

Annette Widmann-Mauz

Bettina Margarethe
Wiesmann

Klaus-Peter Willsch

Elisabeth Winkelmeier-
Becker

Oliver Wittke

Emmi Zeulner

Paul Ziemiak

Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen

Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr

Dr. Katarina Barley
Doris Barnett

Dr. Matthias Bartke
Soren Bartol

Bérbel Bas

Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier

Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde

Martin Burkert

Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup

Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar

Dr. Wiebke Esdar
Yasmin Fahimi

Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glockner
Timon Gremmels
Kerstin Griese

Uli Grétsch

Michael Grof3

Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks

Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Hogl

Frank Junge

Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber

Cansel Kiziltepe
Arno Klare

Lars Klingbeil
Daniela Kolbe

Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lithmann
Heiko Maas

Caren Marks

Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis

Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Siemtje Moller
Falko Mohrs

Claudia Moll

Bettina Miiller
Detlef Miiller (Chemnitz)
Dr. Rolf Miitzenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan

Ulli Nissen

Mahmut Ozdemir (Duisburg)
Aydan Ozoguz
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Christian Petry
Detlev Pilger

Sabine Poschmann
Florian Post

Achim Post (Minden)
Florian Pronold

Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sonke Rix

René Rospel

Dennis Rohde

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Riithrich

Bernd Riitzel

Sarah Ryglewski
Johann Saathoff

Axel Schifer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner

Uwe Schmidt

Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi

Dr. Manja Schiile
Ursula Schulte

Martin Schulz

Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe

Stefan Schwartze
Andreas Schwarz

Rita Schwarzeliihr-Sutter
Rainer Spiering

Svenja Stadler

Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein

Kerstin Tack

Claudia Tausend
Michael Thews

Markus Tons

Carsten Trager
Marja-Liisa Vollers
Dirk Vopel

Ute Vogt

Gabi Weber

Bernd Westphal

Dirk Wiese

Giilistan Yiiksel
Dagmar Ziegler

Stefan Zierke

Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck

Peter Bocehringer
Stephan Brandner
Marcus Biihl

Matthias Biittner

Tino Chrupalla

Joana Cotar

Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser

Dr. G6tz Fromming

Dr. Alexander Gauland

Prof. Dr. Axel Gehrke

Albrecht Glaser

Franziska Gminder

Wilhelm von Gottberg

Armin-Paulus Hampel

Mariana Iris Harder-Kiihnel

Verena Hartmann

Dr. Roland Hartwig

Jochen Haug

Martin Hebner

Udo Theodor Hemmelgarn

Martin Hess

Dr. Heiko HeBBenkemper

Karsten Hilse

Nicole Hochst

Martin Hohmann

Dr. Bruno Hollnagel

Leif-Erik Holm

Fabian Jacobi

Dr. Marc Jongen

Uwe Kamann

Jens Kestner

Norbert Kleinwéachter

Enrico Komning

Steffen Kotré

Dr. Rainer Kraft

Riidiger Lucassen

Jens Maier

Dr. Lothar Maier

Dr. Birgit Malsack-
Winkemann

Corinna Miazga

Andreas Mrosek

Hansjorg Miiller

Volker Miinz

Sebastian Miinzenmaier

Christoph Neumann

Jan Ralf Nolte

Ulrich Oehme

Gerold Otten

Tobias Matthias Peterka

Paul Viktor Podolay

Stephan Protschka

Martin Reichardt

Roman Johannes Reusch

Ulrike Schielke-Ziesing

Jorg Schneider

Thomas Seitz

Martin Sichert

Detlev Spangenberg

Dr. Dirk Spaniel

René Springer

Beatrix von Storch

Dr. Alice Weidel

Dr. Harald Weyel

Wolfgang Wiehle

©
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Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth
Uwe Witt

FDP

Grigorios Aggelidis

Renata Alt

Christine Aschenberg-
Dugnus

Nicole Bauer

Jens Beeck

Nicola Beer

Mario Brandenburg

Dr. Jens Brandenburg
(Rhein-Neckar)

Dr. Marco Buschmann

Karlheinz Busen

Carl-Julius Cronenberg

Britta Katharina Dassler

Bijan Djir-Sarai

Christian Diirr

Hartmut Ebbing

Dr. Marcus Faber

Daniel Fost

Otto Fricke

Thomas Hacker

Katrin Helling-Plahr

Markus Herbrand

Torsten Herbst

Katja Hessel

Dr. Gero Clemens Hocker

Manuel Héferlin

Dr. Christoph Hoffmann

Reinhard Houben

Olaf In der Beek

Gyde Jensen

Dr. Christian Jung

Thomas L. Kemmerich

Karsten Klein

Dr. Marcel Klinge

Katharina Kloke

Daniela Kluckert

Pascal Kober

Dr. Lukas Kohler

Carina Konrad

Wolfgang Kubicki

Konstantin Kuhle

Alexander Kulitz

Ulrich Lechte

Christian Lindner

Michael Link (Heilbronn)

Till Mansmann

Dr. Jiirgen Martens

Christoph Meyer

Alexander Miiller

Roman Miiller-Bohm

Frank Miiller-Rosentritt

Hagen Reinhold

Bernd Reuther

Dr. Stefan Ruppert

Dr. h. c. Thomas Sattelberger

Christian Sauter

Frank Schiffler

Dr. Wieland Schinnenburg

Matthias Seestern-Pauly

Frank Sitta

Judith Skudelny

Bettina Stark-Watzinger

Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann

Benjamin Strasser

Katja Suding

Linda Teuteberg

Michael Theurer

Stephan Thomae

Manfred Todtenhausen

Dr. Florian Toncar

Dr. Andrew Ullmann

Gerald Ullrich

Johannes Vogel (Olpe)

Sandra Weeser

Nicole Westig

DIE LINKE.

Doris Achelwilm
Gokay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Goésta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Jorg Cezanne

Sevim Dagdelen
Fabio De Masi

Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst

Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke

Dr. Gregor Gysi
Heike Hénsel

Dr. André Hahn
Matthias Hohn
Andrej Hunko

Ulla Jelpke

Kerstin Kassner

Dr. Achim Kessler

Katja Kipping

Jan Korte

Jutta Krellmann

Caren Lay

Sabine Leidig

Ralph Lenkert

Stefan Liebich

Dr. Gesine Lotzsch

Thomas Lutze

Pascal Meiser

Cornelia Mohring

Amira Mohamed Ali

Niema Movassat

Norbert Miiller (Potsdam)

Zaklin Nastic

Dr. Alexander S. Neu

Thomas Nord

Petra Pau

Soéren Pellmann

Victor Perli

Tobias Pfliiger

Ingrid Remmers

Martina Renner

Bernd Riexinger

Eva-Maria Elisabeth
Schreiber

Dr. Petra Sitte

Helin Evrim Sommer

Kersten Steinke

Friedrich Straetmanns

Dr. Kirsten Tackmann

Jessica Tatti

Kathrin Vogler

Dr. Sahra Wagenknecht

Andreas Wagner

Harald Weinberg

Katrin Werner

Hubertus Zdebel

Sabine Zimmermann
(Zwickau)

BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Deligo6z

Katja Dorner

Katharina Droge

Harald Ebner

Matthias Gastel

Kai Gehring

Stefan Gelbhaar

Katrin Goéring-Eckardt

Erhard Grundl

Anja Hajduk

Britta Halelmann

Dr. Bettina Hoffmann

Dr. Anton Hoftreiter

Ottmar von Holtz

Dieter Janecek

Dr. Kirsten Kappert-Gonther

Uwe Kekeritz

Katja Keul

Maria Klein-Schmeink

Oliver Krischer

Stephan Kiihn (Dresden)

Christian Kiihn (Tiibingen)

Renate Kiinast

Markus Kurth

Monika Lazar

Sven Lehmann

Steffi Lemke

Dr. Tobias Lindner

Claudia Miiller

Beate Miiller-Gemmeke

Ingrid Nestle

Dr. Konstantin von Notz

Omid Nouripour

Cem Ozdemir

Friedrich Ostendorff

Lisa Paus

Filiz Polat

Tabea R6Bner

Claudia Roth (Augsburg)

Dr. Manuela Rottmann

Corinna Riiffer

Manuel Sarrazin

Ulle Schauws

Dr. Gerhard Schick

Dr. Frithjof Schmidt

Stefan Schmidt

Kordula Schulz-Asche

Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn

Margit Stumpp

Markus Tressel

Jiirgen Trittin

Dr. Julia Verlinden

Daniela Wagner

Fraktionslos

Mario Mieruch
Dr. Frauke Petry

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgefiihrt.

©
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(A) Anlage3 ©
Ergebnis und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemif} § 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes teilgenommen haben

(Zusatztagesordnungspunkt 3 c)

Abgegebene Stimmkarten: 649

Ergebnis
Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungiiltige Stimmen
Albrecht Glaser 269 321 51 8
Volker Miinz 336 250 55 8

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Namensverzeichnis

(B)

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor

Artur Auernhammer
Peter Aumer

Dorothee Bér

Thomas Bareil3

Maik Beermann
Manfred Behrens (Borde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning

Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer

Marc Biadacz

Steffen Bilger

Peter Bleser

Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer

Ralph Brinkhaus

Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Marie-Luise Dott
Michael Donth
Hansjorg Durz
Thomas Erndl

Hermann Farber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann

Axel E. Fischer (Karlsruhe-
Land)

Dr. Maria Flachsbarth

Thorsten Frei

Dr. Hans-Peter Friedrich
(Hof)

Michael Frieser

Hans-Joachim Fuchtel

Ingo Gédechens

Dr. Thomas Gebhart

Alois Gerig

Eberhard Gienger

Eckhard Gnodtke

Ursula Groden-Kranich

Hermann Grohe

Klaus-Dieter Grohler

Michael Grosse-Bromer

Astrid Groteliischen

Markus Griibel

Manfred Grund

Oliver Grundmann

Fritz Giintzler

Olav Gutting

Florian Hahn

Dr. Stephan Harbarth

Jiirgen Hardt

Matthias Hauer

Mark Hauptmann

Dr. Matthias Heider

Mechthild Heil

Thomas Heilmann

Frank Heinrich (Chemnitz)

Rudolf Henke

Michael Hennrich

Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte

Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier

Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jiirgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung

Alois Karl

Anja Karliczek
Torbjorn Kartes
Volker Kauder

Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kiefling

Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein

Axel Knoerig

Jens Koeppen
Carsten Korber
Markus Koob
Alexander Krauf}
Gunther Krichbaum
Dr. Giinter Krings
Riidiger Kruse

Dr. Roy Kiihne
Michael Kuffer

Dr. Dr. h.c. Karl A. Lamers
Katharina Landgraf
Ulrich Lange

Dr. Silke Launert
Jens Lehmann

Paul Lehrieder

Dr. Katja Leikert

Dr. Andreas Lenz

Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius

Andrea Lindholz

Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips

Nikolas Lobel

Bernhard Loos (D)
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig

Karin Maag

Yvonne Magwas

Dr. Thomas de Maiziére
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Alt6tting)
Dr. Michael Meister

Jan Metzler

Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Karsten Moring

Dietrich Monstadt
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Axel Miiller

Dr. Gerd Miiller

Sepp Miiller

Carsten Miiller
(Braunschweig)

Stefan Miiller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick

Petra Nicolaisen
Michaela Noll
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Dr. Georg Niillein

Wilfried Oellers

Florian OfBner

Josef Oster

Henning Otte

Sylvia Pantel

Martin Patzelt

Dr. Joachim Pfeiffer

Stephan Pilsinger

Dr. Christoph Plof3

Thomas Rachel

Kerstin Radomski

Alexander Radwan

Alois Rainer

Dr. Peter Ramsauer

Eckhardt Rehberg

Lothar Riebsamen

Josef Rief

Johannes Roring

Dr. Norbert Rottgen

Stefan Rouenhoff

Erwin Riiddel

Albert Rupprecht

Stefan Sauer

Dr. Wolfgang Schauble

Tankred Schipanski

Christian Schmidt (Fiirth)

Patrick Schnieder

Nadine Schon

Felix Schreiner

Dr. Klaus-Peter Schulze

Uwe Schummer

Armin Schuster (Weil am
Rhein)

Torsten Schweiger

Detlef Seif

Johannes Selle

Reinhold Sendker

Dr. Patrick Sensburg

Thomas Silberhorn

Bjorn Simon

Tino Sorge

Jens Spahn

Katrin Staffler

Dr. Frank Steffel

Dr. Wolfgang Stefinger

Albert Stegemann

Andreas Steier

Peter Stein (Rostock)

Sebastian Steineke

Johannes Steiniger

Christian Frhr. von Stetten

Dieter Stier

Gero Storjohann

Stephan Stracke

Max Straubinger

Karin Strenz

Michael Stiibgen

Dr. Peter Tauber

Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jiirgen Thies
Alexander Throm

Dr. Dietlind Tiemann

Antje Tillmann

Markus Uhl

Dr. Volker Ullrich

Arnold Vaatz

Oswin Veith

Kerstin Vieregge

Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries

Kees de Vries

Dr. Johann David Wadephul

Marco Wanderwitz
Kai Wegner

Marcus Weinberg (Hamburg)

Dr. Anja Weisgerber

Peter Weill (Emmendingen)

Sabine Weiss (Wesel I)

Ingo Wellenreuther

Marian Wendt

Kai Whittaker

Annette Widmann-Mauz

Bettina Margarethe
Wiesmann

Klaus-Peter Willsch

Elisabeth Winkelmeier-
Becker

Oliver Wittke

Emmi Zeulner

Paul Ziemiak

Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen

Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr

Dr. Katarina Barley
Doris Barnett

Dr. Matthias Bartke
Soren Bartol

Birbel Bas

Leni Breymaier

Dr. Karl-Heinz Brunner
Martin Burkert

Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup

Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher

Sabine Dittmar

Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glockner
Timon Gremmels
Kerstin Griese

Uli Grétsch

Michael Grof3
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Hogl

Frank Junge

Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare

Lars Klingbeil
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht

Christian Lange (Backnang)

Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lithmann
Heiko Maas

Caren Marks

Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis

Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Siemtje Moller
Falko Mohrs
Claudia Moll

Bettina Miiller

Detlef Miiller (Chemnitz)
Dr. Rolf Miitzenich
Andrea Nahles

Dietmar Nietan

Ulli Nissen

Mahmut Ozdemir (Duisburg)

Aydan Ozoguz

Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Christian Petry

Detlev Pilger

Sabine Poschmann
Florian Post

Achim Post (Minden)
Florian Pronold

Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus

Sonke Rix

René Rospel

Dennis Rohde

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Riithrich

Bernd Riitzel

Sarah Ryglewski
Johann Saathoff

Axel Schifer (Bochum)
Marianne Schieder
Udo Schiefner

Uwe Schmidt

Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi

Dr. Manja Schiile
Ursula Schulte

Martin Schulz

Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe

Stefan Schwartze
Andreas Schwarz

Rita Schwarzeliihr-Sutter
Rainer Spiering

Svenja Stadler

Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein

Kerstin Tack

Claudia Tausend
Michael Thews

Markus Tons

Carsten Trager
Marja-Liisa Vollers
Dirk Vopel
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(A) Ute Vogt
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Giilistan Yiiksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann

Marc Bernhard

Andreas Bleck

Peter Boehringer

Stephan Brandner

Marcus Biihl

Matthias Biittner

Tino Chrupalla

Joana Cotar

Dr. Gottfried Curio

Siegbert Droese

Thomas Ehrhorn

Berengar Elsner von Gronow

Dr. Michael Espendiller

Peter Felser

Dr. Anton Friesen

Dr. G6tz Fromming
(B) Dr. Alexander Gauland

Prof. Dr. Axel Gehrke

Albrecht Glaser

Franziska Gminder

Wilhelm von Gottberg

Armin-Paulus Hampel

Mariana Iris Harder-Kiihnel

Verena Hartmann

Dr. Roland Hartwig

Jochen Haug

Martin Hebner

Udo Theodor Hemmelgarn

Martin Hess

Dr. Heiko HeBBenkemper

Karsten Hilse

Nicole Hochst

Martin Hohmann

Dr. Bruno Hollnagel

Leif-Erik Holm

Fabian Jacobi

Dr. Marc Jongen

Uwe Kamann

Jens Kestner

Norbert Kleinwéachter

Enrico Komning

Steffen Kotré

Dr. Rainer Kraft

Ridiger Lucassen

Jens Maier

Dr. Lothar Maier

Dr. Birgit Malsack-
Winkemann

Corinna Miazga

Andreas Mrosek

Hansjorg Miiller

Volker Miinz

Sebastian Miinzenmaier

Christoph Neumann

Jan Ralf Nolte

Ulrich Oehme

Gerold Otten

Tobias Matthias Peterka

Paul Viktor Podolay

Stephan Protschka

Martin Reichardt

Roman Johannes Reusch

Ulrike Schielke-Ziesing

Jorg Schneider

Thomas Seitz

Martin Sichert

Detlev Spangenberg

Dr. Dirk Spaniel

René Springer

Beatrix von Storch

Dr. Alice Weidel

Dr. Harald Weyel

Wolfgang Wiehle

Dr. Heiko Wildberg

Dr. Christian Wirth

Uwe Witt

FDP

Grigorios Aggelidis

Renata Alt

Christine Aschenberg-
Dugnus

Nicole Bauer

Jens Beeck

Nicola Beer

Mario Brandenburg

Dr. Jens Brandenburg
(Rhein-Neckar)

Dr. Marco Buschmann

Karlheinz Busen

Carl-Julius Cronenberg

Britta Katharina Dassler

Bijan Djir-Sarai

Christian Diirr

Hartmut Ebbing

Dr. Marcus Faber

Daniel Fost

Otto Fricke

Thomas Hacker

Katrin Helling-Plahr

Markus Herbrand

Torsten Herbst

Katja Hessel

Dr. Gero Clemens Hocker

Manuel Hoferlin

Dr. Christoph Hoffmann

Reinhard Houben

Olaf In der Beek

Gyde Jensen

Dr. Christian Jung

Thomas L. Kemmerich

Karsten Klein

Dr. Marcel Klinge

Katharina Kloke

Daniela Kluckert

Pascal Kober

Dr. Lukas Kohler

Carina Konrad

Wolfgang Kubicki

Konstantin Kuhle

Alexander Kulitz

Ulrich Lechte

Christian Lindner

Michael Link (Heilbronn)

Till Mansmann

Dr. Jiirgen Martens

Christoph Meyer

Alexander Miiller

Roman Miiller-B6hm

Frank Miiller-Rosentritt

Dr. Martin Neumann
(Lausitz)

Hagen Reinhold

Bernd Reuther

Dr. Stefan Ruppert

Dr. h. c. Thomas Sattelberger

Christian Sauter

Frank Schéffler

Dr. Wieland Schinnenburg

Matthias Seestern-Pauly

Frank Sitta

Judith Skudelny

Bettina Stark-Watzinger

Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann

Benjamin Strasser
Katja Suding

Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar

Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser

Nicole Westig

DIE LINKE. (©)

Doris Achelwilm
Gokay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gosta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Birke Bull-Bischoff
Jorg Cezanne

Sevim Dagdelen
Fabio De Masi

Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst

Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke

Dr. Gregor Gysi
Heike Hénsel

Dr. André Hahn
Matthias Hohn
Andrej Hunko

Ulla Jelpke

Kerstin Kassner (D)
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping

Jan Korte

Jutta Krellmann
Caren Lay

Sabine Leidig

Ralph Lenkert
Stefan Liebich

Dr. Gesine Lotzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Cornelia M6hring
Amira Mohamed Ali
Niema Movassat
Norbert Miiller (Potsdam)
Zaklin Nastic

Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord

Petra Pau

Séren Pellmann
Victor Perli

Tobias Pfliiger
Ingrid Remmers
Martina Renner
Bernd Riexinger

Eva-Maria Elisabeth
Schreiber
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Dr. Petra Sitte

Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti

Kathrin Vogler

Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel

Sabine Zimmermann
(Zwickau)

BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock

Margarete Bause

Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Delig6z

Katja Dorner
Katharina Droge
Harald Ebner
Matthias Gastel

Kai Gehring

Stefan Gelbhaar
Katrin Goring-Eckardt
Erhard Grundl

Anja Hajduk

Britta Ha3elmann

Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek

Dr. Kirsten Kappert-Gonther

Uwe Kekeritz

Katja Keul

Maria Klein-Schmeink
Oliver Krischer

Stephan Kiihn (Dresden)
Christian Kiihn (Tiibingen)
Renate Kiinast

Markus Kurth

Monika Lazar

Sven Lehmann

Steffi Lemke

Dr. Tobias Lindner
Claudia Miiller

Beate Miiller-Gemmeke
Ingrid Nestle

Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour

Cem Ozdemir

Friedrich Ostendorff
Lisa Paus

Filiz Polat

Tabea RoBner

Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Riiffer

Manuel Sarrazin

Ulle Schauws

Dr. Gerhard Schick

Dr. Frithjof Schmidt
Stefan Schmidt

Kordula Schulz-Asche

Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn

Margit Stumpp
Markus Tressel
Jiirgen Trittin

Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner

Fraktionslos

Mario Mieruch

Dr. Frauke Petry

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgefiihrt.

Anlage 4

Ergebnisse und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl von Mitgliedern des Sondergremiums geméf} § 3
Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes teilgenommen haben

(Zusatztagesordnungspunkt 3 d)

Abgegebene Stimmkarten: 657

Ergebnis der Wahl eines ordentlichen Mitglieds

Abgeordnete/r

Ja-Stimmen*

Nein-Stimmen

Enthaltungen

Ungiiltige Stimmen

Peter Boehringer

329

276

51

1

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Abgegebene Stimmkarten: 658

Ergebnis der Wahl der stellvertretenden Mitglieder

Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungiiltige Stimmen
Dr.Birgit Malsack- 307 263 67 1
Winkemann

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron

Stephan Albani

Namensverzeichnis

Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor

Artur Auernhammer

Peter Aumer
Dorothee Bér

Thomas Bareif3

Maik Beermann
Manfred Behrens (Borde)

Veronika Bellmann

©
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(A) Sybille Benning

(B)

Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer

Marc Biadacz

Steffen Bilger

Peter Bleser

Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus

Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Marie-Luise Dott
Michael Donth
Hansjorg Durz
Thomas Erndl
Hermann Firber

Uwe Feiler

Enak Ferlemann

Axel E. Fischer (Karlsruhe-
Land)

Dr. Maria Flachsbarth

Thorsten Frei

Dr. Hans-Peter Friedrich
(Hof)

Michael Frieser

Hans-Joachim Fuchtel

Ingo Gédechens

Dr. Thomas Gebhart

Alois Gerig

Eberhard Gienger

Eckhard Gnodtke

Ursula Groden-Kranich

Hermann Grohe

Klaus-Dieter Grohler

Michael Grosse-Bromer

Astrid Groteliischen

Markus Griibel

Manfred Grund

Oliver Grundmann

Fritz Giintzler

Olav Gutting

Christian Haase

Florian Hahn

Dr. Stephan Harbarth

Jiirgen Hardt

Matthias Hauer

Mark Hauptmann

Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte

Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier

Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jiirgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung

Ingmar Jung

Alois Karl

Anja Karliczek
Torbjorn Kartes
Volker Kauder

Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kiefling

Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein

Axel Knoerig

Jens Koeppen

Carsten Korber
Markus Koob
Alexander Krauf3
Gunther Krichbaum
Dr. Giinter Krings
Riidiger Kruse

Dr. Roy Kiihne
Michael Kuffer

Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Katharina Landgraf
Ulrich Lange

Dr. Silke Launert

Jens Lehmann

Paul Lehrieder

Dr. Katja Leikert

Dr. Andreas Lenz

Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius

Andrea Lindholz

Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips

Nikolas Lobel
Bernhard Loos

Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig

Karin Maag

Yvonne Magwas

Dr. Thomas de Maiziére

Dr. Astrid Mannes

Matern von Marschall

Hans-Georg von der Marwitz

Andreas Mattfeldt

Stephan Mayer (Altétting)

Dr. Michael Meister

Jan Metzler

Dr. h. ¢. Hans Michelbach

Dr. Mathias Middelberg

Karsten Moring

Dietrich Monstadt

Marlene Mortler

Elisabeth Motschmann

Axel Miiller

Dr. Gerd Miiller

Sepp Miiller

Carsten Miiller
(Braunschweig)

Stefan Miiller (Erlangen)

Dr. Andreas Nick

Petra Nicolaisen

Michaela Noll

Dr. Georg Niif3lein

Wilfried Oellers

Florian OBner

Josef Oster

Henning Otte

Sylvia Pantel

Martin Patzelt

Dr. Joachim Pfeiffer

Stephan Pilsinger

Dr. Christoph Plof3

Thomas Rachel

Kerstin Radomski

Alexander Radwan

Alois Rainer

Dr. Peter Ramsauer

Eckhardt Rehberg

Lothar Riebsamen

Josef Rief

Johannes Roring

Dr. Norbert Réttgen

Stefan Rouenhoff

Erwin Riiddel

Albert Rupprecht

Stefan Sauer

Dr. Wolfgang Schiuble

Tankred Schipanski

Christian Schmidt (Fiirth)

Patrick Schnieder

Nadine Schon

Felix Schreiner

Dr. Klaus-Peter Schulze

Uwe Schummer

Armin Schuster (Weil am ©)
Rhein)

Torsten Schweiger

Detlef Seif

Johannes Selle

Reinhold Sendker

Dr. Patrick Sensburg

Thomas Silberhorn

Bjorn Simon

Tino Sorge

Jens Spahn

Katrin Staffler

Dr. Frank Steffel

Dr. Wolfgang Stefinger

Albert Stegemann

Andreas Steier

Peter Stein (Rostock)

Sebastian Steineke

Johannes Steiniger

Christian Frhr. von Stetten

Dieter Stier

Gero Storjohann

Stephan Stracke

Max Straubinger

Karin Strenz

Michael Stiibgen

Dr. Hermann-Josef Tebroke

Hans-Jiirgen Thies

Alexander Throm (D)

Dr. Dietlind Tiemann

Antje Tillmann

Markus Uhl

Dr. Volker Ullrich

Arnold Vaatz

Oswin Veith

Kerstin Vieregge

Volkmar Vogel (Kleinsaara)

Christoph de Vries

Kees de Vries

Dr. Johann David Wadephul

Marco Wanderwitz

Kai Wegner

Marcus Weinberg (Hamburg)

Dr. Anja Weisgerber

Peter Weill (Emmendingen)

Sabine Weiss (Wesel I)

Ingo Wellenreuther

Marian Wendt

Kai Whittaker

Annette Widmann-Mauz

Bettina Margarethe
Wiesmann

Klaus-Peter Willsch

Elisabeth Winkelmeier-
Becker

Oliver Wittke
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Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen

Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr

Dr. Katarina Barley
Doris Barnett

Dr. Matthias Bartke
Soren Bartol

Bérbel Bas

Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier

Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde

Martin Burkert

Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup

Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar

Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken

Yasmin Fahimi

Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glockner
Timon Gremmels
Kerstin Griese

Uli Grotsch

Michael Grof3

Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler

Dr. Eva Hogl

Frank Junge

Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs

Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare

Lars Klingbeil
Daniela Kolbe

Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lithmann
Heiko Maas

Caren Marks

Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis

Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Siemtje Moller
Falko Mohrs
Claudia Moll

Bettina Miiller
Detlef Miiller (Chemnitz)
Dr. Rolf Miitzenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan

Ulli Nissen

Mahmut Ozdemir (Duisburg)
Aydan Ozoguz
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Christian Petry
Detlev Pilger

Sabine Poschmann
Florian Post

Achim Post (Minden)
Florian Pronold

Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sonke Rix

René Rospel

Dennis Rohde

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Riithrich
Bernd Riitzel

Sarah Ryglewski
Johann Saathoff

Axel Schifer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner

Uwe Schmidt

Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi

Dr. Manja Schiile
Ursula Schulte

Martin Schulz

Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe

Stefan Schwartze
Andreas Schwarz

Rita Schwarzeliihr-Sutter
Rainer Spiering

Svenja Stadler

Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein

Kerstin Tack

Claudia Tausend
Michael Thews

Markus Tons

Carsten Trager
Marja-Liisa Vollers
Dirk Vépel

Ute Vogt

Gabi Weber

Bernd Westphal

Dirk Wiese

Giilistan Yiiksel
Dagmar Ziegler

Stefan Zierke

Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jiirgen Braun
Marcus Biihl
Matthias Biittner
Tino Chrupalla
Joana Cotar

Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow

Dr. Michael Espendiller
Peter Felser

Dr. Anton Friesen

Dr. G6tz Fromming

Dr. Alexander Gauland
Prof. Dr. Axel Gehrke
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Wilhelm von Gottberg
Armin-Paulus Hampel
Mariana Iris Harder-Kiihnel
Verena Hartmann

Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug

Martin Hebner

Udo Theodor Hemmelgarn
Martin Hess

Dr. Heiko HeBenkemper
Karsten Hilse

Nicole Hochst

Martin Hohmann

Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Johannes Huber

Fabian Jacobi

Dr. Marc Jongen

Uwe Kamann

Jens Kestner

Norbert Kleinwéachter
Enrico Komning
Steffen Kotré

Dr. Rainer Kraft
Riidiger Lucassen

Jens Maier

Dr. Lothar Maier

Dr. Birgit Malsack-
Winkemann

Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjorg Miiller

Volker Miinz

Sebastian Miinzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte

Ulrich Oehme

Gerold Otten

Tobias Matthias Peterka
Paul Viktor Podolay
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Jorg Schneider
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(A) Thomas Seitz

(B)

Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth
Uwe Witt

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt

Christine Aschenberg-
Dugnus

Nicole Bauer

Jens Beeck

Nicola Beer

Mario Brandenburg

Dr. Jens Brandenburg
(Rhein-Neckar)

Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Diirr
Hartmut Ebbing

Dr. Marcus Faber
Daniel Fost

Otto Fricke

Thomas Hacker

Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst

Katja Hessel

Dr. Gero Clemens Hocker

Manuel Héferlin

Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben

Olaf In der Beek

Gyde Jensen

Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein

Dr. Marcel Klinge
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober

Dr. Lukas Kohler
Carina Konrad

Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Ulrich Lechte

Christian Lindner
Michael Link (Heilbronn)
Oliver Luksic

Till Mansmann

Dr. Jiirgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Miiller
Roman Miiller-B6hm
Frank Miiller-Rosentritt

Dr. Martin Neumann
(Lausitz)

Hagen Reinhold

Bernd Reuther

Dr. Stefan Ruppert

Dr. h. c. Thomas Sattelberger
Christian Sauter

Frank Schiffler

Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta

Judith Skudelny

Bettina Stark-Watzinger

Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann

Benjamin Strasser
Katja Suding

Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar

Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser

Nicole Westig

DIE LINKE.

Doris Achelwilm
Gokay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Goésta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Birke Bull-Bischoff
Jorg Cezanne

Sevim Dagdelen

Fabio De Masi

Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke

Dr. Gregor Gysi
Heike Hénsel

Dr. André Hahn
Matthias H6hn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke

Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping

Jan Korte

Jutta Krellmann
Caren Lay

Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Stefan Liebich

Dr. Gesine Lotzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Cornelia Mohring
Amira Mohamed Ali
Niema Movassat

Norbert Miiller (Potsdam)

Zaklin Nastic

Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord

Petra Pau

Séren Pellmann
Victor Perli

Tobias Pfliiger

Ingrid Remmers
Martina Renner
Bernd Riexinger

Eva-Maria Elisabeth
Schreiber

Dr. Petra Sitte

Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti

Kathrin Vogler

Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel

Sabine Zimmermann ©)
(Zwickau)

BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Luise Amtsberg

Kerstin Andreae

Lisa Badum

Annalena Baerbock
Margarete Bause

Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger

Dr. Anna Christmann
Ekin Deligéz

Katja Dorner

Katharina Droge

Harald Ebner

Matthias Gastel

Kai Gehring

Stefan Gelbhaar

Katrin Goring-Eckardt
Erhard Grundl

Anja Hajduk

Britta Halelmann

Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz (D)
Dieter Janecek

Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Uwe Kekeritz

Katja Keul

Maria Klein-Schmeink
Oliver Krischer

Stephan Kiihn (Dresden)
Christian Kiihn (Tiibingen)
Renate Kiinast

Markus Kurth

Monika Lazar

Sven Lehmann

Steffi Lemke

Dr. Tobias Lindner
Claudia Miiller

Beate Miiller-Gemmeke
Ingrid Nestle

Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour

Cem Ozdemir

Friedrich Ostendorff
Lisa Paus

Filiz Polat

Tabea RoBner

Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann




(A)

(B)

2482 Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 26. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Corinna Riiffer Stefan Schmidt

Manuel Sarrazin Kordula Schulz-Asche
Ulle Schauws Dr. Wolfgang Strengmann-
Dr. Gerhard Schick Kuhn

Dr. Frithjof Schmidt Margit Stumpp

Markus Tressel Fraktionslos
Jiirgen Trittin Mario Mieruch

Dr. Julia Verlinden Dr. Frauke Petry

Daniela Wagner

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgefiihrt.

Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer StraRRe 116, 66121 Saarbriicken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwésche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kdln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333

©

D)



	26. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 3 Jahresabrüstungsbericht 2017
	TOP 4 Enquete-Kommission: Direkte Demokratie
	TOP 6 Wohnungsbau
	TOP 22, ZP 2 Überweisungen im vereinfachten Verfahren
	TOP 23 Abschließende Beratungen ohne Aussprache
	TOP 7, ZP 3 Wahlen zu Gremien
	ZP 4 Aktuelle Stunde zu dem UN-Regelwerk „Global Compact for Migration“
	TOP 5 Jahresberichte 2016 und 2017 des Wehrbeauftragten
	TOP 8 Bundeswehreinsatz vor Somalia (Atalanta)
	TOP 9 Armut in Deutschland
	TOP 10 Bundeswehreinsatz in Mali (EUTM Mali)
	ZP 5 Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung
	TOP 11 IT-Sicherheit
	TOP 12, ZP 6 Überprüfung der EU-NO2-Grenzwerte
	TOP 13 Rechtssicherheit im internationalen Investitionsschutz
	TOP 14, ZP 7 Technische Nachrüstung von Diesel-Pkw
	TOP 15 Änderung des Asylgesetzes
	TOP 16 Christenverfolgung
	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4






